


4 #) "A 

Pr fd * EB N.) * 
477 * f .- r } 
L = 2 / 
* — In 


.. 






BIBLIOTHECA 
 REGIA. . 
MONACENSIS. 





* 
— 
- 
” 
. 
« 
- 
1 ® F2 
» 
‘ 
’ . ’ 
D 
- - 
* 
- 
“ 
I» 
. 
m 
* 
" J 
- 4. 
x 
’ 
’ 
” 
. . 
N » 
- 
. 
® F . 
* 
= ‘ 
- 
- 
. 
— 
“ 
* 
- 
. ” 
- - * — 
— 
P » 
» 
- 
+ 
® 
r ß 
Pi 
» D P} 
“ 





Digitized by Google 


8 
u 
* 
N 
’ 
- 
- 
— 
* 
* 
* 
* ‘ 


Digitized by Google 


e2 
Pu 
® 


Entwürfe 


einem verbefjerten 


Hypotheken. 


und 


Bwangsveräusserungsgeset; 
für 
Kheinbayern, 
nebft 
Motiven und Beilagen, 


ö— — in OO ED — — — 
Zweibrücken, 1835, 
Gedruckt bei Georg Kitter 


Ne A 


u Entwurf 
eines Geſetzes, die Verbefierung des Hypothekenweſens 
und die Sicherftellung ded Immobiliar⸗Eigenthums 
Im Nheinkreife betreffend. 


SFudwi g 
von Gottes Gnaden König von Bayern. 





Um ben vielfältigen und gegründeten Klagen über bie 
Mangelhaftigkeit des im Nheinkreife beftebenden Hypothe⸗ 
fenwefend und bie daraus hervorgehende Lähmung bes 
allgemeinen Greditd, fo wie über die Linficherheit des 
Grundeigenthums und ded Verkehrs mit Immobilien übers 
haupt, auf eine wirffame und dauernde Weife abzuhelfen, 
obne in das Ganze der in jenem Kreife geltenden Givils 
‚gefeßgebung zu tief einzugreifen, verordnen Wir, nad 
Bernehmung Unſeres Staatsrathed, mit Beirath und Zus 
flimmung Lnferer Lieben und Getreuen, ber Stände des 


Reiche, wie folgt: 
1 


J. 


t2 


Erſter Abſchnitt. 
Bon den Beräußerungen und Erwerbstiteln. 
Art. A. 
Alle Rechtsgefchäfte unter Lebenden, wodurd das Eis 


genthum oder die Nutznießung eines unbeweglichen Gutes 


veräußert, ‚oder ein antichretifches Genußredht beftellt wird, 


follen fünftig durch autbentifce Urfunden verbrieft 


und durch wörtliche Eintragung (Trangfeription) in ein 
öffentliches Veraͤußerungsbuch zur Publizität gebracht 


. werden. Bid zu Diefer Zrangfcription findet der Ueber- 


gang der veräußerten Rechte, ſelbſt unter den contrahirenden 
Theilen, nicht Statt, und der avm⸗ er eine blofe 
Entichädigungsflage, Ä 

Die obigen Verfügungen follen Br Ar —— 


ſo wie auf Theilungen unter ſonſtigen Miteigenthuͤmern, 


in ſo weit beide — —— begreifen, ihre 
Anwendung finden. 

Die Fuͤhrung * Veraͤußerungsbuͤcher iſt den koͤnigl. 
Hentämtern anvertrant, und bie anf einem Rentamte 
gefchehene Trangfeription hat nur für diejenigen Güter, 
melde in deſſen Amtsbezirk Tiegen, rechtliche Wirfung 
Die Paraphirung der zu diefem Gefchäfte erforberlichen 
Bücher, in fo weit das‘ Gefeg dieſe Foͤrmlichkeit vorfchreibt, 
ſoll durch den koͤnigl. Friedensrichter des Cantons gefchehen, 
in welchem das Rentamt ſeinen Sit hat. 


Wenn ein — vbiger rt durch 


diefelbe Perfon fireceffiv an verſchiedene Judividnen ver⸗ 


Anßert wird, fo gebührt der Borzug, ohne Ruͤchſicht auf 


dad Damme der Urkunden, derjenigen, welche zueuft ramdn 


feribirt worden if. Sind beide an demfelben Tage trand⸗ 


ſcribirt, fo entfcheidet die frühere Eintragung in das 
Einlaufregiſter. 
Art. 3. 

Der Gläubiger, welcher bis zum Tage der Transſcription 
der Veräußerung, und mit Einfchluß diefed Tages, gegen 
den Beräußerer ein Privilegium oder Hypothekarrecht auf 
das veräußerte Gut erworben bat, iſt befugt, daffelbe, 
fofern es überhaupt der Einfchreibung bedarf, bid zum 
Ablauf einer Krift von vierzehn vollen Tagen nad der 
Transfeription eimfchreiben zu laffen. Eine fpätere Eins 
ſchteibung ift binfichtlich des veräußerten Gutes ohne 
"Wirkung ; umbefchadet der durd den Art. 47 fefigefegten 
Friſt von ſechs Monaten für die Einfchreibung bed dort 
bezeichneten Privilegiums. 

Yrt. 4 

Dem Notär, welcher eine der im Art 4 erwähnten 
Urkunden aufnimmt, wird zur-befondern Pflicht gemacht, 
auf die richtige und genaue Bezeichnung ber Immobiliar⸗ 
Gegenftände die größte Sorgfalt zu verwenden umb na⸗ 
mentlih auch den Buchftaben und die Nummer der Sek— 
tions⸗ oder fonftigen Grundbuͤcher jedesmal anzugeben. 
Er ift außerdem bei yerfönlicher Verantwortlichfeit vers 
bunden, die Urfunde ohne Verzug dem Nentamte oder ben 
Rentämtern, in deren Amtebezirf die Güter liegen, gegen 
eine vorläufige, auf freiem Papier zu ertheilende und mit 
der Nummer des Einlaufregiſters zu verſehende Cmpfangs⸗ 
beſcheinigung, zur Transſcription vorzulegen, und zwar 
dem Rentamte ſeines amtlichen Wohnſitzes ſpaͤteſtens ins 
nerhalb fuͤnf Tagen, jedem andern aber innerhalb vierzehn 
Tagen. 

Geſchieht die Transſcription auf dem Rentamte des 
amtlichen Wohnſitzes, fo hat der Notaͤr zu dem Ende das 
Original der Urkunde vorzulegen. 


Findet fie auf einem auswärtigen Nentamte Statt, fo 
foll ed dem Notär frei ftehen, entweder das Original dahin 
zu fenden, oder zum Behuf der Trangfeription eine bes 
glaubigte Abfchrift der Urkunde auf freiem Papier zu 
fertigen und dem Nentbeamten zu übermachen. Diefe 
Abſchrift ift nach gefchebener Transfeription dem Originale 
beizubeften. Sie fann vor der Regifirirung des Originals 
audgefertigt werben. 

Bezieht fih die Urkunde nur theilmeife auf das zu 
trangfcribirende NRechtögefchäft, fo fteht es in der Wahl 
bes Notärd, auf dem Original zu bemerken, für welchen 
Theil der Urfunde die ZTrangfeription begehrt wird, oder 
für dieſen Theil einen Auszug nady obiger Borfchrift zu 
fertigen. 

Die Beftimmungen des gegenwärtigen Artifels gelten 
auch für alle übrigen Beamten, welche authentifche Akten, 
wodurch ein Rechtsgefchäft der im Art. 4 erwähnten Art 
beurfundet wird, in amtliche Verwahrung 

Art. 5. 
. Der Rentbeamte bat ben Empfang der Urfunde fogleich 
in einem Regiſter zu buchen, und die Trangfeription felbft, 
bei yerfönlicher Verantwortlichfeit, unter dem Datum dies 
fe8 Empfangs vorzunehmen. Er foll die gefchebene Trans 
feription fo wie den Empfang der Gebühren am Fuß der 
Urfunde befcheinigent. 

Der Notär ober fonftige gefegliche Bewahrer ber Ur- 
funde bat bei jeder Ausfertigung auch die Trandferiptionds 
befcheinigung mit einzuführen. 

Art. 6 

Die dur den Art. 2108 des bürgerlichen Gefeßbuches 
angeordnete Einfchreibung von Amtswegen fol fernerhin 
nicht Statt finden. 


Zweiter Abfhnitt 
Bon Eheverträgen und SmmobiliarsBefhlagnahmen. 


Art. 7. 


Eheverträge, woburd Immobiliar » Gegenftände, nad 
Maaßgabe des Art. 1554 des bürgerlichen Geſetzbuches, 
unveräußerlich werden, follen gleihfalls, für diefen 
Theil ihres Inhaltes, der Transfeription nach den obigen 
Borfchriften unterworfen und bis dahin ohne Wirfung 
gegen Dritte ſeyn. 


Art 8 


Jede Beſchlagnahme unbeweglicher Güter fol, vor der 
Zuftelung an den Schuldner, nach den Vorfchriften der 
Art. 4 und 5 trangfcribirt werden. Doc) foll diefe Trans 
feription nur das Datum der Befchlagnahme, fo wie die 
Bezeichnung der Partheien und ber in Befchlag genom- 
menen Güter enthalten. 


Unterbleibt die Trangfcription, fo ift das durch den 


Art. 692 der bürgerlichen Prozeßordnung ausgefprochene 
Verbot ohne Wirkung gegen Dritte, 


tet aAbfihnitt 
ml, Geffiohen, Arreften und Vorauszahlungen bei 
WBerpachtungen. 

* Art. 9. 

** Bei Berpadhtungen unbeweglicher Güter fol die Geffion 
der Pachtſchillinge, oder der darauf angelegte Arreſt, den 
Dritten, welche ſpaͤter hypothekariſche oder andere ding⸗ 
liche Rechte auf das Grunoſtuͤck erwerben, nur dann ent⸗ 
gegengefeßt werden können, wenn vor diefem Erwerb die 
Eeffion nebft der Berpachtungsurfunde, fo weit Reßtere 


den Gegenftanb ber Ceſſion betrifft, oder im Fall eines 
Arreſtes der Arreftaft, auf dem betreffenden Rentamte 
transferibirt worden find. 

Daffelbe gilt von Vorauszahlungen, welche der Pächter 
auf ben Pachtſchilling an den Verpaͤchter leiftet; in wel— 
chem Falle die Quittung, welche die Vorauszahlung beurs 
kundet, fammt der ——— — der RER 
unterliegen. 

Die Transfeription der Berpachtungsurfunde felbit iſt 
jeboch nicht erforderlich, wenn der Geffionsaft oder bie. 
Quittung eine genaue Bezeichnung der Grundftüde ent 
hält, worauf diefe Akten fich beziehen. 

Die Beflimmungen des gegenwärtigen Artifele ſollen 
nur in ſo weit ihre Anwendung finden, als die Ceſſion, 
ber Arreſt oder die Vorauszahlung mehr als den Pachts 
fhiling des laufenden Jahres und eines weitern in fich 
begreift. 


Vierter Abſchnitt. 
Don ben Koſten der Zransfcription. 
Art. 10. 

Es fol fünftighin für alle in den vorhergehenden Abs 
ſchnitten erwähnten Trangferiptionen außer der Stempels 
gebühr feine weitere Abgabe an die Staatskaſſe entrichtet; 
werden. . 

Dies gilt auch von denjenigen Rechtsgeſchaͤften, welche 
zwar vor dem Zeitpunkte, wo das gegenwärtige Geſetz in 
Wirkſamkeit tritt, abgeſchloſſen wurden, aber erſt nach 
demſelben zur Trandfeription. fommen, 


j 


7 


yet 


gg 1 n 2 te pi Ab {dm a ndppsd 
Bon dem Reforitlonsregte —4 a 

























— meer 
Bei den im Art. 4 bezeichneten Rearsg eihäften fo 
unbefjabet der Beftimmungen des Act, ABl, „das 2 Rafon 
tionsrecht wegen Nichterfüllung, der, Bebi jungen . gleich 
viel ob es auf einer; ausdrücklichen Stipu ation, ot era 


der durch den Art, 4184 des bürge: rlichen Ka 
aufgeſtellten gefeglichen  Bermuthung berube,. r 
länger als fünf Jahre nach dem Datum der Zrangj it n 
bed Vertrages gegen Dritte wirfjam bleiben, wenm 
balb diefer Zeit für die Forderung oder Leiftung, w 
das Refolutionsrecht ſich bezieht, eine Einſchreibung 
dem Hypotbekenamte in geſetzlicher Form genommen mo 
den ift. Diefe Finfchreibung muß die ausdr aliche 477 
wäbnung enthalten, daß fie ar Wahrung des 9 * one 
rechts geichehe. 
Wird die Einfchreibung erft nach Ablauf. der. ft Fünf 
Jahre erwirft, fo fol fie das Refolntionsred ht ür h 
fichtlich der, erft nach der N ebenen Rech 
Dritter fiherm {et 
Jede Stipulation, vermöge weld er bie 
der Bedingungen das Eigenthum ·d ei i 
vorbehalten wird; fol hinſichtlich — timmun 
gegenwaͤrtigen ———2 ie 
tet werden, wenn ber Ermerben in. den - des Gutes 
oeſebt worden iſt. 1 
ir. anne 5 3 5:2 rl 
vo Fat eines gerichtlichen Rangordnungsverfahrens 
ſollen biejenigen, welchen auf eines oder mehrere der ver⸗ 
aͤußerten Grundſtuͤcke ein Reſolutlonsrecht zuſteht, durch 


8 

ben .betreibenden. Theil nad Vorfchrift des, Art. 753 ber 
bürgerlichen Prozeßordnung in ihrem erwählten, oder in 
Erimangelung eines folhen, in ihrem wirklichen Wohnfige 
aufgefordert werben, ihre Rechte bei dem — — 

wo een zu machen. 

s Reſolutionsrechts Mr ‚, bei Berluft 

feiner Rechte, gehalten, biefer Aufforderung nad) den Ber 

ſtimmungen der Art, 754 und 757 der bürgerlichen Pros 
Borbnung Genäge zu leiften und in jedem Fall eine 
iquibation der Forderung oder des Reſtguthabens, worauf 

eſolutionsrecht fich bezieht, einzureichen. 2 



















Er foll zugleich erflären, ob er für die Korderung eine 
fung verlange, oder ob er fi lediglich an das Res 


Art er fich für die Anweifung und erhält er auch 
de vollſtaͤndig, fo ift das Reſolutionsrecht durch die 
ng der Anweifung ROH. 


* nicht zu Theil, fo ſoll, wenn das 
ſolutionsrecht nicht beftritten ift, der Erlös des betref- 
en Grunpftätee in die rate nun witbegeiffen 









Anfteigerer Dee Mh f 
In allen Fällen bleibt jeder ©: 
lichen Schluß bed Verfahrens befugt, Inh 

d * J 


fommt Zinſen und Kofen, —— und dadurch da 
nNeſolutionsrecht zu. beſeitigen. ar) ER 


’REcT Art. ‚43. 

Iſt der Inhaber des Reſolutionsrechts außerhalb bes 
Mheinfreifes wohnhaft, und befteht weder in einer Eins 
fchreibung noch in dem trangferibirten Vertrage felbft die 
Ermwählung eined Wohnfiges, fo haben die in Folge bes 
vorhergehenden Artifels an ihn zu machenden Zuftellungen 
auf der Gerichtfchreiberei des Bezirfsgerichts , ale 
gefeglichen Domizile, zu gefchehen. 


Sechster Abſchnitt. 
Von den Privilegien und Hopotheken. 


Art 14. 

Das geſetzliche Privilegium, welches nach den Art. 
2103, 2408 und 2109 des buͤrgerlichen Geſetzbuches dem 
Verkäufer und dem fubrogirten Darleiher des Kaufpreiſes, 
fo wie dem Miterben oder Miteigenthümer in Folge der 
Theilung zufteht, ſoll künftig durch die bloße Transſcrip⸗ 
tion der Berfaufsurfunde oder des Theitungsaftes, und 
ohne daß es einer befondern Einfchreibung im Hypotheken⸗ 
buche bedarf, auf die Dauer von fünf Jahren, auch den 
fpätern Erwerbern gegenüber, geſichert ſeyn. Weirerhin 
fol. dafjelbe Kur dann fortbeftehen , wenn. vor Ablauf der 
fünf Jahre für die Forderung, an welche das Privilegium 
gefnüpft iſt, eine — dem — 
— wurde. 


Findet die Einſchreibung erſt ſpater Statt; e giebt 
fie ein bloßes Hopothelarrecht, mit sun vom a * 
Einſchreibung. * 

Die Sicherung des privilehiums und die des — 
tionsrechtes, nach Maaßgabe des Art. 14, kann a. eine 
und dieſelbe Einfchreibung gefchehen. 

Die gefeglichen Vorſchriften, welche bei dem Berfähten 


10 — 


der Zwangsveräußerung, ber. Rangorbnung unb der Pur⸗ 
gation die Zuftellung gewifler Akten au die eingefchriebenen 
Gläubiger anordnen, find anf den privilegirten Verkäufer, 
Darleiher und Theilungsgenoffen auch während ber erfien 
fünf Jahre anwendbar, felbft wenn noch feine — 
bung fuͤr das Privilegium genommen iſt. 
Art. 15. 


Bei Schenkungen unter Lebenden, welche das eig 
thum oder die Nutznießung eined unbeweglichen Gutes 
zum Gegenftand haben, fteht dem Schenfgeber gleichfalls 
ein Privilegium zur Sicherheit der Zahlungen oder Leis 
ftungen zu, melde er für fi flipulirt, fo wie für bie 
Anfchlagsfumme, welche er feitgefegt bat. 

Die Transfeription der Schenfungsurfunde fol ſowohl 
biefes Privilegium als auch das Reſolutionsrecht des 
Schenkgebers ſichern, ohne daß es nad Ablauf.von fünf 
Jahren einer weitern Cinfchreibung bedarf. Der, legte 
Abſatz des vorhergehenden Artikels —— auch hier beint 
—————— | ze 

Art. 16. | J 


— Art. 2152 des bürgerlichen Geſetzbuches, die Veri 
‚ Änderung des erwählten oder wirklichen Wohnfiges betref- 
fend, fol auch auf transforibirte Urfunden in analoge 
Anwendung kommen. In den Fällen der Art. 11 und 14 
ift die Veränderung, wenn fie in den erften fünf Jahren 
Statt. findet, ſowohl bei der Transſcription als auch bei 
der etwa ſchon genommenen Einſchreibung vorzumerken. 
Später iſt die Bat er bei ber ee fi, 
— — — — 
— Art. > Au Ba 

Die Einſchreibung, welche der Art; 2140. des ar 

lichen Gefegbucpes. in Bezug. ‚auf Daß. Privileginm des 


11 
Architekten, Unternehmers und anderer Werkmeifter, fo wie 
der darauf. bezüglichen Darlehen vorſchreibt, fol kuͤnftig 
innerhalb ſechs Monaten, vom Tage der Vollendung des 
Werkes gerechnet, Statt finden. Gefchieht fie fpäter, fo 
bört die Forderung auf, privilegirt zu fegn, und behält 
bloß einen bypothefarifchen Rang nah dem Datum der 
genommenen Inſcription. | 

Art. 48 

Die Berjährung der Privilegien und Hypothefen fol 
fünftig, auch. binfichtlich des dritten Beſitzers, nur mit der 
bes Klagerechts, zu deffen Sicherung fie dienen, eintreten. 
Doch fann die Unterbrebung der Verjährung durh Ans 
erfennung oder Berfolgungen dem dritten Beſitzer nur 
dann entgegengefeßt werden, wenn die Anerfennung von 
ibm ausging, oder die Verfolgung gegen ihn gerichtet war. 

ht: POLE Art. 49. 

Die geieplichen Hupotbefarrechte, welche ber Art. 2135 
den Minderjä prigen, Interdizirten und Ehefrauen verleiht; 
d ie vor auch ohne Einfchreibung wirkſam 
bleiben * jedoch unter den in den nachfolgenden Artikeln 
Westen Mopifkationen.* 

RA Bere Art. 20. 
Der Bormund fol, unbefchadet der Rechte, welche die 
2141, 2142, 2143, 2161, 2162 , 2163, 2164 und 
—9 des Virgerficpen Geſrbbug⸗ ihm bereit3 zur Er⸗ 
leichterung der ihn treffenden Generalhypothek verleihen, 
ſtets befugt feyn,' die Befreiung einzelner Grundſtuͤcke von 
der Generalhypothek, unbeſchadet der letzten hinſichtlich 
feines übrigen Immobitirvermögens, bei dem Familienrathe 
zu Beantragen. Der Nebenvornmmd iſt, außer den Mit⸗ 
gliedern des Familientathes, a der’ Berathung betzuziehen 
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und die Anficht deffelben ſoll ſtets in dem Beſchluſſe be 
ſonders ausgedrücdt werden. Erklärt ſich der Familienrath 
für die Befreiung, fo ift der Beſchluß in Original dem’ 
Bezirfögerichte zur Genehmigung vorzulegen. Erfolgt 
diefe, fo ift fie auf dem erwähnten Driginale niederzus 
fhreiben und die Streihung der Generalhypothek hinficht> 
lich der betreffenden Grundftüde zu verordnen. Der Hy⸗ 
pothefenbewahrer bat, auf Vorlage dieſes Aftenftüdes, die 
Streihung vorzunehmen und das Original in Verwahrung 
zu behalten. 

Jede gerichtliche Klage, welche ſich auf die Befchränfung 
einer Generalhypothek bezieht, ift als dringende und fums 

marifche Sache zu behandeln. 


Art. 21. 


Die puͤnktliche Vollziehung der durch ben Art. 2138 
bes bürgerlichen Gefegbuches gegebenen Vorſchrift hinfiht- 
lich der Einfchreibung ber den Minderjährigen und Inter⸗ 
dizirten zuftehenden Legalhypotheken, wird den Staats⸗ 
profuratoren zur firengften Pflicht gemacht. Zu dem Ende 
follen die Friedensrichter am Schluffe eines jeden Monate, 
dem Staatsprofurator ein genaues Berzeichniß der: im 
Laufe des Monats eröffneten Vormundſchaften überfenden, 
und ber Staatsprofurator ift gehalten, , bie depfanfigen 
Einfchreibungen unverzüglich zu bewirfen. 


Verläßt ein Bormund feinen bisherigen Wohnſitz, um 
fih in einem andern Hypotbefenbezirfe niederzulaffen,, ſo 
iſt der DOrtsvorftand verpflichtet, den. Friedensrichter des 
Cantons alsbald davon in Kenntniß zu, feßen. Dieſer 
bat den Fall in fein naͤchſtes monatliches Berzeichniß ein⸗ 
zutragen, ‚und der Staatsprokurator ift verbunden, unge⸗ 
fäumt den, Staatsprofurator des neuen Wohnfiges zu be⸗ 


13 
nachrichtigen, um auf dem betreffenden Hypothekenamte 
die Snfeription zu bewirken. | 


. 4A r t. 22. 


Die Staatsprofuratoren bei den königl. Bezirksgerich⸗ 
ten follen außerdem, bei jedem an dad Bezirksgericht ges 
langenden Geſuche um Ernennung eines Zwangsveräußes 
rungs-Commiffärs, fo wie in dem Falle, wo fie, in Folge 
eines Purgationsverfahrend, die durch den Art. 2194 de 
bitrgerlichen Gefeßbuches vorgefchriebene Zuftelung erhalten, 
fogfeich genaue Erfundigungen einziehen, um fi zu vers 
fihern, ob gegen den Schuldner, den das Verfahren betrifft, 
eine Legalhypothek zu Gunften eines Minderjährigen oder 
Interdizirten beſtehe, und ob diefelbe gehörig eingefchrieben 
fey. Iſt Leßteres nicht der Fall, fo haben fie ungefäumt 
die Einfchreibung zu bewirfen und ben Anwalt des betreis 
benden Theiles davon in Kenntniß zu fegen. 


Art. 23. 


Der Mt. 389 des bürgerlichen Gefegbuches ift dahin 
auszulegen, daß in dem darin vorgefehenen Falle die Legal⸗ 
bypothef, welche der Art. 2135 dem Minderjährigen gegen 
feinen Bormund verleiht, nit Statt findet, fo lang die 
En, aus welcher die Kinder entſproſſen ſind, fortdauert. 


Art. 24. 


Die beſtehenden Geſetze in Betreff des Effekts der 
ſtillſch weigenden Legalhypotheken der Bevormundeten und 
Ehefrauen ſind in der Art zu verſtehen und anzuwenden, 
daß dieſe Hypothekarrechte, auch ohne Einſchreibung, ganz 
dieſelbe Rechtswirkung haben, als ob ſie eingeſchrieben 
waͤren. Demzufolge ſollen ſie, im Fall einer Zwangsver⸗ 
aͤußerung, nach geſchehenem Zuſchlage, und im Fall⸗ einer 
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freiwilfigerr Veräußerung und eines daraufhin eingefeiteten 
Purgationsberfahreng, nach Ablauf der fir das Mehtgebot 
feftgefegten Friſt von vieszig Tagen, nicht ferner auf dem 
Gute felbft haften. Dagegen fönnen fie, in beiden Fällen, 
bei dem Rangordnungsverfahren, ober bei ber in Folge 
bed Art. 775 ber bürgerlichen Prozeßordnung eintretenden 
Bertbeilung bes Preifes, bis zu dem Augenblicke geltend 
gemacht werden, wo auch die Ausfchließung der einge⸗ 
ſchriebenen Forderungen eintritt. 


Art. 265. 


Die Art. 883, 1476, 1688 und 1872 des buͤrgerlichen 
Geſetzbuches find dahin zu verftehen, daß auch in dem 
Falle, wo ein Dritter, welcher nicht Miterbe oder fonftiger 
Miteigenthümer ift, im Folge einer theilungshalber vorge 
noınmenen Rizitation ben Zufchlag eines Immobiliargegens 
ftandes erhält, dieſer Gegenftand den Hypothekarrechten 
fremd: bleibt, welche gegen die bei der Fizitation betheiligten 
Miterben oder — beſtehen, die den Zuſchlag 
nicht erlangen. 


Art. 26. 7 


Die — des Art. 2146 des buͤrgerlichen Geſetz⸗ 
buches und des Art. 443 des Handelsgeſetzbuches, wodurch 
alle, in den letzten zehn Tagen vor Eröffnung eines 
Fallimentd erworbenen Privilegien und Hypothekarrechte 
für ungültig erffärt werden, fol binfichtlich der Privilegien, 
fo wie der Legalhypothefen der Bevormundeten und Che 
frauen nicht ferner in Kraft bleiben. 


Desgleichen wird ber zweite Abſatz bed ermähnten 


Art. 2446 dahin abgeändert, dag bie Einfchreibung,- welche 
feit der Exöffuung einer unter ber Wohlthat des: Inven⸗ 


tariamd angenommenen  Berlaffenfchaft genommen wird, 
nicht unguͤltig feyn fol, infoferne das Privilegium oder 
Hypothekarrecht ſelbſt bereits vor jener Eröffnung er 
worben war: \ 


Art 27. 


Die Erneuerung der, für Privilegien oder Hypothefen 
beftehenden Einfchreibungen fol fünftig, wenn die Nach 
weife (bordereau) der frühern Einfchreibung vorgelegt 
‚wird, in dem Einjchreibungsbuche bloß durch eine Hins 
weifung auf die frühere Einfchreibung, mit ber kurzen 
Erflärung, daß biefelbe erneuert werde, gefchehen, und 
bie depfallfige Befcheinigung auf die alte Nachweife ge- 
fchrieben werden. | 


Die Einfchreibungen der Legalhypotheken der Bevor’ 
munbeten und Ehefrauen bebitrrfen feiner Erneuerung und 
find dreißig Sahre Fang in den zu tie red 
mitzubegreifen. 


| YA B. | 

Die Einfhreibung der Privilegien und Hypotheken 
konn, im Fall einer Zwangsveräußerung, nur big zum 
Tage des Zufchlags mit rechtlicher Wirkung Start finden. 
Die beftehenden Gmfchreibungen bedürfen, im Fall ber 
Zwangsveräußerung, von demſelben Zeitpunkt an, und im 
Fall eined Purgationsverfahrens, von dem Ablaufe ber 
für das Mehrgebot feftgefegten Srif v von vierzig Se 
an, feiner weiteren Ermeuerung. 

Art. 29. 


Bet dem Rangorbuungsverfahren hat der Glkubige, 
deſſen Hypathelarzeiht mehrere Gruudſtuͤcle begreit, ver⸗ 
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möge der Untheilbarkeit jenes Rechtes, die Befugniß, feine 
Anweifung auf den Erlös aller feiner Unterpfänder zu 
begehren, ober ſich auf einzelne unter benfelben zu bes 
fhränfen. Im legtern Falle — er auf ben Exlde 
aller übrigen. | 


Das Gleiche gilt, wenn bie Anweiſung, ſelbſt gegen 
das Begehren des Glaͤubigers, nur auf ben Erloͤs einzelner 
Stüde ertheilt wird, der Gläubiger aber die zum Behuf 
bes Einſpruchs gegebenen Friſten unbenutzt verſtreichen 
laͤßt. 


Siebenter Abſchnitt. 
Vonder Löfhung der Privilegien und Hypotheken, 


' Art. 30. 1 


Die Löfchung ber Privilegien ift in den, bei den Rent- 
Amtern zu führenden Transfcriptionsbüchern auf gleiche 
Weife vorzunehmen und einzutragen, wie es nach den bes 
ftehenden Borfchriften in den Hypothefenbüchern gefchieht. 
Die Art. 2157 und 2158 des bürgerlichen us 
ſollen auch hier in Anwendung kommen. 

Alle Urkunden über freiwillige Löfhung von Privilegien 
oder Hypotheken fönnen jedoch fünftig von dem Notär'in 
Driginal abgegeben und bei bem Beamten, welcher bie 
Löfhung vornimmt, hinterlegt werben. 


Art. 31. — 


Dem Schuldner, welcher ſich im Beſitze der exekutoriſchen 
Ausfertigung der Schuldurfunde, fo wie bed Originals 
ber eingefchriebenen Nachweife (bordereau) befindet, fol 
es frei ſtehen, den bezahlten Gläubiger durch einen Ge- 
richtöbotenaft in dem erwaͤhlten Wohnfige zu. erklären; 


% ‘ 
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daß, nach Ablauf einer Friſt von dreißig Tagen, an einem 
beftimmten Tag und Stunde, die Loͤſchung der genau zu 
bezeichnenden Einſchreibung auf dem Hypothekenamt ges 
fhehen werde, wenn nicht der: Gläubiger innerhalb jener 
Frift Einfpruch dagegen erhebe, 


Erfolgt diefer Einfpruch, fo ift derfelbe dem Hypotheken— 
bewahrer durch einen Gerichtöbotenaft zu erflären, und 
bie Löfhung hat zu unterbleiben, bie’ die Sache durch 
Urtheil oder auf guͤtlichem Wege erledigt iſt. 


Erf. ;t kein Einſpruch, ſo fol die Löfchung gefchehen 
und die deßfallſige VBormerfung auf; dem Regiſter, durch 
weldhe dad Gefchehene kurz zu  beurfunden ift, und 

welche Feiner Regiſtrirung unterliegt, foll fowohl durch 
ben Inhaber der obenerwähnten Urkunden als durch 
den Hypothekenbeamten unterfchrieben werden, welcher 
Letztere die erwähnte exefutorijche Ausfertigung, ſammt 
a und Notififation, in Verwahrung behält. 


- Diefed Verfahren fol jedoch nur in den Fällen, wo 
das eingefchriebene Capital, mit Ausfchluß der Zinfen und 
Koften, die Summe von 200 fl. N überfteig ‚ in. Ans 
wendung kommen. 


Ahter Abſchnitt. 
Bon der Oeffentlichkeit der Bücher. 
Art. 3, 


Die Hypothefenbewahrer haben, unbefchadet der befte- 
henden Borfchriften Über die Publizität ihrer Bücher, auf 
Verlangen auch Abfchrift von den, in dem Repertorium 
unter einem bezeichneten Namen befindlichen Bormerfungen, 

2 
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welche künftig auch den Namen des Glaͤubigers in Kürze 
enthalten follen, zu ertheilen.- 

Die beftehenden Gefege über die Führung und Deffent- 
lichkeit der Bücher des Hypothefenamtes, fo wie über die 
Berantwortlichkeit des Hypothefenbewahrers, find, fo weit 
fie die Transferiptionen betreffen, fünftig auf,die Rent⸗ 
beamten anwendbar. | | | 

Doch follen diefelben gehalten feyn, auf Begehren auch) 
Abfchrift einzelner Theile oder Stellen ber trandfcribirten 
Urkunden, fo wie der Eintragungen, welche ſich in dem 
Repertorium, fey ed unter dem Namen bed Verkaͤufers 
oder unter dem des Käufers, vorfinden, zu ertheilen. 

Das Repertorium ift fo einzurichten, daß unter der Ru⸗ 
brif des Verkäufers auch der Name des Käufers, und unter 
der des Käufers auch die Bezeichnung des Verkaͤufers zu er- 
fehen iſt, jedoch fo, daß, wenn biefe Namen in größerer 
Zahl find, nur eine fummarifche Erwähnung einzutra- 
gen if. Ä 
Diefe Beſtimmungen gelten auch in Bezug auf bie 
contrahirenden Theile bei Schenkungen und Theilungen. 


Neunter Abſchnitt. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
Art. 33. 

Die Rechtsgeſchaͤfte, welche bereits vor dem Eintritt 
der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes ein ſicheres 
Datum erlangt hatten, ſollen ſowohl hinſichtlich ihrer 
Form, als ihrer Wirkung unter den contrahirenden 
Theilen und gegen Dritte, nach den fruͤher beſtehenden 
Geſetzen beurtheilt werden, unbeſchadet jedoch der nach⸗ 
folgenden Beſtimmungen. 
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Das aus einem folchen Rechtsgeſchaͤft entfpringende 
Refolutionsrecht , fo wie das Privilegium bed Verfäufers 
muß, um länger als fünf Jahre nach dem Eintritt der 
Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes gegen Dritte zu 
wirken, innerhalb diefer fünf Jahre in das Hypothefens 
buch eingefchrieben werben. Eine’ fpätere Einfchreibung 
fol nur von ihrem Datum an Witkung haben, und früher 
esworbene Nechte nicht gefährden. 


Schenkungen unter Rebenden find, in Gemäßheit des 
Art. 15, hiervon ausgenommen. 


Das dur die Art. 42 und 13 vorgefchriebene Ber: 
fahren in Betreff des Refolutionsrechtes findet auch da 
Statt, wo dieſes Recht auf einem frühern Vertrage bes 
ruhet. Es kann felbft vor ber Einfchreibung des Refolus 
tiondrechtes in Anwendung gebracht werden, wenn deſſen 
Daſeyn bekannt iſt. | 


Die Beſtimmungen des Artifeld 17 in Betreff des 
Privilegiums der Architekten, Unternehmer und anderer 
Werkmeiſter, fo wie ber darauf bezüglihen Darlehen, 
follen auch ba gelten, wo die Vollendung ded Werkes 
vor dem Zeitpunfte Statt fand, wo bag gegenwärtige 
Gefeg in Wirkfamfeit tritt. In diefem Falle laufen die 
ſechs Monate erft von dem erwähnten Zeitpunft an. 


Der Art. 18, die Verjährung betreffend, fol in allen 
Fällen feine Anwendung finden, wo die durch das befte- 
hende Geſetz geftattete Verjährung noch nicht volftändig 
erworben war. 
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Zehnter Abſchnitt. 
Vonder Wirkfamkeit des gegenwärtigen Geſetzes. 
| Art. 34 


Das gegenwärtige Geſetz foll von I 
an in Wirffamfeit treten. Daffelbe ift als Beftandtheil des 
im Rheinkreiſe geltenden bärgerlichen Geſetzbuches zu be- 
trachten. Alle demſelben entgegenftehenden Verfügungen 
der beftehenden Gefegbücher find aufgehoben. | 


Zweibrüden, den 24. April 1834. 


v. Rod | 
KRorbad. Hilgard, Berichterftatter 
und Concipient. 
Dech en. Spach. 


Culmann. Fr. Schuler. 


N: I. 


Entwurf 


eines Geſetzes, die Verbefferung des Hypothekenweſens 
und die Sicherftellung des Immobiliar⸗Eigenthums 
im Rheinfreife betreffend, 


Ludwig 
von Gottes Gnaden König von Bayern. 


+ 


Um ven vielfältigen und gegründeten Klagen über bie 
Mangelhaftigfeit des im Rheinkreiſe beftehenden Hypothes 
fenwefens und die daraus hervorgebende Laͤhmung des 
allgemeinen Greditd, fo mie. über die linficherheit. des 
Grundeigenthbums und des Verfehrs mit Immobilien übers 
haupt, möglichft abzuhelfen, ohne in das Ganze der in 
jenem Kreife geltenden Givilgefeßgebung . zu tief einzugreis 
fen, . verordnen Wir, nach Vernehmung Unſeres Staatd- 
rathes,. mit.Beirash ‚und Zuftimmung Lnferer Lieben und: 
Getreuen, der Stände des Reichs, wie folgt: .. 
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Art. 1. 

Bei Veraͤußerungen unbeweglicher Güter ſoll das Re⸗ 
ſolutionsrecht wegen Nichterfuͤllung der Bedingungen, gleich» 
viel ob es auf einer ausdrüdlichen Stipulation, oder auf 
der durch den Art. 1184 des bürgerlichen Geſetzbuches 
aufgeftellten gefeglichen Bermuthung beruhe, nur dann 
länger als fünf Jahre nach dem Datum bed Vertrages 
gegen Dritte wirffam bleiben, wenn innerhalb biefer Zeit 
für die Forderung oder Leiftung, worauf das NRefolutions- 
recht fich bezieht, eine Einfchreibung auf dem Hypothefens 
amte in gefeglicher Form genommen worden iſt. Diefe 
Einfchreibung muß die ausdruͤckliche Erwähnung enthalten, 
daß fie zur Wahrung des Nefolutionsrechts gefchehe. 

Wird die Einfchreibung erft nach Ablauf der fünf 
Sabre erwirft, fo fol fie das Refolutionsrecht nur hin- 
fihtlicy der, erft nach der Einfchreibung erworbenen Rechte 
Dritter fichern. 

Sede Stipulation, vermöge welcher bis zur Erfüllung 
der Bedingungen das Eigenthum der übertragenen Güter 
vorbehalten wird, fol hinfichtlich aller Beftimmungen des 
gegenwärtigen Gefeßes dem Refolutionsrechte gleichgeachtet 
werben, wenn .ber Erwerber in ben Befig d ber Güter su Ä 
jest worben iſt. 

Art. 2. 


Im Fall eines gerichtlichen Raugordnungsverfahrens 
ſollen Diejenigen, zu deren Vortheil auf eines oder mehrere 
der veraͤußerten Grundſtuͤcke ein Reſolutionsrecht einge⸗ 
ſchrieben iſt, durch den betreibenden Theil nach Vorſchrift 
des Art. 753 der buͤrgerlichen Prozeßordnung in ihrem 
durch die Einſchreibung erwaͤhlten Wohnſitze aufgefordert 
werden, ihre Rechte bei dem — — 
tend zu machen. 
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Der Inhaber des Nefolutionsrechts ift, bei Berluft 
feiner Rechte, gehalten, diefer Aufforderung nach ben Bei 
flimmungen der Art. 754 und 757 der bürgerlichen Pros 
zeßordnung Genüge zu leiften und in jedem Fall eine Li⸗ 
quidation der Forderung 'oder des Neftguthabens, worauf 
das Reſolutionsrecht fich bezieht, einzureichen. | 

Er foll zugleich erflären, ob er für die Forderung 
eine Anweifung verlange, ober ob er ſich ledigiich an das 
Reſolutionsrecht halten wolle. 

Erklaͤrt er ſich fuͤr die Anweiſung und erhaͤlt er auch 
dieſelbe vollſtaͤndig, ſo iſt das Reſolutionsrecht durch die 
Ertheilung der Anweiſung erloſchen. 

Erklaͤrt er ſich fuͤr das Reſolutionsrecht, oder wird 
ihm die Anweiſung nicht zu Theil, ſo ſoll, wenn das Re⸗ 
ſolutionsrecht nicht beſtritten iſt, der Erloͤs des betreffenden 
Grundſtuͤckes in die Vertheilung nicht mitbegriffen werden. 

Wird das Reſolutionsrecht beſtritten, ſo iſt dieſer 
Punkt vor dem definitiven Schluß der Rangordnung durch 
Urtheil zu erledigen. Zu dieſem — ſoll der An⸗ 
ſteigerer beigezogen werden. 

In allen Faͤllen bleibt jeder Betheiligte bis zum ganz: 

lihen Schluß des Berfahrens befugt, den Inhaber bes 
Reſolutionsrechts durch baare Zahlung feiner Forderung, 
fammt Zinfen und Koften, zu befriedigen und dadurch das 
Nefolutionsrecht zu befeitigen. 


Art. 3. 


Das im vorhergehenden Artifel angeorbnete Verfahren 
fann auch in den erften fünf Sahren ‚der Berdußerung, 
und ohne daß eine Einfchreibung für das Refolutiongs 
recht beftehet, in Anwendung gebradht werden, wenn das 
Dafeyn des Reſolutionsrechts dem betreibenden — 
bekannt iſt. 
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In diefem. Kalle ſind die im Art. 2 erwähnten Zuftel: 
— an den Inhaber deſſelben in —— —— 
ee. zu machen. | 
> 4 . Art. 4. 

Das geſetzliche Privilegium, welches dem Verkaͤufer 
eines unbeweglichen Gutes, ſo wie dem Darleiher des 
Kauſpreiſes zuſteht, ſoll kuͤnftig innerhalb fünf Jahren 
nach dem Datum der Kaufurkunde auf die durch den 
Art. 2108: des buͤrgerlichen Geſetzbuches vorgeſchriebene 
Weiſe, oder Durch, eine von der Partei ſelbſt zu nehmende 
Einſchreibung zur Oeffentlichkeit gebracht werden. Ges 
ſchieht es erſt ſpaͤter, ſo findet der Art. 2113 des bärger- 
lichen Gefegbuches, feine ‚Anwendung. - 
v1 Die,. Sicherung, des Privilegiums und die des Refos 
lutionsrechtes, nach Maßgabe ‚des Art; 1, kann durch 
— Ma ES — 

a De cE PY 5 TER TE Art, je 

Dei Schenfungen unter BER En das Sigens 
thuin swber >biestNiighießung eines: unbeweglichen Gutes 
zum Gegenſtand ihaben, ; fol: dein Schenkgeber gleichfalls 
ein Priviſegium zur Sicherheit ' deg Zahlungen oder Leis 
ſtungen;,uwelche er für ſich bedungen hat, ſo wie für die 
feitgefegte Anfchlagsfumme, zuftehen, und: die durch‘ beit 
Art. 2108 des Civilgeſetzbuches vorgefchriebene Einfchreis 
bung von Amtswegen fol’ auch hier Statt finden, 

Die Friftberinmmungen der Art.’ und 4’ find- auf 
feige — nicht anwendbar. ae. 


‚I 1, 


131; — Art. % a — 


Die — welche’ der Art. 2110 des Sirger 
lichen Gefeßbuches in Bezug auf das Privilegium des 


⸗ 
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Architekten, Unternehmers und anderer MWerfmeifter, fo 
wie der darauf bezüglichen Darlehen vorfchreibt, ſoll Fünf: 
tig innerhalb ſechs Monaten, vom Tage der Vollendung 
des Werfes-gerechnet, Statt finden. Gefchieht fie fpäter, 
fo hört die. Forderung auf privilegirt zu feyn, und behält 
blos einen. hyothefarifchen Rang nach dem Datum der 
genommenen Inſcription. | 


Art 7. 

Die Verjährung der Privilegien und Hypothefen fol 
fünftig, auch hinfichtlich des dritten Beſitzers, nur mit der 
des Klagerechts, zu deſſen Eicherung fie dienen, eintreten. 
Doch fann die Unterbredhung der Verjährung durch Aners 
fennung oder Verfolgungen dem britten Befiger nur dann 
entgegengefegt werden, wenn die‘ Anerfennung von ihm 
ausging, oder die Verfolgung gegen ihn gerichtet war. 


un Te Art. 8 
Die gefetzlichen Hypothekarrechte, welche der Art. 2135 
den Minderjaͤhrigen, Interdizirten und Ehefrauen verleiht, 
ſollen nach wie vor ohne Einſchreibung wirkſam bleiben, 
jedoch unter den in den nachfolgenden artureun enthaltenen 
——— | 
ai: EINER — 264 


Art 9. 


« Der Vormund ſou, unbeſchadet der Rechte, — bie 
Art. ‚r141, 2442, 2143, 2161, 2162, 2163, 2164 und 
2165. des bürgerlichen Geſetzbuches ihm bereits zur Er⸗ 
leichterung der ihn treffenden Generalhypothek verleihen, 
ſtets befugt ſeyn, die Befreiung einzelner Grundſtuͤcke von 
ber. Generalhypothek, unbeſchadet der letzten hinſichtlich 
feines uͤbrigen ImmobiliarsBermögeng, bei dem Familien⸗ 
rathe zu beantragen. Der, Nebenvormund iſt, außer. den 
Mitgliedern des Familienrathes, zu der Bexathung beizu⸗ 
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ziehen und bie Anficht befjelben fol ftets in dem Beſchluſſe 
befonders ausgedrüdt werben. Erflärt fich der Familien: 
rath für die Befreiung, fo ift der Befchluß in Original 
dem Bezirfögerichte zur Genehmigung vorzulegen. Erfolgt 
diefe, fo ift fie auf dem erwähnten Originale niederzu- 
fhreiben und die Streihung der Generalbyporhef hin- 
fihtlih der betreffenden Grundftüde zu verorbnen. Der 
Hypothefenbewahrer bat, auf Vorlage diefes Aftenftücesg, 
die Streichung vorzunehmen und das Original in Vers 
wahrung zu behalten. 

Jede gerichtliche Klage, welche ſich auf die Befchrän- 
fung einer Generalhypotbek bezieht, ift ald dringende und 
fummarifhe Sadje zu behandeln. 

| Art 40, 

Die pünftliche Volziehung der durch den Art. 2138 
des bürgerlichen Geſetzbuches gegebenen Vorſchrift, bin: 
fihtlih der Einfchreibung der den Minderjährigen und 
Interdizirten zuftehenden Legalhypotheken, wird den Staats⸗ 
profuratoren zur firengften Pflicht gemadt. Zu dem Ende 
follen die Friedensrichter am Schluffe eines jeden Monats 
dem Staatsprofurater ein genaues Verzeichniß der im 
Laufe des Monats eröffneten Bormundfhaften überfenden, 


und der Staatöprofurator ift gehalten, die desfallſigen 


Einfchreibungen unverzüglich zu bewirken. 

Derläßt ein Vormund feinen bisherigen Wohnfig, um 
ſich in einem andern Hypothefenbezirfe niederzulaffen, fo 
ift der Ortsvorſtand verpflichtet, den Friedensrichter des 
Gantons alsbald davon in Kenntniß zu fegen. Diefer 
bat den Fall in fein nächftes monatliches Verzeichniß eins 
zutragen, und der Staatsprofurator iſt verbunden, unge 
ſaͤumt den Staatöprofurator des neuen Wohnfited zu bei 
nadhrichtigen, um auf dem betreffenden SINIRRERRN 
die SInfeription zu bewirken. 


— 
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4 r t. 11. . , 


Die Staatöprofuratoren bei den Königl, Bezirksgerich⸗ 
ten follen außerdem, bei jedem an das Bezirfögericht ges 
Iangenden Geſuche um Ernennung eined Zwangsveräuße- 
zungs-Commifjärs, fo wie in dem Kalle, wo fie, in Folge 
eined Purgationsverfahreng, die burch den Art. 2194 des 
bürgerlichen Geſetzbuches vorgefchriebene Zuftellung er: 
halten, fogleich genaue Erfundigungen einziehen, um ſich 
zu verfichern, ob gegen den Schuldner, den das Verfahren 
betrifft, eine Legalhypothek zu Gunften eines Minderjähs 
rigen oder Snterdizirten beftehe, und ob diefelbe gehörig 
eingefchrieben fey. Iſt Letzteres nicht der Fall, fo haben fie 
ungefäumt die Einfhreibung zu bewirken und den Anwalt 
des betreibenden Theiles davon in Kenntniß zu ſetzen. 


Art. 12. 


Der Art. 389 des bürgerlichen Gefegbuches ift dahin 
andzulegen, daß in dem darin vorgefehenen Falle die Le; 
galbypothef, welche der Art. 2135 dem Minderjährigen 
gegen feinen Vormund verleiht, nicht Statt findet, fo lang 
die Ehe, aus welcher die Kinder entſproſſen find, fort⸗ 
dauert. 

Art. 43. 


Die beitehenden Gefege in Betreff bed Effeftö der 
ftillfehweigenden Regalbypothefen der Bevormundeten und 
Ehefrauen find in der Art zu verfiehen und anzuwenden, 
daß diefe Hyothefarrechte, auch ohne Einfchreibung, ganz 
biefelbe Nechtswirfung haben, ald ob fie eingefchrieben 
wären. Demzufolge follen fie, im Falle einer, Zwangs⸗ 
veräußerung, nad) gejchehenem Zuſchlage, und im Falle 
einer freiwilligen Veräußerung und eines daraufhin einge- 
Teiteten Purgationsverfahrend , nach Ablauf der für das 
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Mehrgebot feftgefehten Frift von vierzig Tagen, nicht 
ferner auf dem Gute: felbft haften. :: Dagegen koͤnnen fie, 
in. beiden: Fällen, bei dem Rangorbnungsverfahren, oder 
bei der in: Folge bes Art. 775 der bürgerlichen Prozeß: 
ordnung eintretenden Bertheilung bed Preifeg, bie zu dem 
Augenblice geltend gemacht werden, wo aud die Auss 
— der eingeſchriebenen — eintritt. 


Art. 14. 


Die Art, 883, 1476, 1688 und 1872 des bürgerfichen 
Geſetzbuches find dahin zu verſtehen, daß auch in dem 
Falle, mo ein Dritter, welcher nicht Miterbe oder fon- 
fliger Miteigenthümer iſt, in Folge einer theilungshalber 
vorgenommenen Lizitation den Zuſchlag eines Immobiliar⸗ 
Gegenſtandes erhaͤlt, dieſer Gegenſtand den Hypothekar⸗ 
rechten fremd bleibt, welche gegen die bei der Lizitation 
betheiligten Miterben oder Miteigenthuůͤmer beſtehen, die 
den Zuſchlag nicht erlangen. 

2: det 48. 

‚Die — des Art. 2146 des buͤrgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches und des. Art. 443 des Hanbeldgefegbuches, wo⸗ 
durch alle in den letzten zehn Tagen vor Eroͤffnung eines 
Falliments erworbenen Privilegien und Hypothekarrechte 
für ungültig erklärt werden, ſoll binfi chtlich der Pripiles 
gien, jo wie der Legalhypotheken der Bevormundeten und 
Ehefrauen nicht ferner in Kraft bleiben. 

Des gleichen wird der zweite Abſatz des erwähnten 
Art. 2146 dahin abgeändert, daß die Einfchreibung, welche 
feit der Eröffnung einer unter der Wohlthat des Inven⸗ 
fariumd angenommenen’ Verlaffenfchaft "genommen wird, 
sicht ungültig feyn fol, infofern das Privilegium oder 
Hypothekarrecht ſelbſt bereits vor jener Eibtauna er⸗ 
worben war. — 
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Art. 16. 


Die Erneuerung der, für Privilegien oder Hypotheken 
beftebenden Einfchreibungen fol füuftig, wenn die Nach— 
weife (bordereau) der frühern Einſchreibung vorgelegt 
wird, in dem Einfchreibungsbuche blos durch eine Hin— 
weifung auf die frühere Einfchreibung, mit der furzen 
Erflärung, daß diefelbe erneuert werde, gefcheben, und 
die dedfallfige Befcheinigung auf die alte Nachweife ge 
fhrieben werden. Die Einfhreibungen der Legalhypo⸗ 
thefen der Bevormundeten und Ehefrauen bedürfen feiner 
Erneuerung und find dreißig Sabre lang in ben zu er- 
theilenden Auszügen mitzubegreifen. 


Art 17. 


Die Einfchreibung der Privilegien und Hypotheken 
kann, im Fal einer Zwangsveräußerung, nur bis zum 
Tage des Zuſchlags mit rechtlicher Wirfung Statt finden. 


Die beftehenden Einfchreibungen bedürfen, im Fall der 
Zwangsveräußerung, von bemfelben Zeitpunft an, und 
im Fall eines Purgationsverfahrene, von dem Ablaufe 
der für das Mehrgebot feftgefegten Frift von vierzig Tas 
gen an, feiner weitern Erneuerung. 


Art 18 


Bei dem Nangorbnungsverfahren hat der Gläubiger, 
deffen Hypothefarrecht mehrere Grundftüde begreift, vers 
möge ber Untheilbarkeit jenes Rechtes, die Befugniß, 
feine Anweifung auf den Erlös aller feiner Unterpfänder 
zu begebhren, oder ſich auf einzelne unter benfelben zu 
beſchraͤnken. Im letztern Falle verzichtet ex auf den Er- 
158 aller übrigen. 


. 
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Das Gleihe gilt, wenn die Anmweifung, felbft gegen 
das Begehren des Gläubigerd, nur auf den Erloͤs ein- 
zelner Stüde ertheilt wird, der Gläubiger aber die zum 
Behuf des Einſpruchs gegebenen Friſten unbenutzt ver⸗ 
ſtreichen laͤßt. 

Art. 19. 


Alle Urkunden über freiwillige Loͤſchung von Priviles 
gien oder Hypotheken Finnen Tünftig von dem Notär in 
Driginal abgegeben und bei dem Beamten, welcher bie 
Loͤſchung vornimmt, hinterlegt werden, 


Art. 20. 


Dem Schuldner, welcher ſich im Beſitze der erefutoris 
fhen Ausfertigung der Schuldurfunde, fo wie des Drigi- 
nald der eingefchriebenen Nachweife (bordereau) befindet, 
foll es freiftehen, dem bezahlten Gläubiger durch einen 
Gerichtsbotenakt in dem gewählten Wohnſitze zu erflären, ° 
daß, nach Ablauf einer Frift von dreißig Tagen, an einem 
beftimmten Tag und Stunde, die Löſchung der genau zu 
bezeichnenden : Einfchreibung auf dem Hypothefenamte ges 
fhehen werde, wenn nicht der Gläubiger innerhalb jener 
Frift Einfpruch dagegen erhebe. 


Erfolgt diefer Einfpruh, fo ift derfelbe dem Hypo» 
thefenbewahrer durch einen Gerichtsbotenaft zu erklären, 
und die Löfchung bat zu unterbleiben, bis die Sache 
durch Urtheil oder auf gütlichem Wege erledigt ift. 


Erfolgt fein Einſpruch, fo fol die Löfchung gefchehen, 
und bie desfallfige Vormerkung auf dem Regifter, durch 
welche das Gefchehene kurz zu beurfunden iſt, und welche 
feiner Regiftrirung unterliegt, fol fowohl durch den Ins 
baber ber obenerwähnten Urfunden als durch den Hypo⸗ 
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thekenbeamten unterſchrieben werben, welcher kLetztere bie 
erwaͤhnte exekutoriſche Ausfertigung, ſammt Nachweiſe 
und Notifikation, in Verwahrung behaͤlt. 


Dieſes Verfahren ſoll jedoch nur in den Fällen, wo 
das eingefchriebene. Capital, mit Ausfhluß der Zinfen und 
Koften, die Summe von 200 fl. nicht überfteigt, im 
Anwendung fommen. 


Art. 21. 


Die Hypothefenbewahrer haben, unbefchadet der be- 
ftehenden BVorfchriften über die Publizität ihrer Buͤcher, 
auf Verlangen auch Abfchrift von den, in dem Repertos 
rium unter einem bezeichneten Namen befindlichen Bors 
merfungen, welche fünftig auch den Namen des Gläubis 
gers in Kürze enthalten follen, zu ertheilen. 


Art. 22. 


Die Beflimmungen der Art. 1 und 4 finden auch bei 
Rechtsgeſchaͤften, welche bereitö vor der Bekanntmachung 
bes gegenwärtigen Geſetzes abgefchloffen waren, ihre Ans 
wendung. In diefem Falle laufen die fünf Sabre von 
ber erwähnten Bekanntmachung ar. 

Das dur die Art. 2 und 3 vorgefchriebene Berfahren 
in Betreff des Nefolutionsrechtes findet auch ba Statt, 
wo dieſes Recht auf einem frühern Vertrage beruhet. 

Die Beftimmungen bed Art. 6 follen auch da gelten, 
wo die Vollendung ded Werkes vor der Befanntmachung 
des gegenwärtigen Gefeges Statt fand. In diefem Falle 
laufen die ſechs Monate erft von der erwähnten Bekannt 
mahung an. 

Der Art. 7, die Verjährung betreffend, fol in allen 
Fallen, feine Anwendung finden, wo bie dur das bes 


* 
— 


32 
ftehende Geſetz geſtattete Verjährung noch nicht vollftändig 
erworben war. i 

Art. 23. 


Das gegenwärtige Geſetz ift ald Veftandtheil des im 
Rheinkreiſe geltenden bürgerlichen Gefegbuches zu ber 
trachten. Alle demfelben entgegenitehenden Derfügungen 
der beftehenden Gefegbücher find aufgehoben. 


Zweibrüden, den 24. April 1834. 


[3 


v. Koſch. 
Korbach. Hilgard, Berichterſtatter 
und Concipient. | 
Dechen. Spach. 


Culmann. Fr. Schuler. 


Entwicfelung und Motive 


ded Entwurfs zu einem Geſetze, die Verbefferung bed 
Hypothekenweſens und die Sicherſtellung des Immo⸗ 
biliar⸗Eigenthums im Rheinkreiſe betreffend. 


Der allerhöchfte Auftrag, welchen bie zu obigem Zwede 
niebergefegte Commiſſion erhalten hat, geht dahin: „eine 
gründliche Nevifion ded Hypothekenweſens im Rheinkreiſe 
vorzunehmen, und einen Gefeg-Entwurf zur vollftändigen 
und nachhaltigen Berbifferung deſſelben mit ausführlichen 
Motiven, auszuarbeiten.“ 


Diefer Auftrag wurde veranlaßt durch die allgemeinen, 
wiederholten und gegründeten Klagen über die Mangel- 
baftigfeit, des dermaligen Hypothekenſyſtems, über das 
Schmwanfende der Bafis, das Inconfequente ber Ausfuͤh— 
rung und die daraus hervorgehende LUnficherheit des Vers 
kehrs mit Immobilien im Allgemeinen, insbefondere aber 
über die Lähmung des Eredits und die mannigfachen 
Uebel und Verlegenheiten, welche aus einem folchen Zus 
ftande für den geldbedürftigen Landmann oder Gewerb: 
treibenden nothwendig entfpringen müffen. 


Um ihre Aufgabe genügend zu Iöfen, hat die Com— 
miſſton füh vor Allem zur Pflicht gemacht, die Erforder- 
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niffe genau ins Auge zu faffen, welchen bie Gefeßgebung 
möglichft eutfprechen muß, um Sicherheit in den Verkehr 
mit Smmobilien überhaupt zu bringen, — um ſowohl dem 
Käufer eines Grundftäckes ald dem Darleiher auf Hypo» 
thef die Zuverficht einzuflößen, daß er fein Geld nicht 
aufs Spiel fege; mit einem Worte, um den allgemeinen 
Gredit zn befördern und ihm eine fefte Grundlage zu geben. 

Die Commiffion ift fodann auf die Prüfung der Frage 
übergegangen, ob und in wie weit. das im Rheinfreife bes 
ftehende Hypothekenſyſtem jenen Erforderniſſen entſpreche, 
und da, wo ſie glaubte, dieſe Frage verneinen zu muͤſſen, 
hat ſie die Mittel aufgeſucht und in Vorſchlag gebracht, 
welche ihr am meiſten geeignet ſchienen, dem Uebel ab- 
zuhelfen. 


Sicherheit des Verkehrs mit Immobilien ift für jedes 
Sand ein unfhäßbarer :Vortheil, noch mehr aber für eine 
Bevölkerung wie die bed Rheinkreiſes, deren Eriftenz und 
Wohlfahrt vorzugsweife, ja faft ausfchließlih, auf Grund- 
befig berupt und wo der Eigenthumswechſel fo ungemein 
haͤufig ift. 


Wie fehr insbefondere Das Wohl einer folchen Bevoͤl⸗ 
ferung davon abhänge, daß der Gapitalift feine Schäße 
nicht mißtrauiſch dem Ackerbau und der Induſtrie ent- 
ziehe, if fo einleuchtend, dab jede weitere Ausführung 
unnöthig wäre, Der Zwed eines guten Hypothefengefeges 
ift, diefes Mißtrauen möglicht zu befeitigen. Je mehr 
die Gefeggebung diefen Zweck erreicht, defto Leichter macht 
«fie es dem geldbedürftigen Grundbefiger, einen Darleiher 
zu. finden, der ihm aushilft, und befto billiger werden die 
Bedingungen ſeyn, unter welchen das Darlehn ihm be— 
-willigt wird. Denn je mehr Gefahr für den Gläubiger 
vorhanden ift, das Capital einzubüßen, oder je größer die 
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Schwierigfeiten find, daſſelbe wieber einzutreiben, -defto - 
mehr fühlt er fich vwerfucht, durch Hbermäßige Zinfen und 
andere drüdende Bedingungen fih für jene machtheiligen 
Wechſelfälle fchadlos zu halten, oder durch Entftelung 
des Rechtsgeſchaͤftes felbft, — 3. B. durch Einfleidung bes 
Darlehnsvertrags in einen Kauf auf Wiederfauf, — bie 
Anwendung der Hypothekengeſetze, zum großen Nadhtheile 
der Schuldner, gänzlich zu umgeben. Ein gutes Hypo⸗ 
thefengefeg ift daher auch das Fräfrigite, wieleicht das ein- 
zige wirffame Heilmittel gegen bie Peſt des Wuchers. 
Allein, welches find die Bedingungen, auf deren Die 
Sicherheit eines auf Hypotheke gegebenen Darlehns bes 
ruht? Sie beftehen weientlich in folgenden Punkten: 

1) Der Darleiher muß die Gewißheit haben, daß das 
Grundſtuͤck, welches ihm ald Unterpfand angeboten 
wird, durch feinen Schuldner auf rechtsguͤltige Weiſe 
erworben worden ſey. | 

2) Gr muß gewiß feyn, daß weder ber Schuldner, noch 
deſſen Vorgänger im. Eigenthum des Unterpfandes, 
irgend etwas gethan habe, wodurd, bis zum Au⸗ 
genblick der Verpfaͤndung, das Eigenthumsrecht, ganz 
oder theilweiſe, veräußert worden iſt, ober wo⸗ 
durch das Dispoſitionsrecht des Schuldners 
aufgehoͤrt hat. 

3) Er muß ferner gewiß — daß das — Schuld⸗ 
ner gehoͤrige Eigenthum des Unterpfandes demſelben 
nicht durch Dritte, in Folge früherer Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe, durch eine Refolnsiondflage: wieder entriffen 
werden koͤnne. 

4) Der Darleiher muß den Rang, weldhen er, andern 
Gläubigern gegenäber, auf das angebotene" Unter⸗ 
fand erwirbt, mit Sicherheit benrtheilen können, 
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d. h. er muß in den Stand gefeßt feyn, zu erfahren, 
welche hypothekariſche Forderungen bereitd auf bem 
Unterpfande ruhen und wie fie ſich zw ber feinigen 
verhalten. | 
5) Der Darleiher muß für den Fall, daß eine gutwillige 
Rückzahlung nicht erfolgen follte, auf ein einfaches, 
zweckmaͤßiges und wohlfeiles Verfahren der Zwang s⸗ 
veraͤußerung und der darauf folgenden Rang⸗ 
ordnung zählen koͤnnen. Ohne ein ſolches verliert 
alle Sicherheit, welche die Gefege ihm in ber Theorie 
geben, einen großen Theil ihres praftifchen Werthes 
für ihm, und nichts fiört den allgemeinen Eredit 
mehr, nichts führe häufiger zu Wucher und zu fimus 
lirten Verträgen, ald die Furcht vor einer ſchlechten 
oder übertheuern Zwangsveraͤußerungs⸗ und Rang⸗ 
ordnungsprozedur. * 
6) Endlich iſt zur beſſern Begruͤndung des en 
Gredits erforderlich, daß die Geſetze Über das Hypo⸗ 
thefenwefen in Theorie und Anwendung klar jeyen, 
daß nicht mefentlihe Punfte durch ernfte Gontros 
verfen verbunfelt bleiben, damit jeder Betheiligte 
ſein Necht Fenne, und damit bei allen Gerichten eine 
übereinftimmende Anwendung des Gefeged Statt 
finde, | 
Indem bie Sommiffion diefen Geſichtspunkten ihre 
ganze Aufmerkſamkeit zuwendete, konnte ſie ſich jedoch auf 
der andern Seite nicht verhehlen, daß man ſich wohl huͤten 
muͤſſe, hier nicht in ein unvernünftiges Extrem zu gerathen 
und durch eine ſtarre und einſeitige Conſequenz zu Gunſten 
des Credits, in andern Beziehungen wieder hart und uns 
gerecht zu werben. 
Die Aufgabe einer weifen Gefeggebung fann im Allges 
meinen nicht darin befteben, ein Recht auf Koften aller 
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andern zu befchägen, e in Sutereffe, einen Gefihtöpunft 
ausfchließfich zu beachten und alle übrigen hintanzufegen; 
fondern vielmehr darin, alle Rechte, alle Intereſſen 
forgfältig gegeneinander abzumägen und möglichft miteins 
ander ind Gleichgewicht zu fegen; ein Grundfag, welcher 
nirgends forgfältiger zu berüdfichtigen feyn dürfte, ale 
im Hypotbefenwefen, wo fo viele entgegengefegte Rechte 
und Intereſſen fi einander durchkreuzen und wo bie ſpe— 
ciele Aufgabe des Gefeggebers ift: jedem iger feine 
rechte Stelle anzuweiſen. 


Die franzöfifche Gefeßgebung über das bieten 
hatte, um alle dabei in Frage fommenden Rüdjichten, fo 
viel als möglich, in Einklang zu bringen, zwei große Prins 
zipien vorangeftellt: Publizität und Specialität. 

Die Publizirät war zunächft im Intereffe ded Dars 
feiherd. Sie beruhte auf der Grundidee, daß früher ers 
worbene Nealrechte Dritter, dem Darleiher gegenüber, 
zwar zu refpeftiren feyen, jedoch nur dann, wenn fie durch 
Eintragung in Öffentliche Bücher befannt gemacht und fo» 
nach der Darleiher in den Stand gefegt war, ſich genaue 
Kenntniß davon zu verfchaffen, ehe er das Darlehn bewils 
ligte. Mittelbar follte das Prinzip der Publizität, durch 
die daraus hervorgehende volftändige Sicherheit des Dars 
leihers, der mächtigfte Hebel des allgemeinen Credits wer, 
den und alfo auch das Intereſſe der Geldbeduͤrftigen felbft 
wefentlich fördern. 


Der Grundfag der Spectalität hingegen bezielte 
ausfchließlicher das Interefje des Schuldners. Er follte 
verhüten, daß nicht ohne Noth das ganze Immobiliar⸗ 
Bermögen deffelben in den hypothekariſchen Nerus ver 
ſtrickt und dem freien Verkehr entzogen werde. Man wollte 
den Gredit ded Schuldners fo lang als möglich befihiigen. 
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Allein von beiden Prinzipien — obgleich man den 
Werth derfelden in der Theorie vollkommen erfannte — 
ift man bei dem Detail der Materie, befonderd im Code 
Napoleon, fehr abgewichen, nachdem das frühere Geſetz 
vom 44. Brumaire VII jene Prinzipien, befonderd das ber 
Publizität, mit weit mehr Gonfequenz durchgeführt hatte. 

Ob man daran wohl oder übel gethan, — ob weife 
Befonnenheit oder Webereilung und Mangel au Iegislatis 
vem Scharfbli dabei zum Grunde gelegen, — und übers 
haupt, ob der dermalige Stand der Gefeggebung im Rheins 
freife den Zweden eined guten Hypothekengeſetzes ent 
fpreche, — dies wird. fi aus der nähern Prüfung der 
einzelnen Gefichtöpunfte ergeben, auf welche nunmehr, 
nad ber weiter oben angegebenen Reihenfolge, umftänd- 
lich einzugehen ift. 


Zu Art. 1 bes Entwurfl. 


Wirft man zuerft die Frage auf, ob bie beftehenden 


Gefege dem Darleiher auf bypothefarifches Unterpfand, 
oder dem Käufer eines unbeweglichen Gutes, — überhaupt 
Sedem, welcher Nealrechte auf ein folches Gut zu erwer⸗ 
ben gedenft, das Mittel an die Hand geben, fid gehörig 
zu überzeugen, ob der Inhaber des Grundftücdes daſſelbe 


auf rechtögültige Weife erworben habe, fo ftößt man 


fhon bier auf fehr namhafte Schwierigfeiten. 

Zwar läßt fich im Allgemeinen jagen, es ftehe dem Dar 
Ieiher und jedem Andern das einfache Mittel zu Gebot, 
fi) von dem Inhaber des Grundftädes, ehe er ihm fein 
Geld anvertraut, deſſen Ermerbötitel zur Einficht und 
Prüfung vorlegen zu laſſen, und in der That wird ein 
befonnener Mann dies nicht leicht unterlaflen. 

Allein diefe Betrachtung reicht bei weitem nicht anf. 
Denn 
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4) Es giebt fehr viele Fälle, wo ber hypothelkariſche 
Kerns eintritt umd eintreten muß, obme daß eine 
ſolche Unterfuchung der Ermwerbstitel, die ſtets den 
guten Willen und die Mitwirkung des Schuldners 
vorausfegt, gejchehen Fann, namentlich bei allen ge- | 
feglihen und gerichtlihen Generalbypothefen. 
Und doch ift ed auch bier, wenn der Augenblick ges 
fommen ift, wo bie Güter ded Schuldners ange: 
griffen werden follen, hoͤchſt wefentlih, daß der 
Gläubiger Einficht von deffen Erwerbstiteln nehmen 
fönne, weil er fonft in Gefahr geräth, fremdes Ei⸗ 
genthum zu greifen und mit Dritten in Prozeſſe zu 
gerathen. = 
2) Selbft in den Fällen, wo der Darleiher oder Käufer 
mit dem Inhaber ded Grundftüdes freiwillig con- 
trabirt, mithin die Möglichkeit einer vorläufigen 
Prüfung der Erwerbstitel gegeben ift, kann dieſe 
Prüfung, nach dem heutigen Stand der Dinge, nur 
eine fehr ungenügende Beruhigung gewähren, und 
zwar hauptſaͤchlich deßwegen, weil dermalen jede 
Art von Erwerb liegender Güter — mit Ausnahme 
der Schenfungen und Teftamente — auch durch 
Privataften Statt findet. Solche Aften aber, — 
häufig das Werk ganz unfundiger Leute oder halb» 
gelehrter Winfelpraftifanten, — ermangeln nicht nur 
fehr oft der gehörigen Deutlichfeit und Genauigkeit, 
befonders was bie, bier fo wichtige Bezeichnung der 
Grundſtuͤcke betrifft; fie enthalten nicht nur häufig 
Fehler, welche der Nechtsgültigfeit des Geſchaͤfts 
fihaben, — fondern, was das Wefentlichfte ift, fie 
geben Feine Garantie ihrer Aech theit, weil ed von 
jedem Gontvahenten abhängt, burch bloße Ablaͤugnung 
feiner Linterfchrift das Dafeyn ded ganzen Rechts⸗ 
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geihäfts in Zweifel zu ftellen und baffelbe von dem 
mißlihen Beweiſe ber Nechtheit der Unterfchrift, 
welcher fietd dem andern Theile obliegt, abhängig 
zu machen. Die Unficherheit wird um fo größer, je 
Alter die Urfunde iſt; denn ber Beweis der Aecht- 
heit der Unterfchriften wird immer fchwieriger, und 
nad Aplauf einer längern Zeit kann er leicht uns 
möglih werben. Iſt der Unterzeichner todt, fo 
barf der Erbe nur erflären, daß er die Unterfchrift 
nicht kenne, und dem andern Theile entgeht dann 
fogar das ohnehin fehr unzulängliche Beweismittel 
der Eides delation. 


Sind die Contrahenten unter einander verwandt, 
was z. B. bei Erbtheilungen meiſt der Fall zu ſeyn 
pflegt, fo koͤnnen ſie, wenn das dem Einen zuge— 
theilte Grundſtuͤck fpäter von einem Hypothefargläus 
biger deffelben angegriffen wird, fich leicht mit eins 
ander verfiehen und die Unterfchriften abläugnen, 
um zu Gunften bes Verwandten den Gläubiger zu: 
ruͤckzuſchlagen. Mit einem Worte, ohne Authenti— 
zität der Erwerbstitel befteht Fein feftes Eigenthum 
und ſomit auch keine genuͤgende Sicherheit für den 
Hypothekarglaͤubiger, Kaͤufer, oder jeden Andern, 
welcher mit dem Inhaber des Grundſtuͤckes contrahirt. 


3) Endlich iſt auch die Herbeiſchaffung der Erwerbs⸗ 


titel, wenn fie in bloßen Privatakten beſtehen, mit- 
bin nicht. bei einem öffentlichen Beamten in Ber 
wahrung bleiben, fehr oft und befonders wenn die 
Grundftüde in den legten 30 Jahren durch mehrere 


Hände gegangen find, den größten Schwierigkeiten 


unterworfen, und an diefen Schwierigkeiten fcheitern 


nicht ‚felten die wichtigften Rechtögefchäfte. — 
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wr i 

Noch weit weniger befriedigend muß bie Beantwortung 
der zweiten Frage ausfallen: ob nämlich, nad) den befte- 
henden Gefegen, ber Darleiher im Stande fey, nachdem 
er von den Erwerbstiteln bed Schuldners Einficht genom> 
men, ſich auch zu verfichern, daß weder ber Schuldner 
felbft, noch deffen Vorgänger, bis zum Augenblide der 
, Berpfändung, das Eigenthum ded Grundftüces ganz oder. 
theilweife veräußert, oder das Dispoſitionsrecht daruͤber 
verloren habe? 

Hier zeigt ſich in der That die ſchwaͤchſte Seite des 
dermaligen Hypothekenſyſtems. Nah dem Civilgeſetzbuch 
iſt die Veraͤußerung eines Grundſtückes, — mit Ausnahme 
der Schenkung unter Lebenden, — zwiſchen den Parteien 
durch die bloße Einwilligung rechtsguͤltig, und ſie kann, 
ſelbſt wenn ſie durch einen bloßen Privatakt beurkundet 
wurde, auch Dritten entgegengeſetzt werden, ſobald ſie auf 
die im Art. 1328 bezeichnete Weiſe ein ſicheres Datum erlangt 
hat. Publizitaͤt iſt dermalen auf keine Weiſe erforder⸗ 
lich, um ihr Wirkſamkeit gegen Dritte zu geben; denn die 
Erlangung eines ſichern Datums iſt nicht durch a le 
bedingt. 

Hieraus ergiebt fi von felbft, daß der Darleiher 
in ber größten Gefahr ift, betrogen zu werden. Denn 
während ein Grundftäck ihm zur Sicherheit des Darlehns 
verpfändet wird, kann der Schuldner, oder deſſen Bors 
gänger im Eigenthume, daffelbe bereits früher veräußert ha- 
ben, und der Darleiher muß dieſe Veräußerung gegen fich 
gelten Iaffen, fobald fie mit einem fichern Datum verfehen 
it. Und doc war es ihm, bei aller Vorficht, unmöglich, 
die Eriftenz derfelben zu erfahren, da das Geſetz kein Mit⸗ 
tel hierzu an die Hand giebt. | 

Ganz in derfelpen Lage wie der Darleiher befindet 
ſich auch der Käufer eines Grundftädes, und es bedarf 
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faum der Bemerkung, daß bie Sicyerheit des Kaufes für 
die allgemeine Wohlfahrt eben fo wichtig, ja faft noch 
wichtiger fey, ald die des Darlehens. Auch ficht fie mit 
dem Erebit, der das Lebensprinzip der Darlehen bildet, 
in enger Berbindung. Denn der Schuldner, welcher vers 
faufen will, um feinen Gläubiger zu befriedigen, finder 
viel Teichter einen Käufer und erhält einen beffern Preis, 
wenn es mit Sicherheit gefchieht. Eben fo ift bei Zwangs⸗ 
veräußerungen bie Sicherheit der Acauifition wefentlich, 
um einen gehörigen Erlös zu erzielen, 

Allein, wie ſchon bemerkt, diefe Sicherheit im Verkehr 
mit Immobilien fehle gänzlih. Wer in Bezug auf ein 
unbemwegliched Gut irgend ein Rechtögefchäft eingeht, muß 
blindlings auf Treu und Glauben handeln und ift der 
Realvechte, die er auf baffelbe zu erwerben glaubt, nie 
verfichert, weil er nicht wiſſen kann, ob ber, welcher fie 
ihm überträgt, ſich nicht ſchon früher derfelben entäußert 
batte, 

Zwar bleibt ihm, wenn er auf folche Weife getaͤuſcht 
wird, eine perſoͤnliche Entſchaͤdigungsklage übrig. Auch 
"erklärt der Art. 2059 des bürgerlichen Gefegbuches Den» 
jenigen, welcher wiffentlich ein Grundftäd, deſſen Eigen- 
thämer er nicht mehr iſt, verfauft ober verpfändet hat, 
als Stellionatar und beftraft ihn durch das Zwangsmittel 
der Leibeshaft. Allein die Garantieflage führt nicht immer 
zum Biel, und bie Befugniß, den unreblichen Schuldner 
ober Verkäufer verhaften zu laſſen und im Gefängniffe - 
zu ernähren, ift eine traurige Verguͤtung für den erlittenen 
Verluſt. 

Die bisher geruͤgten Hebel ſollen durch den Art. 4 des 
Entwurfs auf eine entfchiedene Weife befeitigt werben, 
indem berfelbe verfügt, daß in Zufunft, jeder Mebertrag 
ſolcher Immobiliargegenſtaͤnde, welche bei dem Hypotheken⸗ 
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weien in Betracht fommen, einestheild durch authenti⸗ 
ſche Urkunden verbrieft, und anderntheils durch Trans 
feription. in ein oͤffentliches Buch zur Publizität 
gebracht werden fol, — fo zwar, daß das Nechtögefchäft, 
fo lang ihm der doppelte Charakter der Authentizität und 
Publizität fehlt, nicht blos Dritten gegenüber ohne Wirs 
fung ſeyn, fondern auch zwifchen den Parteien felbft den 
Eigentbumsübergang nicht bewirken und eine bloße Ent- 
fchädiguugsklage begründen fol. Diefer Grundfag ift auch 
auf Theilungen zwifchen Erben ober fonftigen Miteigen- 
thämern ausgedehnt, und die Führung der Veräußerungs⸗ 
bücher ift für bie Zukunft den koͤnigl. Nentämtern 
übertragen. 

Diefe verfchiebenen Bellimmungen, von denen Jede 
eine wichtige Nenerung in ſich ſchließt, bedürfen einer 
nähern Beleuchtung. 

Was zuerft den Satz betrifft, daß alle Veränßerungen 
unbeweglicher Güter nur durh Pubkizität Wirkfamkeit 
gegen Dritte erlangen ſollen, fo rechtfertigt derſelbe fich 
beinahe von ſelbſt, und es ift Hax, daß ohne diefen Grund- 
faß eine namhafte Berbefferung des Hypothekenſyſtems 
nicht denkbar iſt. Nur durch ihn wird ber Darleiher, der 
Käufer u. f w. in den Stand gefeßt, füch Die Gewißheit 
zu verfchaffen, daß das betreffende Grundſtuͤck fich noch 
im Eigenthum deſſen befinde, mit bem er zu contrahiren 
gebenft. Die Einrichtung ber Transſcriptionsbuͤcher und 
ber dazu gehörigen Repertorien und alphabetifchen Tafeln 
ift fo befhaffen, daß jede Statt gehabte Veräußerung for 
wohl unter dem Namen bed Veraͤußernden ald unter dem 
des Erwerberö leicht aufgefunden werben kann. Wer fich 
alfo verfichern will, ob ein Individuum Beräußerungen 
vorgenomm habe oder nicht, Darf nur das Trausſcriptions⸗ 
buch befragen. Findet fich hier Keine Veräußerung ein⸗ 
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getragen, fo kann er ficher contrabiren. Denn entweder 
eriftirt wirklich Feine Veräußerung, oder wenn fie eriftirt, 
fo. ift fie, ihm gegenüber, ohne rechtliche Wirkung. 

Es ift befannt, daß bas dem Code Nap. vorausge⸗ 
gangene Hypothekengeſetz vom 14. Brumaire VII das Prins 
zip der Publizieät der Veräußerungen in. diefem Sinne 
bereits fanftionirt hatte, und man erſtaunt mit Recht, daß 
bei der Abfaffung ded Code Nap. die fonft fo erleuchteten 
Gefeßgeber dieſes heilfame Syftem verließen. Die Die: 
kuſſion über dieſen Theil des bürgerlichen Gefeßbuches gibt 
bierüber feinen genügenden Auffchluß, und man. ift ziem 
lich allgemein der Anficht, daß diefe große Luͤcke mehr ei- 
nem Verſehen, als einer abfichtlichen, wohlüberdachten Re⸗ 
form zuzufchreiben fey. Dem fey übrigens wie ihm wolle, 
fo fprechen fowohl Theorie als Erfahrung laut dafür, daß 
das Syſtem des Gefeßes vom 11. Brumaire VII den Bors 
zug ‘verdiene, = 

Zwar ift die Fötmlichkeit der Transfeription auch ber 
beſtehenden Gefeßgebung nicht fremd. Allein die Stelle, 
bie man ihr angewiefen bat, ift nur untergeorbrtet, und 
fie bedingt, im Allgemeinen, nicht die Wirkſamkeit der Vers 
Außerungen. Sie ift nur vorgefchrieben bei Schenkungen 
Art. 939 des bürgerlichen Gefeßbuches); bei dem Ver⸗ 
fauf, um das Privilegium des Verkäufers zu fihern (Art. 
2408); bei dem Purgationsverfahren -(Art. 2184); bei 
dem Erwerb einer Liegenfchaft, um früher entfiandene aber 
noch nicht inferibirte Hypothefarrechte und Privilegien aus⸗ 
zufchließen (Art. 834 der bürgerlichen Prozeßordnung) und 
als Bedingung der Fürzern Berjährung des Hypothekar⸗ 
rechts, wenn das Grundſtuͤck im Befig eines Dritten iſt. — 
In Zukunft hingegen foll fie, als das beſte Mittel zur . 
Erreihung einer vollftändigen Publizität, den wichtigen 
Zweck erfüllen, Sicherheit in den allgemeinen Verkehr mit 
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Immobilien zu bringen und eine fehügende Aegibe. gegen 
Betrug und Täufchung zu feyn. 

Was fodann die, im Art. A des Entwurfs enthaltene 
weitere Borfchrift anlangt, daß fünftig alle Urkunden über 
den Erwerb unbemweglicher Güter in autbentifcher 
Form feyn follen, fo beruht fie im Weſentlichen auf fol⸗ 
genden Gründen: 


1) 


Eine fefte Bafis bes Eigenthums iſt die erite 
Bedingung bes Credits, fo wie eines ſichern Verkehrs 
mit Smmobilien überhaupt. Ohne Authentizität 
der Erwerbstitel aber fehlt dieſe Baſis, wie bereits 
weiter oben ausgeführt worden iſt. Der Darleiher 
ober Käufer öffnet bereitwilliger feine Kaffe und bes 
willigt beffere Bedingungen, wenn das Eigenthum 


der Güter, die den Gegenftand des Vertrages bilden, 


2) 


auf autbentifchen Urkunden berubet, ald wenn bloße 
Privataften darüber vorliegen, deren Unterfchrift 
abgeläugnet werden kann, die oft nur Wifche find 
und nicht felten ftatt der Unterfchriften nur Hand: 
zeichen tragen, mithin alles rechtlichen Werthes und 
aller Beweisfraft ermangeln. 


Da das Original jedes Notarialafted, der. den Ue⸗ 
bertrag eines Smmobiliargegenftandes Beurfundet, in 
dem Archive des Notärs hinterlegt bleibt, fo wird 
durch die vorgefchriebene Authentizität dieſer Urfuns 
den auch deren Eriftenz beſſer gefihert. In Zus 
funft wird daher niht nur die Prüfung der Ers 
merbötitel eines Individuums weit zuverläßiger, fons 
dern auch deren Herbeifchaffung weit leichter 
ſeyn. 


3) Die Redaktion der Notarialakten, abgeſehen von ihrer 


X 


hoͤhern Beweiskraft, iſt in der Regel beſſer, deut⸗ 
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5) 


licher, zweckmaͤßiger, als die der Privatakten, die 
haͤufig von ganz unerfahrener Hand aufgeſetzt wer⸗ 
den. Dies gilt nicht nur von den Beſtimmungen 
des Vertrages überhaupt — welche der Notaͤr, als 
ſachkundiger Mann, ſowohl hinſichtlich der Form als 
der rechtlichen Wirkungen beſſer zu beurtheilen ver⸗ 
ſteht, und worüber er den Parteien die noͤthige Ber 
Iehrung zu ertheilen pflegt — fondern auch naments 
lich in Betreff einer forgfältigern Bezeichnung der 
Grundftüde, die zur Erfennung ber Identität ber- 
felben fo nöthig und daher befonderd in Bezug auf 
das Hypothefenmwefen von fo wichtigem Einfluffe iſt. 
Hinſichtlich dieſes Punktes enthaͤlt einer der folgen⸗ 
den Artikel des Entwurfes eine — Vorſchrift 
fuͤr die Notarien. 

Aus dem bisher Geſagten ergibt ſih von ſelbſt, daß 
das Prinzip der Authentizität viele Prozeſſe ab» 
fchneiden und überdies wefentlich dazu beitragen - 
wird, den verberblichen Winfelpraftifanten, die theils 
aus Unkunde, theild aus Intereſſe, fo viele Berwir: 
rung und Unfrieden ftiften, und die fich faft überall 
in die Redaktion der Pricataften mifchen, das Hands 
werk zu legen. 

Der Grundfaß der Authentizität erfcheint als 


weſentliches Gomplement des Prinzips der Publis 


zität, und ift nöthig, um deffen Werth und Wir- 
fung zu fihern. Denn die Publizität der Urkunden 


kann nur eine halbe Zuverficht einflößen, fo fange 


 Shnen, aus Mangel der Authentizität, die volle 


Beweiskraft fehlt. Sodann gehört hierher die fehr 
mwefentliche Betrachtung, daß nur unter Boraud- 
fegung ded Prinzips ber Authentizität eine Maßregel 


“ angeordnet werben kann, weldhe zum Zwech hat, bie 
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im Gefeß vorgefchriebene Publizität auch im wirk- 
lichen Leben auf eine burchgreifende Weife zu rea- 
fifiren amd Die Nachtheile zu verhäten, welche für 
die Betheiligten aus ber Unfenntnig oder Nicht— 
achtung dieſer Borfchrift entfpringen würden. Sene 
Magßregel befieht nämlich darin, daß den Notarien 
zur Pfliht gemacht wird, nicht nur, wie bisher, die 
Regiftrirung, fondern auh die Transfcription 
der betreffenden Urfunden, bei perfönlicher Verant⸗ 
wortfichfeit, zu beforgen. Wollte man es Tebiglich 
den Betheiligten überlaffen, die Transfeription ih⸗ 
rer Erwerböurfunden nachzufuchen oder zu unters 
‚ Taffen, fo würde daraus unfehlbar großes Unheil 
entitehen. Die Transfeription war bisher keines⸗ 
wegs üblich, theild weil nur befchränfte Rechtswir⸗ 
fungen damit verknüpft waren, theild weil fie wiel 
zu viel koſtete. Man kennt fie im gemeinen Leben 
faum dem Namen nad. Wenn daher das Gefek 
son nun an die ganze Wirkſamkeit des Bertrage 
von ber Publizität, d. h. von ber Trandfeription 
abhängig macht, fo muß es auch Sorge tragen, daß 
den Berheiligten, denen diefe Begriffe keineswegs 
geläufig find, nicht gewiffermaagen eine Falle ba- 
durch gelegt werde, und daß die Transfeription and 
ohne ihr Zuthun gefchehe. Dies ift aber nur mög- 
lich, wenn alle Urkunden der erwähnten Art vor 
einem Notär errichtet werden, dem alsdann das 
Gefeß jene Verpflichtung auferlegen fann, Go lange 
es in dieſer Materie. Ptivataften gibt, und bie, 
Trangfeription der Einficht und dem Fleiß der Par- 
teien anheim geftellt bleibt, wird das Prinzip ber 
Publizität, ohne welches doch für den allgemeinen 
Eredit und den füchern Berfehr mit Smmobilien 


fein Heil ift, ſtets als fehr luͤckenhaft erſcheinen und 
nicht ſelten das Intereſſe der Betheiligten auf die 
empfindlichſte Weiſe gefaͤhrden „anſtatt ed zu fi ai 
und zu beifügen. — 


Vielleicht wirb man ben Einwand erheben, daß dieſes 
Syſtem der natürlichen Freiheit zu nah trete und — ber 
fonders in Vergleihung mit dem biöherigen Stand ber 
Dinge — als eine Befchränfung derſelben erfcheine. 


Allein diefe Einwendung würde ohne binreichendes 
Gewicht ſeyn. Das Gefeg befchränft die Freiheit nicht, 
wenn ed die Wirkſamkeit gewiffer Nechtögefchäfte an For⸗ 
men oder Bedingungen knuͤpft, die im Intereſſe der allge 
meinen Wohlfahrt als wefentlich erfannt werden; — wenn 
ed Hinderniffe wegräumt, die bisher ben Credit lähmten 
und den. Verkehr unficher machten. Es gibt ſchon jegt 
verfchiedene Nechtögefchäfte, deren Gültigkeit die befiehende 
‚Gefeßgebung, aus Gründen derſelben Art, von ähnlichen 
Vorſchriften abhängig macht, wie 3. B. Schenkungen unter 
‚ Lebenden, Teftamente, und, was hier befonders nahe liegt, 
der bypothefarifche Vertrag (Art. 2127). Wenn 
die Urkunde, wodurd ein Hypothefarrecht bewilligt wird, 
nothwendig in authentifcher Form feyn muß, und wenn 
es noch Niemanden eingefallen ift, in biefer Beflimmung 
eine - Befchränfung der. natürlichen Freiheit zu finden; 
warum follten nicht auch die, mit dem Hypothekenweſen 
in fo enger Verbindung ftehenden Mutationen des Grund» 
eigenthums berfelben Bedingung unterworfen werben föns 
nen, ohne daß das Geſetz jenen Vorwurf verdiente? Die 
Staatsbürger gegen Benachtheiligungen durch ſchuͤtzende 
Formen ficher zu fiellen, — in ihrem Intereſſe ben Bewe— 
gungen des allgemeinen Credits eine breitere und feſtere 
Bahn zu. eröffnen, — dem Eigentum ‚und bem Berfehr 
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mit Immobilien überhaupt eine feſtere Baſis zu geben, — 
dies if nicht Beeinträchtigung der Freiheit, fondern viels 
mehr wejentliche Aufgabe und heilige Pflicht des Geſetz⸗ 
gebers. 


Eine weitere Einwendung dürfte fih auf die größere 
Koftfpieligkeit der autbentifchen Urkunden beziehen. 
Allein fie verfchwindet durch die Bemerkung, daß die Tare 
der Notarien, in Betreff der 45 in Frage ſtehenden Urs 
kunden, eine bedeutende Verminderung erleiden wird und 
erleiden muß, — was die Notarien ſelbſt ſich um ſo lieber 
gefallen laſſen werben, als fie in der größern Anzahl der 
Akten wieder reichlichen Erfaß finden. Mehrere Notarien, 
mit welchen die Commiſſion fich über dieſen Gegenftand 
benommen, haben fehr billige Erklärungen darüber abge: 
geben, und es ift anzunehmen, daß Fünftig ein Notarialatt 
- nicht mehr, ja vielleicht oft weniger koſten wird, als die 
Betheiligten einem Winfelagenten für die Abfaffung eines 
Privataftes bezahlen müßten. Und follte auch in einzelnen 
Fällen der Notarialaft um eine Kleinigkeit theurer feyn, 
fo fann dies gegen die großen Bortheile, welche die Aus 
thentizität der Urfunde gewährt, auf feine Weife in Bes 
tracht kommen. 

Was die Koſten der Transſeriptlon betrifft, ſo 
wird davon in den Motiven zu Art. 10 des ——— 
beſonders gehandelt werden. 

Uebrigens verſteht ſich von ſelbſt, daß der Art. 1 des 
Entwurfs, indem er die Verbriefung der darin erwaͤhnten 
Rechtsgeſchaͤfte durch authentiſche Urkunden vorſchreibt, 
dadurch nicht ausſchließt, daß ein Privatakt bei dem No- 
tär hinterlegt und auf gefegliche Weife in eine authenti, 
fhe Urkunde verwandelt werden fönne. Dies liege ſchon 
in den allgemeinen, ‚Befegen über das Notariat. 
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- Bei ver Redarlion' des Art, 1 hat man dem Ausdruck 
authentiſche Urkunde vor dem Ausdruck Notarial- 
Urkunde den Vorzug gegeben, weil es adminiſtrative Ver⸗ 
aͤußerungen gibt, welche ohne Zuziehung eines Notaͤrs 
und doch auf authentiſche Weiſe beurkundet werden. 

Allein der Entwurfbleibt nicht dabei ſtehen, die Wirk 
ſamkeit der Veräußerung in Bezug auf Dritte von den 
Bedingungen der Authentizitaͤt und Publizitaͤt abhaͤngig 
zu machen; er, verfügt auch, daß bis zur Transſcription 
der Uebergang der veräußerten Rechte felbft unter. den 
eontrahirenben Theilen nicht Statt finde, und: daß 
ber Vertrag bis * eine bloße ——— 
begruͤnde. 

Die Commiſſion hat hierbei in — — 
Daß, wenn man den Veraͤußerungen, auch. ohne Authentis 
zität und Publizität, volle Rechtswirkung, unter den 
Parteien laffen wollte, ber bisherige Gebrauch, ſie 
durch bloße Privataften zu verbriefen und bie Trans? 
feription zu unterlaffen, im fehr wielen Fällen, zum größten 
- Schaden der Betheiligten, faftifch fortdanern würde, Die 
Gontrahenten würden ‚nur: allzu. geneigt ſeyn, ſich darau 
zu halten, daß der Vertrag, au und für ſich, auch ohne 
jene Bedingungen gültig ſey; man würde deſſen Unmirkfams 
keit hinfichtlich, Dritter außer Acht laſſen, weil. diefer Ger 
fihtspunft, im Augenblicke des Vertrages, weniger ‚nahe 
liegt, und, der gemeine Mann überhaupt für dergleichen 
Diftinftionen wenig Sinn hat. Auf. folche Weiſe würde 
ein Syſtem gefchaffen, welches, wenn man ihm auch nicht 
gerade Inconſequenz vormwerfen könnte, doch durch den 
Mangel einfacher und aligemeiner Verſtaͤndlichkeit Man⸗ 
chen irre leiten und fuͤr die Contrahenten unfehlbar eine 
Quelle von, Streitigfeiten und Verluſten werden wuͤrde. 
Spricht Dagegen das Gefeß dem Rechlsgeſchafte and 
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unter ben Parteien alle Wirkſamkeit ab, folang daffelbe 
nicht in authentifcher Form ‚verbrieft und durch Trangferips 
tion zur Öffentlichen Runde gebracht ift, fo begreift Jeder⸗ 
mann leicht, daß der Vertrag, ohne diefe Bedingungen, 
überhaupt nichts gilt, und bie heilfamen Prinzipien der 
Authentizität und Publizirät werden fehr bald auch im 
praftifchen Leben durchgängig Wurzel ſchlagen und be 
folgt werden. 

In der That ift auch Fein großer Schritt von der Uns 
wirffamfeit binfichtlicy Dritter zu der Ungültigfeit zwifchen 
den Parteien felbft. — Wenn ein Rechtsgeſchaͤft, Dritten 
gegenüber, Fein rechtliches Dafeyn hat, warum fol es 
zwifchen den Parteien wirffam feyn? Wenn das Eigens 
thumsrecht, welches ein Gontrahent erwirbt, in den Augen 
Dritter nicht befteht, und alfo doch Fein rechtes Eigenthum 
ift, warum foll es, dem Mitcontrahenten gegenhber, bes 
gründet feyn? Auf jeden Fall bat ein folches Verhaͤltniß 
etwas Schwanfendes und Unvortheilhaftes für den Vers 
fehr, und es ift offenbar, daß ftets viel Mipliches und 
Halbes darin liegt, ein Nechtsaefhäft in gemiffen Be 
ziehungen für giftig, im andern hingegen für ungültig zu 
erflären; eine Betrachtung, die fich auch in andern Rechts» 
materien, namentlich in der Lehre vom fichern Datum, 
oft genug fühlbar macht. 

Praktiſche Nachtheile find von dem Syſteme bes Ent- 
wurfs nicht zu fürchten. Denn weiß man einmal, daß 
BVeräußerungen liegender Güter bis zur Trangfeription 
unguͤltig find, fo richtet fich Jedermann hienach ein, und 
Niemand wird dabei zu furz fommen. Bor der franzöfls 
[hen Occupation des Landes war dieſes Syitem in einem 
großen Theile des heutigen Rheinkreiſes - bereitd einge 
führt, und es läßt fich nicht verfennen, daß il her 
tung zweckmaͤßig und wohlthätig war. 
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Ueberdieß aber ftreitet für diefe Beftimmung bes Ent: 
wurfs noch eim anderer höchſt wichtiger Grund. Wenn 
nämlich das Gefeß einer Veräußerung, auch ohne Publi⸗ 
zität, volle Rechtswirkung unter den Parteien gibt und for 
nad den Eigentbumsäbergang anerkennt, fo muß auch das 
dem Veraͤußerer zuftehende Refolutionsreht wegen 
Nichterfuͤllung der Bedingungen, fo wie deſſen Privile- 
gium zur Sicherheit des Preifes, gleichermeife ohne Publis 
zität ind Dafeyn treten. Denn diefe Rechte gehören dem 
Verkäufer von dem Augenblide an, mo ber Vertrag pers 
fett geworden ift, und fie haben, ihrer eigenthümlichen 
Natur nach, auch gegen Dritte Wirkung. 

‚Zwar könnte man die Wirkfamfeit diefer Rechte, bins 
fihtlih Dritter, an die Bedingung der Publizität knuͤpfen. 
Allein das Gefeg müßte hierzu eine Frift bemilligen, und 
diefe Frift dürfte, wenn man nicht in Gefahr gerathen 
wollte, dem Intereſſe Dritter dad eben fo heilige Recht 
des Verkaͤufers aufzuopfern, feineswegs Furz ſeyn. Wäh- 
rend bdiefer Frift aber würde ein Reſolutionsrecht und eim 
Privilegium ohne Publizität eriftiren und ſonach in ber 
Anwendung dieſes Grundprinzips eine fehr bedenkliche 

Lücke entitehen. 

Die Commiffion, anfangs von dem Gefichtspunfte aus- 
gehend, daß die Wirffamfeit der Veräußerungen überhaupt 
nur in Bezug auf Dritte durch Publizität zu bedingen 
fey, hat mit diefen Schwierigkeiten lange gefämpft und 
die Sache. von allen Seiten erwogen und auszugleichen 
gefucht; allein ohne befriedigenden Erfolg. Sie blieb eine 
Zeitlang bei der Sjdee flehen, daß man das Refolutiong- 
recht, fo wie das Privilegium des Verkäufers, auf bie 
Dauer von fünf Sahren auch ohne Publizität anerkennen, 
fpäterhin aber deren Einſchreibung in das Hypotheken⸗ 
buch fordern muͤſſe. Allein ald man auf die verfchiedenen 
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Sonfequenzen diefer Anficht einging, fühlte man bald, wie 
mangelhaft dadurch das Syftem der Publizität werde, und 
zulegt überzeugte fich die Commiffion, daß ein befriedi- 
gendes und geründeted Syftem nur! dann möglich ift, wenn 
das Geſetz ohne die Bedingung der Publizität überhaupt 
feinen Eigenthumsübergang anerkennt. Dann treten for 
wohl das Refolutionsredht als das Privilegium des Vers 
kaͤufers erſt mit dem Augenblick ber Publizität ind Das 
feyn, weil der Bertrag felbft vorher nicht perfekt ift, und 
das Publifum Fennt, von dem erften Augenblide an, biefes 
Dafeyn durch das Hffentlihe Transſeriptionsbuch. 

Hierdurch werben auch alle Schwierigfeiten in Bezug 
auf die Frage, wer ald Dritter zu betrachten fey, gaͤnz⸗ 
lich abgefchnitten, und das ganze Syftem wird einfach, 
volftändig in feiner Wirkung, und für Jedermann voll⸗ 
fommen verftändlicdh. — 

Der Art. 4 des Entwurfs betrifft übrigens, gleich dem 
Geſetze vom 44 Brumaire VII, nur die Beräußerungen 
ſolcher Immobiliarrechte, welche nach Art. 2118 des bür- 
gerlichen Geſetzbuches, Gegenftand eines Hypothefarrechts 
feyn können, — fodann die Gonftituirung der Antichrefe, 
als einer Species des Usus fructus, um deßfallfigen Zwei: 
feln zuvorzufommen. Andere Rechtögefchäfte, welche, ohne 
eigentliche Veräußerungen zu feyn, den Grebit oder Vers 
kehr gefährden Fönnen, werden durch die Art. 7, Sund 9 
vorgefehen. 

Es wurde in Frage geftellt, ob bie Bedingung ber 
Publizität durch Transfeription auch für die Real-Ser- 
vituten vorzufchreiben fey, indem, ſtreng genommen, die 
Gonftitwirung einer Servitut eine theilmeife Veräußerung 
der Rechte ift, deren Gefammtheit das Eigenthum bildet; 
auf jeden Fall aber der Werth des Grundftücdes dadurch 
vermindert wird; mithin Derjenige, welcher mit dem Eigen- 
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thuͤmer über das Grundſtuͤck contrahirt, ein —— hat, 
ſie zu kennen. 

Allein bei naͤherer Ueberlegung hat die Eommiſſion ſich 
einſtimmig fuͤr die verneinende Beantwortung dieſer 
Frage entſchieden. 

Zwar kann es leicht geſchehen, daß dem Darleiher ein 
Unterpfand angeboten wird, auf welchem eine ihm unbe⸗ 
faunte Servitut ruhet. Allein der Kal, daß durch bie 
Eriftenz einer folchen Servitut der Werth des Grundſtuͤckes 
in folhem Maaße vermindert würde, daß bie Sicherheit 
des Darlehnd dadurch gefährdet wäre, ift viel zu felten, 
und bei der berfömmlichen und natürlichen Gewohnheit, 
einen die Summe bed Darlehens weit überfleigenden Vers 
fat zu begehren, viel zu unmwahrfcheinlich, ald daß es 
rathſam wäre, beßhalb jede Realjervitut der Trangferips 
tion zu unterwerfen und ihre rechtliche Wirkfamfeit davon 
abhängig zu machen. Auch würde die Sache dadurch fehr 
fhwierig werden, daß viele Servituten fi, ohne Vertrag 
und Urkunde, durch bloßen Berjährungsbefig conftituirem, 
in welchem Fall eine Transſeription bed Erwerbötitels 
faum denkbar ift. 

Die geringere Wichtigkeit einer Servitut war ohne 
Zweifel auch der Grund, warum das bürgerliche Gefeß- 
buch das Verfchweigen bderfelben bei dem Berfauf oder ber 
Verpfändung bes Grundftücdes nicht unter die Fälle des 
Stellionats zählte und das Zwangsmittel der. Leibeshaft 
bier nicht eintreten ließ. — Art. 2059. — 

Uebrigens fieht der Art. 1638 des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches bereits den Kal vor, wo ein Grundftüd verkauft 
wird, auf welchem eine dem Käufer unbefannte Servitut 
ruhet. Er gibt demfelben die Befugniß, nach Umftänden 
Die Aufldfung des Vertrages oder eine Entfpäbigung. gu 
begehren. 
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Die Theilungsgefchäfte, fowohl zwifchen Miterben 
als fonftigen Miteigenthümern, find in einem befondern 
Abſatze des Art. 4 fpeciel erwähnt. Died war. darum 
nöthig, weil nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Ges 
fegbuches (Art, 883, 4476, 1688 und 1872) die Theis 
Jungen nicht als Eigenthums-Uebertrag, fondern bloß 
als Gigenthumd-Beftimmung oder Ausginander 
fegung betrachtet werden, mithin ohne ausdruͤckliche 
Erwähnung nicht unter die Verfügungen des Aften Abfates 
des Art. 4 fallen würden; während doc alle Gründe, 
welche bei eigentlichen Veräußerungen eintreten, auch auf 
Theilungen, foweit fie Smmobiliargegenftäude betreffen, 
vollfommen paffen, fey es in Hinfiht auf Sicherung ber 
Ermerbstitel überhaupt, fey es in Bezug auf das Intereſſe, 
welches Dritte haben, über die Frage, wer durch die Theis 
lung definitiver Eigenthümer der in der Maffe befindlichen. 
Immobilien geworben, durch die Deffentlichfeit der Theis 
Iungsurfunde Gemißheit zu erhalten, um nicht, in Un 
kenntniß des Gefchehenen, mit Einem oder bem Andern 
der Miterben ober fonftigen Miteigenthümern ein wirfungs- 
loſes und gefährbendes Rechtsgeſchaͤft einzugehen. — 

Eine weitere, fehr wichtige und bier näher zu beleuch- 
tende Verfügung des Art. 4 iſt die des legten Abſatzes, 
wodurch die Führung der Transfcriptionsbüdher, welde 
bisper dem Hypothefenbewahrer übertragen war, 
ben Fönigl, Rentämtern zugewiefen wird. 

Sobald das Gefeg anordnet, daß Fünftig alle Der 
Außerungen von Immobilien transferibirt werben follen, 
fo ift fofort Har, daß bie bisherigen Hypothefenämter, 
welche einen ganzen Bezirk umfaffen, diefes Gefhäft nicht 
ferner beforgen fönnen, und zwar ſchon barum, weil fie 
der großen Arbeit, bie mit einer folchen Menge von Trans⸗ 
. fexiptionen verbunden ift, durchaus nit gewachſen find. 
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Diefe Arbeit muß getheilt werben, und bie königl. 
Rentämter fchienen der Commiſſion, in Uebereinftimmung 
mit ber koͤnigl. Kreidregierung, — die geeignetſten Be⸗ 
hoͤrden zu ſeyn. Denn 

1) die Rentamtsbezirke ſind von ſo maͤßigem Umfange, 
daß ſich annehmen laͤßt, jedes Rentamt werde fuͤr die 
Buchung der in feinem Sprengel vorkommenden Beräußes 
rungen ausreichen, ohne durch die Arbeit erdruͤckt zu werben. 

2) Die Nentbeamten find in ber Regel unterrichtete, 
befonders aber an Genauigkeit und eine forgfältige Buch- 
führung gewöhnte Leute. 

'8) Sie ſtehen unter einer regelmäßigen Aufſicht ber 
Dberbeamten. 

4) Sie find, vermöge ihrer Funktionen, ftets in ihrem 
Amtslofale anmwefend. 

5) Sie find ohnehin diejenige Behörde, welchen bie 
Beräußerungsurfunden zum Behuf der Regiftrirung vor 
gelegt werden müffen. Mithin kann durch fie auch die Trans⸗ 
feription derfelben am fchnellften und bequemften gefchehen. 

6) Sie haben ihren Amtsfig gewöhnlich an demfelben 
Drte wie der Notär, welcher bie Urkunde aufnimmt, oder 
doch in deffen Nähe, was den doppelten Vortheil barbietet, 
daß der Notär die Transfeription um fo leichter und 
fehneller beforgen fann, und daß man, wenn vor dem No⸗ 
tär über den Abfchluß eines Nechtsgefchäftes verhandelt 
wird, wobei Notigen aus den Trangfcriptionsblichern ers 
forderlich find, dieſe Bücher in der Nähe hat. — 

Aus der Ueberweifung des Transſcriptionsgeſchaͤf— 
tes an die koͤnigl. Rentämter fchien jedoch der Commiſſion 
keineswegs die Nothwendigfeit zu folgen, auch die Hypos 
thefenbewahrung felbft den fönigl. Rentämtern zu 
übertragen, oder überhaupt für dieſes letztere Gefchäft die 
bermaligen Bezirke zu verkleinern, 
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An und für ſich iſt die Conſtatirung der vorkommenden 
Mutationen und bie baraus hervorgehende Feftftellung und 
Publizität der Eigenthbumsverhältniffe etwas ganz 
Berfchiedenes von ber Buchung der bypothefarifchen Schuld» 
forderungen, und es liegt durchaus fein Grund vor, 
warum Beides gerade durch einen und denfelben Beamten 
beforgt werben müßte. So lange nicht für den Rheinkreis 
eine Hypothekenordnung gefchaffen werden fan, wo jedes 
einzelne Grundſtuͤck individuell beftimmt und feftgehalten 
wird, und wo die Eintragung aller darauf bezüglichen 
Eigenthumsveränberungen und Hypothefen dem Grundftäd 
gegenüber in bemfelben Buche gefchieht, — eine Einrich⸗ 
tung, die dermalen, wie fpäter gezeigt”werben wird, als 
unausführbar erfcheint, — fo lange können jene ganz ver 
fchiedenartigen Buchungen recht gut durch verfchiedene Ber 
hörden gefchehen, wenn font gute Gründe dafür fprechen. 
Solhe Gründe find aber wirklich vorhanden, und die 
Commiſſion glaubt namentlih auf folgende Ruͤckſichten 
hindeuten zu müffen: 

12) Schon im Allgemeinen ift ed nicht weife, bes 
ftehende Einrichtungen, an welche die Einwohner, fo wie 
bie betreffenden Beamten feit langer Zeit gewöhnt find, 
ohne dringende NRothwendigfeit abzuändern und gemagte 
Erperimente anzuftelen, — am wenigften in einer fo tief 
eingreifenden und fo belifaten Materie, wie dad Hypo⸗ 
thefenwefen iſt. Es befteht aber in der That feine drin- 
gende Nothwendigfeit, die Hypothekenbezirke zu verkleinern, 
ba die jegigen Hypothefenämter ihrem Gefchäfte vollfoms 
men gewachſen find, und auch das Publifum hinfichtlich 
der Bequemlichkeit nichts gewinnen wuͤrde. Vielmehr it 
es in diefer Beziehung wuͤnſchenswerth, daß das Hypothe⸗ 
fenamt am Site des Bezirfögerichts bleibe, wo die Pros 
zeffe verhandelt werben, wo bie Anwälte wohnen und wo 
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ſonach die Beranlaffung zu Nachforfchungen auf bem Hy⸗ 
potbefenamt oder zur Ertheilung von Auszügen aus ben 
Hypothelenbuͤchern am haͤufigſten vorzufommen pflegt. 


2) In Bezug anf bie Generalhbypothefen, — und 
diefe find fehr häufig, da jede gerichtliche und jede Regal: 
hypothek eine generelle ift, — wuͤrde ‚eine Berkleine- 
zung der Hypothekenbezirke nachtheilig wirfen und viele 
Weitlaͤuftigkeiten und Koſten veranlaſſen. Denn ſobald 
der Schuldner in mehrern Rentamtsbezirken begütert wäre, 
müßten mehrere Infcriptionen genommen werben, die Nach⸗ 
forfhungen würden erfchwert, die Auszüge vervielfältigt 
und vertheuert, u. f. w. 

3) Die richtige Führung der Hypothefenbücher ſetzt die 
Außerfte Aufmerkſamkeit, den pünftlichften Fleiß, bie forg- 
fältigfte Aufſicht über das Schreiberperfonal nnd eine 
gründliche Kenntniß der Hypothefengefege voraus. Diefe 
Eigenfchaften aber bürften ſich wenigſtens nicht bei jedem 
Rentbeamten vereinigt finden. Bis jegt hat man, bei der 
Wahl der Hupothefenbewahrer, ftetd. auf eine befonbere 
Intelligenz Bedacht genommen. 

4) Der Hypothekenbewahrer muß, feiner großen Ver—⸗ 
antwortlichfeit wegen, nothwendig eine bedeutende Cau- 
tion leiſten. Auch in diefem Punkte dürfte nicht jeder 
Nentbeamte zum Hypothekenbewahrer geeignet feyn. 


5) Wollte man die Hypothefenbezirfe verkleinern, ſo 
duͤrfte eine Zerſtuͤckelung der bisher gefuͤhrten Buͤcher, we⸗ 
nigſtens aus den letzten zehn Jahren, noͤthig werden. Man 
müßte Auszüge fertigen, um die in jedes Rentamt fallen 
den Einfchreibungen zufammenzuftellen — was eben fo 
weitläuftig als koftfpielig ſeyn würde, — oder man müßte, 
neben ben kleinern Hypothekenaͤmtern, aud das bisherige 
größere noch auf zehn Jahre Cd. h. bie zum Erloͤſchen 
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aller zur Zeit der Veränderung beſtehenden Einſchreidungen) 
fortdauern laſſen. 

6) Endlich duͤrfte auch noch in Betracht — daß 
der ‚Hypothefenbewahrer ſich, bei einem groͤßern Bezirke, 
wit einer geringern Gebühr für die einzelnen Verrichtungen 
beguügen faun, weil er in der Menge derfelben Erfag 
findet. Je mehr die Gebühren ſich vertheilen, deſto wes 
niger fönnen fie im Einzelnen. berabgefeßt, werben, 


Es ift bei der Sommiffion in Frage gefommen, ob nicht 
Die Buchführung zum Behuf der Gonftatirung und Publie 
zität der Eigentbumsveränderungen, anftatt fie den Rent: 
Ämtern zu Äbertragen,. am Beften den Rotarien ſelbſt 
anvertraut werden fünnte, und man verhehlte fich nicht, 
baß eine folde Einrichtung gewiſſe Bortheile darbiete, 
die bei keiner andern erreichbar ſind, namentlich 
1) daß dadurch die Mühe und Koſten der Trans 
feription ber Urfunden ganz gefpart werben könnten, 
da das Driginal der Urfunde bei dem Notär, welcher 
fie aufnimmt, obnebin in Berwahrung bleibt, mithin die 
Bücher eine bloße Verweiſung anf diefes Original zu ent» 
halten brauchten. 
- 2) Daß jeder — zwiſchen dem Datum der 
Urkunde und dem der Transſcription wegfallen wuͤrde, 
indem der Notaͤr die Eintragung in das oͤffentliche Buch 
ſtets unter demſelben Datum vorzunehmen hätte, unter 
welchem die Urkunde ſelbſt errichtet worden, fo daß bie 
beiden Bedingungen der Authentizität und Publü 
zität gleichzeitig einträten; ein Zufammentreffen, wer: 
ches allerdings von großem Werth feyn würde, meil bas 
durch die NRechtögefchäfte gleich an dem Tage ihrer Beur- 
fundung fowohl zwifchen ben Parteien als in Bezug auf 
Dritte ihre volle Nechtswirfung erhielten, während: bei 
jeder ahbern Einrichtung eine Zwifchenzeit entſteht, 
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innerhalb welcher der Vertrag zwar beurkundet, aber noch 
nicht wirkſam iſt, und welche, moͤglicherweiſe, zu Betruͤ⸗ 
gereien Veranlaſſung geben koͤnnte. | 

3) Da der Notär mit den Lokal⸗ und Kamilienverhält- 
niffen feines Amtöbezirfes weit vertrauter zu feyn pflegt, 
als der Rentbeamte, fo würde eine Verwechſelung aͤhnlich 
Hingender Namen oder Sachen weit weniger zu befürchten 
feyn, und ed wäre auf folche Weife, in beiden Beziehuns 
gen, befier für die Erfennung ber Identitaͤt geforgt. 

Die Eommiffion verfannte den Werth diefer Vortheile 
nicht. Allein es fihien ihr auf der andern Geite, als ftehe 
eine folche Einrichtung nicht in Einklang mit dem Geift 
und Wefen bed Notariats. 

Das Notariat ift eine Inſtitution ded Vertrauens. Die 
Einwohner follen nicht an einen oder den andern Notär 
gebannt ſeyn. Sie follen die freie Wahl haben, fih an 
denjenigen zu wenden, welchen ihr Zutrauen ihnen als 
den einſichtsvollſten und zuverläßigften bezeichnet. Daher 
ift es Jedem geftattet, fich zu einem auswärtigen Notär 
zu begeben und fein Gefchäft durch benfelben beurfunden 
zu laffen. Daher eriftiren an vielen Orten mebrere 
Rotarien, u. f. w. 

Was nun aber die Buchung der Mutationen bes 
Grundeigenthums betrifft, fo muß diefelbe nothwendig nach 
gewiffen Bezirken ſtreng abgetheilt ſeyn, weil ohne eine 
folche Abgränzung feine Publizität denfbar if. Denn 


bad Publitum muß in jedem einzelnen Falle wiffen, bei 


welchem Beamten es die noͤthigen Aufflärungen zu ſu⸗ 
chen hat. | 

Wollte man alfo diefe Buchung ben Notarien übertras 
gen, fo müßte man entweder für jeden Notär einen Amts⸗ 
bezirt beftimmen, den er nicht Überfchreiten und innerhalb 
defien Niemand, hinfichtlich ber in dieſem Bezirke Liegen: 
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den immobilien, einen andern Notär gebrauchen duͤrfte; 
und an den Orten, wo mehrere Notarien find, müßte ber 
jest gemeinfchaftliche Amtsbezirk getheilt und der Sprengel 
eines jeden berfelben nach Gemeinden ftreng ausgefchieben 
werden. Dber man müßte in folchen Fällen die Fuͤhrung 
. der Mutationsbücher für den ganzen Amtsbezirk dem einen 
oder dem andern der Notarien ausfchließlich Übertragen. 

Allein beide Auswege miberfprechen dem innern Wefen 
bes Notariatd, Der Erfte, weil dadurch die freie Wahl 
der Eimrohner wegfallen und in Bezug auf die Perfon 
des Notärd eine Art von Bannalität gefchaffen würde. 
Der Zweite, weil alddann diejenigen Notarien, denen bie 
Buchung der Mutationen fremd bliebe, ihre Originals 
Urkunden bei dem andern Notär hinterlegen müßten, um 
bei dem Mutationdbuche zu bleiben, — was in feiner Be 
ziehung angeht, dba jeder Notär Depofitar feiner Origing- 
lien bleiben fol und die Befugnig hat, Ausfertigungen 
. bavon zu ertheilen ; abgefehen bavon, baß überhaupt aus 
einer folchen Einrichtung eine auffallende Bevorzugung des 
einen Notärd vor dem andern hervorgehen würde, waͤh⸗ 
rend bier Alles auf einer freien, nur durch das öffentliche 
Vertrauen bedingten Goncurrenz beruhen fol, Ä 

Mit einem Worte, die Idee, den Notarien die Führung 
ber Mutationsbücher zw überweifen, erfcheint nicht aus 
führbar, ohne die ſchoͤne und werthvolle Snftitution des 
Notariats in vielfacher Beziehung zu entftelen und zu 
untergraben. Die Commiffion glaubte daher bei der An- 
ficht, daß die Rentämter die geeignetfte Behörde hiezu 
feyen, entfchieden beharren zu muͤſſen. 

Uebrigens verfteht es ſiih von felbft, daß bie Einrich⸗ 
tung der Buͤcher ſo beſchaffen ſeyn muß, daß ſie dem Zweck 
der Publizitaͤt entſpricht, d. h. daß jede Mutation, uͤber 
welche Auskunft verlangt wird, mit Leichtigkeit aufgefun⸗ 
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den werden kann. Da die Bücher, fo wie fie.bermalen 
üdf den Hypothekenaͤmtern für die — ge⸗ 
führt werden, nämlich: 
4) das Einlaufbuh; 
2) das Transfcriptionsbud, ie. — die un 
kunde wörtlich. eingetragen wird ; 
3) das Repertorium, in welchem, unter dem Namen 
eines jeden: Gontrabenten, alle ihn: betreffenden Käufe 
Noder Verfäufe, unter: Hinweifung auf: bad: Trands 
ſcriptionsbuch, beiſammen vorgemerkt find, und 
4): eine alpbabetifche Tafel, we * das Re⸗ 
pertorium verweiſt, — 
als ganz zweckmaͤßig erſcheinen, fo hielt es die Commiſſ on 
fur unnoͤthig, dieſen Gegenſtand in dem Entwurfe ſpeciell 
gu erwähnen. Nur in Betreff der Parapbirung 
der Bücher enthält; der legte Abſatz ded Art, 1. die Bors 
ſchrift, daß fie durch dem Friedendrichter bed Kantons und 
nicht, wie bisher, durch den Präfidenten des Bezirföger 
richts zu gefchehen habe, weil der Legtere, bei der Menge 
jener Bücher, die. Arbeit nicht wohl beftreiten. koͤnnte, auch 
Has 'Hin- und Herfenden derſelben Koften und —— 
tigkeiten — wuͤrde. 
erh , 
nr Zu Art. 2 des Entwurf 
Der Art. 2 des Entwurfs enthält blos eine Anwendung 
der im Art. 4 aufgeſtellten Prinzipien bei der Coneur⸗ 
venz mehrerer Beräußerungen, d. h. in dem Falle, 
"wo der Eigenthiimer eines Grundftüdes daffelbe zuerft an 
A und dann an B veräußert. Das frühere Datum ber 
Zransfertption begruͤud hier den Vorzug, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf das der Uebereinkunft ber der Urkunde. Denn 
nur bie Trans ſcription bewirkt den Uebettrag der Eigen⸗ 
thumsrechte. Sollten beide Veraͤußerungen an einem und 
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demfelben Tage transſeribirt werden, was übrigens ein 
ziemlich feltener Fall ſeyn dürfte, ſo muß, was in der 
Natur der Sache Tiegt, die frühere "Eintragung in dad 
—“ entſcheiden. 8 ER ee 


Zu Art. 3 des Entwurfs. 


Der Art::3. 088 Entwurfs fest. bie Anwendung: bet 
Grundprinzipien des Art, 4 auf den Fall der Concur⸗ 
renz einen Beräußerung mit Hypothekacrechten 
feft. SE una Ä rn 
Im Allgemeinen muß auch bier der Sab gelten: Nur 
die transfcribirte Veräußerung fann dem Hypothefar 
Gläubiger entgegengefeßt werden, und umgekehrt: Nur bie 
Önferibirte Hypothek iſt wirkſam gegen den Käufer, fofern 
m überhaupt einer Inferistion bedarf. 4 

Aus dem erften- Satze folgt von ſelbſt, daß ein Hypo⸗ 
— welches der Glaͤubiger bis zur Transfeription 
Der "Veräußerung, fey es durch Vertrag, ſey es aus einent 
fonſtigen Rethtsgrunde, -gegen den Berkußerer erworben 
bat, vollkommen gültig iſt. Deun die Veräußerung hat 
vor der Trangfeription feine rechtliche Eriften;. 

Allein, maß auch-die Einfchreibung des Hypothefars 
rechts, um wirffam zu fegn, der Trangfeription der Ber 
außerung nothwendig vorausgehen? 

Nah dem beſtehenden Geſetze (Art. 834 der bärgerfi 
chen Prozeßordnung) fann ein; Privilegium oder Hypothe⸗ 
larrecht nicht blos bis zur Trangferiptlon, ſondern auch 
noch in den darauf folgenden vierzehn Tagen, guͤltig eim 
gefchrieben werden. Es fragt ſich, ob‘ dieſe Beſtimmung, 
die auf dem erſten Blick di — — 
ſey ober nicht? ae iv TR DRulze‘ 

: Das eine wie das andere Suter bat. — Bedenk⸗ 
lichkeiten. Legt man der Trans ſeription einer Vetaͤuße⸗ 
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rungsurkunde bie Wirkung bei, jebe fernere Hypothelar⸗ 
Einfhreibung auf den veräußerten Smmobiliargegenftand 
fofort auszufchließen,, fo entftebt hieraus. große Unſicher⸗ 
heit für den Darleiher. Denn der Schuldner, welcher Luft 
hat, ihm zu hintergehen, darf nur das Grundftüd, welches 
er zum Unterpfand anbietet, vorher an einen Dritten vers 
fanfen und mit demfelben verabreden, daß er. die Trans⸗ 
feription verfchiebe, bis das Darlehn ausbezahlt it, und 
fie fodann: ſchnell vornehmen Laffe, ehe ber. Darleiher noch 
Zeit hatte, bie Einfchreibung feines Hypothekarrechts zu 
bewirfen. Dergleichen Faͤlle veranlaßten ohne Zweifel den 
Gefeggeber, durch den erwähnten Art: 834 eine weitere 
Friſt von vierzehn Tagen für die Einſchreibung zu geftatten. 

Auf der andern Seite aber ‚kann, wenn dieſe Friſt 
fortbefteht, der Käufer ohne feine Schuld in Schaden 
fommen. Denn wenn aud- in bem Augenblide, wo er 
kauft, und felbft in dem Augenblicke, wo er transſcribiren 
läßt; feine Hypothefareinfchreibung eriftirt, ſo kann noch 
immer in den nächften vierzehn Tagen eine. ſolche genom⸗ 
men werden, und fonach-feine Acquifition gefährden. _ 

Indeſſen dürfte hier das Intereffe des Darleihers dem 
des Käufers entfchieben vorzuziehen. ſeyn. Denn ber Dar⸗ 
feiher giebt, vermöge der Natur dieſes Rechtsgeſchaͤfts, 
das ganze Kapital fofort aus der Hand. Auch kann er 
die Auszahlung nicht. wohl bis nad) ‚bewerfitelligter ‚Eins 
ſchreibung feines Hypothefarrechts verfchieben, weil ſonſt 
die Urkunde nicht mit Wahrheit die gefchehene Auszablung 
des, Darlehens conftatiren, fondern blos das Derfprehen 
* Darlehens beurkunden könnte 
Der Käufer: ‚eines Immobiliargegenftandes — 
ſtipulirt ſich in der Regel Zahlungstermine, und uͤberdies 
hindert ihn nichts, wenn er der Redlichkeit des Verkaͤufers 
nicht volllommen traut, bie Bedingung zu machen, daß 
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vor Ablauf: der erwähnten vierzehn Tage nach gefchehener 
Trandfcription überhaupt Feine Zahlung zu leiſten fey. 

Der Käufer kann ſich alſo, durch einige Vorficht, Teicht 
gegen jeden: Nachtheil fchügen, während ber Darleiher, 
aud bei.der größten Behutfamteit, nicht im Stande: ift, 
dies zu thun. . ur 

Die Commiffton:ift daher der Anficht, daß die in Rede 
ftehende Frift von vierzehn Tagen beizubehalten fey, und 
in diefem Sinne ift der Art. 3 des Entwurfs abgefaft. 

Die Beſtimmung am Schluffe diefes Artikels bat ben - 
Zwed, einer Streitfrage zuvorzufommen. Da nämlich der 
Art. 17 des Entwurfs für bie. Einfchreibung bes Privile- 
giums, welches dem Architekten und andern Werfmeijtern 
zufteht, eine Frift vom fehs Monaten beftiimmt, ſo fönnte 
der Zweifel entftiehen, ob in dem Falle, wo bor Ablauf 
biefer Zeit. eine ‚Veräußerung Statt findet und trans ſeri⸗ 
birt wird, jene Einſchreibung auch an die Friſt von vier⸗ 
zehn Tagen gebunden ſey, oder ob ſie bis zum Ende der 
ſechs Monate geſchehen fönne? : : 

Diefe Frage fonnte nur im letztern Sinne geloͤst wer; 
ben, weil die Gründe, welde für bie Einfchreibung jenes 
Privilegiums eine ſechsmonatliche Frift erfordern ‚ auch. in 
diefem Fall eintreten. | Ä 
Fuͤr bie ‚übrigen der Pubkizität unterworfenen Privife, 
gien — nämlich die: des Berkäufers, des ihm fubrogirten 
Darleiperd und ber. Miterben oder: fonftigen Meiteigenthiis 
er, welche eine Theilung vorgenommen haben, — war 
hier eine befondere Beſtimmung unnöthig, da diefe Ber, 
häftmiffe durch den Art. 44 des Entwurfs ausdruͤcklich re- 
gulirt find.“ a ———— 
Zu Zu Urt. 4 des Entwurfs. 

Die erfte Verfügung des Art. 4 ded Entwurfs hat ben 
Zweck, eine "hinreichende Bezeichnung der Grund» 
5 
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ſt uͤcke in den Erwerböurfunden moͤglichſt zu ſichern. Es 
wird dem Notaͤr zur beſondern Pflicht gemacht, auf dieſen 
Gegenſtand die groͤßte Sorgfalt zu verwenden, und na⸗ 
mentlich auch den Buchſtaben und die Nummer der Sektions⸗ 
oder ſonſtigen Grundbuͤcher, welche in der Gemeinde vor⸗ 
handen ſind, jedesmal anzugeben. 

Sehr wuͤnſchenswerth waͤre es geweſen, wenn in die⸗ 
ſer Beziehung noch beſtimmtere und ſtrengere Vorſchriften 
haͤtten gegeben werden koͤnnen. Allein die Mangelhaftig⸗ 
keit und Unzuverlaͤßigkeit der Sektionsbücher in ſehr vi⸗ 
fen Gemeinden (in manchen fehlen fie ganz) machte es 
unmöglich, und nöthigte die Commiſſion, ſich auf eine alls 
gemein gefaßte Anordnung zu befchränten und die Auss 
führung berfelben in jebem gegebenen Falle der Einſicht 
der Notarien zu uͤberlaſſen. Ä | 

Der weitere Inhalt des Art. 4 handelt von ber Der 
bindlichkeit ded Notärd, nebſt ber Regiftrirung auch die 
Transſcription ber Urkunden, welche er aufnimme, 
in der kürzeften Friſt zu beforgen, damit das Nechtögefchäft 
feine vollſtaͤndige Wirkfamfeit erlange. 

Der Grund biefer Maaßregel ift fchon weiter oben 
berührt worden. Er liegt darin, weif der durch den Ent, 
wurf aufgeftellte: Grundfag der notbwendigen Publizität 
aller Beräußerungen unbeweglicher Güter für fehr Viele 
verberblich werden würde, wenn nicht das Geſetz zugleich 
Fürforge träfe, daß biefe Vorſchrift auch faltiſch und als 
gemein in Vollzug fomme, Auch ließ ſich nur in Verbin 
dung mit diefer Manfregel die Vorfchrift aufnehmen, daß 
die Transfeription auf das Original bei Urfunde. zu 
gefchehen habe; eine Borfchrift, welche in Bezug auf bie. 
Erfparung der Koften gewiß ale fehr wohlthätig erfiheint. 

Das Detail der hierher gehörigen Beſtimmungen bes 
darf kaum eines Commentars. Die Friften find ſo ge⸗ 
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ordnet, wie.fie ber Gommiffion, in allen Fällen, nah Maaß⸗ 
gabe der ‚Entfernung des Nentamtes, wo bie Trangfcrip- 
tion gefchehen fol, genügend fchienen. Der Notär läßt 
ſich eine vorläufige Empfangsbefcheinigung geben, theild 
um feine VBerantwortlichfeit zu decken, theild um binfichts 
lich des Tages, an welchem die Urkunde dem Nentamte 
zur Transfcription. vorgelegt wurbe,. einen Beweis im der - 
Hand. zu haben und dadurch das Nentamt in dieſem wes 
fentlihen Punkte controlliren zu können, Die Vorlegung 
des Driginals zum Behuf der Transfeription ift ſchwie⸗ 
rig, wenn legtere bei einem auswärtigen Rentamte 
zu gefchehen hat, wo das Driginal nicht ohnehin regiſtrirt 
wird, Der Rotär kann durch mancherlei Umftände vers 
hindert ſeyn, dasfelbe aus der Hand zu geben; die Ders 
fendung über Land ift, bei einer Urfunde von Werth, oft 
eine mißlihe Sade, u. ſ. w. — Daher gibt der Entwurf 
in diefem Falle dem Notär die Wahl, entweder das Oris 
ginal auf das auswärtige Rentamt zu fenden, wenn er 
feine Berantwortlichfeit dabei nicht gefährdet glanbt, oder 
zum Behuf der Trangfeription eine beglaubigte Abfchrift 
der Urfunde auf freiem Papier zu fertigen und fie dem 
betreffenden Rentamte zu übermachen. Daß dieſe Abs 
fihrift vor der Regiftrirung des Originals gefertigt wers 
den fönne, mußte beigefügt werden, weil dad Regiftrirungss 
gefeß Died den Notarien in andern Beziehungen bei 
Strafe verbietet. 

Was den Fall betrifft, wo dieſelbe Urkunde mehrere 
Rechtsgeſchaͤfte enthaͤlt, von welchen das Eine der 
Transſeription unterliegt, dad Andere nicht, oder wo 
die Urfunde, obſchon im Allgemeinen auf ein und dass 
felbe Rechtögefchäft bezüglich, nur theilweife von der zu 
transfcribirenden Beräußerung handelt, fo rechtfertigt fich 
die deßfallſige Beftimmung des Art, 4 von ſelbſt. Muͤßte 
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in einem folchen Kae die ganze Urkunde trangferibirt 
werben, fo, würde dies nicht nur unnäge Koften vernr- 
fachen, fondern auch Verhältniffen, die beffer ein Geheim- 
niß unter den Parteien bleiben, eine unnoͤthige und oft 
für die Betheiligten fehr unerwünfchte Publizität geben. " 

Der lebte Abfag des Art, 4 dehnt die Borfchriften; 
welche diefer Artikel für die Notarien aufftelt, auch auf 
die übrigen Beamten aus, welche die gefeßlichen Depoſi⸗ 
tare von authentifchen Akten find, wodurch, in gewiſſen 
Fällen, bie Veräußerung unbeweglicher Güter beurfundet 
wird. ‚Dies bezieht ſich namentlich auf die adminiftrative 
Beränßerung ‚von Gommunal- und Staatsguͤtern, und 
dürfte wohl feinen Anftand finden, da das Prinzip der 
Publizitaͤt auch reed biefer nt von une 
titeln Plat greifen muß: | 


3u Art. 5 bes a 


Der Art. 5 ded Entwurfs gibt feine Veranlaſſung zu 
befondern Erläuterungen. Die Buchung ded Empfangs 
der Urkunden in einem Einlaufregifter gefchieht auch bei 
den dermaligen Hypothekenaͤmtern, und ift wefentlich, um 
dad Datum zu conflatiren, uuter welchem die Trans—⸗ 
feription gefchehen fol. und unter welchem fonäch die 
Wirkſamkeit des-Rechtögefchäftes beginnt. Daß der Rent 
beamte die gefchehene Trangfeription und den Empfang 
der Gebühren zu befcheinigen hat, liegt in'der Natur der 
Sache, und eben fo die Verfügung des zweiten Abfages, 
wonach der Depofitar der Urkunde bei jeder Ausfertigung 
die gefchehene Transfeription unter Angabe der wefent 
lihen SHinweifungen erwähnen fol, weil fonft aus der 
Ausfertigung nicht erfehen werden fönnte, ob dieſe uners 
Inßliche Bedingung der Wirffamkeit des at serie 
erfüllt worben ſey oder nicht. 
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Der Art. 2108 des bürgerlichen Geſetzbuches enthält 
die VBorffäift, daß der Hupothefenbemahrer, nach gefcheher 
ner Trangfeription einer Verfaufsurfunde, von Amtswegen 
für die Summen, welche der Käufer nah dem Inhalt 
der Urfunde dem Verkäufer oder dem in beffen Rechte 
fubrogirten Darleiher fchuldig verbleibt, eine Einfchreibung 
im Hypothekenbuch nehmen fol. Diefe Einfchreibung war 
jedoch nicht erforderlich zur Sicherung des Privilegiums 
im Intereffe des Berfäufers oder Darleihers — (denn in 
diefer Beziehung genügte die Transfeription — fonbern 
Tediglih um die aus dem Nechtsgefchäft entfpringenden 
und mit einem Privilegium verfnüpften Forderungen auch 
demjenigen vor Augen zu legen, welcher blos Einficht von 
dem Hypothefenbuche oder einen Auszug aus bemfelben 
nahm, und nicht auch das Trangfcriptiondbuch befragte. 
Das beftehende Geſetz, fonft nicht allzufreigebig mit der 
Publizität, hat bier eine doppelte angeordnet, die jedoch 
faktiſch wieder faft im nichts zerfiel, weil die Unterlaffung 
der Trangfeription in der Regel feinen Nachtheil brachte, 
auch die Sicherung des Privilegiums an feine Frift ges 
fnüpft war, mithin Sebermann es für ziemlich unnöthig 
hielt, die bedeutenden Koften der Trangfeription auszulegen. 


Die Commiffion hat fih, nach reifliher Ueberlegung, 
dahin entfchieden, daß jene Einfchreibung von Amtswegen 
fünftighin zu unterbleiben babe, und dieſe Beflimmung 
bildet den Inhalt des Art. 6 des Entwurfs. Die Gründe 
der Commiſſion find folgende: | 


4) Die erwähnte Einfchreibung iſt nicht wefentlich zur 
Publizität. Denn da die Transfeription dem Publis 
fum die ganze Urkunde vor Augen legt, fo find damit 
and) die daraus hervorgehenden Forderungen und bad 
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"daran gefnüpfte Privilegium, eben fo gut ald durch eine 
Einfhreibung, zur Deffentlichfeit gebracht. 

2) Diefe Einfchreibung verurfacht unnöthige Koften, 
ba fie, noch außer den Trangferiptionskoften, zu denfelben 
Gebühren Beranlaffung gibt, wie jede andere Einfchreis 
bung, ohne doch einen wefentlichen Nugen zu gewähren. 

8) Eben fo würde fie zu einer nußlefen Bielfhreis 
berei führen, befonders nach bem Syfteme des Entwurfs, 
wo alle Beräußerungsurfunden zur Transfeription kom⸗ 
men follen. Sin der. Regel würde jede Trangfeription 
auch zu einer Einfchreibung von Amtswegen führen, weil 
Grundſtuͤcke felten auf baare Zahlung verkauft werden. 
Man denke fih alfo die zahllofe Menge dieſer Einfchreis 
bungen! 

4) Diefelben würden um fo mehr Weitläuftigfeiten 
und Koften nach fich ziehen, da die Trangfeription Fünftig 
auf den Rentämtern gefchehen fol, während bie Eins 
fehreibung, wie bisher, auf dem Hypothekenamt ge 
ſchehen müßte, 

5) Wollte man die Einfchreibung von Amtöwegen auch 
in dem Spfteme ded Entwurfs beibehalten, fo würde die 
Folge bavon feyn, daß faft Jedermann, und insbefondere 
bie wohlhabendften Einwohner, ald Schuldner im Hypos 
thefenbuch figuriren müßten; denn wer Fauft nicht einmal 
eine Liegenfchaft auf Termine? Died würde aber um fo 
unpaffender ſeyn, da bei weitem die meiften Käufer zur 
Berfallzeit der Termine regelmäßig Zahlung Ieiften; denn 
der Unbemittelte pflegt nicht zu faufen. Steht aber der 
Känfer einmal im Hypothekenkuch, fo muß er, nad) ges 
leifteter Zahlung, auch wieder für die Löfchung der Eins 
fchreibung forgen, und dies verwickelt ihn in neue Weits 
läuftigfeiten und Koſten. — Erft wenn die Zahlungsfriften 
verfallen find und die Zahlung nicht erfolgt iſt, tritt, der 
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Regel nad, ein hinreichenber Grund ein, die Reftfchulb 
und das damit verbundene Privilegium in dad Hypothe⸗ 
kenbuch eintragen zu Laffen, wie ed auch der Art. 14 bes 
Entwurfs vorfchreibt; und alsdann muß ed füglich dem 
Gläubiger felbft überlaffen bleiben, fie zu bewirken, falls 
er fie für nöthig erachtet, ohne daß von Amtöwegen irgend 
ein Einfchreiten erforderlich wäre. Bis dahin genügt die 
burh die Transgfeription bewirkte Publizität des Vers 
haͤltniſſes vollfommen. 

6) Es laͤßt fich zwar einwenden, daß nach Art. & bes 
Entwurfs, in Verbindung mit Art. 44, künftighin das 
Dafeyn des Privilegiums, welches dem Berkäufer und 
dem in deſſen Rechte fubrogirten Darleiher zufteht, wäh 
rend ber erften 5 Jahre nach ber Veräußerung fih nur 
aus dem Transſcriptionsbuch, nicht aber aus dem Hypo⸗ 
thefenbuch wird erfehen laſſen; baß daher auch bie Aus⸗ 
züge aus dem Hypothekenbuch, welche bei dem Verfahren 
der Zwangsveräußerung, der Rangordnung und ber Purs 
gation zum Grund lirgen, während derfelben Zeit dieſes 
Privilegiums nicht erwähnen, und fonach in diefer Bezies 
bung mangelhaft ſeyn werben. Allein diefer Gegengrund 
ift nicht ald entfcheidend zu betrachten. Denn dad Trands 
feriptionsbuch gibt, wie ſchon bemerkt, eine eben. fo genüs 
gende, ja fogar eine noch vollftändigere Auskunft über die 
privilegirten Forderungen der Verkäufer, indem ed bie Bers 
Außerungsurfunden, ihrem ganzen Inhalte nach, dem Publis 
fum darlegt. Ein Auszug aus dem Transſcriptionsbuch 
fann daher leicht die erwähnte Luͤcke ausfüllen, und ein 
ſolcher wird überdies ziemlich felten nöthig werden, da bie 
Sndividuen, deren Umftände fo zerrüttet find, daß es zur 
Zwangsveräußerung kommt, gewöhnlich in den legten 5 
Jahren feine Liegenfhaften zu kaufen pflegen. In der 
Regel wird daher die Sache mit einer negativen Be— 
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fheinigung (certificat negatif) des betreffenden, Rent 
amtd abgethan feyn. Sollte aber auch bisweilen ein 
Auszug nöthig werden, fo ift die damit verfnüpfte Aus⸗ 
lage und Mühe zu unbedeutend, ald daß fie gegen bie 
wichtigen Gründe, welche oben unter 41, 2, 3,4 und 5 
ausgeführt worden find, in Betracht kommen koͤnnten. 


Zu Art. 7 des Entwurfs. 


Die ſechs erften Artifel des Entwurfs haben Kan: 
Ati zum Zwed, nebft einer befiern Begründung der 
Erwerbötitel überhaupt, den Darleiher, Käufer, oder fon- 
ſtigen Gontrahenten gegen clandeftine Beräußerums 
gen zu fchügen. Allein eben fo wefentlich ift es für fie, 
zu wiffen, ob nicht der Eigenthümer des Grundftüdes, in 
Folge anderer Nechtsverhältniffe, das Dispoſitions— 
recht über daffelbe verloren habe. Daher ift auch in 
diefer Hinficht, fo viel ald möglih, auf Publizitaͤt hin 
zuarbeiten, und je vollftändiger fie erreicht werden kann, 
defto mehr wird der allgemeine Gredit fich befeitigen. 

Der Art. 7 des Entwurfs handelt von dem Berlufte 
bes Dispofitionsrechtd durd; Ehevertrag, was nur 
in einem einzigen Falle, nämlich in dem des Art. 1554 
des bürgerlichen Gefegbuches, eintritt, wo der Ehevertrag 
unter ben firengen Beftimmungen des Dotal-Syftemd abs 
gefhloffen wird; was übrigens — beiläufig bemerft — 
im Rheinfreife nicht häufig zu gefchehen pflegt. In allen 

andern Fällen kann der Ehegatte, welcher Eigenthuͤmer 
einer Liegenſchaft iſt, fie guͤltig veräußern oder verpfäns 
ben, wenigſtens mit Zuftimmung ded andern Ehegatten. 
Der Käufer oder Darleiher geht alfo ficher, wenn er fi 
ben Ermerbstitel vorlegen und dann; nach Lmftänden, 
ben andern Ehegatten mit einwilligen läßt, In dem ers 
wähnten Falle des Art. 1554 aber kann felbft die Ein; 
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willigung beider Ehegatten bie Veräußerung oder Bers 
pfändung nicht gültig machen. Es ift daher nöthig, daß 
Gedermann durch Publizität dieſes Theiles der Eheberes 
dung von ber Unveräußerlichfeit des Grundſtuͤckes Kennt⸗ 
niß erlangen fünne. Daher die Verfügung des Art. 7 des 
Entwurfs. 5 


Zu Art. 8 des Entwurfs. 


Ein weiteres Nechtöverhältnig, wodurd die Dispoſi⸗ 
tionsbefugniß des Eigenthuͤmers aufgehoben wirb, ift die 


Smmobiliar-Befhlagnahme — Man fehe Art. 692 


der bürgerlihen Prozefordnung und Art. 40 des neuen 
Zwangsveräußerungsgefeßed vom 4. Juni 1822. 

Schon die bürgerliche Prozeßordnung (Art. 677 und 
folgende) hatte die Zrangfcription des Beſchlagnahme—⸗ 
Protofold auf dem Hypothefenamte vorgefchrieben, und 
da diefe Transfeription der Zuftellung des Protofolld an 
den Schuldner vorausgehen mußte (Art. 684), mithin 
* auch der Augenblic, wo defjen Dispofitionsrecht aufhörte, 
erſt fpäter eintrat (Art. 692), fo war in diefem Punfte 
für die Publizitaͤt hinreichend geforgt. Bei dem neuen 
Gefege vom 4. Juni 41822 wurde aber diefe Borfchrift 
weggefchnitten, fey es aus Unachtfamfeit, fey es aus 
dem Grunde, weil nad dem bermaligen Stande der Ges 
feggebung das Prinzip der Publizität ohnehin nicht cons 
fequent durchgeführt ift. 

Wird num aber diefes Prinzip im Sinne des Entwurfs 
aufgenommen, fo liegt ed unabweislich in der Gonfequenz 
deſſelben, auch bie Trandfeription der Smmobiliarbefchlag- 
nahme anzuordnen, und das Eintreten der durch ben Art. 
692 ausgefprochenen Incapacität davon abhängig zu mas 
hen. Der Art. 8 des Entwurfs enthält diefe Vorfchrift, 
mit dem Zufaße, daß die Trangfeription nicht den ganzen, 


74. 


gewöhnlich fehr weitläuftigen Inhalt des Befchlagnahmer 
protofols, fondern blos das Datum der Beihlagnahme, 
fo wie die Bezeichnung der Parteien und der in Beſchlag 
genommenen Güter enthalten fol. Denn nur biefe Punfte 
gehören zu der hier in Frage ftehenden Deffentlichfeit. Alle 
übrigen Angaben, weldhe dad Befchlagnahmeprotofoll nad) 
gefeglicher Vorfehrift enthalten muß, intereffiren blos die 
bei der Befchlagnahme unmittelbar betheiligten Parteien. 
E8 gibt zwar, in Bezug auf dad Recht bed Eigens 
thümers, fein unbewegliches Vermögen zu veräußern oder 
zu verpfänden, noch mehrere andere Incapacitäten, 
wie z. B. Minderjährigfeit, Interdiftion, Unfähigfeit der 
Ehefrauen u. f.w. Allein diefe gehören nicht hierher, da, 
ihr Rechtsgrund lediglich in ber Perfönlichfeit bes 
Eigenthümers liegt. Hier beruht die Unwirkſamkeit ber 
Veräußerung oder Berpfändung blos darauf, daß ed dem 
Beräußernden an ber Fähigfeit gebricht, eine gehörige Eins 
willigung zu geben. Das Rechtsgeſchaͤft ift daher nichtig 
in ſich felbft, und fann unmöglich, wenn auch jene 
Unfähigkeit der Publizität ermangeln follte, durch biefen 
Umftand rechtögültig werden. Ohnehin find dergleichen 
Sncapacitäten in der Regel notorifh, und es gehört nur 
ein geringer Grad von Vorſicht dazu, diefe Klippe zu vers 
meiden. Auch forgt das beftehende Gefeg (Art. 501 des 
bürgerlichen Gefegbuches) ſchon durd andere Maaßregeln 
dafür, daß dergleihen Berhältniffe, fo viel möglich, zur 
Öffentlichen Kenntniß gelangen. 


Zu Art. 9 des Entwurfs, 

Aehnliche Motive, wie die, welche zu ben vorhergehen⸗ 
ben Artifeln entwidelt worden find, liegen dem Art. 9 
des Entwurfs zum Grund, welcher von den Geffionen, 
Arrefen und Vorauszahlungen handelt, die bei 
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Verpachtungen zum Nachtbeil Dritter Statt finden 
fönnen und daher den Grebit und Berfehr gefährben. 

„Sm Allgemeinen find Berpackhtungen, obſchon fie ald 
eine Veräußerung ber Früchte erfcheinen, und obſchon fie 
nach den Beflimmungen unferes bürgerlichen Gefegbuches 
Art. 1743) auch gegen Dritte wirken, welche erſt fpäter 
Realrechte auf das Grundftücd erwerben, nicht von bedenk⸗ 
lichen Folgen für diefe Dritte, fofern nicht eine Geffion, 
ein Arreft, oder eine Vorauszahlung binzufommt. Denn 
gehören die Pachtfchillinge fortwährend dem BVerpächter 
und werden fie von Sahr zu Sahr fällig, fo tritt der Käus 
fer, welcher das Grundſtuͤck im Laufe der Pachtzeit ers 
wirbt, in die Rechte des Verpächters ein und bezieht bie 
nah dem Kaufe fällig werdenden Pachtgelder ald fructus 
civiles des Gutes. Eben fo wenig leidet der Gläubiger, 
welcher nach ber Verpachtung ein Hypothefarrecht auf das 
Grundſtuͤck erwirbt; denn im Fall einer Befchlagnahme 
werben bie Pachtfchillinge nad; Art. 689 und 694 der 
bürgerlichen Prozeßordnung immobilifirt und fallen, gleich 
den natürlichen Früchten bed Gutes, unter den hypotheka⸗ 
rifchen Nexus. 

Allein ganz anderſt verhält fich die Sache, wenn der 
Berpächter, ehe er das Grundſtück verkauft oder verhypo⸗ 
thezirt, ben Pachtfchilling für die ganze Dauer ber, viel 
leicht noch langen Pachtzeit cedirt hat, wenn berfelbe mit 
Arreft beſtrickt ft, oder wenn Borauszahlungen 
Statt gefunden haben. In dieſen Faͤllen geräth der fpds 
tere Käufer oder Hypothefargläubiger, welcher contrahirt, 
ohne dieſe BVerhältniffe zu Fennen, in den größten Nach⸗ 
teil. Denn der Käufer erwirbt, dba die Pachtſchillinge 
im Boraus veräußert, bezahlt, oder der Difpofition des 
Berpächterd entzogen find, für die ganze Dauer des Pach⸗ 
tes nur ein nacktes Eigenthum, ohne Früchte, und der Hy⸗ 
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pothefargläubiger erhält eben fo nur ein nacktes Eigens 
thum ohne linterpfand. Daher die augenfcheinliche Noths 
wendigfeit, den erwähnten Geffionen, Arreften und Bors 
auszahlungen Publizität zu geben und ihre Wirffamfeit 
gegen Dritte, welche fpäter dinglihe Rechte auf das 
Orundftüd erwerben, an diefe Bedingung zu fnüpfen. In 
allen andern Beziehungen foll fich . die rechtliche Wirfung 
der Ceffionen, Arreite und Boraugzahlungen, m wie vor, 
nad) den beftehenden Gefegen richten. 

Der Art. 9 fohreibt außer der Transfeription der Gefs 
ſionsurkunde und der über die Vorauszahlung ertheilten 
Quittung auch die der Berpachtungsurfunde felbft vor, fo 
weit fie fi) auf den Gegenftand der Geffion oder Vorauss 
zahlung bezieht. Der Zweck diefer Vorfchrift betrifft jedoch 
nur die Bezeihnung ber Grundftüde, — die in 
ber Geffion oder Quittung gewöhnlich nicht angegeben find, 
und deren Kenntniß doch für Dritte wefentlih if. Das 
ber die Beftimmung, daß die Transfeription der Berpadhs 
tungsurfunde zu unterbleiben bat, wenn die Geffion oder 
Duittung eine genaue Veꝛeichnuug der betreffenden Grund⸗ 
ſtuͤcke enthaͤlt. 

Im Fall eines Arreſtes konnte die Transſcription 
der Verpachtungsurkunde nicht angeordnet werden, weil ſie 
ſich nicht in den Haͤnden des Arreſtklaͤgers befindet. Das 
durch entfteht freilich eine gewiffe Lüde. Allein die Trands 
feription des Arreſtaktes wird immer genügen, um jeden 
Dritten zur Borfiht aufzufordern, und eine nähere Erkun⸗ 
digung wirb auch über dad Grundſtuͤck, weldes der Ars 
reft betrifft, - leicht Aufſchluß geben, um fo mehr, ba der 
Arreſtakt au den Namen des Paͤchters — als der drit⸗ 
ten Arreftaten — angiebt. Uebrigens follen — um in 
der Iegislativen Fürforge nicht weiter zu gehen, ald das 
praktifche Beduͤrfniß es erfordert, — die Beſtimmungen 
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bed Art. 9 überhaupt nur in ſoweit eintreten, als bie 
Geffton, der Arreft oder die Vorauszahlung mehr als den 
Pachtſchilling eines Jahres, außer dem laufenden, in fich 
begreift. Wird dieſes Maaß nicht überfchritten, fo fällt 
fowohl die Idee eines Betruges als die eined namhaften 
Nachtheils für Dritte weg, und es bedarf ſonach in fol- 
— Süden feiner ‚befondern Sicherungsmanßregel. 


Bu Art, 10 bes Entwurfs, 


, Der Art. 40 ded Entwurfs ſpricht aus, daß für die 
Trangfeription in Zufunft, außer der Stempelgebühr, feine | 
weitere Abgabe an die Staatskaſſe entrichtet werden foll. | 

Die Commiffton legt auf diefe Beftimmung den hoͤch⸗ 
ftien Werth, — fo zwar, baß fie biefelbe als bie weſent⸗ 
liche Bedingung ihrer ganzen. Arbeit betrachtet. Sie er⸗ 
klärt feierlich, daß fie alle Beſtimmungen, welche der Ent 
mwurf in Betreff der Transfcription aufftellt,. für durch⸗ 
aus verwerflich halte, wenn die Stantöfaffe fortfahren 
ſollte, außer der Stempelgebühr — eine weitere Abgabe 
von derſelben zu erheben. 

Bisher bezog der Fiskus, neben den Stempelgefaͤllen, 
von jeder Transſcription 44 pCt. des Preiſes, — eine 
Abgabe, die. um fo auffallender und drüdender war, da 
für die Regiftrirung ded Vertrages ſchon eine Gebühr 
von 4 pCt. entnichtet werden mußte. Kein Wunder das 
ber, daß Niemand fich zur: Trangfeription entfchließen 
mochte, wenn ed nur irgend vermieden werden konnte, 
und daß man fich Lieber den, ‚an. die Unterlaflung ‚der 
Zrangfcription gefnäpften Nachtheilen ausfegen, als diefe 
wiederholte und enorme Abgabe entrichten wollte. Das 
Uebel war nur barum ‚erträglich, weil. man es in den meis 
ſten Fällen umgeben Eonnte, Wollte man aber für die 

Zufunft die Transfeription, nach Dem Syfteme bed Ents 


78 


wurfs, obligatorifch machen, und doch jene Abgabe 
fortbeftehen laſſen, ſo würde das neue Gefeg, weit entfernt 
eine Wohlthat für das Land zu feyn, nur als eine neue, 
hoͤchſt drückende Laſt erfcheinen und ficherlich eine eben fo 
allgemeine als gerechte Unzufriedenheit erregen. 

Was die Beforgniß betrifft, daß die Aufhebung ber 
Trangferiptiondgebühr: einen Aus fall in der Staatsein⸗ 
nahme berbeibühren fünne, fo zeigt die in der Beilage 
A aufgeftelte genaue Berechnung, daß dieſe Beforgnig 
nicht nur vollfommen ungegründet ſeyn würde, fondern 
daß fih, in Folge der vermehrten Einnahme für Stem⸗ 
yelpapier, fogar no ein Ueberfhuß von aaͤhrlich 

6,508 fl. 43 fr. ergiebt. 

Zur Verhütung jedes Mißverftandes muß hier bemerft 
werben, daß zwar das koͤnigl. Appellationsgericht des 
Rheinkreiſes im Jahr 1827, bei Gelegenheit des Entwurfs 
zu einem neuen Zwangsveraͤußerungsgeſetze, den Vorſchlag 
gemacht hatte, die proportionelle Gebühr bei Trangfcrips 
tionen blos herabzufegen, nämlih von 44 pCt. auf & 
pCt.; daß aber jener Borfchlag auf ganz andern Praͤmiſ⸗ 
fen beruhbte, indem man dort. von der Vorausſetzung auds 
ging, daß die Transfeription, nach wie vor, blos fakul⸗ 
tativ bleiben werde, während der gegenwärtige Entwurf 
fie obligatorifch macht. Bon einer — — der 
proportionellen Gebuͤhr, ſei es auch nur zu Z pCt. ober 
in einem noch geringern Verhaͤltniſſe, kann und darf da⸗ 
her, nach dem Syſteme des Entwurfs, keine Rede ſeyn, 
fo wenig als von der durch die koͤnigl. Regierung in Ans 
regung gebrachten firen Gebühr nach Verhältniß der Sums 
men, — was im Grunde auch wieder auf.eine propors 
tionelle Gebühr binauslaufen würde, Vielmehr erfcheint 
es eben fo. billig als nöthig, den aus dem vermehrten 
Berbrauche des Stempelpapierd entipringenden und oben 
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bereits erwähnten Ueberſchuß durch Abfchaffung ber einen 
oder der andern mit dem Gegenftande bed Entwurfs in 
Verbindung fiehenden Regiftrirungsgebühr zu coms- 
penfiren, und dadurch die Zwecke des neuen Gefeges, naͤm⸗ 
li) Belebung des Credits und beffere Sicheritelung bes 
Immobiliar-Eigenthums, noch mehr zu befördern. 

Die Frage, welche Regiftrirungsgebühren hierbei vor 
zugsweife ind Auge zu faffen feien, ift in.der Beilage 
B näher entwidelt. Dffenbar muß die Reihe der Abfchaf- 
fung vor Allem die Duittungsgebühr treffen, und da 
dieſe im Durchſchnitt nur auf hoͤch ſten s 4000 fl. jaͤhr⸗ 
lich anzuſchlagen iſt, mithin den Betrag des erwaͤhnten 
Ueberſchuſſes nicht erreicht, ſo duͤrfte deren Abſchaffüng 
um fo weniger Schwierigkeiten finden. Dann wäre zu⸗ 
nähft die Bürgfchaftsgebühr diejenige, deren gänzs 
liche oder theilweife Abfchaffung in Bezug auf dad Sy 
fiem des Entwurfs als la wuͤnſchenswerth er⸗ 
ſcheint. — 


Zu Art. 11 des Entwurfs. 


Die Art. 14, 12 und 13 des Entwurfs handeln von 
dem Refolntionsrechte, welches demjenigen, der ein 
Grundſtuͤck veräußert hat, für den Fall der Nichtzahlung 
des Preifes oder der Nichterfüllung irgend einer fonftigen 
Bedingung des Vertrages, nach Maafgabe der Art. 1183, 
' 4484 u. 1654 des bürgerlichen Gefegbuches zufteh: 

Dieſes Recht ift, nach feiner dermaligen Ausdehnung 
und Wirkſamkeit, eine der gefährlichften Klippen für dem 
Eredit und Verkehr. Siebt fich der Darleiher auf Hypo⸗ 
thef oder der Käufer eines Grundſtuͤckes auch vor allen 
andern Gefahren ficher geftelt, fo muß er, wenn das 
Grundſtuͤck in den legten 30 Jahren durch werfchiebene 
Hände gegangen ift, noch immer befürchten, daß einer der 
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vorhergehenden Eigenthuͤmer auftrete, um baffelbe, Kraft 
eines ihm zuftehbenden Refolutionsrechted, zu vindiziren. 
Denn da diefe Klage alles Gefchehene von Anfang an 
aufbebt und ihrer Natur nach eine dingliche ift, fo wirft 
fie auch gegen den dritten Befiger und den fpätern Hy⸗ 
pothefargläubiger, umd gefährdet ſonach weſentlich die Si- 
herheit ihrer Rechte. 

Zwar läßt fi) fagen, daß der Käufer oder Hypothes 
fargläubiger, um ſich vor einer folchen Klage ficher zu wiſ— 
fen, bei der Prüfung der Ermwerbetitel des Verkäufers oder 
Schuldners nur zu unterfuchen brauche, ob die Bedinguns 
gen der frühern Uebertragungen des Gutes gehörig erfült 
worden find, und baß er von dem andern Theile die deß—⸗ 
falfigen Beweife verlangen könne. | 

Allein die Herbeifchaffung diefer Beweiſe Teidet oft, 
zumal wenn mehrere Veräußernngen Statt gefunden has 
ben, fehr große Schwierigfeiten, weil die Unterfuchung bis 
auf 30 Sahre zurücgeben muß; wozu noch fommt, daß es 
manche Bertrags-Bedingungen giebt, über deren Erfüllung 
feine fchriftliche Beweife vorhanden zu ſeyn pflegen, wäh— 
tend doch die Nichterfüllung einer jeden Bedingung, die 
Refslution nach fich ziehen fan. - Auch äußert das Reſo— 
Iutionsrecht feine Wirkung oft bei Rechtsverhaͤltniſſen wo 
eine vorlänfige Prüfung der Erwerbstitel des Schuldners 
nicht vorausgehen fann, wie z. ®. bei gerichtlichen und 
Legal-Hypothefen, bei Zmamgsveräußerungen, u. f w. Ins 
beffen würde man doch viel zu weit gehen, wenn man, um 
diefer Nücfichten willen, das Nefolutionsrecht ganz aufs 
heben wollte. Es greift viel zu tief in den ganzen Zus 
ſammenhang unferer Civilgefeßgebung ein und bildet die 
fräftigfte Garantie der Volziehung aller zweifeitigen Vers 
träge. Auch iſt daſſelbe an und fuͤr ſich durchaus im We— 
ſen der Sache ſelbſt begruͤndet. Denn nichts iſt natuͤrlicher 
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ald die Vorausſetzung, daß jeder Theif nur darum con⸗ 
trahirte, weil er annahm, daß der andere auch ſeinerſeits 
den Bedingungen der Uebereinkunft nachkommen werde; 


nichts iſt ſonach billiger, als die Beſtimmung unſeres buͤr⸗ 


gerlichen Geſetzbuches, welche ihm für den Kal der Nichts 
erfüllung des Bertrages eine Klage auf Refolution beffels 
ben geftattet. Ohnehin wird diefes Recht, befonders bei 
dem Uebertrag liegender Güter, meift ausdrüdlich beduns 
gen, und eine foldhe Bedingung muß, wie jebe andere, 
ihre Bollziehung erhalten. Allein auf der andern Seite 
hielt die Commiffion es für höchft nöthig, zur Befeitigung 
ber nachtheiligen Folgen des Nefolutionsrechts in Bezug 
auf Eredit und Berfehr,. die geeigneten Beſtimmungen in 
den Entwurf aufzunehmen. 

Bis zu einem gewiffen Grade ift das Uebel fchon dar 
durch gehoben, daß nach Art. 4 des Entwurfs jede Vers 
Außerungsurfunde, mithin auch jedes Refolutiongrecht, 
durch die Trangfeription fofort Publizität erhält. Allein 
das Wefentlichfte ift, daß das Publifum auch beurtheilen 
koͤnne, ob nach Ablauf der Zahlungsfriften die Verbindlich. 
feiten des Erwerberd erfüllt worden feyen, oder nicht, — 


mit andern Worten: ob das Refolutionsrecht noch fort 


beftebe. Die Commiſſion hielt es daher für unumgäng- 


lich nöthig, das Reſolutionsrecht, nach Ablauf einer ges 


wiſſen Zeit, der Einfhreibung in das Hypothe 
fenbuch zu unterwerfen, und die fernere Dauer beffelben 
davon abhängig zu machen, in der Art, daß eine fpätere 
Einfchreibung das Reſolutionsrecht nur binfihtlich der, 
erft nach der re erworbenen Rechte Dritter 
fihert.. 

Hinſichtlich der Dauer ber Frift war bie anfängliche 
Idee der Commiffion, die Nothwendigfeit der Einfchreis 


bung mit dem Augenblide anfangen zu Iafien, wo, in je⸗ 
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dem: einzeluen Kalle, der letzte ber im Afte flipulirten 
Zahlungstermine verfallen feyn würde. Denn, fo lang 
diefe Termine nicht verfallen find, bedarf es feiner Eins 
fehreibung, weil Jedermann aus. ber transfcribirten Urkunde 
felbft erfehen kann, daß die Zahlung noch. nicht vollftändig 
geleiftet, ift, und daß mu das Reſolutionsrecht noch 
beſteht. 

Bei naͤherer Ueberlegung aber mußte dieſe Idee auf 
gegeben werden, theils weil bei einer ſolchen Anordnung 
die Friſt der Gleichfoͤrmigkeit ermangeln und in je 
dem gegebenen Falle eine Nachforſchung noͤthig machen 
würde, um ben legten Zahlungstermin fennen zu lernen; 
theils weil in mancher Veräußerungsurfunde Leiftungen 
ftipulirt werden, für welche fein beftimmter Berfalltermin 
fefigefegt wird, in welchem Fall die Friſt unbeftimmt blei- 
ben und die Ungewißheit in REN) des — 
fortdauern wuͤrde. 

Die Commiſſion hat daher, fuͤr alle Faͤlle, zum Behuf 
der Einſchreibung dieſes Rechts in das Hypothekenbuch, 
eine gleichmäßige Zeitfrift von fünf Jahren feſtgeſetzt, — 
und zwar aus dem Grunde, weil, der Regel nad, inners - 
balb diefer Zeit alle Zahlungsfriften zu verfallen pflegen. 
Denn felten wird auf mehr als drei, vier oder hoͤchſtens 
fünf Sahresfriften veräußert. 
Dad mohlthätige Reſultat diefer Beſtimmung wirb 
feyn, daß künftig Jedermann nicht nur im Transſcriptions⸗ 
buche den volllländigen Inhalt ber Beräußerungsurfunde 
fennen lernen fan, fondern daß er auch, fobald fünf 
Sabre verftrichen find, und Feine Einfchreibung wegen des 
Reſolutionsrechtes genommen ift, vollkommen ficher feyn 
kann, daß ein folches nicht mehr beſteht; — während nad) 
dem bermaligen, Stand der: Dinge ‚die. mühfamften und. 
ſchwierigſten Rachforſchungen auf 3o Jahre ruͤckwaͤrts in 
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diefer Beziehung angeftellt werben muͤſſen, und doch ſtets 
nur ein ſchwankendes Nefultat geben können. 

Die weitere Borjchrift ded Art. 11, daß die erwähnte 
Einfchreibung die ausdruͤckliche Erwähnung enthalten müffe, 
daß fie die Wahrung des Nefolutionsrehts zum Zweck 
babe, beruht auf der Betrachtung, daß es dem Veraͤußerer 
frei fteht, auch blos zur. Wahrung feines Privilegiums 
eine Einfchreibung zu nehmen und fein Refolutionsrecht 
aufzugeben. Diefe Vorſchrift iſt ſonach abermals im Ins 
tereſſe des Verkehrs und des allgemeinen Credits. Kuͤndigt 
der Veraͤußerer dem Publikum nicht ausdruͤcklich an, 
daß er fich, auch nach Verlauf der fünf Sahre, das Refos 
‚Intionsrecht noch vorbehalte, fo fol ed als aufgegeben bes 
trachtet werden. 

Der legte Abſatz des Art. 41 betrifft den fogenannten 
Eigenthbumd-Borbehalt, welcher in fehr vielen, ja 
in den meiften Beräußerungen vorzufommen pflegt und 
faft zur allgemeinen Formel geworden if. Dem Worts 
laute nach geht diefe Glaufel gewöhnlich dahin, daß das: 
Eigentfum des veräußerten Gutes bis zur Auszahlung 
des Kaufpreiſes u. f. w. vorbehalten bleibe. Der 
wahre Sinn derfelben iſt jedoch, nad ber Natur ber 
Sade, fein anderer, ald daß das Eigenthum, im Fall der 
Nichterfüllung der Bedingungen, an den Verkäufer zurück 
fallen fol, — und biefer Sinn gibt fi ſtets dadurch 
zu erfennen, daß, troß jener Clauſel, der Befiß und Ge- 
nuß dem Erwerber Äbergeben wird. Eine wirflihe Gus 
fpenfivbedingung binfihtlich des Eigenthumsuͤbergangs 
zu flipuliren und den Erwerber, bis zur gänzlichen Aus— 
ahlung aller Termine, im Ernfte nicht ald neuen Eigen: 
chuͤmer zu betrachten, liegt, troß jener Formel, die blos 
dem praktiſchen Schlendrian angehört, nie, ober Doch höchft 
felten, in der Abſicht der Parteien; und follte dies jemals. 
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der Fall ſeyn, fo wird auch ber Befig des Gutes nicht 
vor der Erfüllung ber Suspenſivbedingung übertragen 
werden. Daher die Beftimmung, daß eine folhe Glaufel 
hinſichtlich aller Verfügungen bes Entwurfes, dem Rejos 
lutionsrechte gleichzuachten fey, fofern der Erwerber 
in den Befit des Gutes getreten if. Ohne diefe Bes 
ftimmung würde die ganze Maaßregel bes Art. 11 groͤß⸗ 
tentheils ihre Wirkung verlieren, da das Reſolutionsrecht 
meiſt in der Form eines ſolchen Vorbehalts erſcheint und 
daher die Sicherheit Dritter in jedem einzelnen Falle von 
der ſchwankenden Interpretation der Gerichte abhaͤngen 
wuͤrde, wenn nicht das Geſetz ſelbſt dieſe Interpretation 
ausſpraͤche. — | 


Zu Art. 12 und 43 des Entwurfe. 


Die Art. 42 und 43 des Entwurfs bedürfen, für den 
Kenner unferes gerichtlichen Verfahrens, feiner. befondern 
Erläuterung. Sie beruhen auf der Erfahrung, daß nicht 
felten die aus dem Reſolutionsrecht hervorgehende Bindi- 
kationsklage eine Foftfpielige und mühfame Zwangsveräußer 
rungs⸗ ‚und  Nangordnungsprocedur fiört, oder gar dies 
felbe, nach ihrer gänzlichen Beendigung, ganz oder theils 
weife unwirkfam macht. ‚Diefem Uebel fann nur dadurch 
geftenert werden, daß man ben Inhaber des Reſolutions⸗ 
rechts zu dem Rangordnungsverfahren beizieht und daß 
den Betheiligten das Recht ertheilt wird, ihn zu einer de⸗ 
finitiven Option zwiſchen dem Reſolutionsrechte und einer 
Anweiſung fuͤr den Betrag der Forderung zu noͤthigen. 
Das hierauf bezuͤgliche Verfahren wird durch die erwaͤhn⸗ 
ten Art. 12 und 13 näher beſtimmt. | 

Wuͤnſchenswerth wäre es zwar gewefen, wenn man bie 
Option ſchon in. einem feühern Stabinm der Procebur, 
namentlich vor dem Schluſſe der Zwangsveräußerung, 
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hätte anordnen koͤnnen. Allein die Commiſſion überzeugte 
ſich, daß dies nicht angehe, weil dem Inhaber des ** 
lutionsrechtes das Reſultat der Zwangsveraͤußerung und 
der daraus erzielte Erloͤs bekannt ſeyn muß, ehe man ihn, 
ohne ſeinen Rechten zu nahe zu treten, noͤthigen kann, 
zwiſchen ſeinem Reſolutionsrechte oder ber. ‚Anmeldung 
feiner: Forderung bei dem Rangordmingsperfahren zu waͤh⸗ 
fen. Wollten man die Dption fruͤher fordern, ſo wuͤrde 
die Wahl ſtets auf das Nejolutionsrecht;, als das Sicherſte, 
fallen; waͤhrend aufndie durch den Entwurf vorgezeichnete 
Weiſe der Fall, daß das Refolutiondrecht den Vorzug ers 
haͤlt · und daß fonach das Grundſtuͤck ganz won der Pro⸗ 
ide ausgeſchloſſen werden muß, nur ſelten rintreten Rd: 


Zu Art. 1 des Entwurfe 


Auch in ber Materie ber Privilegien ———— 
Hypothekartechte) bietet die beſtehende Geſetzgebung Maͤngel 
dar, welche die Aufmerkſamkeit der Eonmiſſten anf. 19 
ziehen maßten. 

Sm Allgemeinen hat war die Anſicht, daß gewiffen | 
Forderungen, ihres befondern Urfprunge wegen, der Vor: 
rang vor allen andern Glaͤubigern zu geben ſey, nichts 
Verwerfliches. Sie iſt vielmehr in der Natur der Sacht 
begruͤndet, beſonders wenn, wie es in unſerer Geſetzgebung 
der Fall iſt, dabei die Grundidee vorherrſcht, daß jener 
Vorzug nur ſolchen“ Forderungen zuſtehe, ohne: welche das 
Grundſtuͤck ſelbſt gar nicht im Vermögen des Schuldners 
vorhanden ſeyn wiirde und alſo auch: den ander Glaͤu⸗ 
bigern deffelben nicht” Als Zahlungsmittel dienen koönnte. 
Aulẽe in ?auch Hier! find nie) Verhalmiffensder P ub liz it at 
nicht gehörig regulirt. in al tee ul ci ie 
ee 2106 des Bögen. Geſetz⸗ 
buches ven Satz aus, daß die Privilegien, ben Mitglaͤu⸗ 
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bigern gegemüber, nur durch Publigität wirkſam ‚werben, 
Aber feltfamer Weife hat man bei dem Privilegium des 
Berkäuferd und bed Architekten, ſowie aud bei den hier 
auf bezüglichen Darlehen, ganz vergefien, eine Friſt zu 
beftimmen, ‚binnen welcher bie Publizitaͤt eintreten muß, 
um bem Privilegium feine Eigenfchaft ala folhes, d. h. 
feinen Borgug vor allen blos byothefarifchen Korderungen 
und Einfchreibungen, ohne Ruͤckſicht auf deren Datum, zu 
bewahren, ſo daß, nach dem gegenwaͤrtigen Stand der 
Dinge, die erwaͤhnten Privilegien zu jeder Zeit, ja bis 
zur wirllichen Expropriation des Schuldners, mit voller 
Wirkung eingeſchrieben werben koͤnnen und ſtets allen 
fruͤher eingeſchriebenen Hypothekarrechten vorgehen. Eine 
ſolche Publizität iſt aber in der That rein illuſoriſch, und 
eine Abänderung erſcheint hier dringend noͤthig. 


Was zuerſt das Privilegium des Verkaͤufers und des 
ihm ſubrogirten Darleihers betrifft, ſo tritt, nach dem 
Syſteme des Entwurfs, gleich Anfangs die Publizitaͤt 
durch die Transſcription der Verkaufsurkunde ein, und 
dieſe Publizitaͤt genügt für die eiften fünf Jahre, auch 
dies bereits in ben" Motiven zu Art. 6 und zu At, 4 
näher ausgeführt. worden ift. 


Allein hier, wie bei * mmeſolulianorecte, — RE 
überhaupt: mit ben Privilegium in ‚der: genaueſten Berbins 
dung ſteht and gleichen Schritt mit ihm halten muß, — 
bat: das Publikum ein wefentliches Intereſſe zu wiſſen, ob 
bie privilegirte Forderung innerhalb der Zeit, binnen 
welcher in: der Regel alle Zahlungsfriſten faͤllig „werben, 
wirklich getilgt worden fey, oder. nicht,Daher auch die 
Beſtimmung, daß, wenn die Zahlung wicht, enfolgt, if und 
der Verkäufer fein Privilegium Aber die Daner mon fhnf 
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Zahren hinaus: ſichern will, eine eng dafär' gen 
nommen werben muß. Pr 

Dieſe Einrichtung gewährt auf der einen Seite ben 
Parteien eine Erleichterung, indem fie, wenn während der 
erwähnten fünf Sabre die Zahlung erfolgt, — was meiftens / 
theils der Fall ſeyn wird, — die Koſten und Weitlaͤuftig⸗ 
keiten der Einſchreibung, ſo wie die der Radiation, ſparen. 
Auf der andern Seite ſorgt fie fit’ das Intereſſe des 
Publifums, welches in den erſlen fünf Jahren durch die 
Zrangjcription von dem Daſeyn des Privifegiums und von 
dem ganzen Inhalte des Rechtsgeſchaͤfts in Kenntniß ger 
ſetzt wird, fpäterhin aber durch die Eriftenz oder Nichte 
exiſtenz eitter Einfchreibung im Hypothekenbuch erfaͤhrt, 
ob die privilegirte Forderung getitgt ſey oder noch forts 
beftehe. 
Die im erſten Abſatze des Akt. 14 vorkommenden 
Worte: „auch den ſpaͤtern Erwerbern gegenüber’ — haben 
den Zweck, die Beſtimmung diefes Artiteld mit der des 
Art. 3 in Einklang zu bringen und auszudruͤcken, daß die 
Transſeription, waͤhrend der erſten fuͤnf Jahre, hinſichtlich 
der dritten Erwerber, die Einſchreibung, wovon ber Art. 3 
ſpricht, erſetze. 4 

Die Übrigen Verfuͤgungen de di ja rechtfertigen fich 
von ſelbſt, und über die desleßten Abfakes ift bereits 
in den Rotiben zu Art. 6 unter Nro 6 das Naͤhere be⸗ 
merkt worden. 

Was ſodunn das Hwilthlum anlangt, welches den 
Miterben oder ſonſtigen Miteigenthuͤmern in Folge eines 
Theilungsgeſchaͤftes zuſteht, fo erfordert der Art. 2109 des’ 
bürgerlichen Gefegbuches zu deſſen Sicherung eine Ein- 
ſchreibung im Hypothetenduch, und gibt hierzu eine Friſt 
von 60 Tagen, vom Datum der Theilung oder Lizitation 


gerechnet. Diefe Beſtinimung paßt jedoch nicht mehr zu 
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dem Syſteme bed Entwurfs, da nach Art. 1 auch die 
Theilungsakten ber Transſcription unterliegen,: mit⸗ 
bin auf dieſe Weife- Publizität erlangen. Es liegt fein 
Grund vor, warum nicht dieſe Publizität dieſelbe Wirfung 
haben follte, wie bei dem Privifegium des Verkäufers "und 
bei dem Refolutionsrechte, da. auch. bei Theilungen und 
Eizitationen in der Regel. ähnliche Zahlungstermine ſtipu⸗ 
lirt zu werden pflegen, wie bei gewoͤhnlichen Verkäufen. 
Der Art. 14. fiellt. daher dieſes Privileginm ganz auf 


gleihe Linie mit bem des. Verkäufers. - . 
Z3u Art 15 des Entwurfs, 


Der Art. 15 des Entwurfs handelt von ben Schen⸗ 
kungen, wo ſich abweichende Verhaͤltniſſe darbieten. | 

Zuerft muß bemerkt werden, daß das befiehende Gefeg - 
für die Zahlungen ober fonftigen Leiſtungen, welche in 
Scenfungsaften häufig zu Gunften des. Schenfgeberg, ftir 
pulirt werden, und eben. fo. für die Anſchlagsſumme, 
welche ſehr oft — beſonders bei elterlichen Uebergaben — 
als Aequivalent der geſchenkten Sache feſtgeſetzt wird, um 
an die uͤbrigen Erben des Schenkgebers, ſei es bei deſſen 
Leben oder nach deſſen Tod, bezahlt zu werden, kein Pri⸗ 
vilegium gibt, — wenigſtens nicht ausdruͤcklich, — wäh- 
rend doch alle legislativen Gruͤnde, welche den Geſetzge⸗ 
ber beſtimmten, dem Verkaͤufer ein Privilegium zur Sicher⸗ 
heit des Kaufpreiſes zu bewilligen, auch fuͤr den Schenk⸗ 
geber ſtreiten, und zwar noch in verſtaͤrktem Maaße, da 
der Schenkgeber mehr an den Schenknehmer uͤbertraͤgt, 
als ihm von Seite des Letztern geleiſtet werden ſoll. Dieſe 
kuͤcke fol der Art. 15 ausfüllen. | x un „i’igse sid 

Auf der andern Seite überzeugte ſich die Commiffion, 
dag die Beſtimmungen ber Art. 44 und 14, wonach das 
Reſolutionsrecht, fo wie das Privilegium, ‚um länger als 
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fünf Jahre zw dauern, außer der Transfcription durch 
eine Infeription im Hypothekenbuch gefichert werden muß, 
auf Scenfungen: nicht wohl anwendbar gemacht werben 
Eönnen, und zwar aus einem doppelten Grunde, naͤmlich: 
4) Weil jene Beftimmung auf der Borausfegung berus 
bet, daß die Zablungstermine, in ber Regel, innerhalb fünf 
Sahren verfallen und ſonach in den meiften Fällen das 
ganze Berhältniß vor Ablauf diefer Zeit durch Auszahlung 
abgetban wird, — eine Borausfegung, die bei Schenfun- 
gen feineswegs eintritt, da hier, der Regel nach, nicht ſo⸗ 
wohl folhe Terminzahlungen, ald fortlaufende jährs 
liche Leiftungen an Geld oder Naturalien zu Gunſten des 
Schenfgebers ftipulirt werden, auch die an bie übrigen, 
Erben zu zahlende Anfchlagsfumme gewöhnlich. niht an 
bergleihen Zahlungstermine geknuͤpft, fondern of nach ganz 
andern Normen regulirt wird, 

2) Beil die Schenfgeber meiftentheild die Afcendenten 
ber Schenfnehmer und alte, abgeftumpfte Leute find, ‚des 
nen man die Verbindlichkeit, innerhalb fünf Sahren zur 
Wahrung ihres Nefolutionsrechtes und Privilegiume eine 
Einfchreibung im Hypothefenbuch zu nehmen, nicht aufers 
legen Zönnte, ohne -fie-der augenfcheinlichften Gefahr aus- 
zufegen, fei es aus Nachlaͤßigkeit oder Unfunde, fei ed aus 
Grfühlen ber Delifateffe, diefe Maßregel zu verfäumem 
und fo die Rechte, von denen ihre ganze en —— 
kann, einzubuͤßen. 

Bei Schenkungen muß daher die durch die rank- 
feription der Urfunde gegebene Publizität ein für alles 
mal genügen; und Si ip die zweite Verfuͤgung des MU 45. 


Zu Art 16 des Entwurfs. 


De: Art. 16 des Entwurfs. bedarf Feines Gommentats, 
da :deffen Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit von ſelbſt 
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in bie Augen fällt. Im Fall einer Veränderang des Wohns 
ſitzes oder einer Geffion ift es für die VBetheiligten oft von 
großer Wichtigfeit, daß diefer Umftand zur vffentlichen 
Kenntniß gebracht werden koͤnne, denn fo lange dies nicht 
gefehieht, werden alle für den Hypothekargläubiger be 
flimmten Signiftfationen an den Gläubiger und in dem 
erwähnten Wohnfige gemacht, den die Einfchreibung an 
gibt. Die Veränderung bed Wohnfigeds muß daher ana- 
logiſch auch bei Transferiptionen angemerkt werben koͤn⸗ 
nen, ba hier das Reſolutionsrecht und Privilegium auch 
ohne Einſchreibung während fünf Jahren wirkfam iſt. 
Weitere Maaßregeln in Betreff der Geffionen fchienen 
ber Commiſſſon unnoͤthig. Denn einestheild darf der Gefs 
fionar, welcher verfäumt bat, eine andere Wohnſitz⸗Erwaͤh—⸗ 
lung vormerken zu laſſen, ſich nicht beflagen, wenn die 
Zuftellungen ihn nicht erreichen. Anderntheild können auch 
Dritte, welche allenfalld mit dem urfpriinglichen- Gläubiger 
eontrabiren wollen, fich nicht leicht gefährdet finden, da 
berfelbe, wenn er bereits cebirt * auch nicht wahl im 
* der Urkunden iſt. 


Zu Art. 47 des Entwurfs, ER. 3 Be 


Der Art. 17 ded Entwurfs. beftimmt-eine Friſt für die; 
durch ben Art: 2140 bes bürgerlichen Geſetzbuches angeord⸗ 
nete Einfchweibung des Privilegimms ber Architekten ın f. w. 
Bisher fehlte diefe Frift, und es ift bereits weiter ober — 
zw Art. 44 — bemerkt worden, wie nachtheilig dieſer 
Staud der Dinge: ſey. Die Friſt, welche der Art: feſtſetzt, 
iſt dieſelbe, die der Art. 2111: den! Glaͤubigern und: Lega⸗ 
tarien einer Verlaſſenſchaft gibt, welche auf Separation 
der Maſſe antragen. Auch genuͤgt ſie vollkommen, — ob⸗ 


ſchon der Art. 2408, Rro. 4 für die bloße Aufnahme des 


Wertes, und bie, Abſchaͤtzung des Mehrwerthes eine ſechs⸗ 


— — — — — 


91 


moratliche Friſt bewilligt. - ‚Dean: bieje Zeit if hinreichend 
für beide Maaßregeln. 

VUebrigens fommt das —— des Architekten im 
Rheinkreiſe aͤußerſt ſelten vor, ba it ber Regel die Zah: 
Iungen fchon während der Arbeiten und nach Maapgabe 
des Fortſchreitens derſelben geleiftet werden. Kein Mit: 
glied der Commiſſion ‚erinnert fih, daß ein folches Privis 
legium gerichtlich: zur Sprache gefommen wäre, 


3u Art. 18 des Entwurfs, 


E Nach dem beſtehenden Geſetze (Art. 2180 des birger⸗ 
lichen Geſetzbuches) verjähren die Privilegien und Hypo— 
theken auf verfchiedene Weife, je nachdem das Grundſtuͤck 
fich fortwährend im Befige des Schuldners oder in dem 
eines Dritten befindet. Im erſten Falle erlifcht das Hy— 
pothefarrecht mit der Forderung felbft, alfo der Regel nad) 
in 30. Sahren; im zweiten wird das Gut in berfelben 
Zeit frei, welche, bie Acquiſi tin-Berjährung bes Grund: 
eigenthums bewirkt, alſo in der Regel durch einen Beſitz 
von zehn Jahren. Das Geſetz fuͤgt hinzu, Daß der Er- 
werbstitel, auf welchem dieſer Beſitz beruhe, transferibiet 
fein muͤſſe, und daß die Einſchreibungen im Hypotheken⸗ 
bad) den Lauf der’ Verjaͤhrung nicht unterbrechen. 
Dieſes Syſtem, ganz ſachgemaͤß hinſichtlich des erſten 
Falles, ſchien der Commiſſion verwerflich in fo "weites 
den Fall betrifft, wo das un ſich in den — 
eines dritten Beſitzers beſindet. 

Ein Glaͤubiger erwirbt auf serie Weite en eis 
—— Hypothekarrecht. Er ſichert daſſelbe nach 
geſetzlicher Vorſchrift⸗ er gibt ihm Publizitaͤt. Warum 
fol nun dieſes Hypothekarrecht/ wenn das Unterpfand in 
bie Haͤnde Dritter kommt, nach 10 Jahren erloöſchen, da 
doch die⸗Forderung ſelbſt weit laͤuger dauert und: das 
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Hypothekarrecht nur ein Accessorium berfelben iſt und 
deren Sicherung bezweckt? vergebens ſieht man ſich nach 
einem haltbaren legislativen Grunde um Vielmehr faͤllt 
ſogleich der Nachtheil in die Augen, daß der Gläubiger, 
der vieleicht gernn fein Kapital dem Schuldner weit laͤn⸗ 
ger gelaſſen haben. würde, durch jene Beſtimmung genoöͤ⸗ 
thigt wird, daſſelbe in den erſten zehn Jahren nach der 
Veraͤußerung des Unterpfandes einzutreiben, oder das Un⸗ 
terpfand anzugreifen. 


Dieſe Beſtimmung iſt eine ungereqhtigkeit gegen, „ben 
Gläubiger. Hat. er fein Hypothekarrecht erworben und 
gehörig publizirt, fo fol er ruhig feine Zinſen beziehen 
und fein Kapital ftehen laſſen fönnen, ohne durch, Außere 
Ereigniffe, die ihm nicht mitgetheilt werden, zu neuen Si j 
cherheits maaßregeln genöthigt zu ſeyn. Cr foll ſich nicht 
gezwungen fehen, betändig auf der Schildwache zu jtehen. 
Ein folcher, Zuftand. bringt Unruhe und Unficherheit ber» 
vor und muß ſonach dem Credit wefentlich (haben. 2 z 


Auch in der Lage des neuen Beſitzers liegt kein Grund 
zu dieſer fürzern. Verjährung, und, eine. vollfomntene Anna 
logie zwifchen ‚ver Erfißung des. Eigenthums durch zehn 
Sabre und dem. Erlöfchen des -Hypotbefarrechts iſt keines⸗ 
wegs gegeben, - Die Erfigung des Eigenthums tritt ein, 
‚weifisber » Befiter einen -gehörigen Erwerbstitel hat und 
weil. er in bona fide war, d. h. weil er den Ihufland; 
daß ber Veräußerer nicht der wahre: Eigenthuͤmer ſey, wicht 
wußte. Die Erifteinz eines Hypothekarrechts aber, welches 
ſtets mit Publizität verbunden: iſt, kennt der neue Erwer⸗ 
ber: des Grundſtuͤckes, oder er: kann fie wenigſtens mit 
leichter Muͤhe kennen lernen, und iſt ohnehin durch viele 
andere Ruͤckſichten aufgefordert, das Hypotheklenbuch zu be⸗ 
fragen, ehe er erwirbt oder bezahlt. ‚Er weiß alſo, ober 
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kann wiſſen, daß das Grundftäf nur unter ber Neallaft 
eines bypothefarifchen Nerus in feinen Beſitz uͤbergeht. 


Noch ein anderer wefentlicher Unterſchied waltet ob. 
Der Eigenthümer eines Grundſtuͤckes, gegen welchen die 
zehnjaͤhrige Erfikungszeit laͤuft, befindet fih außer Bes 
fig’ der Rechte, die. er durch Verjährung verlieren fol, 
Der Gläubiger hingegen, der feine Zinfen bezieht und hin- 
fichtlich feines Hypothefarrechts alle Bedingungen der Pub- 
Yizität erfüllt, ift und bleibt im fortwährenden Beſitz al 
Ver feiner Rechte Er ift nicht, wie jener Eigenthuͤmer, 
durch den Mangel bed Befitftandes aufgefordert, nachzus 
forfhen und zu Magen; und doch foll er, wie Sener, nad) 
zehn Sahren fein Recht einbüßen! 

Bis jet waren die fhlimmen Folgen, welche aus eis 
nem folchem Syſteme hervorgehen müffen, weniger fühls 
bar, weil der Art. 2180, wie ſchon bemerft worden ift, 
die Transfcription des Erwerbtiteld voraugfegt, dieſe 
aber, aus Gründen, die bereitd weiter oben ausgeführt 
worden find, faft immer unterblieb, Nach dem Entwurfe 
aber foll die Trangfeription in allen Fällen Statt fin 
den. Es ift daher auch dringend nöthig, jene Beftimmung 
"des Art. 2180 abzuändern, und dies dürfte um fo weni⸗ 
ger Anftand leiden, da die Verjährungsmaterie ohnehin 
eine ganz pofitive ift, deren Detail ſtets nach den praf- 
tischen Nücfichten, welche durch die befondern Berhältniffe 
eines Landes geboten werden, fich richten muß. 


Zu Art. 49 des Entwurfs, 

‚Bei: der Prüfung der Gefichtspunfte, weldhe die Sr 
cherheit des Darleihers in Bezug auf feine Mitgläubiger 
betreffen, bietet fich ferner die eben fo wichtige als belis 
fate. Frage dar, ob dad Syſtem der ftillfhweigenden 
Legalhypothelen, welche der Art. 2135 bed bürgerlichen 
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VIL zu Gunften der Minderjährigen, dır Inter di— 
zirten und der, Ehefrauen eingeführt hat, Billigung 
verdienen oder nicht. 

Man hoͤrt haͤufig dieſes Syſtem tadeln und verwerfen, 
indem jede Ausnahme von dem Prinzip der Publizität als 
gefährlich für die Sicherheit des Darleiherd, daher als 
nachtheilig für den allgemeinen Credit und fomit — un⸗ 
zulaͤſſig erklaͤrt wird. 

Allein dennoch duͤrften, wenn man die Frage — 
gen von allen Seiten beleuchtet, entſcheidende Gruͤnde fuͤr 
die Beibehaltung jener ſtillſchweigenden Legal⸗Hypotheken 
ſprechen. 

Sehr bemerkenswerth iſt ſchon der Umſtand, daß das 
Geſetz vom 14. Brumaire VII. auch die Hypothekarrechte 
der Minderjaͤhrigen, Interdizirten und Ehefrauen an die 
Bedingung der Einſchreibung geknuͤpft hatte; daß man aber 
bei der Abfaſſung des Code Nap. dieſe Anſicht verwarf 
und denſelben auch ohne Einſchreibung ein wirkſames 
Hypothekarrecht verlieh, indem man ſich damit begnuͤgte, 
lediglich im Intereſſe Dritter die Einſchreibung anzuord⸗ 
nen, ohne jedoch die Wirkſamkeit der Hypothekarrechte ſelbſt 
davon abhaͤngig zu machen. Der Grund dieſer ausdruͤck⸗ 
lichen Abänderung kann nus darin gelegen haben, — und 
dies ergibt ſich auch aus der Diskuſſion, welche hierüber 
Statt fand, — daß die Erfahrung bereits gelehrt hatte, 
wie oft jene fchugbedürftigen Perfonen durch Unterlaffung 
ber Einfchreibung ihrer Forderungen um ihren letzten Noths 
pfenning gefommen und in Be Elend gerathen 
waren. 

Es if zwar an dem, baf — Capitaliſt, der die 
hoͤchſte Aufgabe, der Geſetzgebung darin findet, daß fie, 
ohne: irgend eine andere Ruͤckſicht zu beachten, nur für bie 
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Sicherheit feiner ausgeliehenen Gelder forge, die ftillfchweis 
genden Legalhypothefen für eim Uebel hält, und daß er 
deßhalb etwas. weniger bereitwillig fein mag, feinen Bew 
tel zu Öffnen. Auch laſſen ſich allerdings Fälle denfen, — 
obgleich dies in der Praris nur felten vorfommt, — mo 
der Darleiher, zumal wenn er ed an der gehörigen Vorſicht 
ermangeln läßt, in Kolge jener ſtillſchweigenden Hypotheken 
zu Berluft kommt. — Allein vergleiht man bie Lage der 
Perfonen, zu deren Schuß die ftillfchweigenden Legalhypo⸗ 
thefen eingeführt find, mit der des. Darleihers, fo neigt 
fidy fehr bald die Waagſchale zu Gunften der Erſtern. 

Die Minderjährigen, die Interdizirten, die Ehefraurn 
können nicht felbftfiändig für die Wahrung ihrer Rechte 
forgen. Ihr Schieffal würde daher, wenn man diefe Rechte 
von einer Infeription abhängig machen wollte, gänzlich 
auf der Sorgfalt oder Nachläßigkeit, auf dem guten oder 
üblen Willen Derjenigen beruhen, welche die Einſchreibung 
in ihrem Namen beforgen ſollen. Diefe aber find fehr 
oft der Rechte unfundig, oder faumig in Erfüllung dieſer 
Pflicht, ja fogar zum Theil — wie ber Bormund unb 
der Ehemann, — felbft dabei intereffirt, daß die Eins 
fhreibung nicht genommen werde, weil die Manfregel 
gegen fie jelbft gerichtet it. Hat aud das Gefeg die ges 
nannten Perfonen für die pünkliche Beforgung der Eins 
fihreibung verantwortlich erflärt, und hat es außerbem 
auch den Nebenvormund, den Staatsprofurator und fogar 
die Verwandten und Freunde aufgefordert, die Einfchreis 
bung zu bewirken, fo würde doch alles dieſes nur eine 
fehr ſchwache Schutzwehr für die Bevormundeten und Ehe 
frauen bilden, wenn dad Schidfal der Forderung felbft 
unbedingt von der Eriftenz einer Inſcription abhinge, 
Denn troß jener Menge von. Stellvertretern unterbleibt 
doch die Einfshreibung nicht felten, wenigfiens eine gerau⸗ 
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me Zeit lang; und wie wenig eine Entfchäbigungsflage 
Erfaß gewähren kann, wenn der Bormund oder Ehemann 
einmal infolvent geworden und von andern Gläubigern 
“erproprürt ift, liegt auf flacher Hand, Eben fo unzureis 
chend und noch in andern Beziehungen bedenklich und un— 
ausführbar würde jede andere Maaßregel feyn, die man 
allenfalls in Vorſchlag bringen Könnte, um noch andere 
Perfonen mit der Veforgung der Einfchreibung zu beaufs 
fragen und eine jtrenge perfönliche Verantwortlichkeit ges 
gen fie eintreten zu laſſen. Es leidet feinen Zweifel, daß 
die Minderjährigen ‚ Interdizirten und Ehefrauen nur in 
dem Grundfage der beftehenden Gefeßgebung, daß ihr Hy⸗ 
pothefarreht auch ohne Einfchreibung wirkſam ift, einen 
vollftändigen Schuß finden können, und daß ohne. Diefen 
Grundſatz dad heilige Intereffe diefer huͤlfsbeduͤrftigen Pers 
fonen in hohem Grade gefährdet ſeyn würde, 

Der Datleiher hingegen, der ihnen gegenüber ſteht, if 
- in einer weit weniger mißlichen Lage. Er fan, wenn er 
mit gehöriger Vorficht handelt, — und Vorfiht muß 
das Gefeg von Jedem, der freier Herr feiner Rechte iſt, 
fordern können, ‘wenn nicht bie ganze Gefeggebung in 
das unwuͤrdige und armfelige Syſtem allgemeiner Bevor, 
mundung ausarten fol, — nicht leicht durd) folche Legal 
Hypothefen in Nachtheil gerathen. Denn einestheils find 
diefelben doch, in Folge der obenerwähnten Fürforge des 
Gefeßes,. und befonders in Folge einer fleißigen Aufſi ht 
“ yon Seite der Staatsprofuratoren — (welche durch Art. 
21 des Entwurfs eine erweiterte Ausdehnung und ſchaͤr⸗ 
fere Beftimmung erhalten fol) — mwenigftend in den mei⸗ 
fien Fällen wirklich eingefchrieben, und alsdann Fennt fie 
Jedermann durch diefe Einfchreibung. Iſt aber auch bie | 
Letztere unterblieben, fo kann es doch dem Darleiher, in 

den allermeiſten Fällen, nicht ſchwer feyn, deren Eriftenz 
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durch: forgfältige Erkunbigungen zu erfahren. Ob Jemand 
eine Bormundfchaft führt oder geführt hat, ift eine 
Sadje, über welche man fich leicht Auffchluß verfchaffen kann, 
und noch leichter ift e& zu wiffen, ob Jemand ver heir a⸗ 
thet ift, oder war. In Bezug auf die lebende Ehefrau 
aber fann der: Darleiher fich ſtets dadurch fichern, daß er 
diefelbe mit contrahiren läßt. Mit einem Worte: ed 
handelt ſich hier von dem collidirenden Intereſſe zweier 
Klaffen von Gläubigern, — denn die Bevormundeten und 
Ehefrauen find fo gut Gläubiger wie der Darleiher. Die 
eine Klaffe ift in der Unmöglichkeit, fich zu fchügen, 
wenn nicht das Gefeg für fie forgt; die andere fann fi 
fhügen, wenn fie mit der nöthigen Vorſicht handelt. 
Warum ſollte nun das ntereffe der erfien Klaffe dem 
ber zweiten aufgeopfert werden ? 

Es if, — wie ein geiftreicher und ſcharfſinniger franzds 
fifcher Schriftfteller fagt, der fich gleichfalls entfchieden für 


die Beibehaltung der ftillfchweigenden Legalhypotheken auss 


ſpricht, ©) — es ift noch mehr daran gelegen, daß es 
Ehen und Bormundfchaften gebe, ald Darlehen und Ver⸗ 
pfändungen. Paz 

Dazu fommt noch, daß die Minderjährigen und Inter⸗ 
bizirten, Kraft einer gefeglihen Nothwendigfeit mit 
dem Bormunde in das Verhältnig ald Gläubiger und 
Schuldner treten möffen, während ber. Darleiher oder je 
der Andere freiwillig contrabirt, und ed daher von feinen 
"Willen abhängt, das, Berhältniß zu vermeiden, wenn bie 
Lage des andern Theiled ibm Bedenklichkeiten verurfacht. 
Ferner ift zu beachten, daß bei ben Bevormundeten und 
Ehefrauen meift das ganze Vermögen, alfo das ganze 


#) Troplong, des privileges et hypotheques (Paris, 4855), 
preface, pag. LXI et suir. 
7 
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Schidfal derſelben auf. dem Spiele flieht, was bei bem 
Darleiher im ber. Regel leineswegs der Fall if. Hört 
man ‚jest den. Eher der Gapitalifien über die ſtillſchwei⸗ 
genden. Legalhypotheken Klage führen, fo würden bald, 
wenn man. biefen ‚Klagen, Gehör geben wollte, taufend 
Stimmen ſich erheben, um die Gefeßgebung anzuklagen, 
daß fie die Rechte, der Wittwen und Waifen ohne Schug 
laffe. Und. diefe. Anklage würde nur allzugerecht ſeyn. 

Zuberh könnte die Einfcreibung der in Frage fiehenden 
Legalhypotheken dem wefentlihen Zwed der Publizität 
ohnehin nur auf eine fehr unvollfommene Weife entfprechen. 
Der wichtigite Punkt für das Publifum befteht nicht 
fowohl darin, die Eriftenz eines Hypothelarrechts übers 
baupt, als defien Betrag zu keunen. Diefer Betrag 
läßt fi) aber in Bezug auf die Forderungsrechte ber Ber 
vormunbeten. und Ehefrauen unmöglich im Boraus beftim« 
men und in ber. Einfchreibung unwiderruflich ausdrücken, 
da. fie. gewiffermaapen Vermögensmaſſen bilden, deren 
Beftand fich, während: der Dauer des Berhältniffes, Durch 
Erbſchaften, Schenfungen oder andere Ereigniffe auf dir 
mannigfachſte Weife verändern fann, — weshalb aud der 
Art. 2153, N’? 8 des bürgerlichen Gefegbuches mit vollem 
Rechte und der Natur der Sache gemäß, bei der Eims 
fchreibung der Legalhypothefen die Angabe des Betrages 
hinſichtlich der eventuellen. Forderungsrechte nicht. vors 
ſchreibt. | J 

Was wäre alſo damit gewonnen, wenn man auch die 
Hypothekarrechte der Bevormundeten und Ehefrauen der 
Inſcription unterwerfen und deren Wirkſamkeit davon ab⸗ 
hängig machen wollte?. Mau würde Die Lage dieſer, eines 
befondern Schuges fo fehr bedürftigen Perfonen auf das 
Spiel gefegt, und doc dem Publikum nicht viel mehr als 
die bloſe Thatfache befannt gemacht haben, daß diefe oder 
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jene Ehe oder Bormundfchaft eriftire, — eine Thatſache, 
die ohnehin notorifc genug zu ſeyn pflegt. 


Die bisherigen Betrachtungen gelten ſowohl ben Be- 
vormundeten ald den Ehefrauen. In Bezug auf die Lepr 
tern liegen aber außerdem noch befondere Gründe vor, 
deren Gewicht unverkennbar ift. 


Wollte man die Rechte der Ehefrau von der Einfchrei, 
bung abhängig machen, fo würde man fie nöthigen, gleich 
bei Eingehung der Ehe die zartefterr Gefühle zu verlegen, — 
durch Bewirfung einer Einfchreibung gegen ihren Ehe 
mann gewifjermanßen öffentlich in ein feindfeliges Verhälts 
niß mie ihm zu treten und ihn muthmaßlich für einen 
übeln Haushälter zu erflären. Man würde fle zwingen, 
ben Betrag ihres Beibringend bekannt zu machen, was oft 
ben Gefühlen wie dem Intereſſe beider Ehegatten wider 
fireiten würde. Die fichere Folge einer ſolchen Vorſchrift 
würbe ſeyn, daß in fehr vielen Fällen die Einfchreibung 
dennoch unterbliebe, weil jede zartfühlende Ehefrau lieber 
ihr Vermögen auf dad Spiel fegen, als eine fo widrige 
Förmlichkeit erfüllen würde Die Erfahrung lehrt, daß 
im Rheinkreife, meift aus Rüdfichten der Delifateffe, fehr 
wenig Ehepaften abgefdjlofjen werden, ſelbſt in Fällen, wo 
die gegenfeitigen Vermögensverhältniſſe fih ganz dazu eig» 
nen, und wo bie Unterlaffung befonderer Stipulationen 
die fchlimmften Folgen nad) fich ziehen kann. Geſchieht 
dies nun binfichtlich der Eheberedungen, deren Inhalt doch 
in der Regel Familiengeheimniß bleibt, um wie viel mes 
niger würde. ſich die Ehefrau entjchließen, durch eine Zus 
feription ihr eheliched Beibringen u. f. w. zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen und noch obendrein dadurch eine Art 
von Mißtrauen gegen ihren Ehemann auszufprechen. 


Oder fol man den Verwandten oder gewiffen Beamten 
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zur Pflicht machen, die Einfchreibung gegen ben Willen 
der Ehegatten zu bewirken ? 

Allein, abgefehen von den fonftigen Schwierigkeiten 
einer folchen Borfchrift, Fennen Dritte ben Betrag bes 
Einbringens nicht, wiffen überhaupt nicht, ob die Frau 
Vermögen einbrachte. Tauſend Einfcreibungen würden in 
Fällen erfolgen, wo gar fein Vermögen von Seiten der 
Frau exiflirt, ja wo beide Ehegatten ohne Vermögen find 
und bleiben. Auf -ieden Fall fönnten folche Einfchreibuns 
gen nur. höchft unbeftimmt, höchſt ungenügend feyn. 


Nah allen diefen Betrachtungen glaubte daher bie 
Eommifflon, die Frage, ob die Legalhypothefen der Bevors 
mundeten und Ehefrauen fünftig der Einfchreibung under 
dingt zu unterwerfen ſeyen, entfchieden verneinen zu 
müfjen, und dies ift der Inhalt des Art. 49 des Entwurfs. 


Bleibt auch dadurch eine gewiffe Lüdfe in dem Syfteme 
firenger Publizität ‚ jo muß man fi damit tröften, daß 
dadurd; weit größern Uebeln vorgebeugt wird. Ueberhaupt 
gebe man die Idee auf, daß die Gefeigebung in allen 
Berhältniffen des bürgerlichen Lebens, die fo vielgeftaltig 
und oft fo delifat und verwidelt find, — ganz befonderg 
aber im Hypothefenwefen, wo die widerftreitendften 
Intereſſen fih durchfrenzen, alle Schwierigfeiten heben 
und alle Betheiligten befriedigen fünne, Man muß 
zufrieden fegn wenn fie leiftet, was billig und erreichbar ift. 

- Die Commiffion richtete fodann ihre Aufmerffamfeit 
auf die weitere Frage, ob es nicht wenigſtens rathſam 
fey, den Bevormundeten nad) Beendigung der Bormund- 
fchaft, und den Ehefrauen nad Auflöfung der Ehe eine 
Friſt zu feßen, binnen welcher fie die Einfchreibung ihrer 
Hyrothefarrechte bewirken muͤſſen, um den urfprünglichen | 
Rang derfelben zu bewahren. 
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Auf der. einen Seite wuͤrde ed im Intereſſe des allge 
meinen Credits allerdings wuͤnſchenswerth ſeyn, wenn 
burd eine ſolche Frift die Ungewißheiten. in Betreff der 
ſtillſchweigenden Legalhypothefen vermindert und die deß⸗ 
fallfigen Nachforfchungen, welche dermalen oft in eine 
ferne Zeit zuruͤckgehen muͤſſen, erleichtert würden. Auch 
laßt fi fagen, daß mit dem Ende der Vormundſchaft 
oder Ehe die Incapacität jener Perfonen und mit ihr der 
Iegislative Grund wegfalle, auf welchem das- Borrecht 
eines Killfhmweigenden Hypothekarrechts beruhet. 

Allein bei einer : nähern Beleuchtung dieſer ‚wichtigen 
Frage mußte nuch hier die Commiſſion fich * eine ver; 
neinende Antwort entfcheiden. 

Um zuerft von ber Legalhypothek der — zu ſpre⸗ 
chen, ſo denke man ſich nur deutlich die verſchiedenen 
Faͤlle, und man wird ſogleich die Unausfuͤhrbarkeit einer 
folchen Maaßregel einſehen. Eine Ehefrau ſtirbt, und 
nun ſollen ihre Erben innerhalb einer gewiſſen Friſt fuͤr 
die ehelichen Forderungen derſelben eine hypothekariſche 
Einſchreibung nehmen. Wer find in der Regel dieſe Er— 
ben? — Die Kinder. Und wer iſt ber Schuldner, gegen 
den die Maaßregel gerichtet werden fol? — Der Bater. 
Werden aber wohl die Kinder, felbft wenn fie volljährig 
find, fi) dazu verftehen, eine Sufeription gegen den Vater 
zu nehmen, den fie lieben, mit bem fie gemeinfam über 
den Verluſt der Mutter trauern, dem fie bisher unbedingt 
vertrauten? Das Gefeg hatte ihnen bis dahin feine Vers 
anlaffung zu Borfihtsmanfpregeln gegen ihn gegeben, — 
ed hatte, um das zarte Verhältniß zwifhen Mann und 
Frau, zwifchen Bater und Kind nicht zu verlegen, im 
Stillen geforgt, ohne zu einem söffentlihen Schritte 
gegen ihm aufzufordbern. Es fagt den Kindern in einer 
andern Stelle ded Gefeßbuches (Art. 371), daß fie, im 


Far 
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jedem Lebensalter, dem Vater Ehre und Achtung ſchuldig 
find. Sol es fie nun plöglich zu einem Aft des Mißs 
trauen, zu einer Art von Feindfeligkeit nöthigen? Würden 
wohlgeartete Kinder eine folhe Vorfchrift des Geſetzes 
befolgen? Man benfe fih eine Tochter, bie, obſchon 
volljährig, noch im Brode bed Vaters ſteht. Wird fie 
daran denken, eine Snfeription gegen ihn zu nehmen? Man 
erwäge, wie oft, zur Zeit des Todes der Mutter, bie 
Söhne von Haufe abweſend find, im’ Kriegsdienfte — anf 
der Wanverfchaft — auf der Univerfirät, m. f.w. Wer 
fol alsdann die Einfchreibung für fie nehmen? 

Wollte man alfo eine ſolche Vorfhrift in das Gefek 
aufnehmen, fo würde man Gefahr laufen, die heiligften 
Familienbande zu gefährden, die achtbarften Gefühle zu 
verlegen. Die unfehlbare Folge davon würde feyn, daß 
gerade die wohlgefinnten Kinder jene Formalität verſaͤu⸗ 
men und dadurch ihre Nechte verlieren würden, während 
die rohern und rüdfichtlofern diefen Verluſt vermieden. 
Einent Syſteme, das zu ſo unnatuͤrlichen EAU 
führt, darf das Gefeg nicht Raum geben. 

Nicht viel beffer erfcheint die Sache in dem Falle, wo 
die Ehe dur; den Tod bed Mannes aufgelöst wird, 
Sol die Überlebende Frau, vieleicht noch in Thränen 
über den Verluft ihres Gatten, nun alsbald an eine Ein« 
fchreibung in das Hypothekenbuch denken? Und gegen 
wen müßte fie- in der Regel diefe Einfchreibung uepmen? 
— Gegen ihre Kinder, ald Erben des Vaters! 

Was ferner das Verhältnig der Minderjährigen zw 
dem Bormunde betrifft, fo- treten auch Hier aͤhnliche 
Gründe der Idee entgegen, daß nad; Beendigung der. 
Bormundfchaft eine Frijt für die Einfchreibung feſtzuſetzen 
fey. Iſt der Bormund der Bater oder die Mutter, fo gilt 
bier wieder Alles, was bereits weiter oben gefagt worden 
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iſt. Und auch in den meiften andern Fällen pflegt der 
Vormund ein naher und verehrter Verwandter zu ſeyn, 
den der Pflegbefohlene gewohnt war, Tange Zeit hindurd, 
ald feinen Vater und Beſchuͤtzer zu betrachten, und gegen 
ben er daher nicht‘ Teicht‘ eine Maapregel nehmen wird, 
die auf jeden Fan keine freundliche Bedeutung hat. 

Alſo auch bier würde man die Nechte des Minderjäh: 
rigen, nach erlangter Volljährigkeit, von einer Bedingung 
abhängig machen, die dent nathrlichen Gefühle widerftreitet, 
und die daher in hundert Fällen zum größten Schaben 
ber Betheiligten verabfäumt werden wuͤrde. 

Die Commiſſion ſah fich daher gendthigt, die ganze 
Idee einer ſolchen Friftbeftimmung, fo _ vielfach fie auch 
angeregt worden, entjchieden zu vermwerfen. 


Zu Art. 20, 21 und 22 des Entwurfs. 


Indem die Kommiffion auf der einen Seite ſich für 
bie Beibehaltung der fillfchweigenden Legalhypotheken err 
flärte, richtete fie auf der andern ihr ganzes Augenmerk 
dahin, durch verfehiedene Beftimmungen das Intereſſe ber 
Bevormundeten mit dem des allgemeinen Credits uud Ver⸗ 
lehrs beſſer in reihe gu bringen, ald es bieder bi 
Fall war, 


Der Art. 20 bat * — dem PIE: und bem 
Dritten, welcher mit ihm: tontrahfren will, ein leichteres 
Mittel an die Hand zugeben, ‚um einzelne Grundſtücke, 
welche veräußert ober verpfaͤndet werben füllen, von bet 
aus der Vormundſchaft entſpringenden Generalhypotheke 
zu befreien. Bisher blieb dem Vormunde, wenn nicht der 
Familienrath, in Gemaͤßheit des Art. 2141, bereits durch 
den Ernennungsakt die Generalhypothek fpecialifiet hatte, 
fein anderer Weg übrig, als die durch den Art, 2143 9% 
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gebene förmliche Klage, welche gleichfalls bie Special i⸗ 
firung des Hypothekarrechts, d. h. die Aufhebung: der 
Generalbypothef unter Bezeichnung fpecieller Unterpfänder, 
bezweckt, aber ſtets mit. vielen Weitläuftigfeiten und Koften 
verbunden. iſt und daher felten: benußt wird. + Der dritte 
Fall, welcher im täglichen Leben am haͤufigſten vorkommt, 
— mo nämlich der Wunfch des Bormundes dahin ‚geht, 
dad eine oder das andere feiner Immobilien frei zu ma— 
hen, um es ungehindert veräußern ‚oder verpfaͤnden zu 
Können, und zwar unbeſchadet der Generalhppothek bins 
fichtlich feiner übrigen Güter, — iſt durch das beftehende 
Gefeg nicht vorgefehen. Für diefen Fall, in welchem für 
das Intereffe der Minderjährigen am wenigften Gefahr 
zu befürchten ift, weil die Generalhypothek auf das ganze 
übrige Immobiliarvermögen des Vormundes fortbefteht, 
bat die Commiffion im Art. 20 ein einfaches, moͤglichſt 
wohlfeiled und doch burd die Goncurrenz des Familien, 
sathes und die Homologation des Gerichts die nöthige 
Garantie darbietendes Verfahren aufgeftellt. Die einzelnen 
Beftimmungen dieſes Artifeld bedürfen Feiner befondern 
Erläuterung. Die des Tegten Abfages hat zum Zweck, 
auch bei den übrigen Proceduren, welche fich auf die Bes 
fhränfung einer Generalhypothef beziehen — Art. 2143, 
2161 — 2165) — die Koften, fo viel ald möglich, zu ver 
mindert. al | 
Durch ben Art. 24 des Entwurfs fol eine regelmäßis 
gere Vollziehung bed Art. 2138 bed bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches gefichert werben, in fofern ‚berfelbe den Staatspro⸗ 
furatoren zur Pflicht macht, für die Einfchreibung der den 
Bevormundeten zuftehbenden Hppothefarrechte Sorge 
zu tragen, um baburch im Intereffe Dritter, eine faftifche 
Publizität derfelben zu bewirken und Jederman von beren 
Dafeyn in Kenntniß zu fegen, obfchon die Gültigkeit der 
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Hypotbelarrechte felbft von dieſer Publizität nicht abhängt. 
Auf diefe Weife fol und wird faktiſch daffelbe Ziel erreicht 
werden, ald ob diefe Hypothefarrechte durch Publizität bes 
dingt wären, — nur daß die Gefahr für die Bevormun- 
beten felbft wegfällt. Es ift ſchon dermalen üblich, daß 
die Staatsprofnratoren fich durch die Friedensrichter, — 
welche von allen Bormundfchaften durch die Ernennung 
der Vormuͤnder oder Nebenvormünder Kenntniß erlangen, — 
von Zeit zu Zeit BVerzeichniffe derfelben einfenden laffen, 
um hiernach die Einfchreibung auf dem Hypothefenamte 
zu bewirfen. Allein dies gefchieht bis jegt nicht regelmä- 
fig genug und in zw langen Zmwifchenräumen. Daher die 
Borfchrift des Art. 21. Diefe Vorfchrift ſchließt übrigens 
die Legalhypothef der Ehefrauen abfihtlih aus, weil 
in Bezug auf diefe, nach ben zu Art. 419 entwicelten Grüns 
den, ein Einfchreiten von Amtswegen Feineswegs paſſend 
ift und auch bisher nicht Statt gefunden hat. 

Der Art. 22 enthält eine aͤhnliche Beftimmung, jedoch 
zumächft im Intereſſe der Bevormundeten felbft. Es bleibt 
nämlich fiir diefelben, auch bei dem Syfteme der ftillfchweis 
genden Legal-Hypothefen, noch immer eine gewiffe Gefahr 
übrig, wenn bie Einfchreibung unterbleibt. Im Fall der 
Zwangsveräußerung und Rangordnung macht das Gefek 
dem betreibenden Theil, wie natürlich, nur die Beiziehung 
der eingefhriebenen Gläubiger zur Pflicht. Iſt alfo 
das Hypothefarrecht der Bevormundeten nicht eingefchrie- 
ben, fo erhalten fie von jenen Proceduren feine gehörige 
Kenntniß und gerathen in Gefahr, bei der Bertheilung der 
Gelder ausgefchloffen zu werden. Eben fo fan, im Fall 
eines Purgationsverfahrens nach Maaßgabe des Art. 2193 
und folg., ber Bevormundere um fein Recht Fommen, 
wenn der Staatöprofurator, dem die durch den Art. 2194 
vorgefchriebene Notififation gemacht wird, es unterläßt, 
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den iſt. Dieſe Nachtheile zu — iſt der Zweck des 
Art. 22. | 


Zu Art, 23 des ——— 


In Bezug auf die ſtillſchweigenden Legalhypotheken ha⸗ 

ben ſich, ſowohl hinſichtlich ihres rechtlichen Beſtandes als 
ihrer Wirkungen, mehrere ſehr wichtige Streitfragen 
erhoben, woruͤber die Anſichten der Gerichte getheilt ſind, 
und welche um ſo mehr verdienen, bei dieſer Gelegenheit 
durch den Geſetzgeber ins Auge gefaßt und entſchieden zu 
werden, als ber allgemeine Credit durch Klarheit ver Ger 
fege über das Hypothefenwefen und durch Gleichförmigs 
feit ihrer Anwendung ungemein befördert wird. 

Die erſte diefer Controverſen betrifft die Frage, ob bie 
Legalbypothek, welche dem Minderjährigen gegen feinen Bor 
mund zufteht, den Vater, der das perfönliche Vermögen . 
feines Kindes verwaltet, ſchon während ber Dauer der 
Ehe treffe, aus welcher das Kind entfproffen ift, oder ob 
fie erſt nach Auflöfung derfelben beginne, wo bie eigent- 
liche Bormundfchaft ihren Anfang nimmt? | 
-. Die Autoren, bie Gerichtshöfe Frankreichs und auch 
die rheinbaierijchen Gerichte find über diefe Frage uneinig, 
deren Wichtigkeit nicht zu verfennen ift. Das fönigl. Ap⸗ 
pellationsgericht des Nheinkreifes bat fie durch ein Urtheil 
vom 44. Dezember 4826 *) im legtern Sinne entfchieden; 
und in der That dürfte diefe Anfiht auch unter dem Les 
gislativen Geſichtspunkte den Vorzug verdienen, da 
nah Sprachgebrauh und herkömmlichen Begriffen das 
Bun Bormundfhaftsverhältnig erfi nad dem 


u) Dan fehe die Aunalen der Rechtspflege in Nheinbayern, 
Band 2, pag. 299, wo dad Für uud Wider * en eutwi⸗ 
ckelt iſt. 
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Tode bed einen der Ehegatten eintritt, auch die eigentliche 
Gefahr für das Vermögen bes Kindes erft nach Auflöfung 
der Ehe drohet, weil von nun an die Möglichkeit einer 
zweiten Verheirathung und einer Eollifion mit der Legal 
hypothek der zweiten Ehefrau vorliegt. Ohnehin würde, 
wenn man fidh für die entgegengefehte Anficht ‚entfcheiden 
wollte, die ſtillſchweigende Legalhypothek der Minderjähs 
rigen eine noch größere Ausdehnung ‚erhalten, als fie der⸗ 
malen bat, — was bei den getheilten Anfichten., die im 
Bezug auf den Werth des Syſtems ber ftillfhweigenden 
Legalhypotheken — herrſchen, zu vermeiden ſein 
bürfte. Fr 

Der Art. 23 des Entwurfs hat den Zweck, jebem fer, 
stern Zweifel Über diefen Gegenftand ein Ende zu machen, 


Zu Art. 24 des Entwurfß, 


Eine zweite hierher gehörige und höchftwichtige Streits 

frage betrifft die Art und Weife, wie bie Legalhypothek 
der Bevormundeten und Ehefrauen, wenn die Einſchrei⸗ 
bung unterblieben iſt, ſich bei der Zwangsveraͤußerung und 
dem Rangorbnungsverfahren wirffam zeigt, und insbefons 
dere den. Endpunft diefer Wirkſamkeit. 
Manche — und unter ihnen ein Bezirksgericht des 
Rheinkreiſes — haben die Anſicht, daß eine ſolche Legal⸗ 
hypothek, wenn ſie nicht vor dem durch Zwangs veraͤuße⸗ 
zung erfolgten Zufchlag des Gutes eingeſchrieben wor⸗ 
den, abfolut erlöfche, und zwar nicht blos in dem Sinne, 
daß von num au das Gut ſelbſt von bem hypothekariſchen 
Nexus befreit bleibe, fondern auch in der Art, baf das 
Hypothekarrecht nicht auf dem durch Die Zwangsveräußes 
zung erzielten Exloͤs ausgeübt werben könne und ſonach 
bei Dem Rongorbuungsverfahren ausgeſchloſſen ſey. 


108 ’ 


Das fönigk Appellationsgericht des. Nheinkreifes hin⸗ 
gegen hat. fih dahin ausgeſprochen, daß durch ben gericht: 
lichen Zufhlag zwar das Gut feld von der’ filffehmweis 
genden Legalhypothek, wie von jeder andern, frei werbe; 
daß jedoch das Hypothekarrecht der: Bevormundeten und 
Ehefrauen, obſchon feine Inſeription genommen worden, 
bei dem’ Rangerbnungsverfahren: auf ben — Erloͤs 
— gemacht werden koͤnne. 

Dagegen bat das Caſſationsgericht in Paris vor, einis 
* Zeit, auf einen Vortrag des Generalprokurators Dupin 
hin, das extreme Syſtem aufgeſtellt, daß die nicht einge⸗ 
ſchriebene Legalhypothek der Bevormundeten und Ehefrauen 
nicht blos bei dem Rangordnungsverfahren auf den Preis 
des gerichtlich veraͤußerten Grundſtuͤckes geltend gemacht 
werden duͤrfe, ſondern auch, wenn dies nicht geſchehe, 
fortwaͤhrend auf dem veraͤußerten Gute ſelbſt hafte und 
ſonach gegen den neuen Beſitzer, der durch die Zwangs⸗ 
veräußerung Gigenthümer geworden, ausgeübt werden 
fönne; eine Anficht, die das ganze Gebäude von Grund 
aus erfchüttern und unmittelbar dahin führen würde, daß 
Niemand mehr bei einer Zwangsverdäußerung bieten möchte, 
weil er nicht fiher wäre, daß nicht das Gut, troß des 
gerichtlichen Zufchlages, noch immer mit Hypotheken bela⸗ 
ſtet bliebe. Die Gruͤnde dieſer Anſicht beſtehen hauptſaͤch⸗ 
lich darin, daß das buͤrgerliche Geſetzbuch nirgends den 
Satz ausſpreche, daß die gerichtliche Veraͤußerung das 
Gut von allen Hypotheken befreie; ferner, daß weder die 
Zwangsveraͤußerungsprocedur, noch das Rangordnungs⸗ 
verfahren geeignet ſeien, zur Kenntniß der Bevormunde⸗ 
fen oder ihrer Vertreter zu gelangen, wenn keine Ein- 
ſchreibung eriftire, ‘weil alle bie: Gläubiger betreffenden 
Notififationen, welche dabei vorgefchrieben find, nur an die 
eingefihriebenen: Gläubiger gefchehen und geſchehen 
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fönnen, da die nicht eingefchriebenen der betreibenden Pars 
thei rechtlich unbekannt find. 

So liegt alfo: die Lehre von. den ftillfchweigenden Les 
galhypothefen in ihren wichtigften Beziehungen, nämlich in 
Betreff. der Wirkſamkeit und Dauer dieſer Nechte, fehr im 
Trüben, und es ift hoͤchſt nöthig, diefe Ungewißheit auf 
legiölativem Wege zu befeitigen.’ »' 

- Auch dürfte die Sache im Grunde ziemlich einfach ſeyn. 
Iſt einmal: Bas Prinzip angenommen, daß die Legalhypo— 
thefen ;der Bevormundeten und Ehefrauen der Einfchreis. 
bungsnicht-bebürfen, fo muß nothwendig der Saß gelten, 
daß dieſe Legalhypotheken, auch ohne Einfchreibung, gerade 
fo, nicht mehr und nicht minder, wirkffam find, als ob 
fie wirflich inferibirt wären. Shnen weniger 
Kraft beizulegen, würde inconfequent und mit dem Zwecke 
bes. Geſetzes felbft in Widerſpruch feyn. Sie dagegen, 
hinfichtlich der Wirffamfeit oder. Dauer, weiter auszu⸗ 
behnen als die inferibirten — wie ed bie erwähnte Ent: 
ſcheidung des Parifer Caſſationshofes gethan hat, — gränzt 
in der That an Abfurbirät. 

Die infcribirte Legalhypothek erlifcht, in fo ferne 
von dem auf dem Gute felbft haftenden Neal:Nerus die 
Rede ift, gleich jeder andern, durch den gerichtlichen Zus 
ſchlag; das Gleihe muß daher auch von ber EUR 
feribirten gelten. 7 

Dagegen geht das inferibirte Hypothefarrecht, nad 
erfolgter gerichtlicher Veräußerung, auf den erzielten Preig 
über, und begründet einen Vorrang bei der Vertheilung diefes 
Preifes; was eigentlich der Zwed eines jeden Hypothefars 
rechts ift. Folglich: muß dies auch bei der nicht-inferi- 
birten Legalhypothef der Fall feyn.. Ohne diefes Recht 
würde fie ald rein ilnforifch erfcheinen. | 

Die inferibirten Hypothefen aller Art können bei 
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dem Rangorbnungsverfahren fich bis zu dem Augenblicke 
geltend machen, wo, nad Maafgabe der Art. 758 und 
759 des Code de proc., die Ausfchließung gegen die- 
jenigen eintritt, welche ihre Forderung nicht produzirt has 
ben. Daffelbe muß. für die nichtrinfcribirten Legak 
hypotheken gelten. . 

Die Gründe, welche dem Parifer Caſſationshof beftinmt 
haben, ſich für das Fortbeftehen der nichtsinferibirten Les 
galhypotheken nad erfolgter BZwangdveräußerung und 
NRangordnung, ald Reallaſt des Gutes felbft, zu erflären, 
find durchaus ungenügend, Wie unpraftifch und verderb- 
lich diefe Anficht erfcheine, ift oben fchon erwähnt worden. 

Allein fie hat auch, wenn man fo fagen darf, bie Phi⸗ 
lofophie bed Hypothefenwefend gegen fid. Denn jedes 
Hypothekarrecht ift, feinem Wefen nad), nichts anders, 
als eine Zuficherung, daß der Gläubiger, nach gerichtlicyer 
Beräußerung bed Gutes, einen gewiffen Vorrang auf dem 
Erlös erhalten fol. Das Hypothefarrecht hat nicht, wie 
andere Realrechte (z. B. Servituten), auch im ber Ange 
übung das Grundſtück felbft zum Gegenftand. Gein 
eigentliches Dbjekt ift der Erlös bed Grundftüded. Dar 
ber liegt ed in der Natur der Sache, daß, nachdem eins 
mal die Veräußerung ‚gültig gefchehen und der Erlös auch 
ben Gläubigern gegenüber feftgefielt ift (was bei der 
Zwangsveräußerung durch die dabei vorgefchriebenen Fors 
men und die Beiziehung ‚der Gläubiger, bei freiwilligen 
Peräußerungen durch das Purgationdverfahren und ind 
befondere durch den Ablauf der zum Behuf des Mehrges 
botes feftgefesten Frift von AO Tagen gefchieht), won nun 
ander biöher auf dem Grundſtück liegende Nexus aufhöre 
und fediglid auf den erzielten. Preis übergehe. Gilt dies 
nun bei infcribirten Hypothelarrechten, fo muß es a fortiori. 
ach bei nichteinferibirten der Fall ſeyn. 
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Zwar it ed wahr, daß bei aller Bubligität,; womit: bie 
Zwangsveräußerung umgeben ift, dennoch Fälle fich denken 
laffen, wo das Berfahren faltifh nicht zur Kenntniß ber 
Bevormundeten und Ehefrauen. oder ihrer gefeglichen Vers 
treter gelangt, und wo, in Folge diefer Unkenntniß, die 
Produktion bei der Rangordnungsprocedur verfänmt wird, 
mithin. die Forderung verloren geht. Eben fo wahr ift 
ed, daß die in biefem Falle eintretende Verantwortlichkeit 
der Vormünder, Nebenvormünder und Ehemänner nicht 
immer ein wirkſames Erſatzmittel darbietet, 

Allein einestheild kann dies Fein hinreichender Grund 
feyn, um der, aller Theorie zumwiderlaufenden und allen 
Gredit zerſtörenden Anficht des Parifer Caſſationshofes 
Gehör zu geben. Anderntheild hat der Art. 22 des Ents 
wurfs bereits eine Vorſchrift aufgeftellt, die geeignet ift, 
den erwähnten Nachtheilen auf die wirffamfte Weije vor- 
zubeugen. 

Allen diefen Betrachtungen zufolge hat die Commiſſion 
Die interpretativen Bellimmungen ded Art. 24 in den Ents 
wurf aufgenommen; und bamit hieraus in Bezug auf dem 
wahren Sinn und bie Anwendung der jebt beftehenden 
Geſetze fein Mißverftand entſpringe, fo ift bei der Abfaf- 
fung diefed Artikels, fo wie des vorhergehenden und nadıs 
folgenden, deutlich ausgedrüdt worden, daß hier nicht von 
einer Abänderung, fondern blos von einer Inter 
pretation und von Befeitigung obwaltender Zweifel die 
Rede fey. 
| Zu Art. 25 des Entwurfs. 

Eine fernere Streitfrage, bie einer Iegislativen Löſung 
bedarf, bezieht: fih auf den Art. 883 des. bürgerlichen 
Geſetzbuches. 

Nach dieſem Artikel wird ein Miterbe, wenn ihm bei 
der Theilung ein Grundſtück der Verlaſſenſchaft vermittelſt 
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Lizitation zugefchlagen wird, fo angefehen, als habe er es 
unmittelbar ererbt, und als feyen die übrigen Miterben 
niemals Miteigenthümer deſſelben gewefen. 


Hieraus folgt, dag in dieſem Falle die Legal und ſon⸗ 
fligen Generalhypothefen, welche gegen die andern Mit- 
erben beftehen, diefes Grundſtück nicht treffen, weil es fo 
betrachtet wird, als fey es nie, weber ganz noch theilmeife, 
in deren Cigenthum geweſen. Wie billig und weife diefe 
Verfügung fen, ift einleuchtend; denn ohne fie würde das 
Grundſtück mit allen Generalhyvotheken, welde gegen 
ſämmtliche Miterben eriftiren, belaftet bleiben. 

Allein es fragt ſich, ob daffelbe gelte, wenn ein Drite 
ter, der nicht Miterbe ift, bei der Rizitation den Zufchlag 
erhält, — ein Fall, der äußerft häufig vorfommt, da bei 
Erbtheilungen die Concurrenz Dritter nicht nur in ber 
Regel vortheilhaft, fondern au, wenn Minderjährige bes 
theiligt find, gefeglich vorgefchrieben iſt. 

Nach dem Geift und Zweck des Geſetzes dürfte bie 
Frage zu bejahen feyn. Denn im entgegengefegten Falle 
würde dafjelbe Uebel eintreten und der Anfteigerer würde 
ein vielleicht mit zwanzig Generalhypotheken befchwertes 
Grundſtück erhalten, was auf die Goncurtenz bei der Lizis 
tation den nachtheiligften Einfluß haben müßte. Auch iſt 
nicht einzgufehen, warum die Gläubiger der Miterben, 
welche den Zufchlag nicht erhalten, in einer ganz verfchies 
benen Lage feyn follten, je nachdem dad Grundftüd einem 
Miterben oder einem Fremden zugefchlagen wird. 


Allein der Buchſtabe des Art. 883 erregt ernfte Zwei⸗ 
fel, weil er nur des Falles erwähnt, wo ein Miterbe 
den Zufchlag erhält, und weil das darin ausgefprochene 
Prinzip, flreng genommen, ald Ausnahme als gefegliche 
Fiktion, erfcheint, vdergleihen Verfügungen aber, ber 
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Regel nach, einer ausbehnenben Interpretation nicht em⸗ 
yfänglich find. Ä 

Alles Gefagte findet aber nicht blos Anwendung an 
ben Fall, wo ein ungetheiltes Miteigentbum durch Erbs 
gang entjianden, fondern auch da, wo ed in Folge einer 
Gütergemeinfhaft, eines Gefellfhaftsverhält 
niffes oder irgend eines fonftigen Rechtögrundes einges 
treten war, und fpäter durch Lizitation aufgelößt wird, 
Ohnehin werden alle diefe Verhältniffe bereits durch die 
Art. 1476, 1688 und 4872 des bürgerlichen Gefegbuches 
mit dem Falle des Art. 883 auf gleiche Linie geſtellt. Die 
interpretative Verfügung, welche der Art. 25 des Ent 
wurfs aufftellt, mußte daher wegen Gleichheit der legis— 
lativen Gründe wie der beftehenden Prinzipien, auch jene 
Berhältnifje mirbegreifen. 

Die Bedenklichkeit, daß dadurch, moͤglicherweiſe, die 
Rechte Dritter, namentlich der Hypothefargläubiger des 
einen oder bes andern ber Miterben oder der Miteigens 
thuͤmer, durch Gollufion gefährbes werben könnten, befeitigt 
fi) durch die Bemerkung, daß fle in diefem Falle, nad 
Art. 8382 und 4167 bed bürgerlichen Gefeßbuches, zur 
Wahrung ihrer Nechte bei der Theilung interveniven and 
Einspruch erheben koͤnnen. — 


Zu Art, 26 des Entwurf. 

Der Art. 26 ded Entwurfs enthält eine nicht unwich— 
tige Neuerung. Die Beflimmung der in diefem Artifel 
erwähnten Gefege, vermöge welcher in den legten zehn Tar 
gen vor dem Ausbruche eines Falliments Feine gültige Hy 
pothefar-Einfchreibung mehr genommen werben fann, felbft 
wenn das Hypothefarreht an und für fich früher erwor⸗ 
ben war, bat zwar im Allgemeinen ihren guten Grund, 
weil die frühere Exiſten z eines Hypothefarrechts, ohne 
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Publizitaͤt, Dritten gegenüber, nicht in Betracht Fom- 
men fann, und weil eben diefe Publizität wefentlich nd» 
thig war, um das Publikum von den übeln Vermögeng- 
umſtaͤnden des Schuldners in Kenntniß zu feßen. Ohne 
diefe Beſtimmung könnte ein Handeldmann, im Einver: 
ftändniß mit guten Freunden, ftarfe Hyothefarfchulden gegen 
biefelben contrahiren, die Einfchreibung aber bie zum Aus 
genbli des Ausbruchs des Falliments verfchieben und fo 
alle andern Gläubiger, die bis dahin feinem Credite frau- 
ten, um ihre Rechte bringen. | 

Defto weniger aber hat jene Berfügung, in fo weit fie 
die ftillfchweigenden Legalhypotheken und die 
Privilegien betrifft, einen baltbaren Grund. 

Die ftillfchweigenden Legalhypothefen find, den andern 

Gläubigern gegenüber, auch ohne Publizität wirffam. Ges 
ſetzt nun, eine folche Legalhypothek entfteht erft in den 
letzten zehn Tagen vor dem Ausbruche des Falliments, — 
fol fie darum ungültig feyn? Wenn der Handeldmann in 
biefen zehn Tagen ſich verheirashet, fol alsdann der 
Ehefrau feine Legalhypothek zur Sicherheit ihres erweis— 
lichen Einbringens zuftehen? — Wenn er ungliüdlichermeife 
in den erwähnten zehn Tagen Bormund eines Minder- 
jährigen oder Interdizirten wird und deffen Vermögen in 
feine Hände befommt, ſoll zur Sicherheit deſſelben feine 
Legalhypothek beftehen? Sol diejes Vermögen den ans 
dern Glaͤubigern verfallen feyn? e.. 

Nach der unbedingten Berfügung des Art. 443 des 
Sandeldgefegbuches müßte die Frage gegen die Ehefrau 
oder den Bevormundeten enfchieden werden, und doch 
gränzt died beinahe an Abfurdität. 

Shen fo ungerecht erfcheint jene Beftimmung in Bes 
zug auf die Privilegien, weil diefe in der Regel nur 
da entjiehen, wo eia Aequivalent derfelden in das Ber 
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mögen des Schuldners übergeht, mithin die andern Glän; 
biger nicht zu furz fommen, und weil überhaupt die Nas 
tur diefer Forderungen jene Beſchraͤnkung ausſchließen 
muß. Sol dem Verkäufer, welcher in ben legten zehn 
Tagen vor dem Yalliment ein-Grundftäd an den Schuldner 
veräußert hat, fein Privilegium zur Sicherheits des Kauf 
preifes zuſtehen ? und warum nicht eben fo gut, ald wenn 
der Kauf früher Statt gefunden hätte? Das Gleiche gilt 
in, Bezug auf das Privilegium des Miterben oder fonftis 
gen Theilungsgenoffen, der eine Herausgabfumme für ein 
dem Schuldner übertragened Grundftüd zw fordern bat; — 
eben fo in Bezug auf den Architeften, durch deffen Arbeit 
der Werth eines dem Schuldner gehörigen Gebäudes er- 
hoͤhet worden ift,n. few. 


Auch die weitere Beflimmurg ded Art. 2146 des bürs 
gerlichen Gefegbuches, wonach bei Eröffnung einer Ber 
Iaffenfchaft, welche unter der Wohltkat des Inventariums 
angenommen wird, bie Einfchreibung eines Privilegiums 
oder Hypothefarrechts, wenn fle erſt nach der Eroͤffnung 
gefchieht, auch im dem Falle wirfungsfos feyn foll, wo das 
Privilegium oder Hypothekarrecht felbft fchon früher recht⸗ 
lich, erworben war, beruhet auf feinem vernuͤnftinen Grunde 
und bedarf in dieſer Beziehung einer Abänderung. 


Alle diefe Mängel des beftehenben Geſetzes glaubte die 
Commiffion durch den Art. 26 des Entwurfs befeitigen 
zu müfjen. 


, Zu Art. 27 des Entwurfs. 
Nach Art. 2154 des bürgerlichen Geſetzbuches dauert 
die Wirfung einer hypothekariſchen Einfchreibung nur zehn 


Jahre, wenn fie nicht wor Ablauf dieſer Friſt erneuert 
wurbe. 
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Es ift vielfach in Anregung gefommen, ob nicht diefe 
Beichränfung ganz aufzuheben und der Einfchreibung anf 
dreißig Jahre Wirkung zu geben fey, theild weil das an 
die bypothefarifche Forderung geknüpfte Klagerecht felbft 
in der Regel fo lange dauere, theild weil es leicht ge- 
fchehen könne, daß ein Gläubiger, — befonders wenn er 
viele hypothekariſche Gapitalien befigt, durch Verabſaͤumung 
der Erneuerung innerhalb zehn Jahren feinen urfprüngs 
lihen Rang hinfichtlich des einen ober des andern diefer 
Eapitalien verliere. 

Allein bei genauer Erwägung ded Für und Wider 
glaubte die Commiffion der beftehenden Einrichtung den 
Borzug geben zu müffen, und zwar rn and fols 
genden Gründen: 

4) Wenn die Einfchreibung 30 Sabre — wirtfam 
bliebe, fo müßten die aus den Hypothefenbüchern zu er⸗ 
theilenden Auszüge, welche bei Zwangsveräußerungen und 
andern Proceburen nöthig find, alle Einfchreibungen von 
30 Jahren her enthalten, während fie jegt nur auf zehn 
Jahre zuruͤckgehen. Die Koften diefer Auszuͤge, die ohne— 
hin beträchtlich find, wirden ſich daher um Vieles ver⸗ 
mehren. Nach den bisher gemachten Erfahrungen wird 
nur etwa + der Einfchreibungen erneuert, während. 3, ders, 
felben in den erften zehn Jahren durch Zahlung oder auf 
fonftige- Weife getilgt zu werden pflegen. Sonach würden 
jene Auszüge, der Negel nach, beinahe für fieben Achttheife 
der darin enthaltenen Einfchreibungen unnüg und die dar 
auf bezüglichen Koften weggeworfen feyn. . 

2) Noch auffallender erfcheint die Koftenvermehrung, 
wenn man erwägt, daß eine jede von jenen gegenflandes 
loſen Einfchreibungen im Lauf einer Zwangsveräußerungss 
Rangordnungs⸗ oder Purgationsprocedur auch wieder chen 
fo viele unnüge Signififationen an vermeintliche Gtänbis 
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ger, welche Iängft aufgehört. haben, es wirklich zu ſeyn, 
veranlaffen würde. 

3) Die dermalige Einrichtung gewährt ben großen Vor⸗ 
theil, daß durch das Erldfchen der Einſchreibung nach zehn 
Jahren fehr viele Radiationsaften- erfpart werben. Bei 
der Umſtändlichkeit und Koftfpieligfeit biefer- Akten, die 
zum Theil in der Natur der Sache liegt und- fi nicht 
beben laͤßt, ift diefer Vortheil nicht wenig in Anfchlag zu 
bringen. | 

4) Die Abdnderung würde feinen andern Zwed haben, 
als den Gläubigern eine größere Bequemlichkeit zu vers 
fchaffen und ihnen die Sorge ber Erneuerung ihrer Eins 
fchreibungen abzunehmen. Diefer Vortheil fcheint aber viel 
zu ſchwach, um die oben erwähnten Nachtheile aufzumies 
gen. — 

Auf der andern Seite hat die Commiffton für zweck⸗ 
mäßig erachtet, die Koften der Erneuerung durch die Bor: 
fchrift zu vermindern, daß diefelbe Fünftig, wenn das Bor- 
dereau der frühern Einfchreibung vorgelegt wird, in bem 
Einfchreibungsbuche bloß durch eine furze Erflärung, mit 
Hinweifung auf die frühere Einfchreibung, geſchehen und 
bie deßfallfige Befcheinigung auf die alte Nachweife ge: 
fchrieben werben fol. Dadurch fällt die Fertigung neuer 
Bordereaux weg, und das Ganze wird bedeutend wohlfeis 
ler und einfacher. Diefe Befimmung enthält der erfte Ab⸗ 
fat des Art. 27. | 

Was die Einfchreibungen betrifft, welche für die ſtill⸗ 
fihweigenden Legalhypothefen der Beuormundeten und Ehe: 
frauen genommen worden find, fo liegt zu einer Erneues- 
rung derfelben innerhalb zehn Jahren durchaus Fein Grund‘ 
vor. Die Wirkfamfeit diefer Hppothefarrechte ift von der 
Einfchreibung nicht abhängig; diefe gefchieht mehr im Ins 
tereffe des Publifums und zu deſſen Warnung. Warum 
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follte fie alfo nach ‚gehn Jahren erlöfchen und von nun an 
aus den zu ertheilenden Auszügen mweggelaffen werben, 
da doch das vormundfchaftlihe oder eheliche Verhäktnig 
felbft, fo wie die daraus entfpringenden Forberungsrechte 
gegen den Vormund oder Ehemann leicht von weit Länges 
rer Dauer feyn fönnen? 

Daher der zweite Abſatz des Art. 27. 


Zu Art. 28 bes Entwurfs. 


Es gibt wenige Punkte im ganzen Bereiche unferer Ci⸗ 
vilgefeggebung, über welche bisher fo verfchiebenartige 
Anfichfen herrſchten, ald über die Frage, bis zu welchem 
Angenblide, im Fall einer Zwangsveräußerung, eine hys 
pothetariſche Einfchreibung gültig genommen werden könne, 
ober, was daſſelbe ift, bis zu welchem Augenblick eine be; 
ſtehende Einfchreibung der Erneuerung bedürfe? In dem 
ſchon erwähnten Werke von Troplong, (Nro. 717 und 718) 
findet fi eine gelungene Zuſammenſtellung und Kritik der 
verjhiedenen Deeinungen über diefen Gegenſtand. Da bie 
Frage von hohem praftifchen Werthe ift, fo glaubte die 
Commiſſion, alle fernern Zweifel Durch den Art. 28 befeis 
gen zu muͤſſen. 

Die in dieſem Artikel enthaltene Loͤſung hat, — wie 
zum Theil fchon weiter oben, zu Art. 24 des Entwurfs, 
näher andgeführt worden ift, — die Natur ber Sache und 
die gefunden NRechtöprinzipien entfchieden für ſich, da durch 
ben Zufhlag der Erloͤs an die Stelle des Grundftüdes 
felbft tritt und das Borzugsrecht von nun an nur noch 
diefen Erlds trifft; mithin eine Einfchreibung — melde, 
ihrem Begriff nach, ſtets ein liegended Gut zum Gegen- 
ftand haben’ muß — fich rechtlich gar nicht mehr denfen 
laͤßt, auch ihren eigentlichen Zwed, nämlich Veröffentli— 
hung einer das Grundſtück treffenden Laft, nicht mehr .ers 
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füllen fann, da das Grundſtuͤck bereits gerichtlich veräußert 
und dadurch von jedem hypothekariſchen Nexus frei ges 
worden ift. Mit dem Tage des Zuſchlages muß daher 
der Rang der verfchiedenen Gläubiger feftftiehen und Das 
darauf folgende Verfahren der Rangorbnung bat blos den 
Zweck, diefen Rang förmlich .anzuerfennen und die Zah: 
lung felbft durch Anweiſungen zu bewerkitelligen. 


Was den Fall einer freiwilligen Veräußerung und bes 
“darauf hin eingeleiteten Purgationsverfahrend betrifft, fo 
beftimmt bereits der Art, 3 bes Entwurfs den Zeitpunkt, 
bis zu welchem eine neue Einfchreibung genommen werben 
fann. Die Erneuerung beſtehender Ginfchreibungen aber 
wird, im Einklang mit Art. 24, von dem Tage an über: 
flüffig, wo die zum Behufe bes Mehrgebotd feſtgeſetzte 
Frift von vierzig Tagen abgelaufen if. Denn von nun 
an ift das Grundſtuͤck eben fo gut in eine Summe Gel 
des verwandelt und der Erlös fteht zwiſchen allen Betheis 
ligten eben fo feit, ald es bei ber Zwangsveräußerung 
durch den Zuſchlag geſchieht. 
Zu Art. 29 des Entwurf. 


Der Art. 29 des Entwurfs rechtfertigt fih von felbft 
durch feinen Inhalt und durch die Beratung der nach⸗ 
theiligen Folgen, welche fuͤr alle uͤbrigen Glaͤnbiger und 
das ganze Rangordnuugsverfahren daraus entſpringen 
wuͤrden, wenn man dem Glaͤubiger, welcher nur auf den 
Erlös einiger feiner Unterpfaͤnder Anweifung begehrt, oder 
eine folhe Auweiſung erhalten hat, ohne in gefelicher 
Frift Einſpruch dagegen zu erheben, die Befuguiß zugeſtehen 
wollte, im Fall er auf eine ſolche Anweiſung feine Befries 
digung nicht erhält, nach dem Erlös der übrigen Unter: 
pfänder zurückzugreifen und fo das ganze beendigte Kang- 
ordnungsverfahren wieder umzuwerfen. 
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Zu Art. 30. bed Entwurfs, 


Der Art. 30 des Entwurfs erflärt in feinem erften 
Abſatze die beftehenden Borfchriften in Betreff der Löfchung 
‘oder Streihung von Einfchreibungen auch auf die, fünftig 
bei den Rentämtern zu führenden Transſcriptionsbuͤcher 
anwendbar. Bisher fam der Fall nicht vor, daß in dem 
Zrandfcriptionsbuch eine Löfchung vorgenommen wurde, 
weil der Hypothekenbeamte für die aus den trangfcribirten 
Alten hervorgehenden Privilegien von Amtswegen eine 
Einſchreibung im Hypothekenbuch zu nehmen und fpäter 
bei diefer Einfchreibung die Löfchung einzutragen hatte, 
Allein dies Andert ſich dadurch, daß nad Art. 6 des Ent 
wurfs jene Einfchreibung von Amtdwegen fünftig nicht 
mehr Statt finden, dagegen nad; Art 44 bie aus der 
Trandfeription entfpringenden Privilegien auch ohne Eins 
ſchreibung auf fünf Jahre gefichert feyn follen. Die Lbs 
fhung eines folchen Privifegiums muß daher, wenn fie in 
den erften fünf Jahren Statt findet, in dem Trangferips 
tionsbuche felbft gefchehen, welchem eine biezu geeignete 
Einrichtung zu geben ifl. 


- Durch den zweiten Abfab bed Art. 30 wird wieder 
eine namhafte Koftenerfparung bezweckt, indem dadurch, 
baß das Gefeb die Hinterlegung des Driginals zum 
Behuf der Löfchung erlaubt, in der Regel eine Augfertir 
gung ber Urkunde überflüffig werden wird. Nur in den 
Fällen, wo die Urfunde noch andere Rechtögefchäfte oder 
Stipulationen enthält, weldhe die Zuruͤckbehaltung eines 
Driginald nöthig machen, wird der Notär Fünftig eine 
Erpedition zu fertigen haben. Die Ruͤckſicht auf folche 
Fäfe ift auch der Grund, warum die Gommiffton biefe 
Beftimmung nur fakultativ geftellt hat. 
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. Zu Art. 31 bed Entwurfs. 

Die Löfchung der hypothekariſchen Einfchreibungen nach 
gefchebener Zahlung hat bisher in vielen Fällen große 
EC chwierigfeiten dargeboten und in Kolge diefer Schwierigs 
feiten findet fi oft der Grebit bed Schuldners noch 
lange nach Statt gehabter Tilgung der Schuld durch das 
fortwährende Dafeyn einer Inſcription gelaͤhmt. Nicht 
felten weigert fih der bezahlte Oläubiger aus Bequemlich- - 
feit, zu einem Notär zu geben, um feine Einwilligung zur 
Ausftreichung der Einfchreibung zu erklären. Ein anderes 
mal gefchieht ed, um dem Schuldner, mit dem er vielleicht 
nicht ganz zufrieden ift, feine üble Laune fühlen zu lafjen. 
Ein drittesmal liegen wirfliche Verhinderungen vor. In 
allen diefen Fällen bleibt dem gemwefenen Schuldner nichts 
übrig, als den Ex⸗Glaͤubiger vor Gericht zu laden und 
die Löfchung der Infeription durch ein Urtheil ausfprechen 
zu laſſen, was aber ftetd zu MWeitläuftigfeiten und Koften 
führt. | 
Dieſe Schwierigkeiten ſind beſonders empfindlich bei 
geringern Forderungen, z. B. bei friedensgerichtlichen 
Urtheilen, die ſo haͤufig vorkommen und die ſtets, wenn 
fie auch nur 30 — 50 Gulden oder noch geringere Summen 
zum Gegenftand haben, eine Generalhypothek nach ſich 
ziehen. Solche Schulden werben oft nach kurzer Zeit bes 
richtigt, und dann hat der Schuldner feine Noth, ſich der 
Einfchreibung wieder zu entledigen. | 

Dergleichen Berlegenheiten zu befeitigen, ift ber Zweck 
des Art. 31. Die Commiffion ift der Anficht, daß, wenn 
der Schuldner fich im Befi der erefutorifchen Ausfertigung 
des Schuldtitels, fo wie des eingefchriebenen Bordereau 
befindet, — woraus, nach Art. 4283, die rechtliche Bers 
muthung der gefchehenen Tilgung der Schuld entfpringt, — 
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eine Aufforderung, wie bie, welche ber Art. 31 vorjchreibt, 
genüge, um — wenn fein Einfpruch erfolgt, — die Leber; 
zeugung von der wirklich gefchehenen Tilgung ber Schuld 
zu gewähren und ſonach hinreichend fey, um daraufhin 
die Streichung der Infeription vornehmen zu können. 

Da indefjen ein ſolches Verfahren doch nicht ganz die: 
felbe Gewißpeit geben kann, wie eine authentifche Einwils 
ligung des Glaͤubigers felbft, oder wie ein rechtöfräftiges 
Urtheil, fo bat die Commiſſion für zweckmaͤßig erachtet, 
die Anwendbarkeit deſſelben nur. auf ſolche Fälle zu bes 
fhränfen, wo die eingefchriebene Forderung, an Gapitals 
betrag, die Summe von 200 Gulden nicht Äberfteigt. 

Es it in Bezug auf die Vereinfachung des Verfahrens 
bei der Löfchung ber Einfchreibungen auch zur Sprache 
gefommen, ob es nicht paffend fey zu geftatten, daß ber 
bezahlte Gläubiger, anftatt feine Einwilligung zur Löfchung 
der Infeription vor einem Notär zu erflären, perfünlich 
auf dem Hypothefenamte erfcheine, und daß deſſen Erfläs 
rung durch den Hppothefegbeamten felbit beurfundet und 
die Löfhung daranfhin vorgenommen werde. 

Allein die Commiffion erblickte in einer folhen Neues 
zung mehr Schwierigfeiten ald Vortheile. Der Hypothe⸗ 
fenbewahrer fennt, da fein Amtöbezirf ausgedehnter if, 
die Leute weit weniger al$ der Notär. Er würde daher 
weit öfter in den Fall fommen, die Vorſichtsmaßregeln, 
welche das Gefe zur Conflatirung der Identität der Pers 
fonen vorfchreibt, wenn der Beamte fie nicht Fennt, erfüls 
Ien zu müfjen. Zudem ift die Zeit der Hypothefenbewah- 
ser durch ihre Laufenden Gefchäfte in der Regel fehr in 
Anfpruch genommen, fo daß fie zu dergleichen Beurfuns 
dungen faum die nöthige Muße finden würden; und end» 
lich wäre binfichtlich der Koften nichts gewonnen, da der 
Hypothekenbeamte eben fo wie der Notär für bie Auf 
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nahme der Löfchungsurfunde honorirt werden müßte. Selbft 
die Bequemlichfeit der Partheien wäre dadurch keineswegs 
geförbert. Denn in ber Regel ift ihnen der Amtsſitz des 
Hypothefenbewahrers entlegener, als ber des Notaͤrs. 

Sodann war in Anregung gefommen, ob in dem Falle, 
wo eine Inſcription in Folge eines erftrichterlichen Urs 
theils genommen ift, welches ſpaͤter durch den Höhern Rich⸗ 
ter aufgehoben wird, ohne daß biefer die Streichung der 
genommenen Einfchreibung ausdruͤcklich verordnet, Letztere 
auf die bloße Vorlage bes Urtheils legter Inſtanz geſtattet 
werben könne? 

Allein auch dieſe Frage glaubte die Gommifflen verneis 
nen zu mäüffen, weil der Gppothelenbewahrer da, wo bas 
Urtheil nit ausdruͤcklich Die Streichung einer beftimmten 
Einfchreibung verordnet, hinfichtlich der Identität des Ges 
genftandes in Irrthum gerathen Könnte. Ueberdies hängt 
es von der Parthei, welche die Aufhebung des erftrichter- 
lichen Urtheild begehrt, ab, zugleich die Löfchung der ges 
nommenen Einfhreibung durch ihren Antrag zu verlangen. 
Gefchieht dies, fo wird der Gerichtshof diefe Löfchung 
geeigneten Falles verordnen. Geſchieht ed nicht, fo bat 
die Parthei die allenfahfigen Weitläuftigfeiten, benen fie 
fi durdy diefe Unterlaffung ausſetzt, ihrer eigenen Nach⸗ 
laͤßigkeit zuzufihreiben. 


Zu Art, 32 des Entwurfs. 


Die Beftimmungen des Art. 32 des Entwurfs beduͤr⸗ 
fen faum einer befondern Erläuterung. Der erfte Abfag 
fol die Publizität noch mehr erleichtern. In dem Reper⸗ 
torium find, unter dem Namen bed Schuldners, alle gegen 
ihn beftehenden Einfchreibungen furz vorgemerkt, und oft 
genügt es dem Betheiligten, diefe Bormerkungen zu feiner 
Ueberſicht vor Augen zu haben, ohne daß er den Inhalt 
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der Einfchreibungen: felbft näher kennen Iernen will, beſon⸗ 
ders wenn ber Name bed Glänbigerd, welcher dermalen 
fehlt, noch hinzugefügt wird. Daher bie Vorſchrift, daß 
der Hypothekenbewahrer, auf Berlangen, auch Abfchrift von 
jenen Bormerfungen zu ertheilen bat, was bisher nicht 
ber Fall war. . 

Es war auch von tabellarifhen Auszügen aus ben: 
Hypothekenbuͤchern die Rede. Allein nad reiflicher und. 
wiederholter Leberlegung verwarf die Commiſſion biefe 
Idee, theild weil ein tabelarifcher Auszug nicht viel wer 
niger Mühe und Zeit erfordern, alfo auch nicht viel wes 
niger foften würde, als ein vollftändiger; theils weil bei 
den. meiften Proceduren, namentlich bei dem Rangordnungs⸗ 
verfahren, doch ſtets ein vollftändiger Auszug zum Grund; 
gelegt werden muß, damit der Commiſſaͤr einen richtigen 
Bertheilungsentwurf aufftellen könne. — 

Die übrigen Beftimmungen des Art. 32 betreffen bie. 
Rentbeamten, in. fofern dieſe fünftig mit der Führung ber 
Trandferiptionsbücher beauftragt werden follen, und recht: . 
fertigen fich von felbft. 

Die Feſtſetzung der durch die Nentbeamten in Bezug 
auf das Trangferiptionsgefchäft zu ftellenden. Caution ift- 
Sache der hoͤhern Adminiftrativbehörde.. 


Zu Art. 33 des Entwurfs, 

Bei der Einführung neuer Gefege muß ſtets ein ſchar⸗ 
fes Augenmerk auf die Verhältniffe gerichtet werden, welche 
in: Bezug auf frühere NRechtögefchäfte aus dem neuen 
Gefege .entfpringen. Diefe Verhältniffe zu reguliren iſt der 
Zweck ded Art. 33 des Entwurfs, 

Sm Allgemeinen muß der Sat gelten, daß das Gefek 
feine rüdwirfende Kraft hat; daß daher früher erworbene 
Rechte durch die Beſtimmungen des neuen Geſetzes nicht: 
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erreicht werden, : Diefem wichtigen und heiligen Grund: 
fage huldigt der erfte Abfag des Art. 33. Es würde nicht 
blos eine ungerechte, fohdern auch eine hoͤchſt unausfuͤhr⸗ 
bare Maaßregel feyn, wenn man alle feit der Einführung 
des Code Nap. abgefchloffene VBeräußerungen von Immo» 
biliargegenftänden noch nachträglich der Transferiptiom, 
fo wie der authentifchen Form unterwerfen und deren 
Wirkſamkeit, fei es unter den Partheien, fei es gegen 
Dritte, davon abhängig machen wollte. 

Dagegen hindert nichts, Denjenigen, welche aus einem 
folchen frühern Rechtsgeſchaͤfte noch nadı dem Eintritte der 
Wirkfamfeit des neuen Gefeged ein Refolutionsredt 
oder ein Brivilegium geltend zum machen gedenfen, ges 
wiffe, mit dem Syſteme ded Entwurfs in Einklang ſte— 
hende und leicht zu erfüllende Bedingungen vorzufchreiben, 
um biefe Rechte zur Publizität zu bringen nnd die aus 
denfelben. hervorgehende Unficherheit des Verkehrs nicht 
ewig fortdauern zu laſſen. Daher bie Beftimmung des 
zweiten Abfages, wonach ein ſolches Refolutionsrecht oder 
Privilegium, um länger als fünf Jahre nad dem Eintritt 
der Wirkjamfeit des neuen Geſetzes gegen Dritte wirkſam 
zu bleiben, innerhalb dieſer Zeit in das Hypothekenbuch 
eingeſchrieben werden muß, und wonach eine ſpaͤtere Ein⸗ 
ſchreibung nur von ihrem Datum an Wirkung haben und 
früher erworbene Rechte Dritter nicht mehr gefährden folL 
Niemand wird dieſe Beflimmung zu großer Strenge bes 
fhuldigen können. Denn fünf Sabre find für Jedermann 
eine hinreichende Zeit, um fein Refolutionsrecht oder Pri⸗ 
vilegium nah Maapgabe der Umpftände, entweder auszu⸗ 
üben oder burd eine Einfchreibung noch ferner zu fichern. 

Schenfungen unter Lebenden müfjen jedoch auch bier, 
aus Motiven, welche zu Art. 45 näher entwidelt worden 
find, eiffe Ausnahme bilden, 


126 


Der Inhalt des vierten Abſatzes, in Betreff der Ans . 
wendung der Art. 42 und 43 auf dad aus einem frühern 
Bertrage entfpringenbe Reſolutiousrecht, bebarf feiner be- 
fondern Rechtfertigung. Es wird dadurch fein erworbe- 
nes Recht gefcymälert, fondern nur die Art der Ausübung 
deſſelben naͤher beſtimmt! 


Das Gleiche gilt von der Verfuͤgung des fuͤnften Abſa⸗ 
tzes. Dermalen iſt das Privilegium des Architekten an 
gar keine Einſchreibungsfriſt gebunden. Er behaͤlt daher 
auch daſſelbe, gleichviel ob es zu der Zeit, wo das neue 
Geſetz in Wirkſamkeit tritt, eingeſchrieben war oder nicht. 
Bon diefem Augenblid an kann aber das neue Geſetz die, 
jes Privilegium mit vollem Rechte derfelben Bedingung — 
nämlich einer Einſchreibung innerhalb fehs Monaten — 
unterwerfen, ald ob es erft fpäter entflanden wäre. 


Der Verjährungsbefig begründet, fo lange die Berjähs 
rungszeit nicht vollſtändig abgelaufen ift, noch fein erwors 
benes Recht, fondern hoͤchſtens eine Hoffnung. Der legte 
Abfag des Art. 33 harmonirt daher vollfommen mit den 
Rechtsprinzipien, indem er verfügt, daß die Beſtimmung 
des Art. 17, welche in dem dort bezeichneten Falle die 30⸗ 
jährige Berjährung an die Stelle der 40jährigen tretem 
läge, überall ihre Anwendung finden foll, wo die durch 
das frühere Gefeg geftattete Berjährung ku nicht vol. 
Rändig erworben war. 


Die Äbeigen Befkforuismgei des EN, — der 
Commiſſion zu keinen beſonderen Modiſikationen Veran⸗ 
laſſung zu geben. Sie fallen ſaͤmmtlich unter die Anwen, 
bung bed durch den erfien Abſatz bed Art. 33 fanktionirs 
ten Grundprinzips, Daß das gegenwärtige Geſetz, wie jes 
bed andere, im Allgemeinen ohne zücwirkende Krafi®fey. — 


- 
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Zu Art. 34 bed Entwurfß. 


Sn der Regel tritt die Wirkfamfeit eines neuen Gefes 
tzes unmittelbar nach deſſen Publifation ein. m gegen 
wärtigen Falle aber ift die Commiffion der Anſicht, daß 
durch befondere Rüdfichten eine Ausnahme geboten werde, 
weil das neue Geſetz nicht nur im Allgemeinen ben wich 
tigften Einfluß auf den täglichen Berfehr mit Smmobilien 
haben wird, fondern auch viele Beftimmungen enthält, die 
von dem, was bisher üblich war, gänzlich abweichen und 
deren Unfenntniß den Betheiligten hoͤchſt nachtheilig wers 
den koͤnnte. Man muß daher dem Publifum Zeit laſſen, 
fih mit deren Inhalt vertraut zu machen, ehe die Wirk; 
ſamkeit derfelben anfängt. Das Gefeg muß ſonach hier 
diefen Anfangspunft befonderd befiimmen und die Com⸗ 
miffion glaubt, daß derfelbe wenigftend drei Monate von 
der Publikation entfernt ſeyn müfe. Sollte das Geſetz 
während der Dauer des dermaligen Landtages zu Stande 
gebracht werden, fo dürfte der 4. Sanuar 1835 ein ya 
fender Zeitpunft feyn, um daffelbe ind Reben treten zu laſſen. 

Aus denfelben Gründen dürfte auch die gewöhnliche 
Art der Befanntmahung der Gefege durch bloße Einruͤ⸗ 
Kung in das Amtsblatt. des Nheinfreifes hier als unzus ‘ 
veihend zu erachten und daher außerdem — jedoch nur 
auf adminiftrativem Wege — noch fonftige Mittel zur Bes 
wirfung einer wabhrhaften und faftifchen Publiziräe des 
neuen Gefegeg, z. B. die Einrüdung in ſaͤmmtliche Lokal⸗ 
Blätter u. ſ. w. anzuordnen ſeyn. 

Außerdem erachtet die Commiſſion für ſehr zweckmaͤßig, 
bie Motive dieſes Geſetzes, in ihrer ausfuͤhrlichen Ent⸗ 
wickelung, durch den Druck zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen. Sie hält ſich uͤberzeugt, daß dies ſowohl zu eis 
ner richtigen Auslegung und Anwendung, als auch zu ei— 
ner gerechten Wuͤrdigung deſſelben weſentlich beitragen 
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und manchen Mißverftand, manches fchiefe Urtheil, manche 
oberflächliche. Klage im Voraus befeitigen wird. 
Die Beftimmung ded Art. 34, daß das neue Geſetz 
ald Beſtandtheil des im Nheinfreife geltenden birgerlichen 
Gefegbuches zu betrachten fey, ift natürlich, und hat die 
befondere Bedeutung, daß die allgemeinen Prinzipien, 
welche diefes Gefegbuch über die Wirkſamkeit und Ausle⸗ 
gung ber Gefege und Verträge überhaupt aufitellt, auch 
auf das gegenwärtige Gefeg in Anwendung fommen. 





Anfichten Der Königl. Kreidregierung. 


Nachdem die Commiſſion die verfchiedenen Beftimmuns 
gen des durch fie vorgelegten Geſetzentwurfs beleuchtet 
und die Motive, auf welden fie beruhen, entwidelt hat, 
fo bleibt ihr noch übrig, ſich über die Anfichten, welche 
durch die Kgl. Regierung des Rheinfreifes, Kammer der 
Finanzen, in einer Zufchrift vom 44. Februar 1834 aud- 
gefprochen oder angedeutet worden find, näher zu Außern. 

Die Königl. Kreisregierung fchlägt zuerfi vor, zur Ers 
zielung einer vollftändigern Publizität der hypothekariſchen 
Laften, auch die Legalhyothef der Bevormundeten der Eins 
fchreibung in das Öffentliche Hypothekenbuch, als unerläßs 
liche Bedingung ihrer Gültigkeit, zu unterwerfen, — bie 
Legalhypothek der Ehefrauen jedoch, nach wie vor, ald 
Ausnahme forsbefteben zu laffen. 

Diefer Gegenftand ift bereitd weiter ober — in ben 
Motiven zu Art. 49 des Entwurfs — fo ausfuͤhrlich abs 
gehandelt worden, daß ed nur zu unnitgen Wiederholungen 
führen könnte, bier nochmals darauf eingehen zu wollen. 
Nur die einzige Bemerkung mag bier noch ihren Plaß 
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finden, daß die Königl. Regierung, durch die vorgefchlagene 
Ausnahme in Betreff der Ehefrauen, felbit anerkennt, daß 
das Prinzip der Publizität fich nicht mit abfoluter, ftarrer 
Conſequenz durchführen laſſe. Auch dürfte es für Dritte 
nicht viel ſchwieriger ſeyn, bei einiger Borficht ſich von 
dem Dafeyn eines vormundfchaftlichen Verhaͤltniſſes Kennts 
niß zu verfchaffen, als von dei einer Ehe, zumal infofern 
von einer frühern Ehe die Rebe iſt; wobei nody beſon—⸗ 
ders in Betracht fommt, daß durch dir Maaßregeln, welche 
der Art. 21 des Entwurfs vorfchreibt, Fünftighin alle Bor: 
munbdfchaften, welche ſich eröffnen, regelmäßig zur Kennts 
niß des Publifums gebracht Werden follen. 

Die erwähnte Zufchrift der Königl. Kreisregierung ſtellt 
fodann, zur beffern Feſthaltung der Specialität und 
Identitaͤt der linterpfänder, die Idee eines Hypothe— 
fenfatafters auf, welcher bei den Hypothefenämtern 
für jede Gemeinde und für jeden Eigenthümer anzulegen 
und fo einzurichten wäre, daß er auf der einen Geite den 
Aftivitand des Eigenthuͤmers mit genauer Befchreibung 
feiner fämmtlichen Smmobiliarbefigungen und mit den dar⸗ 
auf. bezüglichen Mutationen, auf der andern den Paffin- 
ftand, d. h. die Neihenfolge der auf jenen Grundftäden 
laſtenden Hypothetarfchulden u. |. w. darböte, 

Die Commiſſion verfennt nicht, daß ein Hypotheken⸗ 
foftem, welches auf eine vorausgegangene. unverrüctbare 
Feftftellung der Identität eines jeden einzelnen Grunds 
ftüdes gebaut wäre, und wo fodann, diefem Grundſtuͤcke 
gegenuͤber, alle daſſelbe betreffenden Eigentbumsverändes 
zungen, Grundlaften und Hypotheken gebucht würden, fehr 
winfchenswerth feyn und große Vorzüge vor jedem ans 
dern Syfteme darbieten würde. Sie verfennt eben fo wes 
nig, daß es fehr gut ſeyn würde, wenn die oͤffentlichen 
Bücher zugleich eine genaue, ſtets richtig fortgeführte. Ueber- 
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fiht des Aktivſtandes jedes einzelnen Individuums, 
nebft einer ohngefaͤhren Schägung des Werthes der Grund⸗ 
ſtuͤcke geben fönnten, um auf ſolche Weife nicht blos die 
dentität der einzelnen Immobilien, ſondern auch den ges 
ſammten Bermögensftand der Perfonen, fo weit er auf 
Smmobiliarbefiß beruht, feftzubalten und dem Publifum 
vor Augen zu legen. 

Allein wenn man auch, bei ber unendlichen Theilbar- 
feit des Grundeigenthums im Rheinfreife, — bei dem ra- 
ſchen, unaufpörlichen Eigenthumswechſel, der durch die 
außerordentliche Zunahme ber Bevölkerung noch mehr bes 
fördert wird, — bei ben ewigen Veränderungen, melden 
‚dabei jebes einzelne Grundftäd in Bezug auf Größe, 
Gilturart und Begränzung unterworfen ift, die Moͤg⸗ 
lichkeit einer folhen Einrichtung annehmen will, fo ift 
diefelbe doch, — abgejeben von andern mehr untergeord- 
neten Schwierigkeiten, — durch zwei Haupterforderniſſe 
bedingt, nämlich 

4) durch vollfommen richtige, zuverläßige und im 
„ganzen Kreife nach einer gleichmäßigen Norm hergeftellte 
Grundbücer und Bannfarten; 

2) durch das Dafeyn von Behörden, welche durch) 
Intelligenz, Bekanntſchaft mit den Lofalitäten und die 
fonftigen nöthigen Eigenfchaften eine vollkommene Garantie 
für die richtige Führung jener Bücher und des damit vers 
bundenen Hypothekenweſens darböten. Ä 

Beide Erforderniffe aber fehlen bis jest im Rheinkreiſe. 
Denn daß die Seftiondbücher,. welche bermalen zum Bes 
huf der Steuervertheilung in Gebrauch fi nd — (und welche 
übrigens an manchen Orten gar nicht einmal eriftiren) — 
eben fo wenig als die fonftigen Grundbücer, welche in 
diefer oder jener Gemeinde vorhanden find, einem gedies 
genen Hypothekenſyſteme zum Grund gelegt werden koͤnn⸗ 
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ten, wirb Niemand behaupten wollen, ber die große Mans 
gelbaftigkeit und Unregelmäßigkeit diefer Bücher kennt, — 
die Überdies durchaus nicht überall nach einer gleichmäßis 
gen Norm abgefaßt find. Was aber die geeigneten Bes 
hörden betrifft, fo müßte, in einem’ ſolchen Spfteme, das 
Hppothefenamt einen fehr Fleinen Umfang haben, um 
einestheils nicht durch die Maffe der Bücher erbrädt zu 
werben, und anberntheild, wermöge feiner genauern Kennt» 
niß der Lofals und Familienverhältniffe, jede Verwirrung 
in Betreff der Identität der Grundſtuͤcke und jede Ber- 
wechfelung aͤhnlich klingender Namen verhüten oder als⸗ 
bald befeitigen zu koͤnnen. Es müßte, wo möglich, bie 
Lofalbehörde ſelbſt ſeyn, — was aber wieder einen tiefen 
Eingriff in die Gemeindbeverfaffung vorausfegen und auf 
der andern Seite in Betreff ber, bei Führung fo wich⸗ 
tiger Bücher nöthigen Sorgfalt und Gewandtheit, fo wie 
der nothwendig damit verknuͤpften Berantwortlichkeit, große 
Schwierigfeiten darbieten würde. 

Hinfihtlih der geeigneten Grund buͤcher und Kars 
ten dürfte vielleicht zu hoffen feyn, daß aus dem gros 
fen Werfe des Steuerfatafters folche hervorgehen 
werden. Auf jeden Kal aber müßte die NRealifirung eines 
folchen Hypothefenfpftemds, — wenn man bie Idee übers 
haupt bei den Verhältniffen des Rheinfreifes für ausführ, 
bar halten will, — bis zur gänzliden Bollen 
dung des Steuerfatafters im ganzen Kreife 
verfchoben werben, weil fich erft dann, je nach dem Ers 
folge der Kataftrirung und der Zuverläßigfeit der daraus 
hervorgehenden Grundbücher und Karten, beurtheilen laſſen 
wird, ob und auf welche Weife das Hypothekenweſen bas 
mit in Verbindung gebracht werden könne. In dieſer Bes 
ziehung ift wefentlich zu bemerfen, daß die durch den 
Entwurf der Commiſſion vorgefchlagenen Modifikationen 
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in der Theorie der hupothefarifchen Geſetzgebung ſich mit 
einer veränderten Einrichtung der Bücher, der Geſchaͤfts- 
manipulation und der Hypothefenämter leicht vereinigen 
laſſen würden und unbefchadet derfelben fortbeftehen Fönnten. 

Auf der andern Seite darf übrigens nicht überfehen 
werden, daß auch nach den dermaligen Einrichtungen, bes 
fonders in Verbindung mit dem Entwurfe, die Mittel, 
über den Smmobiliarbefig eines Individuums im Allges 
meinen, oder über die Verhältniffe „bes einen oder bes 
andern feiner Immobilien Auskunft zu erlangen, im Wer 
fentlichen nicht fehlen. Wer wiffen will, welche Grund» 
Rüde das Individuum überhaupt befige, kann died an Ort 
and Stelle, namentlich durch einen Auszug aus dem 
Steuerbüchern, ohne Mühe erfahren. Wuͤnſcht er hinfiht- 
lich eines fpeciellen Grundftüdes den Erwerbstitek. 
näher fennen zu lernen, und weigert fich der Befiger, ihm 
denfelben vorzulegen, fo findet er — nad den Beftims 
mungen des Entwurfs — ben nöthigen Auffhluß im 
Transſeriptionsbuch, aus welchem er zugleich erfieht, ob 
ein Reſolutionsrecht oder ein Privilegium darauf hafte, 
oder nit. Der Ermwerbstitel nennt ihm zugleich den 
frühern Eigenthümer, und ber Erwerbstitel des Leptern, 
den er gleichfalls im Transfcriptionsbuch findet, führt ihn 
"auf die vorhergehenden Eigenthümer zuruͤck. Berlangt er 
zu wiſſen, welche bypothefarifche Laſten durch; den jegigen 
oder durch bie frühern Cigenthümer auf das Grundftüd 
gelegt worden find, fo findet er dies in dem Hyputheken⸗ 
buch unter. dem betreffenden Namen. In dem Repertorium 
fann er, in einer ‚Minute, die Gefammtheit aller gegen 
denfelben beftehenden Einfchreibungen überblicten, — was 
ihm zugleich eine Leberfiht von deſſen Schuldenftand im 
Allgemeinen gewährt, — und will er Auskunft über eine 
einzelne Hypothek, fo nimms er Einfict von dev bes 
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treffenden Ginfchreibung” ſelbſt, die ihm fagt, ob das 
Grundſtuͤck, welches ihm intereffirt, darin begriffen fei 
oder nit, — fo wie überhaupt der Inhalt ber beftes 
benden Einfchreibungen ihn belehrt, ob das Grundſtück 
hypothekenfrei ift, oder welde Hypotheken darauf Laften. 
Entfteben hierbei auch bisweilen Zweifel über die Iden—⸗ 
tität des Grundſtuͤckes, was allerdings ber Kal fein 
Kann, fo rührt dies eben daher, weil überhaupt, bei jeder 
benfbaren Einrichtung, die Feftftelung der Identitaͤt eines 
Grundftüces, befonders unter den Verhältniffen des Rheins 
freifes, eine Außerft ſchwere Sache ift und überall die Eris 
ſtenz guter Grundbuͤcher vorausfegt. Uebrigens ift diefes 
Uebel, praftifch ‚betrachtet, viel geringer, als ed in ber 
Theorie erfcheinen mag, und das Intereffe des Betheilig⸗ 
ten kann nicht wefentlich dabei leiden. Denn- betrifft die 
Unrichtigfeit in der Bezeichnung nur Nebenpunfte, fo wird 
er bie Identität, bei einiger Erfundigung an Ort und 
Stelle, leicht ermitteln koͤnnen. Iſt fie aber wirklich von 
ber Art, daß fih das Grundftäd nicht auf eine erfenns 
bare Weife bezeichnet findet, fo ift eben darum die Hypo⸗ 
thef in Bezug auf diefes Grundſtück unwirffam. — Schlims 
mer als die bisweilen eintretende Ungewißheit in Betreff 
der Identität der Grundftüce ift die, welche fidy auf die - 
Namen bezieht, und welde daher rührt, daß oft in einer 
und berfelben Gemeinde mehrere Individuen denfelben 
Bors und Zunamen führen. : Dies gibt nicht felten zu 
Verwechſelungen nnd noch öfter zu unnügen Koften Ans 
laß, indem der Hypothekenbewahrer, wie natürlich, in ben 
Auszügen, die von ihm verlangt werden, alle Einfchreis 
bungen mitbegreift, die auf gleichnamigen Individuen aus 
berfelben Gemeinde laſten. Allein dieſes Uebel iſt von 
der Art, daß es bei jeder andern Einrichtung eben fo gut 
vorkommen würde und nur bann einigermaaßen vermies 
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ben werben könnte, wenn ber Hypothefenbewahrer hinſicht⸗ 
lich - jeder einzelnen Familie feines Amtsbezirkes nähere 
Perfonaltenntniffe befäße, — was aber, zumal in größern 
Gemeinden, felbft dann nicht. immer anzunehmen wäre, 
wenn die Führung der Hypothekenbuͤcher in bie Hände 
des Ortövorftandes felbft gelegt würde, — 

Die obigen Bemerkungen, insbefondere hinſichtlich des 
Mangels zuverläßiger und gleichförmiger Grundbücher und 
Bannfarten, finden auch auf den, im Jahr 1834, durch den 
Steuereinnehmer Peter in Wachenheim vorgelegten unb 
der Commiffion zur Einſicht mitgetpeikten Borfchlag ihre 
Anwendung — 

Die koͤnigl. Kreisregierung, Kammer ber —— 
ruͤgt ferner die Vorſchrift des Art. 2153, welche bei der 
Einſchreibung der dort erwaͤhnten Legalhypotheken von 
der Angabe oder Schaͤtzung eines beſtimmten Betrages 
dispenſirt, inſoforn von bedingten, eventuellen oder unbe⸗ 
ſtimmten Rechten die Rede iſt. Sie glaubt, die Beſtim⸗ 
mung des Betrages muͤſſe allgemein, bei Strafe der. Nich⸗ 
tigkeit der Einfchreibung, angeorbnet und bie Verfügung 
ausgefprochen werden, dag namentlich bei Bormundfchafe 
ten der Werth des dem Vormund zur Verwaltung übers 
tragenen Bermögend ftetd im Beftellungsaft evaluirt und 
angegeben werben müfje, und daß bie Hypothek nur bie 
zum Belauf diefer Summe ‚Gültigfeit habe. 

Allein einestheild harmonirt dieſe Anficht nicht mit 
dem Syſteme des Entwurfs, wonach die Hypothekarrechte 
der Bevormundeten und Ehefrauen zu ihrer Wirkfamkeit - 
überhaupt feiner Einfchreibung bedürfen. Anderntheils 
darf man nicht dad Unmoͤgliche fordern; und in. vielen 
Fällen, ja in dem meiften, ift ed unmöglich, im Boraus 
zu beftimmen, wie hoch ber Werth bes verwalteten Bers 
moͤgens, welches während ber Dauer der Verwaltung jes 
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den Augenblid eine große Vermehrung oder Verminderung 
erleiden kann, ſich belaufen werde; nicht zu gebenfen, daß ' 
viele: Bormundfhaften, — wie bie der Eltern, — fid 
ohne Mitwirkung des Familienrathes eröffnen, und daß 
das Inventarium, wodurch erft eine Leberficht des Bermös 
gend gewonnen wird, nicht gleich bei Eröffnung ber Bors 
mundfchaft vorhanden feyn kann, während doch das Hy⸗ 
pothefarrecht,, weldhes den Pflegbefohlenen vor Verun⸗ 
treuung ſchützen fol, gleich won dem erſten Tage der Bor- 
mundichaft an wirkſam feyn muß, n. f. w. 

Eine weitere Rüge ber fönigl. Kreidregierung betrifft 
bie Weitläuftigfeit und Koftfpieligkeit des Purgationsver- 
fahrens. Allein die Commiſſion fonnte unter ben für das 
Purgationsverfahren vorgeſchriebenen gefeglichen Form⸗ 
lichkeiten, — die in der That ſehr einfach ſind, — keine 
bemerken, die ſich ohne weſentliche Nachtheile wegſchnei⸗ 
den ließe. Auch geht die koͤnigl. Kreisregierung in kein 
weiteres Detail ein und macht feinen Aft des Verfahrens 
nambhaft, der als überflüffig erfcheinen könnte. Koftfpier 
lig it die Procedur allerdings; allein bauptfächlich durch 
die mit der Trandfeription verknüpfte Abgabe von 1F pCt. 
des Preifed. Fällt diefe Abgabe weg, fo wird biefes Ders 
fahren bebentend wohlfeiler werben. — 

Alle übrigen Bemerkungen der Königl. Kreisregierung 
find theils durch den Entwurf ſelbſt auf entfprechende 
Meife erledigt, theild bei der Entwidelung der — 

beruͤhrt un beleuchtet worden. — | 


Kofen des neuen Soſtems.“ 

Während die Commiſſion in ihren Pleuarſitzungen über 
den von ihr geforderten Entwurf und alle bahin einfchlas 
genden Gegenftände beratbichlagte, hatte fie zugleich drei 
ihrer Mitglieder beauftragt, in ber freien Zwiſchenzeit als 
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Ausſchuß diejenigen Arbeiten vorzubereiten, welche der Aufs 
Relung neuer Zarregulative für die Hypothefenbes 
wahrer, fobann für die Rentbeamten und Notarien, in fo 
weit der Gefegentwurf fie angeht, zum Grund zu legen feyen. 
Diefer Ausſchuß erklaͤrte im einer der legten Plenarfi- 
Bungen? er habe Durch die ihm aufgetragenen Arbeiten 
und eine gewiffenhafte Berechnung die Ueberzengung ge⸗ 
wonnen, daß, wenn man auch die Taxe aller dabei bes 
theiligten Beamten der. größtmöglichen Ermäßigung unters 
werfe, dennoch aus "ben Bellimmungen bes Entwurfes, 
namentlich aus dem darin aufgeſtellten Prinzipder Autben- 
tizität und obligatorifchen Publizität der Veraͤuße⸗ 
rungsurfunden, für die Gefammtheit der Bewohner des 
Rheinkreifes im Durchfchnitt eine jaͤhrliche Mehr 
. ausgabe vonwenigftens 60,000 fl. entfpringen werbe 
- (f die Beilage C). Diefes Refultat erfcheine dem Aus⸗ 
ſchuſſe hoͤchſt bedenklich, und er ſehe ſich dadurch veranlaßt, 
zu erflären, daß er für das Ganze des Entwurfs nur in 
ſofern ſtimmen fönne, als bie Moͤglichkeit gegeben ſey, 
dem Rheinkreiſe jenen Verluſt auf andere Weiſe, nament- 
lich durch Aufhebung beſtehender Regiſtrirungstaxen bis zu 
einem entſprechenden Betrage, wieder zu erſetzen, und das 
durch fowohl den materiellen Schaden, als auch den übeln 
Eindrud, welchen das. Gefeß im entgegengefegten Falle 
auf die Bevölkerung des Rheinkreiſes machen dürfte, "zw 
- befeitigen, Ä | Ä 
Rad) reiflicher Berathung über diefen Gegenftand Fonnte 
die Commiſſion nicht umbin, der Erklärung des Ausſchuſ⸗ 
ſes einftimmig- beizutreten, ‘mit dem Beifügen, daß, wenn. 
bie Aufhebung jener Taren bei der dermaligen Stände: 
verfammlung nicht beantragt werben koͤnne, die Bertagung 
des ganzen Gefegentwurfs bis zum nächften Landtage, 
bCwelcher über ein neues Staats⸗Buͤdget zu berathen haben 
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wirb) als wuͤnſchenswerth erfcheine. Cine ſolche Bertas 
gung dürfte auch noch in andern Beziehungen von guten 
Folgen feyn. Das Hypothefenwefen und die damit zus 
fammenbängenden Beftimmungen über Eigenthum und Ers 
werb, bilden nicht nur eine hoͤchſt wichtige, in das ganze 
Bolfsleben tief eingreifende Materie, fondern biefe Mater 
rie ift auch, ohne Vergleich, die fchwierigfte und delifatefte 
im ganzen Syſteme bes Civilrechts. Im Verhältniß zu 
diefer Aufgabe war der Gommiffion nur eine fehr furze 
Zeit vergönnt, und fo fehr fie fih auch bemüht hat, durch 
gewiffenhafte Anftrengung das vorgefteckte Ziel zu erreichen, 
fo dürfte doch die Sache felbft wefentlich dabei gewinnen, 
wenn der Entwurf, ehe er zum Gefeß erhoben wird, fammt 
ben Motiven gedrudt und ber öffentlichen Kritif unterwors 
fen würde. Nur auf folhe Weife ift zu boffen, daß bie 
Fehler oder Luͤcken eines Gefegentwurfes im Boraus au 
den Tag kommen. Gefchieht dies erft fpäter, nachdem das 
Gefeß bereits in Wirffamfeit getreten ift, fo wird die Ers 
fahrung ſtets allzu theuer bezahlt und die Abhuͤlfe iſt uns. 
endlich ſchwieriger. | 
Die Commiffion glaubt übrigens, — indem fie ſich im 
Allgemeinen auf den Vorſchlag bezieht, welchen die Koͤnigl. 
Kreisregierung in Speyer felbft, im Jahr 4831, zum Bes 
huf der Modififation des Taxweſens im Rheinfreife auss 
arbeitete und der allerhöchften Stelle vorlegte, — auf zwei 
Regiftrirungstaren hinweifen zu müffen, deren Aufhebung 
oder Reduktion, unbefchadet deffen, was in den Motiven 
zu Art, 10 des gegenwärtigen Entwurfs bereits in Betreff 
ber Quittungs⸗ und. BOEOID ALLE SIE 
wurde, vorzugsweiſe zu wuͤnſchen ift, nämlich: | 
+1). Die fogenannte Titels oder Obfigationengebühr & 1 
pCt. — Gefeg vom 22. Frimaire 7, Art.69 $. 3, N23.— 
2) Die Gebühr von Immobiliarmutationen, & 4 pCt. 
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Diefe letztere Tare ift nicht nur, ihrem Betrage nad, 
wahrhaft enorm; fie vermindert nicht nur bei jeder Bers 
Außerung ben Kaufwerth ded Gutes um 4 pCt. und ſcha⸗ 
det fonach dem Verkehr und Credit; fie teifft nicht nur in 
der Regel ben Unglüdlichen, (denn meiftens wird aus Noth 
verkauft) fondern fie bat auch noch bie befonbere hoͤchſt 
beffagenswerthe Kolge, daß fie in unendlich vielen Fällen 
zu Simulationen und in deren Folge zu mancherlei Vers 
widelungen und Prozefien Beranlaffung gibt, weil faft in 
allen Kaufcontraften, um einen Theil diefer Idftigen Abs 
gabe zu umgehen, nicht der volle Betrag des Kaufpreifes, 
fondern eine weit geringere Summe eingeführt zu werben 
pflegt, fonach in diefen Urkunden, deren Beftimmung doch 
ift, ald Beweis der Wahrheit zu dienen, ſtets eine Lüge 
enthalten und das wahre Sachverhaͤltniß entftellt iſt; eine 
Lage der Dinge, die allein ſchon hinreichen ‚follte, biefem 
erorbitanten Gefälle den Stab zu brechen, oder doch we⸗ 
nigſtens deſſen Herabfegung — etwa auf die Hälfte — 
herbeizuführen. 


Arbeiten der Königl. Rentämter. 

In derfelben Plenarfigung legte ein anderes Mitglied 
der Commiſſion einen Auffag vor, [welcher eine Ueberſicht 
und Durchfchnittöberechnung der Arbeiten enthält, die für 
bie Königl, Rentämter aus dem Trangferiptiondgefchäfte 
entfpringen würden, und auf welden biefes Mitglied die 
Meinung baut, daß das Rentamt dieſe Gefchäfte nicht 
wohl beftreiten könne, 

Die Eommiffion befchloß, diefen Aufſatz . ihrer Arbeit 
beizufügen (f. Beilage DJ) — ohne ſich mit Beftimmtheit 
über die darin enthaltenen Annahmen und Boransfegungen 
auszufprechen, weil die. Elemente, worauf diefelben beruhen, 
der Eommiffion nicht hinreichend befannt find, um über 
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deren Nichtigfeit oder Unrichtigkeit ein ſicheres Urtheil 
fällen zu koͤnnen, umd weil überhaupt die Frage, ob die 
Königl. Rentämter, außer ihren bdermaligen Funktionen, 
auch dem Trangfcriptionsgefchärte gewachfen ſeyen, am 
beiten durch die Königl. Kreisregierug geprüft und gewuͤr⸗ 
bigt werben kann. Doch glaubt die Commiſſion die Bes 
merkung hinzufügen zu müffen, daß biefe Schwierigfeit, 
wenn fie auch Grund haben follte, bei weitem nicht bins 
reichen Fan, um als ein abfolutes Hindernig gegen die 
Ausführung bes durch den Entwurf aufgeftellten Syftems 
angefeben zu werben, wenn das allgemeine Wohl diefe 
Ausführung erfordert. Laͤßt fich die dermalige Einrichtung 
ber Rentämter mit dem Trangferiptionsgefchäfte nicht ver» 
einigen, fo dürfte hieraus blos für die höhere Adminiſtrativ⸗ 
behörde die Aufgabe hervorgehen, diefe Einrichtung auf 
geeignete Weile — fen es buch Beigebung eined Adjunks 
ten, fey es durch andere Maaßregeln — in der Art abs 
zuändern, daß fie auch dem hier in Frage ſtehenden wiche 
tigen Zwecke entfprechen koͤnne. — 
3wangsveraͤußerungsgeſetz. 

Es iſt bereits geſagt worden, daß ohne ein zweck⸗ 
maͤßiges und wohlfeiles Zwangsveraͤuße— 
rungs- und Rangordnugs⸗Verfahren das befte . 
Hypothekenſyſtem faſt ohne praftifchen Werth fey und weder 
dem Kredit aufbelfen noch den fimulirten Berträgen und 
dem Wucher feuern könne. 

Das dermalige Zwangsveräußerungsgefeg vom 
4. Juni 4822 ift in jeber Beziehung Außerft fehlerhaft und 
die Procedbur noch immer viel zu theuer. Dad Rang 
ordnungsverfahren dürfte, was deſſen Gang ber 
trifft, feinen Tadel verdienen. Allein es verurfacht. fo 
übermäßig große Koften, daß die allgemeinfte und gerechs 
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tefte Klage darüber geführt wird. Und woher rührt biefe 
große Koftfpieligkeit? Es ift ſchon hundertmal gefagt 
worden und kann nicht oft und nicht dringend genug wies 
derholt werden, daß es hauptfächlich die fisfalifhen 
Einrichtungen des NRheinfreifes find, aus welchen fie hers 
sorgeht, und daß nothwendig hier geholfen werben muß, 
‚wenn eine namhafte und wohlthätige Verbeſſerung bewirkt 
werden fol. | 

Schon im Jahr 1827 hat das Königl. Appellationds 
gericht des Nheinfreifes, aus allerhöchftem Auftrage, dem 
Entwurf zu einem neuen Zwangsveräußerungsgefeße, fo 
wie auc zur Vereinfachung der Mobiliar-Erekutionen mit 
großer Sorgfalt ausgearbeitet; wobei hauptſaͤchlich auch 
auf die Wegfchneidung aller übermäßigen und unnöthigen 
Koften Bedacht genommen und in Bezug auf dad Rang» 
orbnungsverfahren ein neues KoftensRegulativ beigefügt 
wurde. Diefe Arbeiten gingen an das Zuftizminifterium: 
ab, blieben aber ohne Erfolg, weil man — wie verlautete — 
in Folge derfelben eine — wiewohl nicht bedeutende — 
Verminderung ber fisfalifchen Gefälle befürchtete, 

Es ift in der That fchmerzlich zu ſehen, wie oft bie 
wichtigiten legislativen Verbefferungen an finanziellen Rück 
ſichten fcheitern, felbft wenn diefe nur geringe Summen 
betreffen, zu beren Dedung bie verfaffungsmäßigen Bes 
hörden nöthigenfalld gewiß gerne die Hand bieten würden, 
Doppelt ſchmerzlich aber ift Died, wenn, wie hier, von. 
Auflagen die Rede ift, welche in den bedrängteflen Zeiten 
der. franzöfifchen Republik, wo um jeden Preis Geld. hers 
beigefchafft werben mußte, erfonnen wurden; von Aufs 
lagen, die mit gefunden ftaatswirthfchaftlichen Grundfägen 
durchaus nicht in Einflang ftehen, und die, wenn man 
fie näher ind Auge faßt, oft jedes Gefühl empören müflen; 
namentlich von Auflagen, welche, indem fie dei dem Zwangs⸗ 
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veraͤußerungs⸗ und Rangordnungs⸗Verfahren jeden Akt der 

Procedur treffen, unmittelbar dahin zielen, einen namhaf—⸗ 

ten Theil der Habe des ohnehin fo unglüdlichen Schuld» 

nerd dem Fiskus zugumenden; bie alfo feineswegs den 
Reichthum oder den Luxus, wohl:aber das Elend und die 
Inſolvenz befteuern! 

Was nun insbefondere dad Zwangsveräußerungsver- 
fahren betrifft, fo hat die Commiſſion, dem allerhoͤchſten 
Auftrage gemäß, den bereits erwähnten Entwurf des Koͤnigl. 
Appellationsgerichtd vom Sahr 1827 einer nochmaligen 
Reviſion unterworfen. Das Refultat derfelben war Fol⸗ 
gendes: 

l. Die Commiffion tritt im Allgemeinen jenem Entwurfe 
bei und betrachtet denfelben als eine entfchiedene Vers 
befferung dieſes Theiles der Gefeggebung. 

11. Sie bringt jedoch in Bezug auf einzelne Beſtimmun⸗ 
gen defjelben, folgende Mobdififationen in Borfchlag, 
die ihr theils durch den Entwurf über das Hypothe⸗ 
fenwefen geboten, theils aus fonfligen Ruͤckſichten 
zweckmaͤßig zu ſeyn feheinen, nämlich: 

4 Im Art. 4 des Entwurfes wäre der ganze lebte 

Abſatz, aus 16 Zeilen beftehend, anfangend mit dem Worte; 

„Unmittelbar”” — und endigend mit dem Worte „‚befins 

der” — zu reihen. Der Grund nämlih, warum bier 
die Hinterlegung einer Abfchrift des Beſchlagnahmeproto⸗ 
kolls bei dem Ortsvorſtande angeordnet wurde, lag haupt» 
fählich darin, weil nah dem Syſteme des Entwurfs Die 
Zransfceription jenes Protofolled wegfiel, und daher 
jene Maaßregel für nöthig erachtet wurde, um der Bes 
fhlagnahme doc wenigſtens einige Publizität zu geben. 
Wird aber, in Folge des Art. 8 des Geſetzentwurfs über _ 
das Hypothekenweſen, die Trangfeription der Befchlag- 
nahme angeordnet, fo erfcheint jene Hinterlegung bei dem 
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Ortsvorftande als eine Überflüffige Förmlichkeit, die nur 
unnoͤthige Koften verurfachen würde. 

2) Die Transfceription bed Beichlagnahmeprotos 
tolles wäre fodann durch eine veränderte Nebaftion des 
Art. 5 vorzufchreiben,. Die Gruͤnde dieſer Maaßregel find 
bereitd in den Motiven zu Art. 8 ded Entwurfs über das 
Hypothekenweſen näher entwidelt, und flimmen mit dem 
überein, was in den Motiven zu bem Entwurf über das 
Zwangsveräußerungsverfahren vom Sahr 1827, pag. 93 
über die Nothwendigkeit der Transfeription gefagt wurde, 
falls dad Prinzip des Geſetzes vom 44. Brumaire VII, 
in Betreff der Wirkfamkeit der Veräußerungen gegen 
Dritte wieder hergeftelt würde. | 

Der Art. 5 wäre demzufolge, feinem ganzen Inhalte 
nad, fo zu redigiren: 


Art. 5. 


„Ehe irgend ein weiterer Aft des Verfahrens vorge⸗ 
„mommen werden darf, fol das Beichlagnahmeprotofoll, 
„nach Borfchrift des Art. 8 des Gefeßeg vom . . .» 
„über die Berbefferung des Hypothekenweſens im — 
„freife, auszugsweiſe transſcribirt werben.’ 

„Innerhalb vierzehn Tagen nach der Traneſeription 
„iſt daſſelbe Protokoll, bei) Strafe der Nichtigkeit, dem 
„Schuldner in vollſtändiger Abfchrift zuzuftellen, Der Zus 
„ſtellungsakt fol, in den darauf folgenden acht Tagen, 
„gleihfals in das Transſcriptionsbuch wörtlich einges 
„tragen, und Diefe Eintragung am Rande der Trangferips 
„tion des Befchlagnahmeprotofolled vorgemerft werden.” 

Es ift fehr weſentlich zu beachten, daß für die Trans 
feription des Beſchlagnahmeprotokolles Feine Friſt vorges 
ſchrieben werden darf, damit nicht der Gläubiger, nad 
ber Beichlagnahme, genöthigt werde, unaufhaltſam fort 
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zufahren, felbft wenn ber Schuldner ihn um Nachficht bits 
tet und der Gläubiger ihm eine Frift geftatten will. Das 
Nähere hierüber ift bereits in den Motiven zu dem Ent- 
wurfe von 1827, pag. 98 — 102, ausführlich entwidelt. 
Was dort Über die Frage, ob die Zuftellung ded Bes 
ſchlagnahmeprotokolles an den Schuldner an eine Frift zu 
binden fey, gefagt wurde, gilt nunmehr für die Trans⸗ 
feription. Denn damald war jene Zuftellung ber erfte 
weitere Aft des Verfahrens nach gefchehener Befchlagnaps 

e, — jetzt fol ed die Trangfeription werden. Iſt hinges 
gen einmal, vermittelt der Transfeription, bie Befchlag- 
nahme zur öffentlichen Kenntniß gebracht und dadurch ber 
Credit ded Schuldners gelähmt, fo treten andere Rüdfichs 
ten ein. Es darf von nun an nicht mehr von dem Gläus 
biger abhängen, nach Belieben die angefangene Procebur 
vielleicht “jahrelang liegen zu laffen und dadurch ben 
Schuldner in die peinlichfte Tage zu verfegen. Das bes 
gonnene DBerfahren muß erledigt werden, oder dem 
Schuldner das Mittel gegeben ſeyn, es vernichten zw 
laffen, Damit er nicht ewig im Zuflande einer unerledigten 
Gant fchwebe. Daher müffen von nun an Friften feftge- 
fegt werden, und zwar bei Strafe ber Nichtigfeit des Vers 
fahrens; — ein Syftem, welches auch der Entwurf con⸗ 
fequent durchführt. — 

Im Art. 8 wünfcht bie ECommiſſton nach den Worten: 
„unter Anſchluß des Beſchlagnahmeprotokolls“ den Zuſatz: 
„und des Zahlungsbefehls.“ 

Die Erfahrung lehrt, daß die Bezirksgerichte durch 
Einſicht des Zahlungsbefehls bisweilen Veranlaſſung fins 
den, unnütze Proceduren zu verhüten, z. B. wenn der 
Zahlungsbefehl in der Form nichtig, oder die Befchlag- 
nahme nicht in der rechten Frift nad) demfelben erfolgt ift. 
Dhnehin verurfacht diefe Beifügung durchaus Feine Koften. 
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Im Art. 9 dürfte zu den Worten: „fo wie dad De 
tum ber Ernennung” — hinzuzufügen feygn: „und des 
Anwaltes, der fie erwirft hatz“ damit das Gericht, 
im Fall eine zweite Befchlagnahme gegen daffelbe Indivi⸗ 
duum vorfäme deſto leichter die, hinfichtlich der Verbin— 
dung der Proceduren (Art. 34) nöthigen Unterfuchungen 
vornehmen fönne. 


Bei Art. 46 wäre, am Scluffe des erften Abſatzes, 
den Worten: „und. zwar in dem bei der Einfchreibung ers 
wählten Wohnfige* — noch beizufügen: :„und vermits 
telit eines einzigen Originals der Zuftellumgss 
Urfunde, wo die Umftände dies geſtatten.“ — 
Diefer Beifag, deffen Vollſtreckung hauptſächlich durch den 
tarirenden Richter controllirt werden würde, bezwedt eine 
bedeutende Verminderung der Koften. 


Sms Art. 48 wünfcht die Sommiffton eine dreifache 
Abänderung, nämlich 

a) Bei N? 4 wäre? hinzuzufügen: „Sind bie Nas 
men der Parteien in größerer Zahl, fo genügt 
eine fummarifche Angabe dberfelben.” — Es ift 
häufig der-Fall, daß die Erben bes urfprünglichen Gläus 
bigerd oder Schuldners im Verfahren figuriren. In dies 
fem und ähnlichen Fällen würde die ausführliche Angabe 
‚aller einzelnen Namen mit Gewerb und Wohnort die Kor 
ften der Bekanntmachung bedeutend vermehren, während 
doch eine ſolche Umſtändlichkeit durch den Zweck der Bes 
kanntmachung nicht erfordert wird. 

b) N 3 — die Einrückung der Verſteigerungsbedin⸗ 
gungen betreffend — wäre ganz wegzulaflen, und flatt 
deffen blos bei Nr? 6 nach den Worten: „daß die nähere 
Befchreibung der einzelnen Güterftüde” — hinzuzufügen : 
„ſo wie die Berfleigerungsbedingungen.“ — 
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Die Einführung der Bedingungen felbft in die Anzeige 
fheint der Commiſſion unnöthig, und verurfacht Doch oft 
namhafte Koften, da die Redaktion der Bedingungen nicht 
immer furz zu feyn pflegt. 

ce) Die Commiſſion ift der Anfidht, daß der Zwed ber 
durch den Art. 18 des Entwurfs vorgefchriebenen Bekannt» 
machung — nämlich eine gehörige Publizität der bevorftes 
benden Verfteigerung bei demjenigen Theile des Publis 
kums, unter welchem ſich muthmaplich die Kaufliebhaber 
finden werden, — befjer durch Einrüdung der Anfündi- 
gung in das Anzeigeblatt des betreffenden Land» 
fommiffariats erreicht werden würde, als durch das 
KreissIntelligenzblatt, weldes weit weniger geles 
fen wird als jene Lofalblätter. Auch find. dergleichen Aus 
fünbigungen für die Bewohnes der übrigen Landfommifjas 
riate in der Regel ohne Intereſſe. Nur dann fcheint eine 
Ausnahme zuläffig, wenn von einem größeren Gute bie 
Rede ift, oder fonftige fpeziele Gründe obmwalten, die eine 
ausgedehntere Verbreitung ber Anzeige wünfchenswerth 
machen, in welchem Falle dem betreibenden Theil zu ges 
flatten wäre, bie Anzeige auch in dad Anzeigeblatt bes 
Bezirföhauptorted, fo wie in das ia 
einrücden zu laffen. 

Es eriftiren bereits in vielen Landfommiffariatsfigen 
folche Lofalblätter, und ohne Zweifel wird die Zahl ders 
felben immer mehr zumehmen. Da, wo foldhe noch nicht 
vorhanden find, hätte die Einrückung in das Anzeigeblatt 
des Bezirfshauptortes zu gefchehen, welches gewöhn— 
lich in denjenigen Landfommiffariaten, bie fein eigenes 
Blatt haben, allgemein gelefen zu werden pflegt. 

Findet diefer Vorfchlag Beifall, fo wären im erſten 
Abſatze des Art. 18 folgende Worte ganz wegzuftrei- 
hen: 


F 
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„in dad Kreis-Intelligenzblatt, oder, in Ermangelung 
„eines foldhen, in irgend eines ‘der öffentlichen Blät- 
„ter, welche im Kreife erſcheinen,“ — 

und flatt deffen zu feßen: | 
„in das Anzeigeblatt des Landfommiffariatg, FR in 
„SErmangelung eines folchen, in bad Anzeigeblatt des 

„Bezirkshauptortes.“ — 

Sodann wäre am Schluffe des Artikels, nach dem, 
die Strafe der Nichtigkeit androhenden Abfage, hinzuzu⸗ 
fügen: . 

„Bei größern Gütern, oder wenn fonflige Gründe es 

„rathfam machen, ift dem betreibenden Theile geftat- 
„tet, die Bekanntmachung der DVerfteigerung, unbes 
„ſchadet der Einrückung in das Anzeigeblatt des Land 
„fommiffariats, auch if jenes des Bezirfshauptorteg, 
„To wie in das Kreis⸗Intelligenzblatt aufnehmen zu 
„laſſen.“ — 

Zu bemerken iſt noch, daß in allen Hauptorten der 

Bezirke Anzeigeblätter erſcheinen. 


Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn bie von 
ber Sommiffion vorgefclagene Abänderung getroffen wird, 
in allen übrigen Artifeln des Entwurfs, wo des „Kreis— 
Intelligenzblattes“ Erwähnung gefchieht, ftatt deſſen 
„Anzeigeblatt des Landfommiffariates“ ae 
werden muß. — 


Gm Art: 49 fcheint der Sommiffion bie für die ortds 
übliche Berfündigung ber DVerfteigerung - fefigefegte Frift 
von fechd Tagen etwas kurz, und fie fchlägt vor, flatt 
der Worte: „zwiſchen dem vierzehnten und zwanzigiten 
Tage vor ber Verſteigerung“ — zu feßen; „zwiſchen 
dem zehnten und zwangigfien: Tage: vor ber 
ni iz — 
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Der Art. 40 des Entwurfs fchreibt vor, daß im Kal 
einer Diftraktiondflage, in Uebereinftimmung mit Art. 727 
des Code de proc. und Art. 34 ded Geſetzes vom 4 Juni 
41822, auch der zuerft eingefchriebene Hypothefargläubiger 
beigeladen werden fol. Die Commiſſion hält dies für 
unnöthig, weil der zuerft eingefchriebene Gläubiger in der 
Regel daſſelbe Intereffe hat, wie der betreibende Theil. 
Daher pflegt er auch nicht zu erfcheinen, und die Koften 
werben in diefem Falle durch ein Verbindungsurtheil (de- 
faut de jonetion) und eine wiederholte Borladung ver: 
mehrt. Es würde vollfommen genügen, ihn von der ans 
geftellten Klage blos zu benachrichtigen, bamit er im 
Stande fey, durch Intervention in den Rechtöftreit einzus 
treten, falld er dies zur Wahrung feines Intereſſe für 
nöthig erachten ſollte. Demzufolge wären die Worte: 
„und gegen den zuerft eingefchriebenen Hypothekargläubi—⸗ 
ger — wegzuftreichen und nach dem Punkte folgender 
Sat hinzuzufügen: 

„ner ‚zuerft eingefchriebene Hypothekarglaͤubiger if 

„durch abfchriftliche Zuftelung der Klagfchrift von 

„derfelben in Kenntniß zu fegen, mit der Erflärung, 

„daß man ihm anheim felle, zur Wahrung feiner 

„Rechte in den Prozeß zu treten, fall8 er dies für 

„mötbig erachten ſollte.“ — 

Im Art, 51 des Entwurfs übergeht der A. Abjab ben 
Fall mit Stillfchweigen, wo der Schuldner, gegen welchen 
die Procedur gerichtet ift, außerhalb des Rheinkreiſes wohnt. 
In diefem Falle wäre, nach dem Erachten der Commiſſion, 
das Verfahren bei demjenigen Gerichte zu betreiben, in 
deffen Bezirf das mit der Grundrente belaftete Gut gele— 
gen ift. Es wären daher jenem Abfag folgende Worte 
beizufügen: 

„Wohnt derfelbe außerhalb des Rheinkreiſes, fo iſt 
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„das Verfahren bei dem Gerichte anhängig zu ma— 
„Gen, in deffen Bezirf das mit der Rente belaftete 
„Brundftüc gelegen iſt.“ — 

Die bisher gemachten Bemerfungen find die einzigen, 
welche die Commiſſion binfichtlich des vorliegenden Ent⸗ 
wurfes zu einem neuen Zwangsveräußerungsperfahren zu 
machen Veranlaffung fand. In allen. übrigen Beziehuns 
gen hat der Entwurf den vollkommenen Beifall der Com⸗ 
miffion. 

Zwar ift in das Schreiben, welches die Koͤnigl. Kreis⸗ 
regierung, Kammer ber Finanzen, unter dem 6. Septems 
ber 4827 in Betreff diefes Gegenftandes an die allerhöchfte 
Stelle erließ, die Bemerkung eingefloffen, daß das Bers 
fahren, mie, der Entwurf es feftftelle, noch zu verwickelt 
und weitläuftig fcheine und auf eine weit einfachere Korm 
bare zurücgeführt werden können. Allein die Commifs 
fion kaun auf diefe Aeußerung fein Gewicht Iegen, da fie 
nur im Allgemeinen bingeworfen ift, ohne auf das Eins 
zelne des Entwurfs und die durch das Königl. Appellas 
tionsgericht ausgeführten Motive deffelben einzugehen, viel 
weniger die. „einfache Form,“ die der Finanzfammer 
vorjchwebte, näher anzudeuten. Die Zwangsveräußerung . 
it cin hoͤchſt wichtiges Verfahren, — denn es gilt dem 
wefentlichiten Theile des Vermögens, dem Grundeigenthu⸗ 
me, und entſcheidet in der Regel das ganze Schickſal des 
Schuldners. Die Betheiligten muͤſſen daher durch einen 
wohlgeordneten Prozeßgang vor Willkuͤhr und Uebereilung 
geſchuͤtzt werden. Die Einfachheit in der Rechtspflege 
kann eben fo gut übertrieben werben, als die Foͤrm⸗ 
lichkeiten, und Jenes hat faſt noch fchlimmere Kolgen 
als dieſes. Es gibt gewiffe Länder, wo die Juſtiz auf 
. eine Außerfi einfahe Weife verwaltet wird; aber wer 
möchte fie deßhalb als Mufter gelten laſſen? 
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Wenn in jenem Schreiben weiter gefagt iſt, durch Ab⸗ 
fchaffung der vielen Förmlichfeiten würden die fisfalifchen 
Gefälle von felbft wegfallen, und der Fiskus könne 
ſich dann nicht befchweren, da die fiskaliſchen Geſetze 
nur dann Anwendung finden, wenn ber Fall ber Erbes 
bung vorfommt, — fo darf man billig fragen, ob es nicht für 
den Fiskus vollfommen einerlei fey, wenn die Gefälle auf 
indirefte Weife durch Abſchaffung der Förmlichfeiten, 
von felbft wegfallen, oder aber auf direkte Weife 
aufgehoben werden? Die Hauptfrage if, ob der Fiskus 
fie überhaupt entbehren koͤnne, — und dies fcheint durch 
jene Diftinftion zugegeben zu ſeyn. Uebrigens muß hier 
nochmals erinnert werden, daß die Königf. Kreisregierung 
felbft feitdem Cim Sahr 1831) in Betreff der Regiſtrirungs— 
gefälle der allerhöchften Stelle Borfchläge vorgelegt bat, 
denen weit wohlthätigere Anfichten zum Grunde liegen, 
und welche die ganze Aufmerkfamfeit Seiner Majeftät vers 
dienen dürften, 


Zarregulativ zum Zwangsveräußerungs— 
gefege und Rangordnungdverfahren. 


Was fodann das, jenem Entwurfe beigefuͤgte Tarre: 
gulativ für die Zwangsverdäußerung betrifft, fo 
ift darüber Folgendes zu bemerken: 

4) Beiden Anwaltdgebühren (Art. 1) wäre, nad 
Nero 4 unter Nro 2 beizufügen: 

„2) Kür die Beforgung der Trandfeription des Bes 
„ſchlagnahmeprotokolles, — Art. 5 des Geſetzes. 30 fr. 
Sodann ift bei Nro 5 Ddeffelben Art. hinzuzufügen: 

„Eine gleihe Gebühr fommt dem Anwalte zu für bie 
„Beſorgung des erforderlichen Auszuges aus bem 
„Transſeriptions buͤchern, in Gemaͤßheit des Art, 44 
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„des Geſetzes über die Verbefferung des Hypotheken⸗ 
„weſens, und für die Leitung ber nöthigen Zuftelun, 
„gen an die privilegirten Gläubiger.’ 

2) Dagegen glaubt die Commiffion, daß die Gebühr 
unter N: 7, für Gorrefpondenz und Porto-Auslagen, fügs 
lich von 4 fl. auf 3 fl. herabgeſetzt werden koͤnne. 

3) Bei den Gebühren der Gerihtsboten (Art. 5) 
ift in Ne 2 der ganze letzte Abſatz zu flreichen, da die 
für die Bürgermeifter beftimmte Abfchrift des Beſchlag⸗ 
nahmeprotofolles wegfällt. 

Dagegen ift zu N? 3 hinzuzufügen: 

„Fuͤr die Beforgung ber Transfeription des Zuftels 
„lungsafts 00 . - 24 fr. 

4) m Art. 6 glaubt die Commiſſion die Gebühr des 
Gerichtsſchreibers von 24 fr. auf 12 herabfegen zu muͤſ— 
fen, da bie darin erwähnte Bormerfung mit einer fehr uns 
bedeutenden Mühe verbunden und mit einigen wenigen 
Zeilen abgethan it. | 

Im Uebrigen billigt die Commiſſion alle Anfäge des 
Zarregulatives für dag Zwangsveräußerungsverfahren. 

In Bezug auf jenes über das Rangorbnungsver- 
fahren hat die Gommiffion nichts zu erinnern, 

Daß ber Art. 15 ded Tarregulativg, bie Beibehaltung 
einer proportionellen Gebühr von zZ pCt. für die Trans⸗ 
feriptionen betreffend, gänzlich wegfallen muß, verfteht füch, 
nad Art. 10 des Entwurfs zur Berbefferung des Hypo⸗ 
thekenweſens und nach dem, was in den Motiven zu je 
nem Artikel gefagt worden ift, von feldft. 

Die Commiſſion wuͤnſcht, daß an die Stelfe biefe Ars 
tikels eine andere Beſtimmung gefeßt werde, um einem 
- großen Mißbrauche, der fich bei mehreren Bezirfsgerichten 
des Rheinkreiſes eingefchlichen hat, ein Ende zu machen, 
Er befteht darin, daß bei dem Rangordnungsverfahren auch 
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die Koſten derjenigen Glaͤubiger, welche keine Anweiſung 
erhalten — alſo die Koſten mit Unrecht gemacht haben — 
auf die Maſſe angewieſen werden und zwar mit dem, den 
Gerichtskoſten zuſtehenden privilegirten Rang: woraus eine 
widerrechtliche Verminderung der Maſſe und ſonach eine 
augenfaͤllige Beeinträchtigung der fruͤhern Glaͤubiger her⸗ 
vorgeht. Zur Beſeitigung dieſes Mißbrauches ſchlaͤgt die 
Commiſſion folgenden Artikel vor: 
Art. 15. 


„Diejenigen Gläubiger, welche bei dem Nangorbnungss 
„verfahren feine Anmeifung erhalten, haben auch für ihre 
„Koften feinen Anfpruch auf die zu vertheilende Maſſe.“ — 


Mobiliar-Erecutionen. 


Nachdem bie Commiſſion diefen Gegenftand erledigt 
hatte, unterwarf fie, dem erhaltenen Auftrage gemäß, auch 
den im Jahr 4827 durch das Königl. Appellationsgericht 
ausgearbeiteten Entwurf zur DBereinfachung der Mobis- 
liar-Erefutionen und zur Verminderung der deffalls 
figen Koften, einer Revifion. Sie fand jedoch darüber 
nicht8 zu erinnern und gibt jenem Entwurfe, fo wie der 
darauf bezüglichen Regulirung der Zaren ihren ganzen 
‚Beifall. — 

Zum Schluße glaubt die Commiſſion die allgemeine 
Bemerkung machen zu müffen, daß in dem von ihr vor 
gelegten Gefeßedentwurfe über die Verbefferung des Hy» 
pothefenwefens, fo wie auch in jenem über das Zwangs⸗ 
veräußerungsverfahren, alle Theile der Entwürfe ſowohl 
unter fich, als auch mit verfchiedenen andern Materien 
bes Givilgefesbuches in fo enger Verbindung ſtehen, daß 
einzelne Beftimmungen nur mit Außerft vorfichtiger Hand, 
und unter forgfältiger Berüdfichtigung aller Gonfequenzen, 
weggefchnitten oder abgeändert werden können. Sonſt 
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würde man Gefahr Iaufen, die Grundfteine der beftehens 
den Gefepgebung loszuruͤtteln und bie Argfte Verwirrung 
herbeizuführen. Die Commiffion erlaubt fich daher, ben 
Wunſch audzufprechen, daß, wenn bei ber Disfuffion der 
Entwürfe im Staatörathe oder in den ftändifchen Auss 
fchüffen folhe Abänderungen zur Sprache fommen follten, 
bie Commiffion darüber gehört werden möchte, ehe ein bes 
finitiver Befchluß gefaßt wird. Die Außerft bilifate Nas 
tur der Materien und die praftifche Sachkunde, bie ihre 
legislative Behandlung vorausfest, dürfte Diefen Wunſch 
entfchuldigen und rechtfertigen. — 


Die legten Sigungen der Commiffion wurden der Bes 
rathung über die auf den Gefeßedentwurf zur Berbeffe- 
rung des Hypothefenwefend bezüglichen Taren der Notas 
rien und Rentbeamten, fo wie über die Taxordnung 
für die Hypothefenbewahrer gewidmet. 


1. 
Zare der Notarien. 

Wird der erwähnte Entwurf zum Gefeß erhoben, fo 
entfpringt daraus für die Notarien eine fehr anfehnliche 
Vermehrung ihrer amtlichen Gefchäfte, indem fie beiläuftg 
doppelt fo viele Urkunden über Beräußerungen von ms 
mobilien, Erbtheilungen u. f. w. aufnehmen werden, als 
biöher. Aus Rüdficht auf diefen Zuwachs kann eine Hers 
abfegung der beſtehenden Taxe für diefe Art von Aften 
eintreten, und bie Commiſſion hielt eine folche Herabfes 
gung fir befonders nöthig in Bezug auf Akten vom gerins 
germ Belang, wie fie in den Armern Bezirken des Kreiſes 
ſehr haufig zu ſeyn pflegen. 
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Unter Berädfichtigung dieſer Gefichtspunfte hat die 
Commiffion das in ber Beilage E enthaltene Tarregus 
lativ entworfen. 


I. 
Taxe ber Rentbeamten. 


Wenn bad Transferiptionsgefchäft den Nentbeamten 
übertragen wird, fo müffen die hierauf bezüglichen Ges 
bühren diefer Beamten durch ein Tarregulativ beftimmt 
werben. Bei näherer Prüfung dieſes Gegenftandes zeigt 
fih aber, daß derfelbe nicht geringe Schwierigkeiten darbiete. 

Wenn auf der einen Seite durch das Prinzip der Aut hen⸗ 
tizität und Publizität ber Beräußerungen liegender 
Güter dem Verkehr überhaupt und dem Gredit insbefon- 
dere eine feftere Bafis gegeben werden fol, fo darf auf 
der andern Seite dieſe Veränderung nicht mit allzugroßen 
- Koften für die Betheiligten verknüpft feyn, Damit nicht 
das Wohlthaͤtige der Manfregel durch das Drücdende der 
Koftenvermehrung überwogen oder doch in den Hinter: 
grund geftellt werde. Der Wunfh der Gommiffion ging 
baber auf eine Berminderung ber bisherigen Trans» 
feriptionsgebühren, in Webereinftimmung mit dem in dies 
fem Betreff erhaltenen allerhöchften Auftrage. 

Allein nach einer Berechnung, welche ein Mitglied der 
Sommiffion — Herr Domaͤnen⸗Inſpektor Dechen — ber 
Commiſſion vorlegte Ci, Beilage F.), würde, wenn man 
auch die Zaren, welche bisher die Hypothefenbewahrer für 
das Transferiptionsgefchäft bezogen, unverändert fort 
befteben ließe, dem Mentbeamten, nach Abzug feiner 
Büreaufoften, nur ein Außerft geringes Salarium für feine 
Mühe und Verantwortlichfeit übrig bleiben, — fo daß dies 
ſes Mitglied fi fogar dahin ausſprach, daß ihm eine 
Erhöhung ber beſtehenden Gebühren nöthig fcheine, wenn 
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man. gegen bie Rentbeamten gerecht ſeyn und ihnen eine, 
der Wichtigkeit des Gefchäfted: und der Größe der Arbeit 
und der Refponfabilität entfprechende Vergütung zuſichern 
wolle. 

Da nun aber auf jeden Fall von einer Erhöhung 

ber jett beftehenden Transferiptiond-Safarien feine Rede 
ſeyn darf, auch die ausdrüclich ausgefprochene allerhoͤchſte 
Willensmeinung Seiner. Königlihen Majeftät vielmehr 
eine. Verminderung berfelben bezielt, fo ſchien ber 
Eommiffion, — (falls die von Herrn Domänen-nfpeltor 
Dech en aufgeftellten Berechnungen auf richtigen Borands 
fegungen und Grundlagen beruhen follten, — was bie 
Königl. Kreisregierung beifer als die Commiſſion wird bes 
meſſen fönnen,) — nur folgende Alternative übrig zu 
bleiben. \ | 2%, 
. - Entweder, die auf das Transfcriptionsgefchäft bezuͤg⸗ 
lichen Gebühren der. Rentbeamten Coder jeder andern Ber 
börde, welche allenfalls mit diefem Gefchäfte beauftragt 
werben fönnte,) auf die Hälfte oder ein Drittheil des jegis 
gen. Betrages herabzufegen, und den übrigen Theil- ihrer 
deffallfigen Befoldung, bis zu einem angemeffenen Bes 
trage, aus der Staatsfaffe zuzulegen. 

Oder — wenn biefer Ausweg nicht möglich ſeyn follte — 
den vorliegenden Entwurf, in fo weit er. die. Nealifirung 
bes Prinzips der Authentizität und Publizität der 
Ermwerbstitel zum Gegenftande bat, und das Transferips 
tionsgefchäft den Nentämtern überträgt, für jest ald uns 
thunlich zu betrachten und die Ausführung diefes Syftemes 
bis zur gänzlichen Beendigung des Gteuerfatajterd und 
der zuverläßigen und gleihförmigen Grundbücher und Bann⸗ 
farten, welche daraus hervorgehen follen, zu verfchieben, 
um fodann zu verfuchen, ob vermittelft, einer ganz andern, 
auf jene Grundbücher zu bauenden Einrichtung und durch 
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Greirung ganz Feiner, durch die Lofalbehörben zu verwals 
tender Hypotheken- oder Trangferiptionsbezirfe, alle Eins 
wendungen, welchen ber vorliegende Entwurf noch begeg⸗ 
net, gluͤcklich beſeitigt werden koͤnnen. 

Unter dieſen Umſtaͤnden hielt es die Commiſſion für 
unnoͤthig, ſich fuͤr jetzt mit der Entwerfung eines beſon⸗ 
dern Taxregulativs fuͤr die Rentbeamten zu be— 
ſchaͤftigen. Dieſer Gegenſtand wird ſich ſehr leicht nach⸗ 
holen laſſen, wenn man ſich allerhoͤchſten Orts fuͤr das zu 
befolgende Syſtem entſchieden ausgeſprochen haben wird. 

Es iſt uͤbrigens ſehr weſentlich, nicht außer Acht zu 
laſſen, daß, wenn auch der durch die Commiſſion vorges 
legte Entwurf in Anſehung derjenigen Beftimmungen, welche 
auf die Authentizität der Ermerbötitel und bie Hers 
ftelluug einer durchgreifenden Publizität der Beräußes 
rungen durch obligatorifche Zransfeription, fo wie auf 
die damit verbundene Ueberweiſung des Trangfceriptiong- 
gefchäftes an die Königl. Rentämter Bezug haben, den in 
diefer Hinſicht erhobenen Bedenklichfeiten unterliegen follte, 
dennoch alle übrigen Theile ded Entwurfs, auch für fi 
allein, ind Leben treten koͤnnen, da fie mit jenen Prinzipien 
der Authentizität und Publizität Feineswegs in noths 
wendigem Zufammenhange ſtehen. Die Sommiffion hegt 
die fefte Ueberzeugung, daß, auch abgefehen von dieſen 
Prinzipien, die Übrigen Mobiftfationen des beftehenden Hy» 
pothefenwefend, welche ber Entwurf aufftelt, ale Auf 
merffamfeit verdienen und von dem wohlthätigften Eins 
fluffe feyn würden. Sie bat daher für zwedmäßig und 
nöthig erachtet, in diefer Borausfegung einen befondern 
Entwurf audzuarbeiten und vorzulegen. (S. Entwurf IL) 
In demſelben ift Alles, was ſich auf das erwähnte Sys 
ftem der Authentizität und Publizität der Immo— 
biliarmutationen bezieht, weggefihnitten, und bie übrigen 


156_ 


Artikel des Entwurfs haben eine diefer Abänderung ans 
paſſende Redaktion erhalten. - 

Eben fo verfteht fich von felbft, daß die ſchon im 
Sahr 1827 vorgelegten und durd die Commiſſion von 
neuem revidirten Entwürfe in Betreff der Mobiliar: 
Erefutionen, fo wie der Zwangsveräußerung 
von Smmobilien, fammt den darauf bezüglichen Tar- 
ordnungen, von jenem Syfteme der Authentizität und 
Publizität ganz unabhängig find. Nür müßte, wenn jenes 
Spyftem verworfen oder deſſen Ausführung verfchoben 
würde, in dem Zwangsveräußerungsgefege ber 
dur die Gommiffion begutachtete Zuſatz in Betreff ber 
Transfceription der Befchlagnahme wieder wegfallen, 
und die urfprüngliche Redaktion des Art. 4 und 5 des 
Entwurfes von 1827 unverändert bleiben, fo wie der 
Art. 15 des Tarregulativs. 

Auch glaubt die Commiſſion gegen den, durch bie 
Königl. Kreisregierung, Kammer der Finanzen, bei ihrer 
damaligen Begutachtung des Entwurfs gemachten Bor: 
fhlag, daß die Erhebung der in die Staatsfaffe fließen, 
den Trangfcriptiondgebühr von z pE&t., welche der Art. 15 
jener Taxordnung beibehält, gleich bei der Regiftri- 
zung des Aktes gefchehen folle, ausdrücklich protes 
fliren zu müffen. Denn es ift fhon an und für ſich eine 
äußert fonderbare und unhaltbare Idee, von der Trans 
feription eine Gebühr nehmen zu wollen, ehe die Trans⸗ 
feription feldft gefchieht, und fie alfo auch dann zu neh 
men, wenn ber Betheiligte ed für ganz überflüffig hält, 
die Transfcription zu begehren, mithin für dad, was er 
bezahlt, durchaus Feine Gegenleiftung oder Vortheil erhält, 
und der Aft, wofür die Gebühr entrichtet wird, gar nicht 
Statt findet. — Ein fo feltfamer Gedanke fam zwar auch 
der frangöfifchen Staatöregierung im Jahre 4816. Allein 
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dort waltete ein unabmweislicher Grund ‘ob. Er lag in ber 
ungeheuern Kriegscontribution, welche der franzöftfche 
Staat an die verbündeten Mächte zahlen mußte. Es galt, 
der Staatsfaffe Zahlungsmittel zu fchaffen, gleichviel auf 
welchem Wege. Uebrigens ift die Königl. Regierung des 
Rheinkreifes felbft, wie e8 ihre bereitd mehrmals erwähns- 
ten Vorſchläge vom Jahr 1851 bemweifen, jchon längft von 
jener Idee wieder abgefommen. 

Die Sommiffion hält ſich überzeugt, daß, wenn bie 
Berbefjerung des beftehenden Hypothekenweſens auch nur 
in dem befchränftern Umfange ded Entwurfs I. alsbald 
ind Leben tritt, und zugleich die mehrerwähnten Entwürfe 
vom Sahr 1827 in Betreff der Mobiliars und Smmobiliars 
Erefutionen, fo wie die darauf bezüglichen Tarordnungen 
zum Gefeg erhoben werben, ein folches Refultat fchon 
Außerft bedeutend feyn und von dem Rheinkreiſe einftimmig 
ald eine fehr namhafte und danfenswerthe Wohlthat aufs 

„genommen werden würde. 

Daß übrigens die, Commiſſion, felbft in dem Kalle, 
wo blos der reduzirte Entwurf Nee II. zum Gefeß werben | 
und, wider alles Verhoffen, auch von den Gefegedentwürs 
fen vom Sahr 1827 Umgang genommen werden follte, 
ftetd die Aufhebung oder Herabfeßung der pro 
portionellen Transfcriptionsgebühr als eine 
hoͤchſt wefentlihe Maaßregel betrachte, bedarf, nad dem, 
was bereits hierüber gejagt worden ift, faum noch einer 
befondern Bemerfung. Auch kann diefe Manßregel auf 
jeden Fall ohne den geringften Nachtheil für den Staats» 
fhaß eintreten. Denn je geringer die Gebühr ift, welche 
für die Trangfeription an den Staatsſchatz entrichtet wers 
den muß, deito häufiger werden die Transferiptionen feyn; 
und felbjt bei gänzlicher Aufhebung der Gebühr läßt ſich 
annehmen, daß eben darum die Zahl der Transferiptionen 
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— wenn fie auch sicht pbligatorifch erflärt werden — fo 
groß feyn wird, daß die bloße Vermehrung des Stempel⸗ 
verbrauchd den durch die Aufhebung der proportionellen Ges 
bühr entftandenen geringen Ausfall volfommen decken wird, 

Eine ähnliche Bewandniß hat es mit der Quittungs— 
gebühr, wovon die Beilage B näher handelt. Die Com⸗ 
miffton beantragt, auf jeden Fall, deren Aufhebung, 
ober doch wenigftend deren Herabfegung auf 4 ihres ges 
genwärtigen Betrages, d. b. von Z pCt. auf 4 pCt, oder 
was dafjelbe ift, auf 4 fr. per 40 fl. Im Falle der gänz- 
lihen Aufhebung diefer Außerft nachtheiligen und unge» 
rechten Taxe würde der Staatsſchatz nur eine geringe 
Summe verlieren; denn die Tare trägt dermalen, wie bes 
reits bemerkt worben ift, fehr wenig ein, weil jedermann, 
jener bedeutenden Abgabe wegen, fich ſcheut, authentifche 
Dnittungen zu errichten oder Privatquittungen regiftriren 
zu laffen, fo wichtig dies auch für die Sicherheit des Vers 
fehrs wäre. Eine Herabfegung auf # pCt. hingegen würde 
dem Staate unfehlbar eine weit ftärfere Einnahme vers 
ſchaffen, ald die dermalige Befchaffenheit diefer Tare ges 
währt. Denn es leidet feinen Zweifel, daß die von ber 
Duotität der Steuer abgeftrihenen 3 durch die, mes 
nigftende um das Fünffahe, vielleicht um das Zehnfache 
vermehrte Zahl der Erhebungsfälle reichlich gedeckt wer⸗ 
ben würden, — eine Behauptung, deren Richtigkeit gewiß 
jeder Sachfundige gern anerfennen wird. — 


- 1 
Taxe der Hypothekenbewahrer. 

Nach reiflicher Berathung über diefen Gegenftand fchöpfte 
die Sommiffion die Ueberzeugung, daß die definitive Res 
gulirung einer Taxe für die Hypothefenbewahrer ausge⸗ 
fett bleiben muͤſſe, bis entfchiedem ift, welches von den in 
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Autrag gebrachten Syitemen die Yeiftimmung der legislas 
tiven Gewalten erlangen und als Geſetz ind Leben treten 
wird, i 

Um eine Tare für die verfchiedenen Verrichtungen eis 
nes Beamten aufftelen zu fönnen, muß man vor allen 
Dingen wiffen, worin biefe Berrichtungen beftehen. Sie 
find ‘aber verfchieben, je nachdem ber eine oder der andere 
Entwurf angenommen wird, und je nachdem diefe oder 
jene Beftimmung der Entwürfe bleibt oder wegfaͤllt. 

Dazu kommt, daß bei einer folchen Arbeit ftetd im 
Auge behalten werben muß, welches jährliche Einkommen 
im Ganzen aus der bisherigen, fo wie aus der neu aufs 
zuftellenden Tare für den Beamten muthmaßlich entfpringt, 
damit ſich ermeflen Iafie, ob der Gehalt dem amtlichen 
Standpunft entfpreche, oder nicht; und daß die einzelnen 
Anfäte ſich hiernach richten muͤſſen. Nun aber haben meh— 
rere Beflimmungen der Entwürfe auf diefe Frage großen 
Einfluß. Nach dem erften Entwurfe 5. B. wird dad Trans⸗ 
feriptiondgefchäft von dem Hypothekenamte getrennt; nad 
dem zweiten bleibt es mit demfelben vereinigt. Nach einer 
andern Beftimmung fol künftig das Nefolutionsrecht, fo 
wie das Privilegium des Verkäufers nah 5 Jahren der 
Einfchreibung ins Hypothekenbuch unterworfen feyn, ‚was 
natürlich die Zahl der Einfchreibungen fehr vermehrt; da- 
gegen fol die Erneuerung ber Einfchreibungen auf eine 
fürzere Weife und ohne neue Bordereaux gefchehen u. f. w. 
Auch müßte die Commiffion, um jene Frage mit einiger 
Zuverficht beurtheilen zu können, vor Allem umftändliche 
amtliche Notigen über das bisherige Einfommen aller Hy⸗ 
pothefenbewahrer des Rheinfreifes wor Augen haben, und 
deßhalb mit der Königl. Kreisregierung in vorläufiges Bes 
nehmen treten. 

Steht übrigens einmal das Syſtem felbft feft, fo wird 
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bie NRegulirung einer paffenden Tare für die Hppothefen, 
Amter weder eine fehr fchwierige, noch eine beſonders weit⸗ 
laͤuftige Arbeit feyn. — 

Alfo verhandelt und befchloffen in ein und zwanzig 
Sigungen der zur Berbefferung des Hypothefenwefens ‘im 
Nheinfreife niedergefegten Commiſſion, beftehend aus dem 
Königl. Staatsrath und Appellationsgerichts » Präfidenten 
v. Koch, ald Vorſtand der Commiſſion; den Appellationg- 
gerichts⸗Raͤthen Hilgard und Spach; dem Bezirfögerichtds 
Präfdenten Korbach ; den Abvofaten Willich und Eulmann 
dem eltern; dem Domänen-nfpector Dechen und dem 
Notär Schuler, — alles in Gegenwart ded General-Pros 
kurators Schentl. Advofat Willi wohnte jedod nur den 
neun erften Sigungen bei, und Notär — fand ſich 
bei der letzten verhindert. 


Zweibruͤcken, den 24. April 1834. 


v. Rod. 
Korbadı. Hilgard,. 
Berichterftatter und Eoncipient. _ 
Deden. Spach. 


Culmann. Sr. Schuler. 


Beilage A, 
nah ihrem wefentlihen Refultate 


Diefed Aktenſtück enthält eine fehr genaue und erfchds 
pfende, durch das Commifflonds Mitglied, K. Domänen» 
Infpeftor Dechen, aufgeftellte Berechnung fämmtlicher 
Einnahmen und Ausgaben, welche aus dem Geſetzesent⸗ 
wurfe N I. für die Staatskaſſe muthmaßlich entfpringen 
würden; fo wie eine Bergleihung mit den Ginnahmen 
und Ausgaben, welche die dermalige Gefeggebung verans 
laßt. Das Nefultat ift, daß aus dem neuen Geſetze, trotz 
der Aufhebung ber Zrangferiptiondgebühr, — bie bisher 
nur eine fehr unbedeutende Summe abwarf, — für das 
Staatsärar nicht nur Fein Ausfall, fondern vielmehr, in 
Folge des vermehrten Verbrauchs von Stempelpapier, eine 
Vermehrung ber Einnahme von jährlich 6000 — 7000 fl. 
ſich ergeben würde. 


Beilage B. 

Berfchiedene Einregiftrirungsgebühren flehen 
mit dem Zwed eines jeden Hypotheken⸗Geſetzes — Befdrs 
derung, ded Wohles der Geldbedürftigen durch Begrüns 
dung eined allgemeinen Credits — im grellften Wider - 
ſpruch, und müffen nothwendig aufgehoben werden, wenn 
die Erreichung jenes Zweckes mit Ernit verfolgt werden foll. 

Die Natur diefer Steuern ift weſentlich verfchieden von 
ber Ratur jeder Andern. In der Regel befteuert das Ge⸗ 
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feg nur das Vermoͤgen ber Staatdangehörigen und das⸗ 
jenige, was ald Vermögen angefeben wird. Könnte man 
auch den Gredit, defjen der Staatsbürger theilhaftig ift, 
als einen Theil feines Vermögens, als ein fteuerbares Gas 
pital betrachten und demgemäß denfelben befteuern, jo ift 
es doch widerfinnig und ungerecht im höchften Grabe, 
ben Mangel des Credits, alfo den Mangel diefed Bers 
mögenstheild, zu befteuern und zwar um fo mehr zu bes . 
fteuern, je größer und fühlbarer dieſer Mangel ift. 

Wer reich ift, Eredit genießt und Geld allenfalld zu 
Speculationen aufnimmt, zahlt in der Regel biervon dem 
Staate nichts. Er erhält die Gapitalien auf feine perſoͤn— 
liche Verpflichtung bin; er ſtellt einfache »-Schuldfcheine 
aus, von denen unter taufenden faum einer vor Gericht 
fommt; die Schuld wird zuruͤckbezahlt, der Schein zurück 
gegeben, und der Staat befommt weder bei der Gontras 
birung noch bei der Tilgung der Schuld irgend eine Steuer. 
Der eigentlide Gredit it demnach durchaus. fteuerfrei, 

Anders verhält es fi aber dann, wenn der Grebit 
eined Schuldners nicht in der Art feft begründet ift, daß 
feine perfönfiche Verpflichtung dem Darleiher zureichende 
Sicherheit zu gewähren fcheint. Im ſolchem Fall verlangt 
der Darleiber noch weitere bypothefarifche Sicherheit, und 
fo wie diefe beftellt und hierbei die Schuld in einer aus 
tbentifchen Urkunde anerfannt wird, tritt der Staat auf 
und beftenert diefen Mangel des vollftändigen perfönlichen 
Ereditd mit einem Procent vom Betrag der anerfann- 
ten Schuld, für welche die Sicherheit beftelt wird. 

Bieten die yerfönliche Verpflichtung des Schuldners 
und die Hypotheke, bie er beftellen fann, dem Darleiher 
noch feine hinreichende Sicherheit dar; muß der Geldbes 
dürftige, um zu einem Capital zu gelangen, noch den pers 
ſoͤnlichen Gredit eines Freundes zu Hilfe nehmen, der 
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feine Zahlfähigfelt und Nedlichkeit verbärgt, fo erhebt 
der Staat für diefen größern Mangel des Credits no ein 
weiteres halbes Procent. 

Geht endlich der Gredit des Schuldners ganz zu Gruns 
de, wird er ausgepfaͤndet und entgütert, fo eröffnet dies» 
fer Gulminationspunft des Vermoͤgensverfalls für den 
Staat eine neue und die ergiebigfte Quelle von Gebühren. 

Der Staat tritt in foldhem Falle mit. feinen verhält 
nißmäßigen Gebühren fo oft auf, daß, Cabgefehen von 
den firen Stempel» und Einregiftrirungsgefällen, die zus 
fammen ftetd noch einige Procente des Vermögens bes 
Schuldners verfchlingen) diefer fich nicht unglücklich ſchaͤ⸗ 
Ben darf, wenn er nur mit dem zehnten Pfennig feines 
Vermoͤgens das traurige Privilegium, betteln geben zu 
dürfen, bei der Staatscaſſe erfauft. 

Ganz abgefehen von der Höhe und der Härte diefer 
Targefälle -follen nur diejenigen bier etwas fchärfer ins 
Auge gefaßt werden, die in näherer Beziehung zu dem 
vorliegenden Geſetzes⸗Entwurfe ftehen und einen unmittel 
baren Einfluß auf die Sicherheit des Verkehrs haben, ohne 
- welche alle gefeßgeberifchen Verſuche, den Erebit zu befoͤr⸗ 
dern,' erfolglos bleiben” müffen. 

Die erfte der hierher gehörigen Gebühren ift die Quit— 
tungs-Gebühr von einem halben Procent, bie eis 
nestheil® bis jegt dem Staate fehr wenig eingetragen bat 
und anderntheild von einem durchgreifenden Einfluß os 
wohl auf die Sicherheit des Verkehrs im Allgemeinen als 
insbefondere auf bad Syftem bes vorliegenden Geſetzes⸗ 
Entwurfes iſt. | 

Die Königl. Kreisregierung in Speyer hat im Jahr 
41831 einen Entwurf zur Modififation einiger 
gefeglihen Belimmungen in Beziehung auf 
das Taxweſen des Rheinfreifes ausgearbeitet und 
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dem Königl. Finanz Minifterium mit ausführlichen Moti⸗ 
ven eingefendet. In dieſem Entwurf wird $. 20 bereits 
vorgejchlagen, diefe Gebühr von 4 pÜt. aufzuheben, und 
durch eine fire Gebühr von 7 fr. für Beträge bis zu 100 
fl. und 28 fr. für Beträge über 100 fl. zu erfegen. Zur 
gleich ift berechnet, daß ber dadurch fich ergebende Aus- 
fall auf hoͤchſtens 4000 fl. ſich belaufen werde. Ä 
Diefer Vorſchlag der Kreisregierung zu Speyer it hoͤchſt 
zweckmaͤßig und techtfertige fih auf dad vollfommenjte 
durch nachfolgende Betrachtungen. 
Das Civilgeſetz des Rheinkreiſes legt der Formalitaͤt 
der Einregiſtrirung bekanntlich bei Privatakten die Wir⸗ 
tung bei, ihnen gegen Dritte ein ſicheres Datum zu ger 
ben und von diefem Datum an gegen Dritte wirfjam zu 
machen. — Art. 1328 des Civilgeſetzbuches. — Wenn der 
gefegliche Begriff von tiers fo genommen werden muß, 
daß darunter jeder Intereſſent zu verjtehen ift, der nicht 
Mitcontrahent bei der Urfunde war, noch Erbe eines fol 
chen Mitcontrahenten geworden iſt, fo leuchtet Jedermann 
ein, wie wefentlich es ift, um fi gegen die Nothwendigs 
keit doppelter Zahlung zu fihügen, die Quittungen der 
Formalität der Einregiftrirung zu unterwerfen und auf 
ſolche Weife fie gegen Dritte wirffam zu machen. Trotz 
diefer Har vor Augen liegenden Wichtigkeit der Einregiftris 
rung der Duittungen, wird diefelbe doch nie und nirgends 
als Borfihtsmaaßregel angewendet, fondern nur da 
vorgenommen, wo eine augenblicliche unabwendbare Noths 
wendigfeit vorliegt. Man mag die Einregiftrirungsbücher 
nachſchlagen; — es wird fich ergeben, daß die Einnahme 
der 4000 fl. ganz berrührt von folchen Fällen der Noths 
wendigfeit z. B. wenn eine Quittung vor Gericht vorges 
legt werden mußte, oder wenn die Gebühr auf ein Urs 
theil erhoben wurde, das eine Entlaftung ausſprach, oder 
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wenn Namens eines Minderjährigen die Nabiation einer 
Hypothek bewilligt wurde, und Ähnlichen Fällen der Art; — 
allein aus Vorficht, um fi gegen die Möglichfeit doppels 
ter Zahlung zu fchügen, wird bie — der 
Quittungen nicht begehrt. 

Daraus ergibt ſich, wie nachtbeilig Biete Gebuͤhr von 
einem halben Procent auf die Sicherheit des Verkehrs 
wirft, und. wie notbwendig ſchon aus dieſemn Grunde des 
ren Abrogation iſt. 

Dazu kommt ferner, daß das Princip der Gleichheit 
der Beſteuerung und der Gleichheit der Rechte durch dieſe 
Gebuͤhr faktiſch verletzt wird. Sie iſt im Allgemeinen 
fuͤr die Ouittungen beſtimmt und wird doch faktiſch nur 

erhoben theils von prozeſſirenden Parthien, die durch die 
ſchweren Gerichtſchreiberei- Gebühren ſchon fo hart gedruͤckt 
find, — theils von Minderjährigen bei Stellung ihrer Bors 
mundſchaftsrechnungen (während das Geſetz fonft für die 
Erhaltung ihres Vermögens forgt), und enblid von Sol: 
then, die HypothefarsSchuldner eined Minderjährigen wer—⸗ 
ben und bei der Zahlung ihre Güter ‚won der Hypotbefe 
befreit haben wollen. Sie wird alfo nur erhoben in eins 
zelnen feltenen Fällen, in Gefolge. eines in dad Verbält® 
niß eingetretenen Zufalld und nicht als nothwendige Folge 
bes abgefchloffenen Rechtsgeſchaͤfts, und fie wird, naments 
li in dem legten der drei angegebenen Fälle, von einem 
.. Schuldner erhoben, der bei der Gontrabirung der Schuld 
dem Staate bereits 4 pCt. und vielleicht wegen geftellter 
Bürgfchaft ein weiteres Z pCt. bezahft hat, und der nun, 
nachdem er fo glüdlich war, feine Schuld zu tilgen, dem 
Staate noch einmal m pCt. für: diefe —* Kae 
ten fol! | 

Endlich : greift aber diefe Gebühr baburdh: daß fie bie 
Käufer abhält, fi über die Bezahlung des Kaufpreifes 
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authentifche Duittungen geben zu laffen, weſentlich in bas 
Spyſtem des vorliegenden Gefeged-Entwurfes ein. 

Diefer Entwurf beruht auf dem Princip der Authens 
tizität und der Publizität der Ermwerbsurfunden. . Zur 
Sicherung ber fpätern Erwerber und Hypothefargläubiger 
würde aber wefentlich beitragen, wenn nicht nur die Er 
werbungsurfunde des Schuldners oder Verfäufers in aus 
tbentifcher Form abgefaßt ift, fondern daſſelbe auch bei 
derjenigen Urkunde der Kal wäre, die ald Complement 
der Ermwerbsurfunde zu betrachten ift, nämlich bei der Quit- 
tung, die allein. beweifen kann, daß das Eigenthum unwis 
derruflich dem jegigen Befiger dadurch erworben ift, daß 
das Privilegium und das Refolutionsrecht des früheren 
Berfäufers ſich getilgt findet. 

Nah dem vorliegenden Entwurf fann fein Käufer mit 
Sicherheit im Moment des Kaufes bezahlen und im Kaufe 
aft fi eine Quittung. geben laffen, die auch nach dem 
jegigen Gefege. ſteuerfrei iſt. Er muß wenigſtens abwars 
‚ten, bis die Transfcription gefchehen ift; dann erft hat 
fein Kauf Diejenige — die ihm dia das — 
Datum gibt. on: 

Wenn demnach das Geſetz ben Käufer von nun an 
beinahe im die Nothwendigkeit verfegt, erft einige Zeit nach 
geichloffenem Kauf zu bezahlen und folglich fich befondere 
Quittungen geben zu laffen, fo wäre es doch im hoͤchſten 
Grade ungerecht, wenn dafjelbe Gefeß ihm nicht auch die 
Möglichkeit gäbe, dies ohne einen bedeutenden Mebraufs 
wand von Koften zu thun, und body diefelbe Sicherheit 
zu baben, die ihm jegt die Quittung im Afte felbft gibt. 
Auch ik ein vernünftiger Rechtsgrund nicht einzufehen, 
warum eine im Kaufaft felbft gegebene Quittung von dies 
fer Gebühr befreit, dagegen eine bejonbere Quittung mit 
derſelben belegt werden ſoll. 
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Alle diefe Gründe machen die Herabfegung diefer Ge⸗ 
buͤhr auf eine fire Gebühr von 7 resp. 28 fr. nach bem 
Vorſchlag der Kreisre zierung ſo zu ſagen zur warqliſchen 
Nothwendigkeit. 


Die zweite der hier zur Sprache kommenden Gebühren 
ift die Buͤrgſchaftsgebuͤchr, gleichfalls von einem * 
ben: Procent. Zn. 


Sn dem obenerwähnten von ver König. Kreisregier 
rung in Speyer 1831 gefertigten: Geſetzesentwurf iſt F. 17. 
gleichfalls vorgeſchlagen, dieſelbe aufzuheben, und nur dann 
durch eine fire Gebühr von 7 resp. 28-fr. wie bei den 
Dutttungen zu erfeßen, wenn: ber Biürgfchaftsvertrag nicht 
in derfelben Urkunde. mit der Hauptverbindfichkeit einge 
gangen wird. Der dadurch anſtehende ——— iſt auf 
43,000 fl. berechnet: | | 
Derjenige, welcher angehalten wird, dem Gläubiger 
einen Bürgen zu ftellen, gehört effenbar zu der weniger 
bemittelten Klaffe. Sein perfönlihes Vermögen reicht 
nicht aus, um dem Gläubiger augenfällig die erforders 
lihe Sicherhiet darzubieten. Diefer weniger : bemittelte 
Schuldner wird nun angehalten, außer der Zitelgebühr 
von einem Procent noch für diefe Biirafchaft 4 pCt. weiter 
zu bezahlen, und fieht auf folche Weife, das ihm geliehene 
Gapital gefchmälert. Die Steuern werden in der Regel 
nur vom DBermögen oder bei der Erwerbung von Rechten 
erhoben. Welche Rechte erwirbt aber derjenige Schuld» 
ner, ber nur gegen Bürgichaft ein Darlepn erhält, mehr, 
ald der Andere, dem ein Darlehn gegen bypothefarifche 
Berficherung gegeben wird? Durchaus feine, und doch 
bezahlt diefer nur ein, jener aber 4; pCt. Man wende 
nicht ein, daß der Gläubiger in folhem Kalle Reihte gegen 
zwei Perfonen:erwerbe: denn die Stener fällt nicht auf 
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ben Gläubiger, fondern ausſchließkich auf den ungluͤcklichen 
Schuldner. 

Demnach kann die Haͤrte und Ungerechtigkeit dieſer 
Steuer nicht einen Augenblick bezweifelt werden; allein, auch 
abgeſehen hiervon, tritt ſie dem Zweck des Geſetzesentwurfs, 
ber Befoͤrderung des Credits, der Erleichterung der Dar 
lehnöverträge hemmend entgegen, und muß demnach auch 
aus biefem Grunde befeitigt, werben. 


Der Buͤrgſchaftsvertrag fommt aber nicht blos bei 
Darlehn, fondern auch bei andern Verträgen z. B. Kauf— 
und Pachtcontrakten vor. Nirgends wirft er aber fo nach— 
theilig und bei feinem Vertrag erfcheint deffen Beſteuerung 
fo hart, ald bei dem Darlehnsvertrag. Wenn demnach 
aud) dieſe Gebühr bei andern Verträgen beibehalten würde, 
fo follte fie mwenigftend bei dem Darlehnövertrage aufge⸗ 
hoben werben. Bei biefer. befchränften Aufhebung möchte 
ber Ausfall von 13,000 fl. wohl auf einen weit. geringern 
herabfinfen. — | | —— 


Beilage C. 


Der Gefegesentwurf über die Verbefferungen des Hy— 
pothefenwefens im Rheinkreiſe enthält unter andern die 
Beitimmung, daß die Privataften in Beziehung auf bie 
Mutationen von Liegenfchaften befeitigt, an deren Stelle 
authentifche Akten errichtet und transfcribirt werben follen. 


Die nachfolgende Aufftelung gibt eine Veberficht der 
ohngefähren Mehrausgabe, melde aus. diefem Syſteme 


169 


jährlich für die Bewohner bes Nheinfreifes im Ganzen er- 
wachfen würde. 


I. 


Bergleihung der Koften der Privat und 
" Rotariatsaften. | 


| fl. tr. pf. 
1) Ein Kaufakt von einem Werth 
von 20 fl. koſtet: 
a) unter Privatunterſchrift: 
Stempel—14 — 
Regiſtrirung..— 468 — 


Obgleich die meiſten Akten gratis 
durch die Partien ſelbſt oder durch 
Bekannte und Freunde berfelben . 
errichtet werden, fo wird dennoch 
eine Rebaftiondgebühr. angenom⸗ 


men = EEE ER 5 
für biefen At 2.2.2... 14 — — 
Sm Ganzen .. 116 — 


b) vor Notär: 
Stempel 0! 7 _ 
Regierung . 08 — 
Honorar . ah — 
Repertorium "2. 1— 
Erpebition: 0 
Stempel . ! ..—-—1- 
Gebühren . 2-0 — 
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fl. kr. pf. fl. kr. pf. 
Ueertrg. . 2 7— 
Trangferiptiou, als: 
fr. pf. 
Stempel / des Hinter⸗ 
legungs⸗ und des 
Transſcriptionsre⸗ 
giſters .411 3)— 36 3 
Salar des Rentbeamten: 
für die Hinterlegung 7 — 
für die Trangferips 
ton eo 20... 20 — / 


2453 
Obige Koſten abgezogen.1416 
ergibt ſich ein — von. 1203 
2) Kaufakt über 50 fl.: ' 

a) unter Deivataeterhigefe: a 
Stempel . vn — .: 
Regiftrirun . . x... 1-— er 
Redaktion Tom... 0.” 

Total..2834 — 

b) vor Notär: — 
Stempel , ... pe 
Regiftrirung .. . 2 —— 
Honorar....- 36 — 
Repertorium . oo... — 14 — 

Expedition und Stempel bl 
Transfeription 2 2 2 —.38..3 
SS 426 3 
| Abgezogen ae — 
Differenz... 152 3 
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fl. tr. pf. fe kr. pf. 
Mebertrag - » 3 2 2 


3) Kaufakt über 100 fl.: 
a) unter Privatunterſchrift: 
Stempel . » ren en 
Regiftrirung . + + dA — 
Redattion. » . ..- 4 — 


j — — — 


b) vor Notar: 
Stempel . x 2... T— 
Regiftrieung . » - «+ A—-— 
Sonsrar -. » 0.1. — B— 
Repertorium . » F ll 
Expedition und Stempel . — 51 — 
Trangfeription =»... — 38 3 





Abgezogen » - 438 — — 





4) Kaufaft über 300 fl.: 
a) unter Privatunterfchrift: 
Stempel . 2»: 2 vl — 
Regierung . » » . . 2 — — 
Redattion » 2 2. .—- 0 — 





b) vor Rotär: 
Stmpl . 2: 2.2 .— 1— 
Regiftrirung » x x.» . R— — 
Hana . 2.00. 224 — 


BuEr ei 14 31 5 23 1 
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Uebertrag . 
Nepertorium . . . .» 


Erpedition und Stempel . 


Zrangfeription . . . 


Abgezogen . 


Differen : » » » 


5) Kaufakt über 500 fl.: 


a) unter Privatunterfchrift: 


Stempel . 2 2.“ 


Negifteirung . . 0. 


Redaktion ee 
Total . 
b) vor Notär: 


- Stempel 0 1... 
Negiftrirung . . . . 
Honsrar . 2 2.2. 
Repertorium . . . » 


Abgezogen °. 


Differenz . -» — 





38 3 
25 50 3 


1054 — 


Mehrbetrag dieſer fünf Akten. ; ; ? r 


Im Durchſchnitt Fommen alfo auf einen Art 


3 30 3- 


a 
Erpedition und Stempet ; | 
Trandfeription J 


ee 
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Hiervon fallen fl. fr. pf. fl Er. pf 
a) auf die Errichtung des Akts 
1) Erpeditionsgebühren nebft 
— Stempel, ifr 1... — 1 — 
Ziffer 2, 3, 4 und 5 jes 
deömal 51 fr., ao. . 3214 — 


— nn —— 


Zufammen. . . 45 — 


EN 


Durchſchnitt .. — 19 — 

2) Notariatsgebühren.. 118 2 
b) auf die Trangfeription © 20.0038 3 
GSleicher Mehrbetrag . . 246 1 


Sm Rheinfreis werden jährlich wenigftend 13,000 Pris 
vataften über Murationen von Kiegenfchaften errichtet, 
welche nach dem Gefegentwurf notarifch verbrieft werden 
müffen. Der Mehrberrag der Koften diefer Verbriefung 
berechnet fich wie folgt: 

fl, fr. pf. fl. kr. pf. 


1) Expeditionen. 

Es läßt ſich annehmen, daß 
nur zwei Drittheile der 13,000 
Akten erpedirt werden, alfo in 
‚ runder Zahl 8700. Hiernah 
ergibt fih, zu dem obigen 
Durchfchnittöbetrage von 49 er, 
ein Koftenaufwand für die Er 
peditionen von. » + «+. 105 — — 

2) Notariatsgebühren. 

Der obige Durchichnittöbetrag 
von 1 fl. 18 fr. 2 pf. macht auf 
die Gefammtzahl der 13,000 
Alten 2» » 2 2 0. % s »17008 20 — 

Zufammen. „24113 20 — 24113 20 — 
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| fl kr. pf. 
Uebertrag . . 24113 20 — 
| 11. 
Snhaltlih des Gefegentwurfs iſt die 
Trangfeription aller Aften über Immobiliars 
Mutationen und Theilungen obligatorifch. 
. Die Zahl diefer Akten kann fidy für den gan⸗ 
zen Kreid auf 24,000 belaufen, nämlich auf 
11,000 Akten, welche biöher ſchon notariſch 
verbrieft wurden, und auf die obigen 13,000 
Privatakten. 
Da die bisher ſchon vor Notär — | 
Akten oft viele Bogen enthalten, insbefondere 
die Güterverfteigerungen, Schenfungen und 
Theilungen, fo kann angenommen werden, . 
daß jeder der 24,000 Akten, im Durchfchnitt, 
in dem Trangfcriptiongregifter ein Blatt von 
35 Linien auf der Seite und 18 Sylben auf 
der Linie ausfüllen wird. 
Demnach berechnen fich die Transferips 
tionsfoften für jeden at auf 1fl. 9 fr. 1 yf. 


nämlich: fl. fr. pf. 
Stempel bed Hinterlegungsregis 
fterd . * * ’ * + » — 1 1 


Stempel des Transſcriptionsre⸗ 
her. .—_- 1 — 

Salar' des Rentbeamten für die 
Hinterlegung.. — 1— 

Salar des Rentbeamten für die | 
Trangfeription . » » 7. — 0 — 


24113 20 — 
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Uebertrag . .24113.20 — 


und für die Gefammtzahl ber 24,000. Als 


ten auf * * ..'» . a “ ’ ® 0 + [) 5 27700 — — ⸗ 


III. 
Nach Verlauf von fuͤnf Jahren ſollen alle 
Privilegien, Reſolutionsrechte und rückſtän— 


dige Kauf» und Steigſchillinge inſcribirt 


werden. | 
. Im Durdfchnitt find die Koften einer 
Einfchreibung im Hypothefenbuch folgende: 
fl. fr. pf. 
Stempel zu den Bordereauu „. — 14 — 
Fertigung derfelben . »... 14 — 
Stempel des Hinterlegungs- und 
Inferiptiongregifterd . . . — 10 — 
Snferiptiondgebühr für den | 
Staat » » 2. 2 2102.16 — 
Salar des Hypothefenbeamten 
für die Hinterlegung und die 
Snfeription ». 2 2 0202.95 — 


2 29 — 





Im Rheinkreife müßten aliährlich unge 
fähr 6000 Snferiptionen zur Erhaltung obis 
ger _Rechte genommen werden, wovon bie 
Koſten bitälden » 1 ee. 

Hierdurch würden auch die Auszüge aus 
den Inferiptiongregiftern oftfpieliger werden. 
Sn der Regel fommen, auf 6000 Inſeriptio⸗ 
nen, 5000 in ben Auszügen vor, Da jedoch 


39 


14900 — — 


66713 20 — 
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fl. kr. pf. 


Vebertrag . .66713 20 — 


die Einſchreibungen der in Rede ſtehenden 
Privilegien und Reſolutionsrechte nur in 
äußerft ſeltenen Fällen erneuert werden bürfs 
ten, fo fann ein Achttheil weniger angenoms 
men werden, mithin flatt 5000 nur 4375. 


fl. fr. pf. 
Hiervon macht das Salar ded 
Hypothefenbewahrers, zu 28 fr., 2041 40 — 
Das zu diefen Auszügen ers 
forderliche Stempelpapier ift in 
der Berechnung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staats anges . 
nommen 2 2 2 02. 450 — — 


Zufammen „. . 2491 40 — 


— a 


IV. e 

Die Koften der Auszüge und Abfchriften 
aus den Trangfcriptiongregiftern und Reper⸗ 
torien, dann die Gebühren der Nachſuchun⸗ 
gen ıc. können für jedes Rentamt angenoms 
men werden zu 40 fl. an Stempel und zu 
100 fl. an Salarien ded Rentbeamten, im 
Ganzen alfo zu 140 fl.; madıt für 24 Rents 
int de re ne. . 


2491 40 — 


” * + 3360 — Gm 


Sm Ganzen. . .72565 — — 


An diefer Summe wäre jedoch abzuziehen: 

V. 
der durch die Herabfegung der Gebühren der 
Kotarien fich ergebende Betrag. 


72565 — — 
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fl. kr. pf. 
Ä Uebertrag . . 72,565 — — 
In Betreff der Gefchäfte, welche durch Bes 
feitigung der Privataften dem Notär zufließen 
würden, ift die Verminderung der Gebühren 
in obiger Berechnung fchon berüdfichtigt. Es 
handelt ſich alfo bloß noch von denjenigen . 
11,000 Akten, welche gewöhnlich in authen— 
tifcher Form errichtet werden. 


. fl. fr. pf. 
Davon könnten zwei Drit- R 


theile oder 7,400 angenommen 
werden, auf welche die Herabfes 
gung der Gebühren ftatt haben 
würde; und zwar im Durchfchnitt 
auf jeden Akt vierzig Kreuzer, im — 
Totalbetrag alfo: . . .°. 4933 20.— 
on VI 
Die Koften der bisherigen 
Zrangfeription und amtlichen 
Einfchreibungen betreffend. 
Es wurden jährlich unges 
fähr 400, meiftens größere Ak 
ten der Transſcription unters 
legt: daher fann angenommen 
werden für jeden Alt 


fl. fr. pt. 
a) an Ötempelver: 


brauch im Hinterle- 

gunges, im Trans ſerip⸗ 

tions» und im Inſcrip⸗ 

tions⸗Regiſter, zuſam⸗ 

men 45 kr. macht. 300 — — 

300 —a4033 20 — 72,565 — — 


fl. kr. pf. fll. kr. pf. A. kr. pf. 
Uebertrag.. 300—— 4933 20 — 72565 — — 
b) an Salarten für 
die Hinterlegung, die 
Trangfeription u. bie 
amtliche Einfchreibung 
1 fl. 35 fr., macht 633 20 — 
Hiezu 
c) die bisherige 
Trangferiptiondgebühr 
für denStaatmiteirca 2500 — — 
Summa ; » 3433 20 — 3433 20 — 


— —ñ— — 


VII. 


Die Koſtenverminderung we⸗ 

gen Abſtellung der Nachweiſen 
(Bordereaux) über die Inſcrip⸗ 
- tiond-Erneuerungen und wegen 
Abkürzung des Vortrags ber Ers 
neuerungen in den Inſcriptions⸗ 
Regiftern betr. 

Es mögen ungefähr 1250 In⸗ 
ſeriptions⸗Erneuerungen bei den 
vier Hypothekenämtern bed Kreis 
ſes jährlich vorfommen, 

\ . fl. fr. pf. 
Demnach ergibt ſich 
die Anfertigung der 
bis herigen Bordereaux 
zu 1 fl. 24 kr., eine 
Summe von .„ . ..1750— — J 


1750 — — 8366 40 — 72565 —— 
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fl. fr. pf. fl. er. pf. fl. kr. pf 
Uebertrag . . 1750 — — 8366 40 — 72,565 - — 


‚ Die Erfparniß an 
Stempelpapier ift in 
der Berechnung über 
die Einnahmen u. Aus 
gaben des Staats aufs 


geführt mit . . . 7910 — 


Gefammtbetrag . 2479 10 — 247910 — 





vn. 


Die Erfparniß an dem Stems 
pel der Inſcriptions⸗Auszüge bes 
treffend. 

Nach dem Gefegentwurf füns 
nen die Partheien fich Neperto- 
xiums⸗Abſchriften ertheilen Jafr 
fen, wodurch ſich die Zahl der 
Snferiptiond = Auszüge vermins 
dern dürfte. Da nun die Reper- 
toriums » Abjchriften weniger 
Stempelpapier erfordern, als 
jene Auszüge, fo. fann eine Ers 
fparnißan Stempelpapier eintre- 
ten, welche dem achten Theile des 


bisherigen Verbrauchs gleiche 


fommt und fid) belaufen mag auf 

Auch tritt durch die Ziffer VII, 
berührte Abfürzung des Vortrags 
der Fnferiptiond » Erneuerungen 
eine Verminderung in dem Stem⸗ 


150 — — 


10,995 50 — 72565 — — 
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Ä fl. fr..pf fl. kr. pf. 
Uebertrag . . 1099550 — 72565 — — 

pelverbrauch zuden Inſcriptions⸗ 

Auszügen ein, welche in der Bes 

rechnung der Einnahmen und I 

Ausgaben für den Staat ange: . 

fchlagen ft u äzz.170 — — 


Geſammtbetrag der Abzüge . . 1116550 — 11165 50 — 


u nt 


Verglichen ergibt fich eine Mehrausgabe 
für den Kreis von * ⸗ 0* 61399 10 — 





— —— — 


\ 


Beilage D, 


nad ihrem wefentlidhen Refultate. 


Diefe Beilage enthält einen umftändlichen Auffag bed 
K. Domänensnfpeftord Dechen, worin derjelbe darzu—⸗ 
thun jucht, daß der Gefegedentwurf Nre J., in fo weit 
derjelbe die Trausfcription aller Smmobiliarveräußerungen 
obligatorifh madıt und das Xrangferiptiondgefchäft den 
K. Rentämtern zuweiſt, nicht “wohl ausführbar fey. 
Die Gründe diefer Anficht beziehen fich 1) auf die Größe 
der mit dem Trangjcriptiondgefchäfte und der dahin ges 
hörigen Buchführung ꝛc. verfnüpften Arbeiten; 2) auf die 
mangelhafte Befähigung mancher Rentbeamten zu Ddiefem | 
wichtigen Gefchäfte, fo wie auf bie Schwierigfeit, einen. 
jeden derfelben zu einer geeigneten Sautionsleiftung anzus 
halten; 3) auf den Mangel der nöthigen Kofalitäten an 
manchen Orten, zum Behuf der Aufftellung der Trans— 
feriptiongregiftratur u. f. w.; 4) auf den Mangel an nä— 
herer Perfonals und Roattenntnig von Seite der Rents 
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beamten, und die hierand leicht hervorgehende Ungemwißheit 
in. Betreff der Identität der Liegenfchaften, resp. Verwech⸗ 
felung gleichlautender Namen der Perfonen, zumal bei der 
großen Anhäufung von Namen in Folge der Trangfcrips 
tion. aller SImmobiliarveräußerungen; 5) auf die. vers 
mehrte Arbeit der Hypothefenämter in Folge der. Beftims 
mungen des Entwurfes, wonach dad Refolutiongrecht und 
dad Privilegium ded Verkäufers ꝛc. nur auf die Dauer 
von fünf Jahren durch die Trangfeription gefihert ſeyn, 
weiterhin aber durch eine Einfchreibung auf dem Hypothe⸗ 
fenamte confervirt werden fol. — Der Auffag ſchließt mit 
der Anficht, daß ed nur ein Mittel geben dürfte, alle 
berührten Schwierigkeiten zu befeitigen, — in den Grund» 
eigenthumsverfehr, wie in das Hypothekenweſen, Feſtigkeit 
und Sicherheit zu bringen, und die Koſten und Weitläuf— 
tigkeiten des Ttausſcriptions ſpſtems gänzlich zu vermeiden, 
nämlich): | 


8% 


2) — beſonderer Grundeigenthums⸗ und Hy⸗ 
pothekenbücher für jede Gemeinde; und 


2) Führung diefer Bücher durch eine lokalkundige Ber 
höre, welcher zugleich die Aufnahme der Urkunden über 
die Grundeigenthumswechiel, Theilungen und Hypothefen 
übertragen werden müßte, und wozu ber Verfaffer des. Aufs 
faged die Rotarien in der Art vorfchlägt, Daß jedem 
derfelben, unter Abänderung: des derinaligen Notariatswe⸗ 
ſens in dieſer Beziehung, ein gewiſſer, beſtimmte Gemein⸗ 
deu umfaſſender «Bezirk zugetheilt würde. 

— 1141 


182 


Beilage E 
Die mit der Verbefferung des Hypothekenweſens im 
Rbeinfreife beauftragte Commiſſton hat, auf den Fall, daß 
das projeftirte neue Gefe in Wirffamfeit treten Sollte, 
und: im Erwägung der dadurd; den Notärien zugehenden 
Vermehrung der Gefchäfte, die denfelden durch das Tax⸗ 
regulativ vom ‘9. April 4822 bewilligten Gebühren in Bes 
ziehung auf folgende Akten Bun herabgejegt And” vo 
gutirt wie es: 2 | 
Für Verkauf oder Zaufch von Liegenſchaften: 


Bon einem Werth von, i fl. bis zu 30 fl. eine fire Gebuͤhr 
F von .. 24 fr. 

Pa über 30 fl. — 60 fl... NER 
RO über 60 fl. Bis zu 100 fen... 48 fe 
Yon 100 fl. bis zu 500 fl. von jedem Hundert des — 
Werths.................. 46 ir. 


Fuͤr Akten, deren Werth fuͤnfhundert Gulden üͤberſteigt, 
bleibt es bei den Beſtimmungen des erwähnten Tarregu⸗ 
lativs; alles diefes unbefchadet der im Art. 2 dejjelben 
in Beziehung auf Verfteigerungen enthaltenen Verfügung 
ür Betreff der Berechnung der Gebuͤhr. — 


II. 


4 1554 45583 PAUL 
.. Sie, Inventarien, Rebunngen; — — and Thei⸗ 
— ſollen die Gebuͤhren im Verhaͤltuiß der auf das 
Geſchaͤft verwendeten Zeit (nach Vacationen) von Stunde 
zu Stunde bezogen werden; und zwar mit vierzigacht 
Kreuzer fuͤr die Stunde. 
III. 


Für jeden Radiationsakt ſoll eine fire Gebühr von 
vierzig acht Kreuzer bezogen werden. 
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‚AV | 
Ausfertigungs- and Beforgungs-Gebhbhren. 

4) Die Erpeditionsgebähren follen bleiben, ſo wie fie 
durch die erwähnte Tarorbnung feſtgeſetzt find, mit Aus⸗ 
nahme derjenigen von Alten, deren Werth nicht einhundert 
Gulden überfteigt, wovon nur bezogen werden follen: 

für das erfie Blatt: zwanzig Kreuzer, für jedes 
| folgende. Blatt zehn Kreuzer. 

2. Für die Führung der beiden Nepertorien und für 
Beſorgung der Regiſtrirung ſollen ‚Die durch das beſagte 
Tarregulativ: beſtimmten ‚Gebühren bewilligt bleiben, mit 
Ausnahme der: Aten, Deren Wersh nur einhundert, Gulden 
‚und darunter beträgt, wofür nur erhoben, werden darf: 

von dem im Site des Rentamts wohnenden Nos 
tär, — fieben Kreuzer; 

von dem außerhalb dieſes Sitzes wohnenden, — 
vierzehn Kreuzer. 

3) Für die Beforgüng der Tränsferiptionen bat ber 
Notaͤr keine Gebühren zu beziehen; es fey denn, daß die 
Transſcription außerhalb des Bezirkes feines Mentamts 
zu gefcheben hätte, in welchem Falle ihm von jedem Akt 
zwanzig Kreuzer, außer feinen Auslagen, bewilligt werden. 

Die zum Behufe der Trangfeription allenfalls gefertigte - 
Adfchrift auf freiem Papier (Art. 4 des Geſetzes über die 
Berbejjerung des Hypothekenweſens) eröffnet feine bejons 
dere Gebühr. 


V. 


In Betreff aller uͤbrigen Punkte bleiben die Tarregu- 
lative vom 9. April 4822 und 11. Juli 4823 fortwährend 
in Kraft. — 


— — — — 
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Beila ge F, 
nad ihrem wefentliben Inbalte. 
Diefelbe enthält eine, durch dad Gommifffonsmitalied, 
Domänen» Infpector Dech en,  aufgeftellte Berechnung, 
wonach die aus dem Trangferiptionggefchäfte ſich erger 
benden Gebühren eines Rentbeamten, nad dem dermalis 
gen Tarife, ſich mutbmaaßlih auf etwa 880 fl. jährlich 
belaufen würden, vorausgefegt, daß im Durchſchnitt etwa 
1000 Akten zur ZTransfeription fämen. Zugleih nimmt 
dieſe Berechnung an, daß hiervon über 600 fl. für Bureaus 
foften in Abzug zu bringen feyen, und daß ſonach für 
den Beamten nur ein reined Emolument von 200 — 300 fl, 
übrig bleiben dürfte, | | 


Die von dem Königl. Präſidium des Appellationd: 

gerichts übergebene Gefeßesentwürfe zur Verbefles 
rung des Hypothekenweſens im Nheinkreife bes 
. treffend. 


RNeferat 
an das Plenum der Königl. Regierung des 
2 Rheinkreiſes. 





Ueber die Nothwendigkeit einer Berbefftiung 
des ‚Hyporbetenwefens, 


— Bewohner des Rheinkreiſes, welcher fhon ſeit 
Jahren die unaufhoͤrlichen Klagen uͤber die Mängel und 
die Unficherheit des Hypotbefenwefens Diefes Kreifes ver: 
nimmt, muß erſtaunen, daß bie jetzt Niemand ſich bemüht 
bat, diefen Klagen duf den Grund zu ſehen, und fie einer 
öffentlichen Erörterüng zu unterftellen; daß uͤberhaupt einer 
fo wichtigen "fo "rief in alle — * Verhaͤltniſſe ein⸗ 
greifenden Rechtsmaterie, ſeithin feine beſondere Aufmiert⸗ 
ſamkeit gewidmet worden iſt. .ı ° 

1* Es muß ihn: befremden, daß waͤhrend er batd die Ver⸗ 
werflichkeit des ganzen‘ Syſtems behaupten, bald eine 
Menge fuͤhlbarer Luͤckew und Unvollkommenheiten aufzaͤhlen 
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hört, die Geſetzgebung demohngeachten fchweigt und in 
einem ftationären Zuftande beharrt. 


Wenn er bedenft, welchen großen Einfluß das Hypo⸗ 
thefenmwefen auf die gefellichaftliche Wohlfahrt ausübt, wie 
unentbehrlih einem aderbautreibenden Lande die Kapitas 
lien find, wie nothwendig alſo der Landwirtſchaft der Geld» 
zufluß durch einen geſicherten Credit verſchafft werden 
muß, wird er nicht begreifen toͤnnen, wie der Rheinkreis 
noch auf der gegenwaͤrtigen Stufe des Vohlſtandes ſtehen 
kann, wenn aller Tadel ſeines Hopothetenſhſtems be⸗ 
gruͤndet iſt. 


Wer unbefangen, ohne entſchiedene Ab⸗ oder Zuneigung 
gegen den Urfprung, ohne durch die Macht der Gewohn⸗ 
heit oder das Intereſſe gefeſſelt zu ſeym, das Hypotheken⸗ 
ſyſtem des Rheinkreiſes, von dem praktiſchen Standpunkte 
aus, in ſeiner Anwendung und in feiner Wirkung bes 
obachtet bat; wer eigene Erfahrungen zu fammeln Geles 
genheit hatte, wird zwar die unbedingte Verwerflichkeit 
des Syſtems nicht zugeben, er; wird. aber ‚nicht laͤugnen 
fönnen, daß dasfelbe manche Fehler, mande Unvollfoms 
menheiten und mande Erſchwerniſſe in der Ausfuͤhrung 
in fi ch ſchließt welche unvermeidlich auf den öffentlichen 

Srebit. eine nachtheilige Einwirkung bervorbringen müſſen. 

Die ‚Frage: warum die Geſetzgebung bis jetzt jene 
Fehiee nicht beſeitigt, ‚jene Unvollkommenheiten nicht ers 
gaͤnzt, warum dieſelbe die Ausfubrung nicht erleichtert, und, 
aeſichert hat? ‚mag ‚ihre. —— “nn einfaden Bes 
trachtung fjnden. Che FE IT U 

Der Rheinfreis befigt ein kigenes ——— Recht, 
welches⸗ wegen ſeinem Innigers Zuſammenhange, nicht Leicht 
einer theifweifen Beraͤnderung Aınterzogen werden kanun, 
und! ſelbſt der groͤßte Wennet wird nicht ohne. Brforgniß:. 
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ſeyn, wenn: ihm eine foldhe partielle Abänderung in. eins 
zelnen Materien. des bürgerlichen. Rechts zur Aufgabe 
nn wird, ı 


" Bei’ der großen Shroittigkeit,. einem fo foftematifch 
geordneten Günzen einzelne Theile zu entreißen,' und das, 
was an ihre Stelle geſetzt werden fol, wieder im Eins 
klange mit dem Ganzen richtig einzufügen, will man lies 
ber die Mängel beſtehen Läffen, als die Vorzüge’ zw verlieren; 
man will das Schlechte: behalten , um das Gute nicht zu 
verderben, bis einmal eine allgemeine Durchſicht und eine 
— — Reform eintreten werden: 


Die Verfaſſung des Reiche‘ hat diefe Reform vaiheihen 
indem ſie für das ganze Königreich ein und das felbe 
bürgerliche. Gefetzbuch beſtimmt. — Bon Jahr zu Jahr 
wurde der Realifirung diefer Beftimmung entgegen gefeben 
und dadurch die theilweiſe Veränderung des buͤrgerlichen 
Rechtes im Rheinkreiſe zurůckgehalten, weil ſie ja Boch 
Hut von tranfitorifchet Wirfung gewefen wäre; und wer 
halte wobhl benken koͤnnen, daß nach 16 Jahren, ſeitbem 
jene konſtitutionelle Verheißung gegeben wurde, das Pto⸗ 
blem noch nicht gelöst fey, ob alle Geslereibeite des Koͤ⸗ 
nigteichs, unter bem Regime eines unb deſſelben buͤrger⸗ 
finen Rechts veteinizt werden koͤnnen, oder oͤbl insbeſon⸗ 
bere der‘ Rhein kreis, wegen ‚feiner elgenthümlichen Inſtitu⸗ 
tionen, auch in Beziehung auf das Civilrecht in "eihiet’ ge 
wiffen Stofirung belaſen werben mie. a s 

Es laßt fü ich, daber "erflären, ‚warum | bie efebgebung 
feitber 0 ‚ohne Peranla ung. ‚geblieben it, eine Um eftaltung, 
der ‚Dypotpefenorbmung, | {m ‚Rbeinkreife au bien. — : 


0 ‚uber wig, ‚Ppynge der. ‚Rheinfreig ‚mit „einer felepaften 
Hypythekenoxdnung ‚bis jetzt befteben? 5... .,,. 
Der Präfident des Königl. Serichtöpofes zu Riom ‚fagt. 
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in feinem traite des: hypothöques, wo er — Un⸗ 
vollkommenheiten des Syſtems enumerirt: | 

„on doit avouer que la loi marche malgre toutes 

„ees irregularit6s. Il. le faut, ‚parcequ’on doit lui. 

„obeir, sous quelque forme quelle commande“ 

Auch im Rheinkreife kann man fagen, das Gefeg vers 
folgt feinen Gang, ohnerachtet feiner Mängel, weiche nur 
nad Zeit: und Umftänden, mehr oder minder grell hervor 
treten. — Sm Rheinfreife haben wir feine große induftrielle 
Anftalten, welchen bedeutende Betriebsfapitalien zugewendet 
werden, feine Nationalbank, bei: welcher das baare Geld 
angelegt werden fönnte, es ift dafelbft fein Staatspapiers 
handel im Schwunge, folglich müffen nothwendig die Ras 
pitalien in der Mehrzahl, in foweit fie der Handel und 
die einfachen Gewerbe nicht in Anſpruch nehmen, dem 
Grundeigenthum zufließen, fey es durch Erwerb oder durch 
Darleihen. — Diefe Verhältniffe vorzugsweife begünftigen 
den, Geldumlauf im Lande, und. es, Iäpt fi ch deßhalb 
auch nicht geradezu behaupten, daß bie Unficherheit des 
Hypothekenſyſtems die Operation der Darleiber zu irgend 
einer Zeit merklich geftört hätte, Vieles wird dem Pers 
fonaferedit anvertraut, man baut auch auf den Real⸗ 
credit, entweder in Unbekanntſchaft mit der Gefahr eines 
moͤglichen Verluſtes, ‚ welche aus ber Mangelbaftigfeit der 
Geſetzgebuug entſpringt, oder die Folgen unbeſorgt dem 
Zufalle uͤberlaſſend, in der Zuverſi icht, daß die Gefahr bes 
Verluſtes nur als Ausnahme, nicht ais Regel gilt, 
Im Rbeinkreiſe fteigt ober ſintt ber allgemeine Wohl: 
ſtand, je nach dem Werth oder unwerth ſeiner Hauptpro⸗ 
dukte. Getraide, Wein) — Stehen” diefe in nambaftem 
Preife,' To erhebt ſich auch der Öffentliche’ Kredit, und der 
Landwirtdſchaft etwa I Kapitälien werden leicht 
exreicht; νσ mans nn. 
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Tritt hingegen eine bedeutende Minderung in ben Abs 
fagverbältniffen und in dem Werthe des einen oder des 
‚andern, oder der beiden Hauptprodufte ein, dann finft 
der Öffentliche Gredit und der KRapitalift hält mit den eins 
fahen Darleihen zurüd, weil ihm der Empfänger feine 
pefuniäre Kräfte und Mittel in Ausficht ftellen kann, welche 
die Ruͤckzahlung verbürgen und das Gefeg dafür eben fo 
wenig Sicherheit und Garantie darbietet. In dieſer Zeit 
wahren Notbitandes, wo die Geldaufnahme zum ‚großen 
Bedürfniß wird, zeigt das Hypothekenſyſtem feine Schattens 
ſeite. — Alsdann treten die wucheriſche Kontrafte, Die 
verftecfte Darleihen hervor, welche fchon fo manche Famis 
lie im Rheinkreiſe an den Bettelftaab geführt haben; dann 
tann man freilich fagen: la loi marche, allein zum Ruin 
fleißiger Bürger, welche fih nach einem böhern Geſetze, 
jenem der Nothwendigkeit unterwerfen muͤſſen. — 

Sp beſteht der Rheinkreis bei feiner Hypothefenords 
nung; ihre Mängel find nicht fo fühlbar, fo lange der - 
Perſonalcredit durch Außere Umftände gehoben wird, fo 
lange das Vertrauen des Darleihers, auf den Realcredit, 
durch eigene Erforfchung feſtſteht; fowie aber beide vers 
fhwinden, ift die Hypothefenordnung an und für ſich nicht 
geeignet, den Öffentlichen Gredit zu erhalten, die Darleis 
bensoperationen treten zwar nicht ganz in Stodung, fie 
erfcheinen aber mit Umgebung der durch das Geſetz defi⸗ 
nirten Hypotbef, unter anderer Form, welche dem Darleis 
‚ber zwar nicht nur volle Sicherheit, fondern auch einen 
böhern Gewinn verfpriht, den Schuldner aber, welcher 
fih in einem unausmweichlichen Nothitand befindet, hart 
bedruͤckt. — 

Es würde zu weit führen, wenn man die Manoenvres 
alle zeraliedern wollte, welche bei Darleibensoperationen 
das Mißtrauen in bie Sicherheit des Hypothekenſyſtems, 
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verbunden mit Gewinnſucht, nach und nach, in einzelnen Ges 
genden bes Nheinfreifes hervorgerufen hat, und: denen der 
fhlichte Landmann: in feiner Roth: fich unterwerfen muß. — 
Wer nur einigermaaßen mit den Berhältniffen bes Rbein⸗ 
kreiſes bekannt if, der Richter, der Notaͤr, der Rechtau⸗ 
walt, der Geſchaͤftsmann kennt fie hinreichend. — Dieſe 
gemeinſchaͤdliche Manoeuvres find hauptſaͤchlich dem Hy⸗ 
pothekenſyſtem beizumeſſen, deßhalb iſt eine Abaͤnderung 
and Verbeſſerung deſſelben der dringendſte Wunſch im 
Rheinkreiſe, und eine große Wohlthat für ihn. 

Bevor wir die Mängel in ihrer Einzelnheit aufzählen, 
welche nach dieffeitigem Erachten, die Unficherheit des Hy⸗ 
pothekenſyſtems weſentlich erzeugen, mag es nicht ohne 
Intereſſe feyn, aucd eine Stimme aus Frankreich über die 
Nothwendigkeit einer Abänderung zu vernehmen. 

Der verlebte Minifter-Präfident Gafimir Perrier hat 
im Jahr 4826 auf die Löfung folgender Fragen einen 
Preis von 3,000 Fr. geſetzt, nämlich : 

4) Welches find in Franfreich die Mängel und Luͤcken 
‚ber gefeglichen und adminiſtrativen Verfügungen, in >. 
treff des bypothekarifchen Darleibeng ? 

2) Welches find die Hinderniffe, die der Richtung der 
Kapitalien zu jener Natur der Verwendung entgegen ftehen? 

3) Welches möchten wohl die geeignetften Maaßregeln, 
welches das vollftändigfte, mit den Bedürfniffen des Fiss 
fus und der Kapitalienaufnehmer (emprunteurs) und mit 
den dem Darleiher gebührenden Garantien am meiften im 
Einklange ftebende Projeft der Gefeggebung über diefen 
Theil des bürgerlihen Rechts jeyn, u. f. w. 

Db diefe Preisfrage im Sinne der Aufgabe wirklich 
gelöst wurde, ift unbefannt; allein unter verfchiedenen 
darüber eingefommenen Abhandlungen hat jene des Parifer 
Advpfaten Decondemanche, welche unter. dem Titel: 


„Du danger ‘de präter sur hypothöque et d’äcquerir 

„des immeubles, ou vues d’amelioration du regime 

„hypotheeaire et du cadastre, combinds entre eux* 
4829... erfchienen iſt, großes Auffehen erregt. Die Frage 
über die Mängel des beftehenden Hypothetenſyſtems erwie⸗ 
dert der Verfaſſer wie folgt: 

„Ce n’est pas sans quelque crainte qu'on peut se 

„decider à reveler les vices nombrenx de: ce Sy- 
„steme; si on n’y apporte promptement rem2de, on 
„doit redouter, en les faisant connaitre, de jeter 
„inutilement le trouble et l’incertitude dans l’esprit 

„des aquereurs de biens immeubles, ou qui ont des 

„eapitaux engages dans des placemens hypothecaires ; 

„mais ces considerations doivent céder au besoin que 

„on Eeprouve d’entrer dans des voies d’amelioration 

„sur cette matiere. 

„bes vices de notre Systöme hypoöthecaire sont 
„teis, que rigoureusement parlant, il. n'y a pas un 
| „proprieiaire qui soil: certain de ne pas etre dvincd 

„de limmeuble qu'il possede; pas un pröteur sur 

„aypotheque qui ait la certitude de ne pas perdre 

„sa ereanee.* 

Der Berfafier unterftügt diejen Sag mit verfchledenen 
Argumenten, welche allerdings ſchwer zu widerlegen ſeyn 
möchten und jeinen Behauptungen großes Gewicht beis 
legen. 

E8 wäre zu weitläufig, dem Berfaffer in feiner weis 
tern Ausführung zu folgen und das Projekt zu prüfen, 
welches er an die Stelle der beftehenden Hypothekenord⸗ 
nung treten lafjen will; feine Ideen gehen auf eine Grund» 
veform, während andere Schriftiteller nur einzeln: Abäns 
berungen, eine Berbefferung des beftebenden Syſtems vor: 
ſchlagen; alle aber vereinigen fih darin, daß eine Nevis 
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fion der Gefeggebung unumgänglich fey, wie wir denn 
aud in den Öffentlichen Blättern. lefen, daß das: Gouver- 
‚nement im gegenwärtigen Augenblid eine Gommiffion zu 
obigem Zwed in Paris zufammenberufen hat. 


II. 
Beftehende Mängel und Gebredhen. 


Aus Veranlaffung eines Königl. Minifterial-Refcripts 
vom 29. Januar I. 3. bat die RegierungssFinanzlammer, 
welcher der formelle Theil des Hypothekenweſens im Rhein⸗ 
kreis untergeordnet ift, in einem Schreiben an das Praͤ— 
ſidium des Königl. Appellationggerichts vorläufig einige 
Anfichten ausgeiprochen,, wie den Mängeln des beflehenden 
Hypothekenſyſtems Abhilfe zu treffen ſeyn möchte. Die. 
für Die vorliegenden Geſetzesentwuͤrfe niedergeſetzte Com⸗ 
miſſton hat jene Anſichten in den Motiven ihrer Vorſchlaͤge 
- gewürdigt und in foweit fie damit einverftanden war, die 
geeigneten Berbefferungen eintreten laffen. 

Es wird alfo vor allem nothwendig feyn, die —* 
dießſeitigem Erachten beſtehenden Gebrechen einzeln aufs 
zuzaͤhlen, dann in die Frage einzugehen, wie bie vorlie⸗ 
genden Gefegesentwürfe diefelben befeitigt haben. 


§. 1. 
Beſitzſtauds-MRMegiſter.“ 


Wenn man zunaͤchſt den Begriff einer Hypothek in's 
Auge faßt, daß man dadurch die Idee der einer Verbind⸗ 
lichkeit unterworfenen Sache bezeichnet, fo wird man zus 
geftehen müffen, daß die Sache, welche der Berbindlich, 
feit unterworfen werden fol, feft und unveränderfich 
beftimmt ſeyn muß, daß über deren Spentität Fein Zweifel 
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obwalten darf; mit andern Worten: die erfte Grundlage 

eines guten Hypothefenfoftems ift eine vollftändige, unvers 
änderliche Aufzeichnung der zur hypothekariſchen Verpfäns 
dung geeigneten Liegenfchaften, eine fortdauernde Fefthals 
tung des Immebiliarbeſitzſtandes. — Diefes erfte Requifit 
eines guten Hypothekenſyſtems ift im Rheinkreiſe durchaus 
mangelhaft. Seit der Einführung ber direkten Beftenes 
rung durch das Gefeg vom 44. Frimaire VII find die 
frühern, meiftentheild mit großer Sorgfalt errichteten und 
geführten Lagerbücher außer Gebrauch und an ihre Stelle 
die fogenannten Seftionsregifter (Etats de Section) ges 
treten (eine Aufzeichnung des Smmobiliarbefiged nach ges 
wiffen Abtheilungen der Gemarkung). 

Da die Grundbefteuerung der Hauptzwed ihrer Eins 
richtung ift, fo wird jeder weitere Zweck nur von fefuns 
därer Wichtigkeit betrachtet, fie werden alfo gerade fo ges 
führt, wie es die Nothdurft der Beſteuerung erheifcht- 
An vielen Orten. beſtehen, diefe Seftionsregifter aus ber 
erften Zeit ihrer Errichtung in großer Undenutlichfeit und 
Verwirrung, was fi durch den‘ häufigen Befigwechfel 
feit jener Zeit wohlzerflären läßt; an andern auf fliegen- 
‚den Blättern; an andern find nicht einmal regelmäßige 
Seftionsregifter vorhanden. So lange diefe NRegifter oder 
Beſitznachweiſen eine Beftenerungsbafis abgeben koͤnnen, 
fucht man fih damit durchzuhelfen, weil jede Erneuerung, 
jede Umarbeitung mit Weitläuftigfeiten und Koften für bie 
Steuerpflichtigen verknüpft if. Sie können, in Beziehung 
auf dag Hypothefenwefen, in jenem meift orbnungslofen 
Zuftande um fo weniger eine Garantie des faftifchen 
Befiged abgeben, als die Ab- und Zuſchreibung der Befit- 
wechfel für den Zweck der Beftenerung blos fakultativ iſt 
und die Beftenerung auf ben vorigen Beſitzer IN lange 
fortdauert, big die Veränderung von ben Betheiligten er- 
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klaͤrt wird (ſ. Art. 36 des Gefeged vom 44. Frimaire VII), 
und wir haben viele Beifpiele, daß der Befig eines Grund, 
ſtückes faftifch und rechtlich einem ganz andern Individuum 
angehörte, als in dem Seftionsregifter vorgemerkt war. 


Zudem befteht Fein gefeßliches Gebot, welches die als 
Immobiliars Befigftandsregifter angenommenen Sektions⸗ 
regifter mit den Öffentlichen und Privaturfunden über Beſitz⸗ 
und Eigenthums-Berändernng in der Bezeichnung der Ob⸗ 
jefte coordinirt; man ift nicht gezwungen, auf die Seh 
tion@regifter zu refurriren; daher finden wir in den Beſitz⸗ 
veränderungsurfunden und felbft in ber hypothekariſchen 
Verbriefung die Grundſtuͤcke bald mit der Bezeichnung der 
Seftionsregifter, bald mit jener der Nebenläger aufge, 
führt, bald mit diefer, bald mit jener Kulturart, nirgendswo 
aber einen feften, gewiffen Anhaltspunkt zur Erfennung der 
Identitaͤt des Objekts. 

Man denke ſich den Fall, daß A ein Kapital aufneh— 
men will; er produzirt zum Beweiſe des faktifchen Beſitzes 
einen Auszug ber Geftionsregifter über die Liegenfchaften, 
welche der Hypothek unterftellt werden follen; er produzirt 
ferner auch den Beweistitel des rechtlichen Befites, feine 
Eigenthumsurfunde, allein der Gläubiger B findet nirgends 
eine Uebereinftimmung in der Bezeichnung der Grundſtuͤcke 
zwifchen dem Titel des faftifchen und zwiſchen jenem bes 
rechtlichen Befiges: wird er ſich bei diefer Ungewißheit 
wohl dazu verftehen, ohne weiters fein Geld hinzugeben, 
und was kann nun derjenige, welcher ein Anleihen machen 
will, thun, um ſich von der Identität die volle Ueberzeugung 
zu verſchaffen? 

Der Mangel ordnungsmäßiger, nach unabänderlichen 
Borfchriften unter einer amtlichen Auffiht gehaltener Ins 
mobiliarbeſitzſtan ds⸗Regiſter und die nicht gefeglich gebotene 
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Uebereinftimmung berfelben mit den Eigenthumds und Bes 
figveränderungssUrfunden find ein Hauptgebreden im Hy⸗ 
pothekenweſen des Rheinkreiſes. 


F. 2. 
Transſceription. 


Es gibt nichts Wichtigeres im Staate als die Sicher⸗ 
heit des Eigenthums und des Beſitzes, und es darf dars 
über nie ein zweifelhafter, ſchwankender Zuftand beftehen. 


Der Beſitzſtand muß in fieter Evidenz erhalten und 
jede Veränderung in bemfelben öffentlih und glaubhaft 
beurfundet werden. Bei der Freiheit, welche das franzoͤ⸗ 
ſiſche Recht geſtattet, die Eigenthums⸗ und Beſitzveraͤnde⸗ 
rungen, einzelne Faͤlle ausgenommen, ſowohl vor der oͤf⸗ 
fentlichen Behörde, ſowie unter Privatunterſchrift auf: 
nehmen zu duͤrfen, wuͤrde die nicht poſitiv vorgeſchriebene 
Vormerkung der Eigentbumd- und Beſitzwechſel durch Abs 
und Zufchreibung in ben Stenerbücern, wie fie der vors 
hergehende Paragraph angibt, durchaus nicht genügen, | denn 
nichts wäre alddann gefichert. 

Das franzöfifche Recht ftellt daher ein eigenes Mittel 
auf, wie die Befitveränderung ber Veröffentlichung übers 
- geben wird, die fogenannte Trangfeription, welche nach den 
verfchiedenen Syſtemen, die ihr die Gefeßgegung abwech— 
felnd zum Grund legte, zwei befondere Zwecke verfolgte: 
4) den Erwerber vor allen Anfechtungen und Anfprüchen 
Dritter ficher zu fielen und feine Acguifition rechtsguͤltig 
zu beftätigen, und 2) dem Erwerber auf der einen Seite 
die Kenntniß der auf dem erworbenen Gegenftande haf— 
tenden bypothefarifchen Kaften und das Mittel der Entles 
digung zu geben, den Dritten aber auf der andern Seite 
zur Wahrung feiner etwaigen Anfprücde aufzufordern. — 
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Es mag von Intereffe ſeyn, bie. verfchiebenen a ber 
Geſetzgebung kurz zu entmwiceln. 

| Die Foͤrmlichkeit der Transfeription war arſprunglich 
gleichbedeutend mit den ſogenannten lettres de ratification 
im Altern franzöfifchen Recht, eine Art amtlicher Protos 
follirung, zum Zweck der Bereinigung des mutirten Ob⸗ 
jekls von alfen nicht angemeldeten Hypothefen und Privis 
fegien, und zur Gonfolidirung des Eigenthums. Das 8. 
Edikt von 1771 beftimmt darüber Folgendes: | 

Art. 6. „Tous proprietaires d’immeubles rééls ou 
„fietifs, par acquisition, Echanges, licitation ou aufres 
„titres translatifs de propridte, qui voudront purger 
„tes hypoth&ques dont les dits immeubles seront 
„greves, seront tenus de prendre à chaque mutation 
„des letires de ratification.“ 

Art. 7. „Les lettres-de ratification purgeront les 
„hypotheques et privilöges à l’egard de tous les. 
„ereanciers des vendeurs qui auront neglige, de faire 
„leur opposition dans la forme qui sera prescrite 
„ei-apres avant le sceau d’icelles, et les acquereurs 
„des immeubles qui auront pris de semblables lettres 
„de ratification en demeurerunt — incom- 
mutables“ etc. 

Das Geſetz vom 11. Brumaire VII hat an der Stelle 
der lettres de ratification die Transſeription, d. i. den 
woͤrtlichen Uebertrag auf die Regiſter des Hypothekenamts 
der Beſitzveraͤnderungs-Urkunde eingeführt, wodurch erſt 
das Eigenthum unwiderruflch an den Erwerber uͤberge⸗ 
gangen iſt, fo zwar, daß wenn der Berfäufer vor der 
Trangfeription das Grundſtuͤck nochmals verfauft, und der 
zweite Käufer vor dem erften hätte trangferibiren Laffen, 
der zweite vor dem erften Käufer einen Vorzug erlangt - 
haben würde. 
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Die Transſeription hatte alfo nach dem Brumaire⸗Geſetze 
bie Sonfolidirung des erworbenen Eigenthums zum Zwecke, 
der Käufer mußte aber den Gegenftand mit allen darauf 
eingefchriebenen Schulden und Hypothefen übernehmen, und 
haftete infofern für den Integralbetrag der Einfchreibungen, 
ald er den trangferibirten Erwerbstitel nicht fämmtlichen 
Gläubigern notifiziren und fie zu einem Mehrgebote aufs 
fordern ließ. Gefhah nad der Ratififation ein Mehrs 
gebot, fo ‚wurde der Gegenftand öffentlich, verfteigert und 
der Erlös unter die Gläubiger vertheiltz gefchab Fein 
Mehrgebot, ſo blieb es bei dem, im Gontraft ftipulirten 
Preis, welcher den verfchiedenen Gläubigern nach der 
Priorität. angewiefen wurde, womit ber Gegenftand von 
allen Schulden und LKaften befreit war. (S. die Art. 26 
bie 36 des Gefeßed vom 14. Brumaire VII) 

Das bürgerliche Geſetzbuch hat zwar die Trangfeription 
beibehalten, ihr aber im Gegenhalte zum Brumaire⸗Geſetz 
eine fehr befchränfte Wirkung eingeräumt. Während nad 
bem BrumairesGefeß das Eigenthbum einer Sache durch 
Kauf erft nach der Trangfceription übergegangen ift, fpricht 
das bürgerliche Gefeßbuch durch den Art. 4583 im Voraus 
den allgemeinen Grundfab aus: daß ein Verkauf zwifchen 
den Parteien vollftändig und das Eigentum dem Käufer 
gegenüber dem Verkäufer erworben fey, fobald man fidh 
über Sache und Preis vereinigt habe, gleichviel ob bie 
Sache überliefert oder der Preis bezahlt ſey oder nicht. 

Sn den Art. 2181 u. 2182 wird nun die Trangfeription 
nur als vorbereitlicher Aft für den Erwerber qualifizirt, um 
zur Bereinigung (Purgation) der auf dem erworbenen 
Gegenftand haftenden brpothefarifchen Laſten zu gelangen. 
Eine etwas ausgebehntere Wirkung hat die Trangfceription 
nur in den unter Art. 939 und 2108 des Civilgeſetzbuches 
vorgefehenen Fällen. 
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Die Abweichung bed bürgerlichen Geſetzbuches von dem 
BriimairesGefeg wird dadurch erflärt: man. habe fich mit der 
dee nicht befreunden fönnen, ‘daß der Lebergang des Eis 
genthums nicht fowohl von dem erflärten Willen der Eon» 
trahenten, von dem Beräußerungsaft ſelbſt, ald von der 
Erfüllung einer Förmlichfeit abhängig zu machen fey; zu⸗ 
dem babe man auch das Syſtem gefahrvoll erachtet und 
in ihm ein Mittel ded Betruged wahrgenommen, nachdem 
bad Geſetz feinen Termin beftimmt, innerhalb welchem bie 
ZTrangfeription zu volführen war, und ſich dabei eben fo 
wenig ausgefprochen babe, in wiefern ein zweiter Berfauf 
zwifchen dem erften und der Zrangfcription, und die von 
dem Verkäufer in dieſer Zwifchenzeit neuerdings auf bad 
verfaufte Objekt beftellte Hypotheken von Gültigkeit und: 
Rechtswirkung feyen. (Traité des hypotheques, par le 
Baron Grenier, President de la Cour royale de Riom.) 

Nah dem eben angeführten Kommentar fchrint übers 
baupt binfichtlih der Wahl des einen oder bed andern 
Spitemd bei der Berathung im Staatdratbe ein großes 
Schwanken geberrfcht zu haben, denn in einem an das 
Tribunat gebrachten Projekte war die Trangfeription noch 
als ein Mittel der Eonfolidirung des Eigenthums bezeich- 
net, und das Wort „eonsolider* wurde auf die Bemers 
fung geftrichen, daß die neu angenommenen Grundfäge 
von jenen des Brimaire-Gefeßes verfchieden feyen. 

Man blieb indeffen in der Folge auch nicht ganz bei 
den Berfügungen des Givilgefegbuches ſtehen; wenigftend 
ift es die Anficht andgezeichneter Nechtögelehrten, daß das 
Civilprozedurgeſetzbuch im Art. 834 abermals eine Neues 
zung eingeführt babe. 

Indem nämlih das Givilgefegbuch den Eigenthums⸗ 
übergang fihon durch den Aft des Verkaufes am und für. 
ſich verwirklicht und als confummirt anfieht, folglich in 
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foweit den Zweck und die Wirkung der Transfeription, 
wie fie das Britinaire-Gejeß aufgeitellt hatte, in den Ver⸗ 
fauf ſelbſt legt, ſo wurde angenommen, daß had) dem 
Berfaufe feine hupothefarifche Laften auf das mutirte Tits 
möbel gültig eingefchrieben werden fonnten; ber Art. 834 
des Civilprozedurgeſetzbuches Iäßt aber zu, daß die vot 
dem Verkauf erworbenen Hypotheken noch innerhalb 14 
Tagen nad der Trangfeription gültig eingefchrieben werden 
tönnen, und räumt diefen nachträglich eingefchriebenen Glaͤu⸗ 
bigern die rechtliche Befugnig zum Mehrgebote eben ſo 
ein wie den Gläubigern, welche vor der Transfcription 
eingefchrieben waren. 

Das herrichende Syftem der Trandfeription iſt demnach 
4) den hypothekariſchen Einſchreibungen auf das mutirte 
Objekt ein Ziel zu ſetzen; 2) durch dieſe Foͤrmlichkeit 
das Purgationsverfahren vorzubereiten, oder mit andern 
Worten die Transſeription hat zum Zwecke: die Veroͤffent⸗ 
lichung der Eigenthums-⸗ und Beſitzveraͤnderung allen den 
jenigen gegenüber, welche auf ben Gegenftand einen by» 
pothefarifchen ober einen ber Einfchreibung untermorfenen 
privilegirten Anfpruch zu machen haben, und 3) ben Er 
werber in den rechtlichen Stand zu fee, den erworbenen 
Gegenftand von dieſen Anfprüchen zu befreien. 

" Betrachtet man dieſes Syſtem von dem theoretifchen 
Standpunkte aus, fo möchte man wohl anıtebmen, daß 
daſſelbe vollkommen hinreichend fey, dad Eigenthun zu 
fihern, und bie freie reiche über baffelbe zu garans 
tiren. — 

Wer eitte Liegenſchaft faufen will, befien Sache ift eg, 
ſich des Eigenthums und der freien Dispoſttion des Vers 
laͤufers zu verſichern, Der Kaͤufer kann alſo verlangen, daß 
bet Verkaufer die Transfeription nachweißt, damit erftes 
rer erfaßt; welche -Anfprüche anf bie Liegenſchaft begrüns 
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det werben, um wie es fich ergibt, ober wie es ihm kon⸗ 
venirt, diefelbe belaftet oder unbelafter zu erwerben. — 

Die Transfcription gewährt auch das Mittel fih von 
der Belaſtung zu befreien, es erſcheint alfo biebei Feine 
Gefahr, Feine Unficherheit, und wenn der Käufer jene Kor, 
derung umgeht, die Vorficht des Geſetzes mißachter, fo ‚hat 
er jeben Nachtheil nur ſich felbft beizumefjen, er kann aber 
das Geſetz nicht anflagen. — Wil jemand eine Hypothef 
beftellen, fo Tann man eben fo von ihm verlangen, bag 
er Unterpfänder darftellt, deren Erwerb der Trans ſcrip⸗ 
tion unterworfen worden ſind, damit erſichtlich werde, ob 
und mit welchen anderweitigen Laſten, jene Unterpfänder 
beſchwert ‚find, inwiefern fie alfo das Darleipen garantis - 
ren koͤnnen. | | | 

In ber Erfahrung zeigt fich jedoch die Sache anberft; 
es ift eine ſchoͤne Marime: dem Verfehr unter den Bürs 
gern im Staate die möglichfte Freiheit einzuräumen, und 
den Privatwillen nicht ohne Noth zu befchränfen, eine Be 
vormundung nicht aufzuftellen, wo fie nicht unbedingt ers 
forderlich ift; allein ‚bei der Anwendung, diefer Marime 
darf man das allgemeine Wohl nicht aus dem Auge vers 
lieren, man darf die Schwachheit des Menfchen nicht ums 
beruͤckſichtigt laſſen. — 

Das Geſetz bezeichnet das Mittel, wie man ſich im 
Verkehr mit Immobilien vor Gefahr und Verluſt zu ſchuͤ⸗ 
gen vermag, indem ed aber dem freien Willen des Einzelnen 
überläßt, ſich dieſes Mittels zu bedienen oder nicht, hat es 
. einer. Zuverfiht und einem Vertrauen Raum gegeben, 
welche Nachläßigfeit, Leichtfinn, Unverſtand, Unredlichkeit 
und mißverſtandener Vortheil häufig zerſtoͤren. 

Nach einer genauen Ausmittelung ‚wurden im Etats 
jahr 1833 bei den Koͤnigl. Rentämtern des Gerichtsbezirks 
Landau, im Ganzen 8140 Immobiliarbeſitz⸗Veraͤnderungs⸗ 
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Urkunden einregiftrirt, es Laffen ſich daher nach diefem Ber 
haͤltniß für den ganzen Kreis etwa 30,000 annehmen. 
Nach einer Ansmittlung im Jahr 1827, wurden im zehn: 
jährigen Durchſchnit alljährlich 725 Mutationen bei den 
Könige. Hypothefenämtern trangfcribirt, folglich wird bie 
Förmlichkeit der Transſcription wenigſtens für jährlich 
20,000 Mutationen ganz unterlaffen. 

Die: Umgehung der Transfription hat wefentlich zwei 
Urſachen: 4) die Nothwendigfeit der Transfeription wird 
nicht genugfam beachtet, die Wenigſten im Bolfe kennen 
ihre Wichtigkeit, und gerade weil fie das Gefeß zu einer bloß 
fafultativen Foͤrmlichkeit geftempelt hat, geht man darüber 
hinweg, um fo mehr als fie mit nicht unbebentenden Kor 
ſten verfnüpft if. 2) Die Haupturſache ift die Transſcrip⸗ 
tionsgebühr. 

Sowie bei allen Förmlichfeiten im bürgerlichen Vers 
kehr, welche das franzöfifche Necht, zum Schute und zur 
Sicherheit des Einzelnen aufgeftellt bat, der Fiskus wohl 
bedacht worden ift, fo ift er auch bei der Aufſtellung der 
Transſcription nicht leer ausgegangen. 

Schon das Königl. Edikt von 4771 hat für die. lettres 
de ratification gewiffe Taxen vorgefehen, und das bermas 
len beſtehende Geſetz vom 24, Ventose VII beftenert die 
Transfeription mit ein und einem halben vom Hundert 
des bei der. Einregiſtrirung angenommenen Preifes oder 
Werthes des mutirten Objekts. Diefe Gebühr ift es, welche 
hauptſaͤchlich die Volziehung der Körmlichfeit verhindert; 
wenn der Käufer bereits eine nahmhafte Einregifirirungs- 
gebühr entrichtet hat, befinnt er fich wohl, ob er auch noch 
weiterd 43 pCt. erlegen fol, für eine Foͤrmlichkeit, deren 
Nothwendigfeit ihm nicht gerade einleuchtet, und welche 
dns Gefeg ihm in den freien Willen ftelt. 

Die Erfahrung ſpricht alfo gegen das herrfchende Sys 
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ftem, fie beweißt, daß der Zweit nicht erreicht wird, wenn 
die Zransfcription nicht als poſitive Verbindlichkeit ans 
geordnet wird, ohne fie jedoch am irgendeine Auflage’ zu 
Inüpfen. In Frankreich wurde die Transfcription in neue⸗ 
zer Zeit dadurch gleichſam obligatoriſch gemacht, daß man 
Die Zransferiptionggebühr: gleich bei der Einregiſtrirung 
entrichten ließ, weil, wenn die Gebuͤhr einmal: bezahlt iſt, 
fein Grund mehr vorliegt, den Vollzug: der Foͤrmlichteit 
gu. umgehen; allein wie hart und druͤckend iſt dieſe ergwuns 
gene Steuer, wir uubillig überhaupt iſt die Steuer, weſche 
anf eine fo wichtige und wefentliche, nicht allein im eins 
zelnen, fondern im allgemeinen Intereffe gebotene Foͤrmlich⸗ 
keit gelegt wird! | 

Die nachtheiligen Folgen, welche bie Unterlaſſung der 
Trangfeription mit ſich führt, die fchädliche Einwirkung, 
welche diefe Unterlaſſung auf das Hypothekenweſen aus— 
übt, müffen für Geben unverkennbar feyn, welcher die Wich⸗ 
tigfeit der Förmlichfeit erfaßt hat. Wie fann ein Vertrauen 
in die Rechtlichteit des Vefiges, in die Freiheit des Eigen; 
thums beftehen, wie fann man mit Sicherheit faufen, oder 
auf Hypotheke ausleihen, wenn weder der Verkäufer oder 
der Entlehuer, noch ihre Rechtsvorgänger ihren Eigenthums⸗ 
itel im gefeglichen Wege, durch Trangfeription veröffents 
ichet und dadurch die rechtliche Gewißheit haben, ob und 
inwiefern die Liegenfchaft befafter ift oder nicht? Wie fan 
bei diefem Zuftanbe der — der en Grebit 
ſich heben? | 

$. 8. 
Privataften 

Eine weitere Unficherheit bringt in das — 
ſtem, die Zulaſſung mit Ausnahme einiger ſpeziellen Fälle 
von Akten unter lee über — und 
Befigneränberung. 
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Wer kauft, wer ein Darleihen macht, wird zunaͤchſt 
nad): dein Eigenthumstitel des Verfäuferd oder des Ent, 
lehners fragen, um fich zu vergewiffern daß er. auch recht⸗ 
licher Eigenthuͤmer ift des zum Verkaufe angebotenen . Ges 
genftanbed, oder der linterpfänder auf welche die Hypo» 
thef beftellt werben fell: Diefe Gewißheit gewährt ber 
unter Privatunterſchrift beftehende Titel nicht, denn die 
Unterfchrift fann, fo fange fie nicht vor eimer öffentlichen 
Behörde anerfannt ift, geläugnet und fomit jede Nechtwirs 
fung des Vertrages aufgehoben werben. 

Das erfte Hypothekengeſetz v. 9. Messidor II. hatte — 
Veräußerung durch Akt unter Privatunterſchrift anerkannt. 

„La loi ne reconnait aucune expropriation de biens 

„territoriaux, faite verbalement ou par &erit prive; 

„elles doivent &tre regues devant les officiers publics, 

„a peine de nullite., (Art. 100.) 

Sm zweiten Hypotbefengeleg vom 41. Brumaire vn. 
lag dieſe Ausſchließung der Akten unter Privatunterſchrift 
nicht mehr, und das bürgerliche Geſetzbuch nimmt fie foͤrm⸗ 
lich und ausdruͤcklich auf: , 

„La vente peut &tre faite par acte authentique ou 
„sous seing prive. (Art. 158.) 

Gleich nach Erfcheinen des Eivilgefeßbuches wurde bie 
Frage erhoben, ob die Kaufaften unter Privarınterfhrift 
mit Wirkung Behufs der Bereinigung ber bypothefarifchen 
Laften, der Trangfeription unterzogen werden fönnen, und 
der Staatsrath entfchied die Frage, im Wege der Inter⸗ 
pretation, bejahend, aus folgenden Motiven: 

„Considerant qu’aucune disposition precise ne sop- 

‚„pose & ce qu’un acte de vente sous signature privée, 

„revetu de la formalit&E de Venregistrement soit 

„transcrit sur les registres du eonseryateur des hy- 

„pothöques; que cette transeription n’a d’autre effet 
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„que d’annoncer aux personnes interdssdes, que la 
„propriete d’un immeuble a passe d’une main dans 
„une autre, et quil n’y aurait. pas de motif pour 
„prohiber les annonces du changement qui se serait 
„Oopere par acte sous signature privee, qu’and il est 

„permis d’aliöner de cette maniere; 

„Qu’on ne peut tirer aucune. induction contraire 
„de ce que FYinscription & -leffet d’acquerir hypo- 
„theque ne.peut avoir lieu que sur le vu d’une ex- 
„pedition authentigue du jugement ou de l’acte qui 
„constitue .’hypoth&que, parcequ’elle ne peut &tre 
„eonstitude en eflet- que par un acte authentique ; 

„Qu’enfin, lors de la discussion du titre du code 
„eivil des privileges et hypotheques la question fut 
„Ppropgsde eh conseil d’etat, et qu'il parut si Evidenv 
„qu’on pouvait transcrire un acte de vente sous sig- 
„nature privee düment enregistr& qu’on jugea superflu . 

„de. faire une dispositiou pour le-permettre, comme on 

„peut s’en convaincre par la lecture du proces ver- 

„bal, seance du 10 Ventose XII.« 

Nach dieſem Ausſpruche ſtehen die Privatakten mit den 
authentiſchen (öffentlichen) Akten auf gleicher Linie, wäh— 
rend doch ihre Glaubwürdigkeit und ihre Rechtswirkung, 
Dritten gegenüber, weit verſchieden find. (ſ. Art. 4319, 
41322 und 1328 des Civilgeſetzbuches.) 

Wenn auch ein Privatkaufaft mit. der Förmlichkeit ber 
Einregiftrirung und der Trangfcription verfehen it, wie 
kann man mit Sicherheit das Immöbel von dem Käufer 
erwerben, oder ihm auf daffelbe ein Darleihen auf Hypos 
thef geben, wenn die Aechtheit der Unterfchrift des Vers 
fäufers nicht anerfannt oder erprobt iſt? Und wenn auf 
der mutirten Liegenfchaft hypothefarifche Laſten eingeſchrie⸗ 
ben find, melde ber Erwerber zu bereinigen beabfichtigt 
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kann wohl der dritte Gläubiger fich in dad Verfahren der 
Surenchere einlafien, und ein Mehrgebot machen, wenn 
er zu befürchten hat, daß die- Unterfchrift des Verkäufers 
fpäter noch abgeläugnet werden fann ? 
Die: Zulaffung der Kaufakten unter Privatunterfchrift 
mit «der Rechtswirkung, wie fie der Art. 1328 des Eivik 
geſetzbuches definirt , hat eine erhebliche Controverſe hers 
beigeführt, nämlich in folgendem Falle: 
A Amerfauft an B eine Liegenfhaft durch Akt unter Pris 
Yatunterfchrift, welcher erft zwei Monate nachher der Einres 
giftrirung unterlegt wird. A verfauft in der Zwifchenzeit 
und vor der Einregiftrirung des Privatakts daffelbe Immöbel 
Durch Aft vor Notär an C. Welcher Berfauf hat den 
Borzug? Es beftehen über diefe Frage in Frankreich vers 
fchiedene Meinungen, es ift aber hier nicht der Ort, fie 
ber Erörterung zu unterftellen, fondern man will nur bar- 
auf: hindeuten, welchen Uebelſtand die Zulafjung der Pri- 
vatakten im Verkehr mit Immobilien hervorgebracht hat, 
und welchen nachtheiligen Einfluß diefe Zulaffung auf das 
Hypothekenweſen ausübt. 


4" 
Legalhypotheken. 


Die Hypothekenordnung des Rheinkreiſes huldigt dem 
Prinzip der Publizität, jedoch werden nicht alle Hypotheken 
veröffentlicht, ſondern manche beſtehen ſtillſchweigend, ahne 
Einſchreibung. Dieſes iſt namentlich der Fall bei den ge— 
ſetzlichen Hypotheken der Minderjährigen gegen ihren Vor⸗ 
mund und der Ehefrauen gegen ihre Ehemänner, Die 
Trage; ob die ‚Befreiung jener Legalhypothefen von der. 
. Einfchreibung das Syftem der Publicität alterirt, hat ſchon 
viele Autoren in der Materie befchäftigt. Die einen vers 
werfen „Die ‚Befreiung, von der Einfchreibung unbedingt, 
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andere begründen ihre Nothmendigfeit in der Natur ber 
Berhältniffe. 

Daß mittelft der Befreiung der erwähnten Legalhypo—⸗ 
thefen von der Ginfchreibung der Grundfaß der Publizirät 
nicht conſequent durchgeführt ift, kann wohl wicht bezwei 
felt werden, wir ‚haben und indeffen mit den Motiven des 
Gefeßgeberd zu Diefer Mopdififation um fo weniger zu bes 
faffen, ald die Motive und die Nothwendigfeit der fill 
fchweigenden Hypothek, in den angegebenen Fällen, bei 
den vorliegenden Gefeßedentwürfen von der appellationd 
gerichtlichen Commiſſion gewiß mit eben fo viel Scharf 
finn als Ausführlichfeit erörtert und beleuchtet worden 
find ; zur Aufgabe, welche wir uns gefegt haben, dürfen 
wir jedoch nicht unbemerkt laffen,, in welchem Maaße die 
Mopdiftfation geeignet ift, Inconvenienzien herbeizuführen, 
welche auf den Gredit fiörend einwirken. 

Unterfcheiden wir zunächft zwifehen der Legalhypothef 
der Ehefrau gegen ihren Ehemann und jener der Minder- 
jährigen gegen ihren Bormund, dann hinfichtlich der Ber 
laftung zwifchen der Veräußerung von Kiegenfchaften und 
ber Hypothefebeftellung auf diefelben. 

Es läßt ſich nicht behaupten, daß die Legalhypothef 
der Ehefrau abfolut der Publizität ermangelt, nachdem 
ein eheliches Verhältniß ſtets als allgemein befannt vors 
audgefegt werden muß. In wiefern hemmt num die zwar 
befännte, aber ohne Einfchreibung beftehende Legalhypothek 
die freie Bewegung des Ehemanns, und hat der Dritte, 
welcher mit ihm contrahirt, irgend ein Gefährde zu bes 
forgen ? | 

Das Gefep hat zuvörderft im Allgemeinen bie Vorficht 
nicht auffer Acht gelaffen, ohne ben, der Ehefrau gebühr 
renden Schug zu beeinträchtigen, alle Hemmung in feinen 
Gejchäften, welche für den Ehemann durdy die Legalhypor 
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thef eutfehen könnte, dadurch zu befeitigen, baß baffelbe 
gefiattet, bei Abjchluß des Ehevertrags zwifchen Großjähr 
rigen biefe Hypothek auf beftimmte Smmebilien zu bes 
fohränfen, wodurch alddann alle übrigen gegenwärtigen 
und zufünftigen Liegenfchaften bed Ehemanns von der Les 
galhypothek befreit find. Kann der Gatte augenblicklich 
beim Abfchluß der Ehe die zur Sicherung der Rechte und 
Anfprüce der Gattin erforderliche Unterpfänder nicht beis 
bringen, oder ermangelt dem einen oder dem andern ber 
Brautleute die Rechtsfähigkeit zur Beſchränkung, fo beftfht 
zwar die Legalbypothef in ihrer Generalität, allein das 
Geſetz gibt das Mittel auch noch fpäter,. während ber 
Dauer der Ehe, die Beichränfung auf gewiffe Immobilien, 
fomit die Losgebung aller übrigen aus dem hyporhefaris 
ſchen Verbande eintreten zu laſſen. (ſ. Art. 2140 —2145 
des Givilgefegbuches.) 


Befigt der Ehemann Fein Immobiliar: Vermögen, fo ift 
die ftillfchweigende Hypothek der Frau ohnedieß von feiner 
Bedentung. — Angenommen aber auch die Allgemeinheit 
der Legalhypotheke, daß nämlich weder bei dem Abfchluß 
des Ehevertrages, aus irgend einem Grund, noch während 
der Dauer der Ehe die Befchränfung provozirt oder zuges 
ftanden wurde, fo if, bedenkt man das innige Verhaͤltniß, 
die Gemeinfchaft der Intereffen, welche zwifchen Eheleuten 
beſtehen, der Fall gewiß höchft felten, wo die Frau irgend 
einem NRechtögefchäft, welches der Ehemann in redlicher 
Abſchrift vollführt, nicht beitritt und fomit dem Drittern 
die Garantie, wegen ihrer gefeglichen Hypothek verfagt. 

Wo die Befchränfung der Legalhypotheke, und mo ber 
Beitritt der Ehefrau zum Nechtögeichäfte verweigert wers 
den, da waltet in ber Regel der Berdacht des Leichtfinnes 
und dex Immoralitaͤt, und. es, ift alsdann beffer der Mann 
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ift gehemmet , ald daß er feine Frau in das Berderben 
mit hinabzieht. 

Snfofern  alfo der Ehemann im wohlverfiandenen In⸗ 
terefie der Ehegemeinfchaft handelt, fo Tange er fich nur 
in ſolche Gefchäfte einläßt, welde dem Beduͤrfniß ober 
bem Vortheil beider Gatten entfpredheg, ift Vorfehung ger 
troffen, daß die Legalhypothek der Frau nicht hinderlich 
entgegen .‚fteht, fobald aber der Ehemann die Abhängigkeit 
ber Frau mißbrauchen will, hat das Gefeß feinem Unter⸗ 
nehmen mit Recht eine Gränze gefegt. 

Betrachten wir nun das Verhältniß zwifchen dem Ehe: 
mann und brittern Perfonen, welche mit ihm fontrahiren 
wollen. — Entweder ift die Legalhypothef der Ehefrau 
fpecialifirt, d. 5. fie ift mit Befchränfung auf gewiffe Sms 
mobilien eingefchrieben, oder fie befteht in der Allgemein, 
beit, ohne Einfchreibung. — 

Sm erften Fal bat der Drittere eine Specialhypothek 
‚vor fih, und weiß ſich im vorhabenden NRechtögefchäfte 
darnach zu richten, im andern Falle fann er von dem Ehe, 
manne ohne Beſorgniß Faufen, er darf nur die Zahlung 
des Kaufſchillings zuruͤckhalten und vorerfi das erfaufte 
Objekt von der Legalhypothek bereinigen, wozu ihm der Art, 
2194 des bürgerlichen Gefegbuches und das Staatsrathsgut⸗ 
achten vom 4. Juni 1807 das Mittel an die Hand geben. 

Wil er ein Darleihen auf Hypothef geben, fo muß er 
darauf Bedacht nehmen, die Frau beizuziehen um dadurch 
ihre Verzichtleiftung auf die Legalhypothek zu bewirfen; 
weigert fich die Frau, fo iſt zwar allerdings das Darleis 
hen nicht genugfam gefichert und der Dritiere wird nicht. 
leicht ſich dazu verfiehen, allein dann find auch in der 
Regel Umftände vorhanden, welche dem gefeßlichen Schuge 
der Frau, wie bereit bemerft wurde, überwiegende Ruͤck⸗ 
fi'hten vor dem Intereſſe des Mannes verleihen müffen. 


Die vorftehenden Betrachtungen finden natürlich ihre 
Stelle nur da, wo die Ehe unter dem Regime der Eheyes 
meinſchaft abgefchloffen wurde, anderft ift es. freilich. bei 
dem Dotalregime, wo ſelbſt der Beitritt der Ehefrau. zu 
einer Beräußerung der Dotalgüter den Erwerber nicht vor 
der Eviftiom zu fhügen vermag, weil dieſe Immobilien 
nur unter einzeln bejondern Umitänden veräußerlich find, 
Der Gefegedentwurf hat übrigens für. diefen,, im Rheins 
kreiſe faſt gar nicht vorfommenden Fall, wie weiter unten 
— wird, Vorſehung getroffen. 

Dem Bormunde von Minderjährigen oder Serena 
ten hat zwar das Geſetz diefelben, Mittel der Befchränfung 
ber Legalbpporhef eingeräumt, wie dem Ehemanne (man 
vergl. die Art 2140 bis 2144 des GCivilgefegbuches), feine 
Lage iſt jedoch bei weitem fchwieriger, wie. jene des 
— 

Waͤhrend der Ehemann nur an bie Zuftimmung feiner 
Frau (den Fall der Rebuftion ausgenommen, wo auch 
noch vier der nächften Anvermandten der Frau beigezogen 
werden müffen) gebunden ift, wirb zur Beichränfung: der 
Legalhypothek gegen den Bormund auch ein. förmliches 
Gutachten ded Familienrathd der Minderjährigen oder 
Interdizirten erfordert. 

Es iſt wohl erflärbar, daß der Ehemann bei der Iden⸗ 
tität der Intereſſen die Zuſtimmung der Frau weit eher 
erlangen wird, als der Bormund jene des Familienrathe, 
welcher vorzugsweiſe das. befondere Intereſſe der Pupillen 
wahren wird und feiner Stellung gemäß wahren muß. _ 

Wenn der Dritte zwar von dem Vormunde mit gleis 
cher Sicherheit erwerben fann, wie von dem Ehemann, 
nadıdem : ihm der oben angezogene Art. 2194 des bürger- 
lichen Gefegbuches denfelben Weg zur Bereinigung der Les 


galhypothet exoffnet, fo iſt es aber für den Bormund taum 
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moͤglich, ein’ Datleihen zu erlangen,” wenn dem; Darleiher 
die’ Größe der Belaftung’ans der Vormundſchaft und der 
Perſonal⸗ und Realeredit des Vormundes nicht ſpeziell ‚ber 
kannt find, und er darauf ſein Vertrauen flügen kann. 
Das Shfteim’ der ſtillſchweigenden Hypothelen erſcheint, 
in ·foweit dieſes die Rechte und’ Anſprüche · der · Cheweiber 
zii Gegenſtande hat, dohne grohße Inconvenienzenz es wirft 
nicht ſtörend auf den Credit die ’Erfchwerniffe,, welchere 
HH fuhrt; ſind ihrer Natur nach nicht allgemein, ſie 
beziehen ſich nur auf den Ehemann, und beſte hen nur da⸗ 
wo beſondere Umſtaͤnde fe nothwendig machen und» recht⸗ 
fligen Dagegen ift dieſes Syſtem rüͤckſichtlich bet Ber 
Zalhopotheken gegen Vormünder, ſchon weitveinflußreicher 
Ahıf den bffentlichen Eredit ; die Vormünder find in weit 
Abherer Anzäpı sörhanden‘, als die Ehemaͤnner welche 
ihre Eheweiber nicht zum Beitritte zu irgend einem Rechts⸗ 
geſchaͤfte beſtimmen können.gunder That,igeht man auf 
die Erfahrung wie ſte einem Jeden vorliegt ſo wind 
mein finden daß in "feltenen Fällen» die Frau bei einem 
th’ Wehe der Deffentlichteit vollfüthrten Rechtsgeſchäfte ihr 
+08 Mannes, bel einem Verkaufe/ bei einem Darleihen auf 
Kößorher, nicht konkurrirt  Adir finden / in der Regel mur 
da ihren Beitritt nicht, wo die Vermögensverhältniſſe des 
Männes’ zweifelhaft ftehen, wo Vorſicht notwendig) if. 
ifo die Legalhypothet der Ehefrau hindert nur ausnahms 
weife den Fortgang der Nechtögefchäfte; allein anderſt if 
eö'beim Vormund. Bei Jedem, der ein Anleihen machen 
win muß ſorgfaltig unterſucht werden, ob erimicht: Bor 
mund und als ſolcher mit keiner ſtillſchweigenden Hypothek 
Befaftet ift. " Um den’ Beweis zu erhofen, muß er ſich mit 
großer Mühe und mit namhaften Koſten, ſtrenge genom⸗ 
men , "die Befcheinigiig Set ale. jun Hypotßetenumtäher 
jet CBejtrtsgerichtefprenget) "gähbrigen "Briebendgerichten 
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verſchaffen, — haftet aber nur eine, auch die unbedeutendſte 
Vormundſchaft auf. ihm, ſo erhält er gewiß fein Geld, 
wenn der Darleiher nicht mit feinen Bermögensverhältnifs 
fen auf das ‚Genauefte befannt if. Wie kann man fich 
auch, unbekannt mit diefen Berhältniffen, wo die ftillfchweis 
gende: Hypothek das ganze Jmmobiliarvermögen umfaßt, 
und ihre Folgen durchaus ungewiß find, in einen Darleis 
— — 
af? 8. 5. 

7 * ———— 

Mit — Prinzip der Publizität verbindet unfer Hys 
pothelenfoftem auch das Prinzip der, Spezialität, diefem 
letztern entgegen. fteht aber die Generalität welche das 
Geſetz abweichend. vom Prinzip, der gefeglihen und ges 
richtlichen Hypothek. beilegt. 

Aus den Erörterungen des vorhergehenden $. geht bers 
vor, baß unter den Legalbypothefen, für: jene der Eher 
frauen ‚gegen ihre Ehemänner und der Minderjährigen und 
Ssnterdizirten gegen ihren Bormund, die Spezialität nicht 
ausgeſchloſſen ift, daß vielmehr das Geſetz die Generalis 
tät. augenommen bat, unter dem Vorbehalte den Betheilige 
ten, ‚fie auf gewiſſe, gegenwärtige Immobilien zu befchräns 
fen, daß, alfo nur infofern alles gegenwärtige und zukuͤnf⸗ 
tige. immpobiliarvermögen. des Ehemannes oder Vormun⸗ 
des verhaftet bleibt, wenn die Betheiligten die Beſchraͤn⸗ 
fung. verfäumen, oder die Generalität durch die Macht 
der Umſtaͤnde geboten ift. 

Die. Legalhypotheke des Staates, der Gemeinden und 
ber öffentlichen. Anfalten gegen ihre Rechner und rech— 
nungspflichtige Verwalter, nach Maaßgabe des Art. 2124* 
letzter Abſatz des Civilgeſetzbuches, iſt der Natur nach eher 
ein Privilegium als eine Hypothek, ſie geht gleichſam aus 
einem Vertrag hervor, und niemand iſt gezwungen in ei⸗ 
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nen folchen Vertrag, welcher die Belaſtung alles gegenwaͤr⸗ 
tigen und zufünftigen Vermoͤgens zur Folge bat einzugehen. 

' Dagegen erfcheint als erhebliche Intonverrienz: daß 4) 
allen gerichtlichen Verurtheilungen, ohne Ausnahme die hy⸗ 
pothefarifche Wirfung beigelegt ift, und 2) diefe Wirkung auf 
alle gegenwärtige und aufünftige nn * — 
theilten erſtreckt wird. 

Dieſe Ausdehnung iſt fuͤr den Schuldner eine große 

Befchwerlichfeit, für den Gläubiger aber eine Begünftigung, 
welche oͤfters der Gegenſtand und die Eigenfchaft feiner 
Korderungen nicht verdienen. 
Bedenken wir, wie häufig ſich im Verkehr der, Fall er, 
gibt, daß aus unbedeutenden Händeln geringe Schuldfor⸗ 
derungen entſpringen, welche der Schuldner auf den Ter⸗ 
min nicht bezablen kann, wie hart iſt es fuͤr ihn, wenn 
ein unbarmherziger Glaͤubiger ſogleich ein gerichtliches Ur⸗ 
theil erwirkt, und deſſen ganzes Immobiliarvermoͤgen mit 
Hypothek belaſtet, obgleich der Schuldner alle € Garantie - 
bie fpätere Bezahlung barbietet. — 

Warum in allen Fällen die Novation im ifo 
hen Nechtstitel? warum für alle Fälle die Generalbypo⸗ 
thek? Der Schuldner kann zwar auch bei der gerichtlichen 
Hypothek, die Reduktion derſelben veranlaffen, er muß dies 
aber im Aktionswege thun, was mit nicht unbedeutenden 
Koſten verknuͤpft iſt. 

Die gerichtliche Hypothek mit der Generalität wirft 
nachtbeilig und hat ſchon viele Nachtheile erzeugt, beſon⸗ 
ders wenn wir ſie mit den ſogenannten Kompetenzerweis 
terungsurtheilen der Friedensrichter in Verbindung bringen. 

Wie viele Händel werden in der Verborgendeit abge» 
fehloffen, welchen felbft der Schein der Nechtlichkeit erman⸗ 
gelt, und denen der Landmann nur in der Noth ig an 
terwirft. — u 
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Sie begrunden eine Schulbforderung, die nad; und 
nach immer höherifteigt, bis fie zu einer nahmhaften Sum; 
me angewachſen ift. 

Der Schuldner welcher außer Stand ift zu zablen, 
wird beftimmt mit dem Gläubiger vor dem Friedensrich- 
ter erfcheinen. und mittelft Erweiterung der Gompetenz, 
nad) Maßgabe des Art. 7 ber Givilprozeßordnung, dens 
felben. über die Forderung erkennen zu laſſen. — Es iſt 
alsdann jelten der Fall, daß der Friedensrichter fich in 
die Unterfuchungen des Rechtsgrundes der Entitehung der 
Forderung einläßt, weil der Schuldner, in Folge einer 
Uebereinfunft mit dem Gläubiger, wozu ihn der Noths 
fand gezwungen hat, die Forderung freiwillig anerfennt. 

Der Friedensrichter fpricht nun einfache Verurtheilung 
aus, und diefe Verurtbeilung verleiht dem Gläubiger eine 
Generalhypotheke. — Dadurd find nun alle Kiegenfchaf- 
ten des Schuldners verpfändet, er hat fein Mittel mehr 
fi) von Ddiefer Belajtung zu befreien, ald die Smmobilien 
zu veräußern, oder er muß fich gefallen laffen, daß der 
Gläubiger fie ihm im Zwangswege, mit anfehnlichem Ver⸗ 
luft veräußern läßt. So ift fhon mancher Landmann im 
Rheinkreije planmäßig ins Verderben geftürzt worden. 

Sn der Weſenheit enthält diefes Urtheil eine einfache 
Anerkennung, welche Generalhypotbefe bewirkt, während 
diefelbe Anerkennung vor dem Bermittlungsamte, alfo nur 
in anderer Form jene Wirkung durchaus nicht befigt. (Les 
conventions des parties insdrdes au Proc&verbal de Con- 
eiliation, ont force d’obligation privee. Art. 54 Code de 
procedure civile.) 

| $. 6. 
Schäsung der Güter. 

Es ift ein bemerfenswerther Mangel in der rpetz⸗ 

kenordnung bes Rheinkreiſes, daß das Geſetz weder eine 
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materielle, noch eine moralifche Garantie, hinfichtlich des 
Werthes der hypothekariſchen Unterpfänder verleiht, fons 
bern die Ausmittlung und die Annahme des Werthes I& 
diglich den Partheien uͤberlaͤßt. Nicht ein’ jeder Darleiher 
ift in die Rage verfegt, den Werth der Unterpfänder beurs 
theilen und fich darüber einige Gewißheit verfchaffen zu 
können, bei dem mindeften Zweifel hält er deßhalb zurück, 
und dadurch erhalten die Geldzirfulation, und fomit der 
öffentliche Gredit einen mächtigen Stoß: ’ 


In vorſtehenden Erörterungen glaubt man die Haupt⸗ 
gebrechen angegeben zu haben, womit das Hypothekenſy⸗ 
ftem ‚des Nheinfreifes behaftet iſt, andere fefundäre Bes 
mängelungen, welche größtentheils die vorliegende Gefeßess 
entwürfe vorgefehen und gewürdigt haben, finden ihre 
Stelle bei den Bemerfungen über die einzelne Artikel der 
neuen Entwürfe, wie fie biernächit folgen werben. 


Il. 


Propofitionen, mit Beziehung auf die vorlie 
gende Gefeges- Entwürfe 
Su $. 1. 

Um bie, Sdentität und Spezialität der Unterpfänber 
feitzubalten, und namentlich den Mißſtand zu heben, wel⸗ 
cher unter $. 4 der gegenwärtigen Darftellung berührt 
wurde, hatte die Regierungs-Finanztammer in ihrem Schreis 
ben an das Präfidium des Appellationdgerichts vom, 44. 
Februar 1834, in Borfchlag gebracht, einen Hypotheken⸗ 
kataſter aufitellen zu laffen, welcher in. ununterbrochener 
Ordnung, den Aftivs und Paffivftand für jeden Eigenthis 
mer nach Gemeinden, mit den Ab» und Zugängen aufnehs 
men würde, etwa nad) Maßgabe der für die Altern Kreife 
bed Koͤnigsreichs beftehenden Hypothelenordnung. 
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Dadurch würde das Hypotheleuweſen, der, Ratur der 
Sacheventiprechend, auf fein Gruudelement; ;a f yeinen,gen 
fücherten, unzweifelhaften Beſitzſtaud bafırı, werden können. 
Es würde aber die Idee eines Hypothefenkanafters, die 
Nothwendigkeit involviren „„odie: dermalen ‚beiteheuden, Bez 
zirkshypothekenämter aufzuheben, weil, diefe unmöglichoden 
Beſitzſtand und die, Veränderungen, in demſelben ‚für, dem 
ganzen ——— wahrnehmen BB ra 
tem könnten, | 1.tun Abi 127241 
Das — 2—————— müßte, ——— für, Ininere Eee 
jirte, entweder nad; Bürgermeiftereien oder Kantonen, be⸗ 
ſtellt werden. Da eine Einrichtung nach Bürgermeiſtereien 
oder Gemeinden, mit Rückſicht auf die Gemeindeverfaſſung 
im Rheinkreiſe/ nicht wohl rathſam und ausfuhrbar ſeyn 
möchte, weil man 4) in den: Bürgermeiſtern nicht; allent⸗ 
halben die. Fähigkeiten, den Willen und die Sichexheit 
finden, welche: die Wichtigkeit der, Sache erheiſcht, Hund 
2)ıdie Bürgermeifter nur auf kurze Dauer fünktioniren, 
und je von 5 zw 5 Jahren durch freie. Wahl der Gemeina 
deglieder gewechſelt werden, ſo entſchied ſich dien Regien 
rungs⸗Finanzkammer für die Einrichtung Der Hvpotheklene 
Ämter nach Kantonen, und BEINE: —— mit den 
Rentämtern zu ‚vereinigen. “ tupiynd malsid 
Die appellationsgerichtliche Sommiffton hat fich nun⸗ 
über dieſen Vorfchlag ausführlich erflärtzı fie zweifelt: zu- 
näcft an der Möglichkeit der Ausführung bei der großem 
Parzellirung und dem häufigen Eigenthumswechſel im 
Rheinkreife, dann bezeichnet fie als weſentliche Hinderniffen; 
den Abgang vollſtaͤndiger Grundbücher in den Gemeindeni 
und der Behoͤrde, welcher man mit Sicherheit die Füh⸗ 
rung dieſer Bücher anvertrauen könnte. Die. Commiſſſon 
iſt alſo des Dafürhaltens, daß mit der Realiſirung der 
Idee eines Hypothelenlataſters ſo lauge zurückzuhalten 
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feyn möchte, bis der Steuerfatafter im ganzen Kreife her⸗ 
Heftellt ſey übrigens erfcheint ihr die Maßregel nicht ſo 
dringend, 4. man auch unter dem dermaligen Syſtem die 
erforderliche Gewißheit hinſichtlich der Identiät der — 
pfänder zu erlangen im Stande fey. 

Wenn zu hoffen wäre, daß der Steuerfatafter im Rheins 
freife in wenig Jahren vollendet werden fünnte, «fo würde 
es fich vielleicht rechtfertigen ,; daß eine Reform im Hypo⸗ 

thefenwefen, welche auf die Eruirung und Feitftellung des 
Smmobiliarbefigftandes Bezug nimmt, bis dahin —*8* 
ben werde. ir 

"Gene Hoffnung könnte realiſirt werden, wenn es der 
Staatsregierung möglich wäre, eine bedeutende Summe 
verfügbarer Mittel zu gedachtem Zwecke dem Rheinkreiſe 
zuzuwenden, und die Vermeſſung ununterbrochen und gleich⸗ 
zeitig überall vornehmen und mit ihr auch die Liquidation 
gleich nach der Vermeſſung eintreten zu laſſen. Wenn hin⸗ 
gegen ber Steuerkataſter in feinem bisherigen Gange vers 
bleibt, fo if faum in zwanzig Jahren an feine Beenbis 
gung zu benfen, und fol denn der Rheinkreis die mit. dem; 
Steuerkatafter fo genau in Verbindung fiehende Verbeſſe⸗ 
rung des Hypothekenweſens immerfort entbehren, ſollen die 
vielen dagegen vorgebrachten Klagen nicht berückſichtigt 
werden? 

Referent vermag ſich von der Ueberzeugung nicht qui 
trennen, daß der Abgang orbnungsmäßiger Immobiliars: 
Befisftandöregifter in den Gemeinden ein Haupthindernif 
ift, ein gutes Hypothekenſyſtem zu etabliren; er glaubt: 
den fühlbaren Mangel diefer Regifter in der Darftellung: 
$. 4 genugfam bargethan zu haben. Die verehrliche, Com⸗ 
miffion glaubt zwar, daß im Zweifel über die Richtigkeit: 
eined Auszugs ber Seftionsregifteg ſich durch Erkundigung 
auf Ort und Stelle nähere Gewißheit über bie Identität. 
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ber Immobilien verſchafft werden könnte; allein die Noth⸗ 
wendigkeit der Lokalertunbigung , i welche: bei der zweifel⸗ 
haften "Garantie der Regiſter faſt unvermeidlich iſt, iſt es 
gerade, was auf den öffentlichen Credit * — ein⸗ 
wirkt. 

Wird der in großer Entfernung von dem Orte ber 
Belegenheit- der Immobilien , welche verpfänbet: werden 
follen, wohnende Darleiher ſich wohl dazu verſtehen, Ort 
und Stelle zu beſuchen, um die ihm erforderlichen Auf⸗ 
ſchluſſe zu erholen, — wirb dieß unter Andern der Aus- 
länder thun? Gewiß nicht; lieber wird er fein Geld ans 
derweit unterbringen, ald daß er ed mühfam und mit Uns 
gewißheit anlegt. Uebrigens kann Referent nicht umhin, 
fi) auch auf dasjenige zu beziehen, was die appellationd, 
gerichtliche Sommiffion in den Motiven zu Art. 4 ded Ges 
fegedentwurfs gefagt hat, und wodurch feine Behauptung 
eine gewiſſe Befräftigung erhält. 

Die Vereinigung des Hypothekenkataſters für alle Ge- 
meinden des Kantons bei Einem Amte ift, wie nicht ges 
läugnet werden fann, mit erheblichen Schwierigkeiten vers 
fnüpft, denn es ift zu bedenken, daß mander Kanton 
80,000 Gutsparzellen umfchließt und bi8 35 Gemeinden 
im Durchſchnitte umfaßt, und fo fehr unbeftreitbar die 
Rentämter zur Führung bed Hppothefenamted vorzugs⸗ 
weife geeignet find, weil in der ihnen übertragenen Ein» 
segiftrirung Mittel und Behelfe zur Aufftellung und Aus⸗ 
führung einer Hypothekenordnung liegen, welche nirgends» 
wo fonft gefunden werben, fo ſtehen jedoch auch dieſer 
Zutheilung manche Anflände entgegen, welche vorerft ger 
hoben werden müßten. In ber Hauptſache aber möchte 
die Einrichtung der Hppothelenämter nah Kantonen in 
mancher Beziehung das Wefen des dermalen beftehenden- 
Hpmothelenfgftemd altesiven, und auch mit ber Gerichte» 


218 


verfafjung nicht mehr im Einklange ſtehen. Es muͤßte alſo, 
um keine Störung im der Harmonie des Ganzen hervor⸗ 
zubringen, die Sache reiflicher überlegt und erörtert wers 
den, wozu bei der: Dringlichkeit den Vorlagekeine Zeit 
übrig iſt. Man hat daher bei weiterer Ueberlegung eine 
andere: Idee aufgegriffen,/ eine Idee, welche durchdie vor⸗ 
liegenden ‚Gefegesentwürfe felbft hervorgerufen worden iſt, 
wodurch der Zweck, welcher dem Hypothekenkatafter vor⸗ 
en — — anderem Weg erreicht werden könnte. 


a an win die dermalen beſtehenden Besietöhppothefens 
ämter beibehalten , benfelben äber nur bie rein ‚hyporhefa- 
rischen. Förmlichfeiten, bie Belaſtung oder den Pafftoftand 
des Eigenthümers, übertragen , ‚dagegen Alles, was [it 
auf Feſthaltung und Publizitat des Beſitztan des begieht, 
trennen und ben Rentämtern Zutheilen. Die, Rentämte 
find die natürlihen Organe für die Ferthaltung und Ue, 
berwachung des Beſitzſtandes, denn fie. find. Hi dag 
Geſetz beftellt,, jede Veränderung im Befiöfte nde vahr⸗ 
zunehmen und amtlich aufzuzeichnen _(einre iftiren), ‚we 
gen der Staatsauflage, welche m it ber — 
verknüpft iſt. Urfprünglich a es Ben den. er 
pflihtungen ber ‚Rentämter, die Beriftandegih ter ebenfo 
zu führen, wie dies in ‚den Gemeinden — N 1 
Anordnung, ift jedoch feit 4814 auffer An = 
men, weil die bamit beabſichtigte * 
fälle wegen ber, — be: a “ 
unwirtſam geworden iſt. 4 yL — — * tag — 

Zu dem vorgefegten 2 E68. auch nicht nothwen⸗ 
big, daß die Beſitzſtandsregiſter bei den Rentämtern ges 
führt werden, fondern ſie können in den Gemeinden belaf 
fen werben, nur: muß die Führung: der Regiſter inn den 

Gemeinden der: Aufficdt der Rentämter unterftellt werben, 
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— —— und‘ —— der Befisfkande 

Regifter in den Gemeinden, 
+4) Die Befigftandärenifter der Gemeinden müffen eine 
zu allen Zwecken dienliche Einrichtung erhalten, fie müffen 
fo befchaffen feyn,; daß einestheild: das Individunm,- wel 
ches befist, und der Gegenitand des Beſitzes auſſer ne 
Zweifel ftehen und leicht zu erfennen find. 

2) Die dermalen beftehende Seftionsregifter und Mut 
terrollen, Behufs der Befteuerung, können als Befigftandes 
regifter beibehalten werden, bie fie durch die Saal und 
Lagerbucher des neuen Steuerkataſters erſetzt ſind. 

3) Die beſtehende Sektionsregiſter und Mutterrollen muͤſ⸗ 
ſen aber allenthalben einer Pruͤſung und Reviſion unter⸗ 
zogen, und da wo ſie als voͤllig unbrauchbar erlanat, um⸗ 
gearbeitet und neu aufgeſtellt werden. 

4) Um das Reviſionsgeſchaͤft oder die Erneuerung moͤg⸗ 
lichſt zu befchleunigen, werden -für jeden — 
riatsbezirk mehrere Commiſſaͤre aufgeſtellt. 2 

5) Sowohl die Revifion des Befisftandes, unter Bei 
bebaltung der beftehenden .Seftionsregifter und Mutterrol⸗ 
fen, als mittelft Ernenerung derfelben, ‚gefchehen nach den 
darüber im Rheinkreiſe beftehenden Borfchriften, mit der 
Ausdehnung jedoch, daß der Befigftand jedenfalls, auf bie 
. Ermerbstitel gegründet wird, zu beren Borzeigung die Eis 
genthuͤmer durch gefegliche Beſtimmung anzuhalten find. 

6) Die Befisftandsregifter der Gemeinden theilen ſich 
a) in Seftionsregifter und b) in Mutterrolen. | 

Die Sektionsregiſter follen eine jede Liegenſchaft in ber 
Gemarkung mit allen Merkmalen befchreiben, welche die⸗ 
ſelbe auf die beſtimmteſte Weiſe erlennen laſſen. 
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Als unveraͤnderliche Merkmale werben betrachtet: =) 
der Buchftaben und die Nummer der Section, b) die; Bes 


nennung der Flur und Gewann. — Ad veränderliche 
Mertmale, die Natur, die Kulturart und EEE: der 


Liegenfchaft. 
| Die Mutterrolfe vereinigt unter — Namen des Eis 
genthuͤmers alle Nummern der Sektionsregiſter, der ihm an⸗ 
gehoͤrigen Liegenſchaften. Die Bezeichnung des Eigenthuͤ⸗ 
mers muß abſolut auf die Akten des buͤrgerlichen Stan⸗ 
des gegründet werben, und bie Mutterrolle auch die Ber 
beifen aufnehmen, welche in gewiffer Beziehung auf die 
Rechtsfaͤhigkeit des Eigenthämers Einfluß haben, wie z. B. 
ob der Eigenthümer ledig oder verheirathet. ift, ober ſich 
im Wittwenſtande befindet u. f. w. 
Die Ab- und Zufchreibung findet nur in ber — 
rolle Statt, fie muß genau den Rechtstitel erwähnen, auf 
welchen: fie fich ftügt. 

7) Sobald der Befisftand auf biefe. Weife hergeſtelit 
iſt, darf an der Bezeichnung der Sektionen, und der Be- 
nennung ber Fluren oder Gewannen, niemals eine Vers 
Änderung vorgenommen werden, bei Bellimmung einer 
Strafe gegen die mit der Führung der Negifter beauftrag- 
ten Perfonen; eine Veränderung im Befige, durch Ab» und 
Zufcreibung findet nur auf Weifung des Rentamts Statt. 

8) Die Führung der Befigftandsregifter wird dem Bürs 
germeifter, oder einem von dem Landcommiffariat beftätig- 
ten und gehörig beeidigten Gemeindefchreiber übergeben. - 

9) Nur der mit der Führung der Beſitzſtand sregiſter 
beauftragte Bürgermeifter oder Gemeindefchreiber kann güls 
fige Auszüge derfelben ertheilen. Die Auszüge müffen den . 
Seftionsregiftern völlig gleichlautend feyn und auch die 
perfönlichen Verhältniffe des Eigenthuͤmers berühren, wie 
fie die Mutterrolle auszeigt. 
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Controle — bie Führung der Beſitzſtands— 
Regitter. 


1:4) Ale —— von Immobilien muͤſſen bei 
dem Rentamt: tramsferibirt werben; ‚bie Transfcription wird 
mit der, Einvegifteirung verbunden, 

2 ‚Am Schluſſe eines jeden Monats ertheilt das Rent⸗ 
amt. dem Bürgermeifteramt ein Berzeichniß ber transſcri⸗ 
birten, resp. einregiſtrirten Mutationen, mit der Weifung, 
die, Umfcpreibung. vorzunehmen. 

3) Das Bürgermeifteramt volfährt alsbald die Ums 
fehreibung, heſtaͤtigt dieſelbe und gibt das Verzeichniß mit 
der Betätigung an- das Rentamt zuruͤck. 

4) Diefe. ‚beftätigten Verzeichniffe werden fofort, dem 
Steuercontrolamt, zugeftellt, welches der Grundbefteuerung 
wegen die Umſchreibungen nachzuverifiziren und aufzuneh⸗ 
nen dat, um ſich der Richtigteit aller —— — 
ben Befiftändöregiftern zu verfichern. 

"Zur beſſern Wotdigung diefer in attgemeinen — 
zügen gegebenen Einrichtung unterlegt man Formulare, 
4) ver Settlonsregiſter, 2) der Mutterolle, 3) der Weis 
fungen zur Umfchreibung und 4) der Umfchreibdatteften. ' 

Mittelſt dieſer Einrichtung glaubt man den Zweck der 
Feſthaltung eines ſtets zuverlaͤßigen ——— — 
men zn erteichen. 


Die wefentlichen Vortheile ber Einrichtung beftehen 
Barimb DI; daß! der Gegenſtand des Beſitzes unveränderlich 
bleibt und! an beftimmten Merkmalen (durch die Bezeichs 
nung der Seftion und ber Flur ober Gewann) zu erkennen 
iſt/ ohne daß die Nebenlaͤger ober bie Kulturart, welche 
dem ſteten Wechſel unterworfen find, die Identität zweifel⸗ 
haft machen koͤnnen; — 2) daß man uͤberall den re chu⸗ 
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lichen Befisftand vor Augen hat, folglich über das Ei» 
genthum ſelbſt ‚feine Ungewißheit beſtehen tann; J— 3), daß 
jede Beſitzveränderung gleich eine wirtſame Veröffentlichung 
erhält, und 4) daß man der regelmäßigen Führung der 
Befisitandsregifter in den’ Gemeinden durch die) Gontrole 
des Rent und Steuercontrofamts volllonnnen verfichert iſti⸗ 
Die richtige Führung. der‘ Deftgftandsregiftet, wie fie 
bier aufgeſtellt werden, macht aber zur unerläßfichen Bes 
Ka daß in allen öffentlichen Akten die Angabe derje) 
nigen Merkmale" welche austhrießtih die Legenſchaft er 
kennen laſſen ‚ nämlich der Eettion, der oe "oder Ge⸗ 
wann, niemals unterlaffen wird; daß dieſe Angabe den 
Afenlichen Beamten und Beboͤrden nicht als bloße Pflicht 
fondern als poſttive Bersindfichteit auferlegt tind da Auf 
jede, Unterlafjung eine Geldſtrafe geſett wi 1b. ra 


is ImmnIit 


u Golte DaB in, Brage Uegeübe, Dreift, woburd, dem 
unter .$«, 4, erwähnten, Mißſtand völlig, aögehpifen, wird, 
die Billigung erhalten, ‚jo müßte, der, von ‚der, anne tions / 
gerichtlichen Sommiffion, ausgearbeitete Geſetzese entwurf 
N: Ladie zur Realifirung, des Projelts erforderlichen, Zu⸗ 
fäße. aufnehmen, und das Geſet mithin aus ſprechen, dag 
die, Revifion; und, Herſtellung des Beſitzſtandes in „der, v bir 
geſchlagenen Art, und Weiſe Statt, finden, ‚und, daß ein 
jeder Eigenthimer ‚bei Strafe verbunden ‚fepn Il feine 
Erwerbtitel ber Revifiond-Commiffen. vorzuzeige — 


meiden But ehilinstg 4 7 
a vu dom: vorhergehenden Vorſchlage, « hinſichtlich ber 
Eruirung· und reiner dauernden. Feſthaltung bes. Befigı 
Hanbes, ſteht num im ber: genaueſten Verhindung, was, der 
Geſetzentwurf in’ Beziehung auf die Trandfeription beah⸗ 
ſichtigt. Der: Beſitzſtand | if: nur: durch die Publizitaͤt der 
Beraͤußerungen geſichert und ed:mäffen.babe. alle Ver⸗ 


Ang eriugen · im — —— 
Were sc Blau gi | 

Inga der Hauptſache wird 4 ie om: 4 — 
führtichu mötinitte ‚Pxropofitionen, ber Berfafler: des Geſetz⸗ 
entwurfes ı mächtd: gu erinnern ſeyn. sy aan uf „Bien 
ln Mefereiit iſt Aber des Dafürhaltens und. hat „bereits 
oben berherkt daß die Veräußerung erſt dadurch die volle 
Publigitätrerlangt) wenn‘ ſie auch in dem Beſitzſtandsre⸗ 
giſter der Gemeinde aan die" Umfchreibung (gleichzeitig 
vorgemerkt wird. Mn mom any it 4 ori om 
‚m Betrachtet man 8 neuen Syſtem die ‚Keondfceiption 
nur von dem Geſichtspunkte, ‚daß fie die Weraͤußerung 
conſummirt und rechtsguͤltig beſtaͤtigt, fo iſt ihre Vollfuͤh⸗ 
rung in den Büchern. des Reutamts vollkommen hinreichend. 
Will man aber vermittelſt der Trans ſcription, auch den drit⸗ 
ten Glaͤubigern des Verkaͤufers gegenuͤber, die Veraͤußerung 
veroͤffentlichen, damit dieſelbe ihre etwaigen hypothekariſchen 
Anſprüche auf den veräußerten Gegenſtand wahren moͤgen, 
jo, moͤchte wohl die Foͤrmlichkeit, bei. dem, Rentamt nicht 
binzeichend erſcheinen. Der ſchon oͤfters angeführte Praͤ⸗ 
ſident Grenier ſagt im, feinem traité des hypothöques;; die 
Transfeription. fol nur ein, Mittel der Publizitaͤt des 
Ju mobilienuͤbertrages, ſie kann aber nicht die Publizitaͤt 
ſelbſt ſeyn denn ſie iſt ein rein materieller Aft,, welcher 
in den Buͤchern des Hypothekenamts beruht. Grenier bringt 
alſo xine allgemeine, gleichfoͤrmige Maaßregel in, Borfchlag, 
welche alle Hypotheken, alle, der Einfchreibung unterwor⸗ 
fenen- Privilegien auf Immobilien umfaffen würde, in ber 
Artı,. daß nach Anleitung ‚des ‚Art. 2194 des bürgerlichen 
Geſetzbuches, in dem Sigungsfaale des Bezirfögerichtg ber 
Belegenheit der, Guͤter „ein. Auszug, des Contraktes, mit 
den in beſagtem Artikel vorgeſchriebenen Angaben, nebſt 
ausdruͤcklicher Erwähnung der Transſcription, angeheftet 
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und: während 2; 3 oder. 4 Monaten auf dieſe Weiſe der „ 
Öffentlichen Bekanntmachung unterftellt werde, Dieſer öf⸗ 
fentlihe Anfchlag würde danmiohne Signififation,oder Nas 
tur und der Dauer nach, eine hinreichende Benachrichti⸗ 
gung für alle Privilegien und Hypotheken ſelbſt⸗ für Die 
Legalhypotheken der 'Eheweiber und Minderjährige‘ abs 
geben, und die Notififation der Erwerbstitel moͤchte etwa 
zum Ueberfluß nur auf legtere Hypotheken: befchräntt wer⸗ 
den. Nach Umfluß der Publifationsfrift muͤßte dann fchon 
ipso jure die Berluftigung gegen alle Gläubiger eintreten, 
welche die Einfchreibung ihrer Forderung unterlaffen haben. 
on Diefem Borfchlag kann man aber  entgegenjegen, daß 
nicht Jedermann auch Gelegenheit und Veranlaſſung findet, 
die Publifationen im Sigungsfaale des Bezirksgerichts zu 
Durchlefen, und daß auf diefe Weife die Veräußerung auch 
den Grad allgemeitier Publizitaͤt nicht erfangt. Die Trans⸗ 
feription bei dem Nentamte, in Verbindung: mit der Um⸗ 
ſchreibung in der’ Gemeinde, iſt gewiß bie ſicherſte Publi⸗ 
zitaͤt, welche aufgeftellt werden kann, denn von dort geht 
die Veräußerung im die Notorietaͤt uͤber und —* —* 
Jeder die erſte Erkundigung einziehen. 

Die Trangfeription iſt nach dem — ** zur 
Guͤltigkeit und Rechtswirkung der Veraͤußerung gegen 
Dritte, gebotene Foͤrmlichkeit, welche bei den Rentaͤmtern 
erfuͤllt werden ſoll. Da nun alle Beſitzveraͤnderungen noth⸗ 
wendig zur Transſeription kommen muͤſſen, ſo hat’ fich "bei 
der Commiffion die Schwierigkeit erhoben, ob die Rent 
Amter auch das Trangferiptiondgefchäft zw vwollführen im 
Stande feyn möchten? Es Liegt dem Entwurf als Beilage 
_ Lit. D. ein Elaborat des Commiffionsmitgliedes, "Domänen 

Inſpeltor Dech en bei, wodurch nachgewieſen werden ſoll, 
daß eine gezwungene —— bei den Rentaͤmtern 
nicht ausfuͤhrbar ſey. —RX — — ur wblbinddm 
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Zur Beleuchtung dieſes Einwurfes muß man zuvoͤrderſt 
darauf aufmerffam machen, daß nachdem in Frankreich 
die Trangfeription zwar immer noch fakultativ ift, doch die 
Trangjeriptiondgebühr. von 44 pCt. gleich bei der Einre⸗ 
giftrirung bezogen wird, folglicdy fein Grund mehr vorhan⸗ 
den ift, die Förmlichkeit nicht zu prodoziren. Es müffen 
daher nothwendig, wo nicht geradezu alle, doch die meiften 
Mutationen zur Trangfeription fommen, und diefe Trans- 
feription wird bei einem Amte, welches 6 bi8 8 Kantone 
umfaßt, vollzogen; fie fol alſo im Rheinfreis nicht in ber 
Vertheilung von 6 Aemtern vollführt werden können? 

Diefer Umſtand beweist fchon gegen die Behauptung 
des Domänen-Injpekors, 

Berechnen wir nun den Zeitaufwand zur Trangferips 
tion. Das 8. Hypothefenamt Landau hat eine Ueberficht 
eingefendet, wornah im Etatsjahr 1833 bei fämmtlichen 
Rentämtern des Bezirfd Landau Mutationen einregiftrirt 
worden find: 

öffentlihe Alten » 2 2 2 02.2539 
Privatafien 2» 0 0020. 5604 
8140 
Sm Gerichtsbezirk Kaiferslautern wurden im Sahr 1833 
bei fämmtlichen Aemtern ee 
öffentliche Alten - » »' 2... 8050 
Privatakten. 33114 
411964 
Sandau . . 8140 
Summa für beide Bezirfe. . . 20104 
Nehmen wir nun eine gleiche Zahl für die bei- 
ben andern Bezirke, Zweibräden und Frankenthal WAIOL 

Dann etwa für die nicht der Einregijtrirung 
unterlegten Mutationen unter Privatunterfehrift . 1000 
| 44202 
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Uebertrag - . 441202 
Kerner die Erbvertheilungen, welde in obiger 
Aufnahme nicht begriffen find; fie betragen für das 
Rentamt ‚Speyer im Sahr 4835 an der Zahl 63; 

alfo etwa im ganzen Rreid . x 2 2 0 0. + __2000 
Summa aller ber Trangfeription 

® unterworfenen Alten . . . 43202 


Die Trangfeription wird auf Stempelpapier des Res 
gifterformats volführt, und nad fait übereinftimmender 
Berechnung werden für einen Öffentlichen Aft 2, für einen 
Privataft eine, für eine Erbvertheilung aber, wird fie 
wörtlich transferibirt, 12 Seiten erfordert. Da alle Mus 
tationen unter Privatunterfchrift fünftighin hinmegfallen, 
und vor Notären Statt finden, fo fann man füglich für 
die Gefammtzahl der öffentlichen und Privataften eine 
und eine halbe Seite im Durchſchnitt annehmen, alfo für 
42000 Akten » 2 2 2 2 0 ee.» 63000 Seiten, 
dann für die Erbvertheilungen im Durchs 

fhnitt 2 2 2 een nee. A000 , 
Summa . . 87000 
oder Bogen Regifterformat . . + » 21750 — 


Theilt man biefe Zahl unter 24 Rentaͤmter, welche 
im Rheinfreife befteben, fo wären bei jedem Rentamte all» 
jährlich 910 Bogen Negifterformar zu verfchreiben. Nimmt 
man ferner an, daß nah Abrechnung der Sonn, und 
Feiertage etwa 300 Tage zum Trangfcriptionsgefchäfte 
verwendet werden fönnen, fo fällt auf jeden Tag bie 
Schreiberei von 3 bis 4 Bogen Negifterformat. Es gebt 
aber aus ber Erfahrung bervor, daß ein fleißiger Seribent, 
in den gefeglichen Büreauftnnden von 8 bis 42 und von 
2 bis 6 Uhr, ohne befondere Anftrengung 6 Bogen abs 
ſchreiben kann. 
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Es läßt fih alfo nicht annehmen, daß im Allgemeinen, 
felbft nur mit einem Schreiber, die Nentämter, die Trans: 
ferıption nicht vollfuͤhren koͤnnten. — Die Schreiberei würde 
fich allerdings bei einem oder dem andern Nentamte mehr 
oder weniger ergeben, daraus aber nur refultiren, daß die 
Zrangfcriprion einzelner Aften etwas länger dauert, ohne 
daß jedoch daraus für irgend Jemand ein Nachtheil ent: 
ftebt, nachdem das Hinterlegungsbuch dafür garantirt, daß 
die Trangferiprion pünftlihb an dem Tage Statt findet, 
an welchem der Akt präfentirt wurde. — Wenn man nun 
ferner in Anſchlag bringt, daß die Nentämter dermalen 
fhon den Innhalt aller Befigveränderungss Urkunden mer 
nigfteng zu einem Dritttheil, ja daß fie die unter Privats 
unterfchrift verfaßten Akten, den beftebenden Dienftesvors 
fhriften zufolge, wörtlich in ihre Einregiftrirungsregis 
fter übertragen müffen, fo wird ed augenfcheinlic, daß die 
Beforgniß des Domaͤnen-Inſpecktors Dechen, als möchten 
die Rentämter ber alles Maaß mir Schreiberei beladen 
und daher die Ausführung der obligatorifhen Transjeripr 
tion, problematifch werden, nicht begründet ift. Die Eins 
regiftrirung läßt fich mit der Transjcription fehr leicht ver- 
"binden, und dadurch wird der Zuwachs an Schreiberei, 
etwa gerade fo bedeutend, daß das Nentamt einen Schrei- 
ber mehr halten muß, wofür ihm die mit der Trangferips 
tion verfnüpfte Emolumente hinreichende Mittel darbieten. 

Wenn nun das Gommiffionsmitglied Dechen, auch in 
der Aufftelung und Führung der Tabellen und Nepertos 
rien "eine Schwierigfeit finden will, To ift ihm zu bemer- 
fen, daß die Sache weit einfacher it, als er fie fi) vor; 
juftellen fcheint, daß früher die Rentaͤmter, für die Einre— 
giſtrirung, weit ausgedehntere Tabellen führen mußten, als 
die, welche für das Trangferiptionsgefchäft erfordert werden. 

‚Die im Rheinkreiſe Häufig vorfommende gleiche Namen 
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machen zwar bei Aufftelung der Tabellen, eine befondere 
Aufmerkfamfeit nothwendig, allein diefe Inkonvenienz be- 
fteht auch dermalen bei den Hypothefenämtern, ohne daß 
fie gerade dadurch in die Unmöglichkeit verfegt find, ihre 
Bücher gehörig zu führen. — Sobald, wie beantragt ift, 
die Befiger der Liegenfchaften, in den Befigftandsregifter 
der Gemeinden, nach den Givilftandsaften bezeichnet wer⸗ 
den, kann auch wegen der Gleichnamigfeit Feine Berwirs 
zung mehr Plaß greifen. 

Das weiters angeführte Veifpiel, daß die Notarien in 
den Wintermonaten den Ausfertigungen der von ihnen 
aufgenommenen Aften nicht genügen Können, woraus denn 
der Schluß gezogen wird, daß die Nentämter außer Stand 
feyen, die Zrangfeription zu bewirken, kann hier wohl nicht 
angenommen werben; denn erſtens find ed gewiß nicht alle 
Notäre, welche jenes Unvermögen behaupten, zum andern 
haben bie Notarien, nebft den Mutationsaften, auch noch 
eine Menge anderer Kontrafte zu verfaffen und auszus 
fertigen. " 

Der Domänensänfpektor Dechen bringt noch als wei⸗ 
teres Hinderniß vor, daß die Nentbeamten nicht ſaͤmmtlich 
im Stand fein möchten, die für das Trangferiptiongefchäft 
erforderlihe Gaution zu leiften. — Es fann aber wohl 
nicht die Rede davon feyn, für das Trangferigtiondges 
fchäft, welches fo außerordentlich einfach ift, und wo nicht 
feicht ein Verfehen unterlaufen kann, eine materielle Gas 
rantie zu verlangen. Wie fol denn diefe Caution ftrirt 
werden? etwa nach dem Werthe oder Preis der Immobis 
lien, welche Gegenftand der Trangfeription find, dann 
würde eine Gaution auf 100,000 fteigen, und ed wäre in 
der That ungereimt, eine folche Kaution einem Beamten 
anzufinnen, und in geringem Betrag von 1000, 2000 fl. 
welche Garantie würde fie alddann darbieten? Man fann 
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bier eben fo wenig eine materielle Garantie verlangen, als 
daß dies bei den Notarien, Anmwälden, Gerichtöboten, Ge 
richtöfchreibern, welchen noch weit höhere Sntereffen anver- 
traut find, der Fall ift. — Die Garantie Tiegt 4) in der 
Perfönlichkeit der Beamten, 2) in der obern Aufficht wels 
cher fie durch die Domaͤnen⸗Inſpektoren, regelmäßig und 
fireng unterftelt find. Einestheils ift es dieſe Aufficht, 
anberntheild der Umftand, daß die Nentbeamte rüdfichtlich 
des Transferiptionsgefchäftes, wie es ſich von felbit ver 
fteht, den Partheien für Schaden verhaftet find, welche 
dafiir bürgen, daß die Trangfeription mit eben der Achte 
famfeit und Genauigfeit volführt wird, ald es bei den 
dermaligen Hypothefenämtern gefchieht, welche noch nie deß⸗ 
balb irgend eine Anfechtung hatten. 


Die Transfeription befteht befanntlich einfach darin, 
daß ber Mutationsaft wörtlich in ein Negifter abgefchrie- 
ben wird, (das Gefchäft eines Schreibers) und der Beamte 
bat nur bie Abfchrift mit dem Driginal zu Follationiren, 
und fich der Uebereinſtimmung zu verfihern, dann die Mus 
tationen unter den verfchiedenen Namen auf die Tabellen 
und Nepertorien zu tragen. Wird diefer Auftrag, wie vor: 
gefchrieben werden fann, von dem Domaͤnen⸗Inſpektor fort 
laufend Eontrolirt, fo kann kein Verſehen, Feine Auslaffung 
eintreten, Ka a 

Es fallt Daher auch die aus der Anwendung einer Ents 
ſcheidung bed Verwaltungsrathes der General-Domänens 
Direction vom 45. Thermidor IX. gefolgerte Verpflichtung 
bed neu eintretenden Rentbeamten, etwaige Berfehen feines 
Vorgängers aufjufuchen, und ſich der Nichtigkeit der Ta⸗ 
bellen und Nepertorien zu verfichern, widrigenfalls er die 
Verſehen gegen die Partheien zu vertreten hat, ganz hin- 
weg; denn biefer für ganz andere Fälle und unter andern 
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Umftänden gegebene Vorbehalt ift nicht nothwendig und 
fönnte auch nicht auferlegt werden. 

Eine Verbefferung des Hypothekenweſens des Rheins 
freifes nach feinem dermaligen Syftem, ift wejentlid abs 
bängig von der obligatorischen Traugfeription der. Befiß- 
veränderungsurfunden; könnten die Nentämter das Trans⸗ 
feriptionggefchäft nicht vollführen, fo wäre dies noch wes 
niger bei den Bezirkshypothekenaͤmtern möglich, ja! wollte 
man felbft für jeden Kanton eigene Transferiptionsbeams 
ten aufitellen, ſo bezweifelt der Domaͤnen⸗Inſpektor Dechen 
auch da die Ausführbarkeit; man müßte alfo alle weſent⸗ 
liche Verbefferung aufgeben, und eine Totalreform mit Ber 
feitigung der Transfcription, ‚von einer entfernten aulpaft 
erwarten. 

Es wäre aber gewiß fehr traurig, wenn man den 
Hheinfreis darauf vertroͤſten muͤßte; allein es {ff dem 
nicht ſo, die Rentaͤmter koͤnnen und werden der Auflage 
der Trangfeription genügen, beſonders wenn diefelbe mit 
der Einregiftrirung verbunden wird, was ohne allen Ans 
ftand leicht gefchehen kann. Woſelbſt einige Schwierigkei⸗ 
ten erſcheinen, hat die Verwaltung hinreichende Mittel ſie 
zu heben. Was der Domänen: Inſpektor Dechen, auch m 
Beziehung auf die dermalige Rent und Hypothekenaͤmter 
Landau, Kaiſerslautern und rucken bemerkt, ſo iſt es 
noch keineswegs als erwieſen anzunehmen, daß dieſe Aem⸗ 
ter nicht auch die Transſcription für ihren Bezirk vollfüh— 
ren fönnen, und daß deßhalb das Rentamt vom Hypothe⸗ 
fenamt getrennt werden muß. Der Rent und Hypothes 
Penbeamte zu Landau hat im Gegentheil nur 4 Schreiber 
in Anfpruch genommen, um die Trangfeription m ben 
ganzen Gerichtebezirf zu vollziehen. 

Allein auch angenommen es müßte bier eine Verändes 
sung Statt finden, fo ift fie in der Nothwendigkeit bes 
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gründet, und koͤnnte wohl nicht zuruͤckgehalten werden, 
weil hie oder da das Aerar eine Mehrausgabe zu machen 
bat. Was ſchlieslich der Domänen-nipeftor noch über 
die Zahl der Bücher und den Mangel an Schreibern bes 
rührt, verdient wohl feiner befondern Erörterung, dent die 
Zahl der Bücher kann wohl fein Hinderniß ſeyn, die Ver⸗ 
bejjerung des Hypothekenweſens zu unterlaffen, und wenn 
ed auch den Nentämtern auf dem Rande ſchwer haͤlt, für 
ihr Gefchäft, was gewiffe Kenntniſſe erfordert, taugliche 
Gehülfen zu erhalten, fo it doch an ſolchen Individuen, 
welche rein nur abzufchreiben DEN; gewiß nirgendswo 
ein Mangels | 

Bei dem. Zwieſpalt der Meinungen. bat man ſich die 
Frage geftellt, ob es denn vielleicht nicht thuulich wäre, 
die Trangfeription 'nur auf weſentliche Neguifiten zu bes 
ſchraͤnken, und die ıörtliche Abfchrift des Afts zu umge 
ben ?rallein bier zeigen: fidy große Bedenklichkeiten. — Der 
Rentbeamte fann wohl die Transfeription micht felbft vol» 
führen, er müßte alfe die Beftimmung beffen, was noth- 
wendig ft, einem "Schreiber überlaffen, welcher Rum en 
wefentliches Erforderniß uͤbergehen : könnte. 

Auch iſt es gewiß, daß eine‘ genaue Analyſe des Bet, 
trags länger aufhalten würde, als bie wörtliche man 
ein blos mechaniſches Geſchaͤft. 

Nach‘ allem dem: glaubt Referent, daß auf die Ein⸗ 
- — Commiſſionsmitgliedes Dechen, gegen die obli- 
gatorifche Trangfeription und ihre Zutheifung an die Rent 
Amter, feine Rüchſcht zu nehmen ſey. 

za 

An die obligatoriſche Tranusſcription knuͤpft ſich nun auch 
die Vorſchrift der Authentizität aller Akten und Vertraͤge, 
wodurch Immohilien übertragen ‚werden, alfo mit Auss 
ſchluß der bisher zulaͤſſigen Alten unter Privatuuterſchrift. 
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Durch dieſe wichtige Neuerung verſchwindet ebenfalls 
ein Hauptgebrechen im Hypothekenſyſtem, und ihr Bedürf⸗ 
niß iſt in den Motiven zu dem Gefegesentwurfe fo ein⸗ 
leuchtend dargeſtellt, daß bie unbedingte Annahme wohl 
nicht beanftandet werden Tann. - 

Mit dem Borfchlage der Reviſſon und Herftelung der 
Befigftandsregifter in den Gemeinden und der deßhalb er⸗ 
forderlichen zuſätzlichen Beſtimmungen findet Referent ge⸗ 
gen die Art. 4, 2,83, 4, 5 und 6 des Geſetzesentwurfs 
nur Folgendes zu erinnern: 

J | Su Art. 4, 1. Ubfab, 

Hier iſt geſagt, daß die Notäre verbunden ſeyn ſollen, 
die Veraͤußerungs⸗Urkunde dem Rentamte ihres Wohnſitzes 
fpäteftend innerhalb fünf, und dem Rentamte aufferhalb 
ihres Wohnſitzes fpäteftens in vierzehn Tagen zur Trand- 
feription zu übergeben. Da die Frliſt zur Einregiftrirung 
anderſt regulirt ift, fo entfteht der Zweifel, ob der Aft 
transſcribirt werden fol, bevor er einregiftrirt ift, oder ob 
beides miteinander zu gefchehen hat? Aus dem 3. Abfage 
dieſes Artikels fcheint die erſte Alternative in Abficht zu 
ftehen. Als Regel dürfte anzunehmen feyn, daß Einre⸗ 
giftrirung und Trandfeription gleichzeitig zu gefchehen ha⸗ 
ben, weil mau ja ohnehin beide Förmlichkeiten zur Erleich⸗ 
terung der Rentämter verbinden will; wäre dies anderſt, 
ſo müßten die Einregiſtrirungsfriſten abgeändert werden, 
denn wie oft würde die zehntägige Einregiſtrirungsfriſt 
vo rübergehen, bevor die Urſchrift der Veräußerungs⸗Ur⸗ 
kunde, mit der Transſcriptionsbeſcheinigung verſehen, dem 
Notär zurückgeſtellt werde. Es Tann auch nicht gemeint 
ſeyn, daß der Notär die Urkunde nad) ber Trangfcription 
zurückzieht, dann fie wieder zur Einregiftrirung. produzirt. 

Eine Ausnahme würde ‚nur in bem alleinigen Fall 
Play greifen, wo das Immöbel in dem Bezirke eines aus 
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dern Rentamts, ald jerrem bed Wohnfiged bed Notärd ger 
legen wäre, in biefem Falle allein würde bie Einregiftris 
rung unabhängig von der Transſer iption beftehen. 

Es möchte demnach im Art, 4 folgende Abänderung 
vorzunehmen feyn: 

Art. 4, Abſatz 2. „Geſchieht die Transfeription auf 

„den Rentamte ded amtlichen Wohnfiges, fo hat ber 
„Notär zu dem Ende das Original der Urkunde vors 
„zulegen, in weldhem Falle mit ber Trans 
nfeription zugleich aud die Einregiftrirung . 
 nder Beräußerungs-Urfunde verbunden 
wird." F 
Abſatz 3. „Findet die Transſcription auf einem 
„auswärtigen Rentamte Statt, fo fol es dem Notär 
„freiftehen, entweder das Original dahin zu fenden, 
„oder zum Behufe der Transfcription eine beglaubigte 
„Abfchrift der Urkunde auf freiem Papier zu fertigen, 
„und dem Rentbeamten zu übermachen. 
„Diefe Abfchrift ift nach gefchehener Trandfeription 
„dem Driginal beizufügen. Sie fann vor der Re 
nHifteirung bes Driginald ausgefertigt werben. 

„Bezieht fich die Urkunde nur theilweife auf das zu 

„trangjeribirende Nechtögefchäft, fo fteht ed in ber 
„Wahl des Notärd, auf dem Driginal zu bemerken, 
„für welchen Theil der Urkunden die Trandfeription 
„begehrt wird, oder für biefen Theil einen Auszug 
„mach obiger Vorſchrift zu fertigen. 

„In beiden letztern Fällen beſteht die 
„Einregiſtrirung unabhängig von der Trans— 
„ſcription.“ 

Art. 4. 
Waͤre zu bemerken, daß dad Wort minute paſſender 
durch Urfchrift als Original ausgebrüdt feyn möchte, 
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Art: 7 des Entwurfs, 

Es ift eine gerechte Vorſicht der Verfafler des vorlies 

genden Entwurfs, die unter dem Dotalregime abgefchlofs 
fenen Berträge, rüdfichtlich der Beftelung eines Heiraths— 
gutes durch unbewegliche Güter, der Trangfcription, d. h. 
ber Veröffentlichung zu unterziehen, obgleich der Fall im 
Rheinkreiſe höchſt felten vorkommt, da bad Dotalregime 
überhaupt dem älteren franzöfiichen Gewohnheitsrechte 
(Coutume) angehört, und im Rheinfreife nicht praftifch iſt. 
Das in befagtem Regime beftellte Heirathsgut iſt, nach 
Art. 1554 des Eivilgefegbuches , nur unter befondern Ums 
finden veräußerlih; wo diefe Umftände nicht vorhanden 
find , iſt die Veräußerung habn unter Concurren; beider 
Ehegatten ungültig. 
Der Verfaſſer der Schrift; „du danger de pröter sur 
hypotheque“ führt ein Beifpiel an, daß zwei Eheleute, 
welche ſich unter dem: Dotalcegime verheirathet hatten, bei 
einem Berfaufe oder bei einem Aulehen ſtets vorgaben, 
fih ohne Vertrag vereheliht zu haben, alfo unter dem 
Regime der Ehegemeinfchaft, in der Folge aber deu Che: 
vertrag, weldyer dad Dotalregime flipulirte, dem Käufer 
oder Darleiher. entgegenfegten, anf welche Weife beide ger 
preilt worben find: Ein folcher Betrug kann nun mittelft 
der Maßregel, welche der Geſetzesentwurf vorfchlägt,. nicht 
eintreten. Nur glaubt Referent auch wieder hier auf die 
Nothwenbigkeit anfmerkfam marken zu müſſen, das Ver⸗ 
‚hältniß in den Beſitzſtandsregiſtern der Gemeinde vormer⸗ 
ken zu laſſen. 
zu Art. 8. 

Sf in den Motiven zum Geſetzesentwurf vollffändig 
gerechtfertigt. ee 
Der Gefegedentwurf ftellt. hier biäher nicht beftandene 
Borfjchriften auf, welche, in der Ausführung zwar etwas 
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läftig erfcheinen,, den Verträgen aber unnerfennbar eine 
große Sicherheit verleihen unb den öffentlichen Credit be- 
feftigen müffen. 

Referent findet in der Hauptſache nichts zu ein 
glaubt aber der Erwägung anheim geben zu müffen, ob 
nicht ſowohl ein Geffionsaft, ald die Quittung über Anti 
zipationgzahlungen vor Rotär gefertigr werben follen, nad 
dem dieſe Akte unter Privatunterfchrift feine Garantie der 
Aechtheit der SINE geben. 

gu. Art. 10.- Ä 
Der art. 10 ſchließt die Aufhebung der — 
tionsgebühren in ſich. 

Bereits im Jahre 1817 hat die Finanzkammer dieſe 
Aufhebung gegen Erſatz, im Jahre 1827 eine Verminde⸗ 
rung der Trausſeriptionsgebühr mit einem halben Procent 
and im Jahre 4831 die unbedingte Aufhebung beantragt. 
Es fcheint alfo überflüffi ig, ſich über biefen Punft weiter 
zu erklären, und ed iſt auch ſchwer, den gewichtigen Grün⸗ 
den, welche in den Motiven zu dem vorliegenden Geſetzes⸗ 
entwurf für die Aufhebung entwickelt ſind, noch etwas 
weiteres hinzuzuſügen. 

Wenn die Finanzkammer in ihrem Schreiben an das 
Praͤſidium des Appellationsgerichtes von Erfaß der, pros 
portionellen Trangferiptionsgebühr durch fire Gebühren ge 
ſprochen hat, fo geſchah dieß nur in der Vorausſetzung, 
daß ein Ausfall im Vüdget des Rheinfreifes für bie dritte 
Sinangperiode gedeckt werden müßte. 

Diefer Ausfall befieht aber, wenn man nur die Auf 
hebung der Transfcriptiondgebühr im Auge hat, nicht nur 
nicht, fondern die obligatorische Transfeription Liefert noch 
einen Mehrertrag durch bie Stempelgebühren. Ohne fich 
in die Berechnung einzulaffen, welche der Domäygsn-ns 
fpector Dechen mittelft der Beilage A zu bem KH 
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vorfchlage für eine lange Folgezeit aufgeftelt hat, will man 
‚bier nur beiläufig angeben, wie ſich die Einnahme für die 
laufenden Jahre der dritten Finanzperiode ergeben kann. 

Nach der auf wirklichen Ergebniffen beruhenden Berech⸗ 
nung wird bie obligatorifche Trangfeription im Durch⸗ 
fehnitte für dem ganzen Kreis 21750 Stempelbogen zu 
42 kr. zur Zrandfeription abforbiren, beträgt . . fl. Er. 
15225 — 
ee Hinterlegungsregifter wirb etwa 4200 | 
Stempelbogen a 42 fr in en ‚nehmen, 
Grit en. 840 — 


Summa der Stempelgebühren . 416065 — 
Die Verrechnung ber Stempelgebühren durch 
bie Unterbrüdung ber Privatakten ift fo unges 
wiß, daß man vor ber Hand bafür feinen 
Anfchlag machen kann. 
Abgang. 
Nah einer Ausmittelung im Jahr 1827 
wurden im zehnjährigen Durchfchnitt 725 Akten 
trangferibirt, wovon die Stempelgebühr anzus 
nehmen ift: 
für das Transferiptiongregifter 200 
für das Hinterlegungsregifter 16 
Die Transferiptionsgebühren betragen 
im zehnjährigen Durchfchnitte, ex- 
olusive bes Zehnteld . -» - . . 5353, 


Summ -» « + . 5569 — 
Bleibt Ueberfchuß . 10496 * 


Der Domanen⸗Inſpektor Dechen berechnet 
nun in der Beilage Lit. A. noch als weitern. 


Abgang: 


216 fl. 


410469 — 


| Uebertrag » . 104699 — 
a) für ben Stempelertrag von 
Bordereaux zu ben Inſcrip⸗ 
tiondernenerungen . » . 7R2Hfl. 40 kr. 
b) für den Stempelertrag ber 
Sinferiptionsausgüge . » 450, —y 


Summa * * + + + + z 879 10 


Abgezogen von obigem Ueberſchuß 
bleibt oh » .» » 2 0... 9616 50 
mit welcher Summe bei weitem alle Koften zu der neuen 
Einrichtung des Trangferiptionsgefchäftes bei den Nent- 
ämtern gebecft werden koͤnnen. 


Was die Einnahmen und Ausgaben für die Folgezeit 
anbelangt, fo Fann darauf bei der Aufftellung des Büdget 
für die vierte Kinanzperiode Rüdficht genommen werben, 
wenn das Gefeß ind Leben getreten ift, indem alled, was 
ber Domänen-Infpeftor Dechen in der angezogenen Bei— 
lage unter Lit. B. audeinander feßt, fih auf eine Zeit 
nah Umfluß der dritten Finanzperiode bezieht. 

Bei der Ungewißheit aber, wie hoch ſich die Koften 
der Einrichtung des Trangferiptionggefchäftes bei den Rent— 
Amtern belaufen können, es alfo noch unbeftimmt ift, welche 
Erübrigung das Finanz-Aerar machen wird, kann wohl 
auch die von der Gefeßed:Commiffion beantragte Compen⸗ 
fation durch Nachlaß von Einregiftrirungsgebühren noch 
nicht eintreten. 

Die Aufhebung der Transferiptionsgebühr ift im hoͤch⸗ 
ften Sntereffe der Sache geboten und dadurch Fein finan- 
zieller Nachtheil zu beforgen, weßhalb Referent dem Art. 10 
des Geſetzesentwurfes vollfommen beipflichtet. 
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Art. 11, 12 und 13, 

” Diefe Beftimmungen des Entwurfed entfprechen dem 
Prinzip der Publizität und der Sicherheit des Derfehre 
mit Immobilien. 

Im Wechfel des Befites wird dem jeweiligen Erwer⸗ 
ber der Liegenſchaft die Gewähr fuͤr Anſpruͤche gegeben, 
welche er bei bem dermaligen Stand der Geſetzgebung 
nicht beſitzt, da er ſich nirgendswo in allen Fällen von dem 
Beſtehen eines Reſolutionsrechts Gewißheit verſchaffen kann; 
derjenige, welcher veraͤußert, muß ſich zwar einer neuen, 
bisher unbekannten Foͤrmlichkeit unterwerfen: fie tritt aber 
nur dann ein, wenn abweichend von dem urfprünglichen 
Vertrage deſſen Vollzug entweder ftillfchweigend oder durch 
Uebereinfunft über den Termin hinaus erſtreckt wird, für 
welchen eigentlich die Wirffamfeit des Reſolutionsrechts 
gegeben war, welchem der Berfäufer wohl ausweichen kann. 
Die unbefchränfte Kortdauer des Reſolutionsrechts wird 
fehr getabelt, und am erfchönfendften Außert ſich darüber 
Grenier in feinem trait& des hypothäques. 
| „De ce que la jurisprudence a admis l’action en 

„resolution de la part des vendeurs qui ne s’etaient 

„Pas inscrits, il en est resulte des consdquences bien 

 „aggravantes pour le dernier des vendeurs. C'est 

„que les ventes n’&tant r&putdes parfaites que par le 

_ „payement du prix, les derniers acquereurs, pour se 

„mettre à l’abri des consequences d’une telle action 

„exigent du dernier vendeur la rémise des quittan- 

„ces et autres actes qui doivent servir A cönstater 

„les payemens des prix des anciennes ventes qui ont 

„lien dans l'éspace de trente anndes au moins: et 

„tout cela s’exige rigoureusement de la part des acqu£- 

„reurs, qui malgr& leur conviction que les prix de 

„ces aneiennes ventes ont éêté acquittes n’y ayant 
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„surtout ni inscriptions prises, mi demandes formdes 
„par les anciens vendeurs, s’en font souvent un. pré- 
„texte, pour retarder leur liberation, Voilä ce qui 
„se pratique dans l’etat actuel: et on ne peut se ré— 
„fuser à ees pretentions, m&me quoi qu’un grand 
„nombre de ventes aient été consenties avant que 
„cette jurisprudence se füt formee. * 

„Mans cet tat de la legislation et de la jurispru- 
„dence, il est impossible de ne pas remarquer comme 
„une chose trös extraordinaire, que sous un régime 
„hypothecaire dont lobjet est de purger de toutes 
„er&ances privilegides et hypothecaires les immeubles 
„qui sont mis en circulation, il se pr&sente cepen- 
„dant des cas oü cela devient impossible. 

„Le mal est trop grand pour qu'on n’y remedie 
„pas, et lon ne saurait trop appeler à ce sujet - 
„tattention du legislateur. 

„Que de dangers ne pre&sente pas l’obligation im- 
„posee & un vendeur, plutöt par un usage qui est 
„devenu la cons&equence d’une jurisprudence, que par 
„une loi, de rapporter les quittances des prix des 
'„anciennes ventes ! 

„Cet usage est surtout pernicieux aux habitants 
„des campagnes, peu soigneux de la conservation des 
„titres. Combien de quittances anciennes qui n’exis- - 
„tent que sous seing prive, sans m&me &tre enre- 
„gistrees, qu’on montre ou qu'on supprime & volonte 
„au gr& de divers interets! 

„Il se presente, dans les tribunaux, — exemples 
„assez fréques de ces coupables procédés. Souvent 
„meme des prix de vente, portes par des actes an- 
„ciens, n’etajent que fietiſs par des causes qui ne 
„pourraient être prouvees que par des contreletires 
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„ou autres actes qui ont disparu, ou qu'on tient dans 
„lobscurite. 

„Enfin quelle est la raison pour laquelle on arre- 
„terait à trente ans au-del& de la derniere vente, la 
„preuve que les prix des ventes intermediaires au- 
„raient et payés? La legislation est muette à cet 
„egard, et la jurisprudence ne s’est pas pronone£. 

„Il est meme difficile qu’elle adoptät un pareil 
„point de station. Qui peut garantir qu il*’n’y ait 
„pas dans les familles des anciens vendeurs des cau- 
„ses de differentes especes, qui eussent leffet de sus- 
„pendre à leur &gard, la prescription pendant un très 
„grand nombre d’anndees? La suspension peut &trc 
„telle que cent ans, et plus encore, ne fourniraient 
„pas une prescription de trente ans utile. Oü 
„faudra-t-il done s’arreter sur la demande de ces 
„quittances ? Osons le dire: on ne peut voir 1a 
„quune absence de toute legislation hypothecaire.* 


Grenier will nun auf irgend eine Weife die Veröffent- 
lihung des Refolutionsrechtes, der vorliegende Entwurf 
gewährt diefelbe auf das vollftändigite.. Zugleich hebt der 
Entwurf alle Ungewißheit auf, binfichtlid) der Natur ber 
Anfprüche, welche aus dem Nefolutionsrechte, im Falle eis 
ner gerichtlichen Beräufferung der Liegenfchaften, bei dem 
Rangorbnungsverfahren geltend gemacht werben koͤnnen. 


Art. 14, 15, 16, 17 und 18 des Entwurfed, 


Diefelben Gründe fprechen auch für die Veröffentlichung 
der Privilegien, in ber Art und Weife, wie fie der Gefes 
Besentwurf anorbnet. Referent hat nur zu erinnern, daß 
durch den Art. 20 bed Bergwerfögefeßes vom 20. April 
4810 unter die im Art. 2103 benannte Privilegien ein. 
analoges Privilegium aufgenommen: worden ift, für deſſen 
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Conſervirung der Art. 17 des. Entwurfes gleiche Beſtim⸗ 
mung zu treffen hatte. 


8u 6. 4 des Gegenwärtigen. — Art. 19, 20, des 
Entwurfs. 

Die ——— Referenten uͤber die ſtillſchweigenden 
Hypotheken ſind unter F. 4 des Gegenwaͤrtigen entwickelt; 
er hatſich dahin ausgeſprochen: daß die Hypotheke der 
‚Ehefrau gegen ihren Ehemann, ohne Bedenken ſtillſchwei⸗ 
gend fortbefiehen koͤnnte, daß es aber von Nugen wäre, 
das Syſtem der Legalhypothek, in Beziehung auf Vormuͤn⸗ 
der zu Ändern. Was fich für die Beibehaltung ded dermas 
ligen Syftems anführen läßt, Fann gewiß nicht gründlicher 
‚auseinander geſetzt werben, ald dies in den Motiven zu 
dem vorliegenden Gejegedentwurf der Fall iſt; allein es. 
wird. dadurch nicht widerlegt, daß ein gewiffer, auf den 
Gredit nachtheilig ‚einwirfender- ebelftand im Hypotheken⸗ 
weſen des Rheinkreiſes vorhanden ift, welchem feine Ab- 
huͤlfe geſchieht. Welche Vorſich tsmaaßregeln der Entwurf 
auch trifft, damit die Hypotheken gegen Vormuͤnder einge⸗ 
ſchrieben werden, welche Mittel er auch zugeſteht, um die 
gegen den Vormund beſtehende Hypothek zu beſchraͤnken, 
ſo gewaͤhrt dies jedoch alles keine volle Garantie, weil 
die Einſchreibung auf Die Exiſtenz und Wirkung der Hy⸗ 
pothefen ohne Einfluß iſt; wenn auch der Auszug des Hy⸗ 
pothefenamtes feine Legalhppothef enthält, fo ift man je 
boch nicht ficher, daß feine befteht, da die Einfchreibung 
nicht als nothmwendige Bedingung der Eriftenz gilt. 

Der Käufer oder Darleiher muß daher vor wie nad) 
fih auf anderm Wege die Gtmwißheit über die Legalhypo⸗ 
theken gegen Bormünder verfchaffen, und der mit einer Bars: 
mundfchaft beiaftete, bleibt: nor: wie nach, in der ungluͤtk 
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lichen Lage einer gewiffen Beſchraͤnkung in un * 
tion ſeines Immobiliarvermoͤgens. mul 

Wenn man bedenft, daß in Vormundfchaftsfachen zwei 
Behörden fonfurriren, der Friedensrichter und der Staats- 
profurator, daß man ſelbſt dur die Einregiftrirung und 
die Drgane, welche dieferFörmlichfeit zu überwachen has 
‚ben, eine Kontrofe aufftellen: könnte, fo: follte ſich wohl die 
Beforgniß ‚verlieren, als fei es Leicht: möglich, : daß. bie 
Einfchreibung der geſetzlichen Hypotheke gegen einen Vor: 
münder, zum: Nachtheile der Pupillen, unterlaſſen werden 
koͤnnte. 

Zum andern * es war: mit großen — 
keiten, mit unſaͤglichen Weitläuftigfeiten‘; verknüpft, gegen 
ben: Vormund eine Spezialhypothek zu beſtellen, und bie 
generelle Wirkung der Hypothek muͤßte wohl immer bei⸗ 
behalten werden; allein es waͤre doch thunlich, den Betrag 
des verzehrbaren Vermoͤgens zu beſtimmen, welches 
der Vormund in Händen bekommt, und die Generalhypos 
thek auf. dieſen Betrag zu befchränten, da er das liegende 
Vermoͤgen ja in keinem Falle veräußern. kann, alſo dafuͤr 
feine Gefahr: eines Verluſtes für den: Pupillen ſich ergibt, 
Der geſetzlich gebotene Eintrag den Hypothefi in das Hypo; 
shefenbuch: zur rechtlichen -@xriftenz: und- die Fixirung des 
Betrages der Haftung — damit waͤre alles erreicht. 
Dem Bormunde wäre: auf-diefe Weiſe doch wenigftend 
das Mittel gegeben, fein. liegendes Vermoͤgen bie zum Be 
lauf einer: gewifjen Summe zur Hypothek beſtellen zu koͤn⸗ 
men,:er wuͤrde dody eher einen Datleiher finden, welcher 
mit einiger Sicherheit. mit’ ihm kontrahiren könnte," 
Die Hypothekenordnung für die Ältere Kreije des Kö» 
nigreiche hat ünter $.:02,.Nte.5.und.$. 20 die Legalhypo⸗ 
helfe gegen: Bormünder: in dieſer Art nur nody mit Be- 
Mräntungsanf ſpezielle Unterpfänder beftimmt, :unb; es. ift 
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nicht anzunehmen, dag daraus irgend eine Geführte für 
= Minderjährige entfprungen iſt. — 

In Begiehung auf die in den Motiven des Entwurfs 
8 Frage, ob es nicht der Fall ſein moͤchte fuͤr die 
Hypotheke der Ehefrau gegen den Ehemann, und der Mins 
derjährigen gegen den Vormund, nah dem Ableben des 
Mannes und bei erlangter Großjährigfeit der Pupillen eis 
nen Termin zur Einfchreibung zu beftimmen, iſt zu bemer⸗ 
fen, daß ein Gutachten des Stantsrathed vom 8. Mai 
4812 den: Antrag auf Terminsbetimmung bereit3 verwor⸗ 
fen bat, aus folgenden Gründen: 

‚ ...»Considerant, sur les deux autres questions, que 
„les tiers-ageureurs des biens frappes d’hypothe- 
ues l&gales sont desindtresses et mis Vabri par 
_ „les moyens que le Code eivil et lavis’ du Conseil 

„d’Etat"du ®. Mai 180% leur donnent pour purger 

„ees hypoth@ques, moyens qui sont applicables aux 

„femmes devenues veuves aus mineurs devenues 

„majeurs et à leurs heritiers ol autre representants 
„comme 'ä la femme en piissance de mari et au 
„mineur en tutelle,' ‚sans qui soft necessaire de 

Mrer4 la femme devenue 'Deuve et au minenr 

„devenu majeur, un delai dans lequel ils seraient 

„tenus ‘de faire inserire leurs Cr&ances sous peine de 

„perdre leur hypoth&que legale. 

So ttiftig die Motive find, welche die Verfaffer des 
Entwurfes fuͤr die Unterlaſſung einer Terminsbeſtimmung 
anführen, ſo kann jedoch nicht in Abrede geſtellt werden, 
daß die undeſtimmte Fortdauer der Legalhypotheke, ohne 
Einſchreibung, daB Syſtem noch mehr verfehlimmiert, daß 
“eine gewiſſe Anomalie darin liegt, daß ein nur dem Stande 
"der Abhängigkeit der Frau von dem Mann, nur dem 
"Stande der Minderjährigkeit verliehenes Privilegium fort⸗ 
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beſteht, wenn auch die, Abhängigkeit und die-Minderjähs 
rigfeit cefirt haben, jal daß dieſes rein perfönliche Privis 
legium auf Drittere übergeben fan, Es möchte vielleicht 
von feinem Nachtbeil  feyn, wenn man feftfegen wuͤrde, 
daß die Fmu nach Umlauf eines Jahres der Auflöfung 
der Ehe, der Minderjährige mac Sahresfrifterlangter Groß- 
jährigfeit , die Legalhypotheke in das ange — ein⸗ 
tragen laſſen muͤſſen. 


Art. 20, 21 und 22 des Entwurfes. 


Dieſe Beſtimmungen haben bei Beibehaltung der ſtill— 
ſchweigenden Hypotheken zum. Zwecke, nicht nur die moͤg— 
lichſte Beſchraͤnkung der Legalhypothek, in ihrer Ausdeh— 
nung und Wirkung hervorzurufen, ſondern auch dieſelbe 
durch Einſchreibung zu veroͤffentlichen, ſie koͤnnen wohl zu 
keiner weitern Bemerkung Anlaß geben. 

Art. 25 des Eutwurfs. 

Der Raffationdpof in Sranfreich, bat. unterm 23. Des 
zember 4824 ganz. im Sinne. der hier in ‚Antrag gebrach⸗ 
ten legislativen Interpretation entſchieden, die Gründe des 
arret mögen bei Benrtheilung der Sache von Intereſſe 
ſeyn, weßhalb ſie Referent aufnehmen zu müſſen glaubt. 

„Considérant que d'aprés les art, 2121 et 2135, 
„du Code civil, c’est sur les biens de leurs tuteurs, 
„du jour de l'acceptation de la tutelle, que les mi- 
„ueurs ont une hypoth&que existante_ind&pendement 
„de toute inscription ; que le pire qui suivant Jart. 
„389 du möme Code, est durant le mariage, admini- 
- „strateur des biens personnels. de. ses enſfans mineurs, 
„n’est pas tuteur de, ces enfansz; ‚que lart, 390 porte 
„que la tutelle n’a lieu qu’apres la disgol ution du ma- 
„riage, et qualors elle appartient de plein droit, au 
„suryivant des püre et mere; ‚que (art. 389 veut ‚que 
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„le pere soit comptable, quant à la propridie et aux 
„revenus, des biens dont il n’a pas la jouissance, et 
„quant A Ja propriet seulement; des biens dont la 
„loi Ini denne l!’usufrwit ; mais que le pere n’etant pas 
„tuteur, la loi n’a pas voulu que l’action personelle 
„qui derive de eette comptabilite contre le pere ad- 
„ministrateur et qui, sant doute, par' sa confiance 
„dans le caractere de pere, lui a paru suffisante 
„entrainät Uhypotheque legale qui n’a lieu que sur 
„les biens d'un tuteur ; qu'au surplus, la loi, en er&ant 
„des hypotheques legales, a &tabli en même temps 
„les moyens de les purger, et que pour cet effet, 
„elle a preserit dans toute tutelle Ja nomination d’un 
„subrog&-tuteur auquel doivent être faites les signi- 
„fecations ordonndes par lart. 2194. Que loorsque le 
„pere est administrateur, il n’y a pas de subrog& tu- 
„teur; ce qui prouve de plus en plus que la loi 
„u’a pas voulu que V’hypotheque legale s’etendit sur 
„lies biens du pere administrateur. 

„D’ou il suit qu’en decidaut que les enfans mineurs 
„u’ont pas d’hypotheque legale sur les biens de leur 
„pere qui, durant le: marisge, est adnfinistrateur de 
„leurs biens personnels, la cour royale de Douai, 
„loin de violer les Articles 2121 et 2135 du Code 
„eivil, s’est au contraire, conformee à leurs dispo- 
sitions. — 

Art. 24 des Entwurfs. 

Die Streitfrage, welche der Entwurf hier zur Entfcheis 
bung bringt, wurde durch das Syſtem der ftillfhweigen- 
den Hypothefen erzeugt. Die nicht eingefchriebene Legalhy— 
pothek foll ihrer rechtlichen Natur nach, abgefehen vom 
Rangverhäftniß, Feine Vorzüge vor der eingefchriebenen Hy— 
pothef haben und die Wirkfamfeit beider muß auf gleiche 
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Linie geſtellt werden, daher ift die Verbindlichkeit ber Ans 
meldung bei dem Rangordnungsverfahren, Behufs der Con⸗ 
kurrenz bei der Vertheilung des Steigerloͤſes, mit allen 
Folgen der Unterlaſſung gerechtfertigt. Es iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß eine Ehefrau, von der gegen den Ehemann 
eingeleiteten Zwangsveraͤußerung keine Kenntniß beſitzt, 
alſo nicht im Stande waͤre, ihre Legalhypotheke entwe⸗ 
der durch Einſchreibung zu veroͤffentlichen, in welchem Falle 
fie zum Rangordnungsverfahren beigezogen wird, oder die 
felbe auch ohne vorherige Einfchreibung bei dieſem Verfah⸗ 
ven anzumelden, folglich. würde nur für die Bevormumndete 
ein Nachtheil zu beforgen ſeyn, weil die Bormundjchaft, 
unbefannt mit den Verhältniffen, die Einfchreibung oder 
die Anmeldung umterlaffen könnte, dafür hat indefjen der 
Art. 22. des Gefeßentwurfes Vorfehung getroffen, alſo in 
foweit das fpezielle Intereffe der Bevormundeten, mit je 
nen des Öffentlichen Credits vereinbart. | 
Art. 25 des Entwurfs. 

Die Nothwendigkeit und Zwedmäßigfeit der Beftim- 
mung ift durch die Motive gerechtfertigt, | 
Art. 26 des Entwurfs, 

Ueber die Frage ber Gültigkeit der Privilegien und 
Legalhypotheken, weldye innerhalb der 10 Tagen vor bem 
Ausbruche eines Fallimentd oder nach Eröffnung einer Ver- 
Taffenfchaft, welche in der Folge nur unter der Wohlthat 
bes Inventariums angenommen wirb entfteher, ift Präfi- 
bent Grenier in feinem trait& des hypotheques der Anficht, 
baß die feiner Einfchreibung unterworfenen Privilegien und 
gefeglichen Hypotheken allerdings wirkſam feyen, daß das 
gegen die der Einfchreibung überhaupt und noch insbeſon⸗ 
bere berfelben in gewiſſer Frift unterworfene Privilegien 
und Legalhypothefen, nicht mehr gültig ee wer⸗ 
den können. Er fagt: 
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„Par. rappert aux, privilöges, il y en a.qui sont 
„conserrds sans. inseription; il 'y en a d’anires qui 
„sont soumis & nne inscripiion qui doit èêtre prise 
- „dans. un delai plus ou meins. long. Or, en ce qui 
„eoncerne les privileges affranchis. de, la formalite 
„de linscription. il est de toute evidence que les 
„ereanciers auxquels ils appartiennent, peuvent Be, pre&- 
„senter, avec le même avantage, apres T'ouverture de 
la faillite comme auparavant. . | 


„Relativement aux privileges soumis à la formalite 
‘ „de Tinscription, it faut distinguer: ou au möment 
„de Pouverture de la fäillite ou de l’ouverture ide la 
„sucession acceptee sous benefice d’inventaire du qui 
„est devenu vacänte, le Oreancier 'etait encore: dans 
„ie délai qui lui &tait accorde, ou ce delai est ex- 
„pire. Au premier cas fl est sans dificulte que le 
„eréancier peut exercer son privilege à la date & 
„la quelle il remonte d’apres la loi, parceque à lex- 
„piration du delai dans le quel Finscription pouvait 
„etre faite, le privilöge a subsiste tel que la loi l'at 
„vait erde. Au second cas le privilege n’a pü ötre 
„eonserv& en remontant &’lä däte du fait auquel la 
„loi Ya applique ; il ne peut prendre rang que comme 
„hypotheque du jour de linscription. La raison en 
„est qu’aux fermes de l'art. 2113, l’expiration du de- 
„lai sang inscription prise, à fait dégénerer le pri- 
„vilege en simple hypothögüe sur la chose sur la 
„quelle le peIrBege —— | 


„L' inseription na pu alors avoir pour objet qu’une 
„hypoth&que, et cette hypoth@que rentre dans les 
„Pprincipes ‚relatifs. & toutes les hypothtques en ge 
„ueral, pour le cas de l’ouverture de la faillite, et 
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„pour celui de l’ourerture de la succession, qui est 
„ensuite acceptee sous benefice d’inventaire ete.“ 

Und in Beziehung auf die Legalhypothefen unterfcheis 
det Grenier wieder die, welche von der Einfchreibung bes 
freit find, von jenen, welche ihr unterliegen, und fährt fort: 

„Quant aux premitres, elles peuvent être exercdes 
„abstraction faite de tout ce qui tient à l’ouverture 
„de la faillite. 

„Ce n’est pas l’inscription qui leur donne FYexis- 
„tence ou l’efficacite; elles existent dans tous lenrs 
„eflets, avec toute latitude, independamment de la 
„formalitg de Yinseription, en remontant aux faits 
„auxquels la loi les applique. Linscription n’est pas 
„necessaire pour leur donner ce rang“ 

Dagegen unterwirft er bie ber Einfchreibung unters 

worfene Legalhppothefe den Beftimmungen bed Art. 2146 
bes Civilgefegbuches und bes Art. 443 des Handelsgeſetz⸗ 
buches. 

Der Gefeßedentwurf befeitigt allen Zweifel, welcher 
fih über die Frage erheben könnte, indem er die Gültig⸗ 
feit und Wirkung für alle Privilegien und für alle ftills 
fchweigenden Hypotheken ausfpricht. 

Die Unterfcheibung zwifchen den Privilegien fcheint der 
Entwurf, mit Grund umgangen zu haben, weil fie in feis 
nem Spftem hinfichtlic der Veröffentlichung, abweichend 
vom Givilgefegbuche, alle auf gleiche Linie geſtellt find. 

‚„ Art. 27 des Entwurfes. 

In Franfreih wurde zwar durch ein neues Geſetz 
(vom 22 Dezember 4828) die Gültigkeit der Hypothek 
auch ohne Erneuerung confervirt, indeffen find die Mor 
tive, welche die .Sommifflon für die Beibehaltung der Ers 


neuerung anführt, fo erheblich, dag man denfelben nur 
beipflichten kann. | P 
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Die Abänderung in der Form ber Erneuerung iſt ſehr 
swedmäßig, und gewährt dem Schuldner eine Erleichterung. 
Art. 28 des Entwurfes. 

Die Jurisprudenz in Frankreich bietet im vorliegenden 
Falle allerdings eine merkwürdige Verſchiedenheit dar, je⸗ 
doch ſcheint ſich die Anſicht der Commiſſion zuletzt fixirt 
zu haben, daß bei dem Zwangsverfahren mit der Verſtei⸗ 
gerung bie HypothefarsE@infchreibung ihre gefegliche Wirs 
fung erreicht habe, eine fernere Erneuerung wegen Um⸗ 
fluß der 40 Jahre nicht mehr erforderlich ſey. 

Art. 29 bis 34 des Entwurfes. 

Sit wohlTnichts zu bemerfan. 

3u$, 5. 

Ueber bie unter $, 5 von dem Meferenten angeführten 
Inconvenienzen hat die verehrliche Commiſſton ſich aus 
dem Grunde nicht geäußert, weil davon in dem Schreiben 
ber Finanzfammer feine Rede if. So wohlthätig die Bes 
fchränfung des SHppothefarrechtd für gerichtliche Verur⸗ 
theilungen auch erfcheint, beſonders bei geringen Streits 
händeln, welche das Friedensgericht fompetenzmäßig ent 
fcheidet, fo wenig ed auch auf das Syftem Einfluß haben 
möge, wenn man z. B, nur für gewiffe Summen, etwa 
über 50 fl., dad Hypothefarrecht nach richterlihem Ers 
meffen zugeftehen, alfo dem Richter überlaffen würde, bie 
Immiſſion des Gläubigers in die Immobilien des Schulds 
ners, als verftärfte Sicherheit auszufprechen, etwa wie 
bieß in der Hypothekenordnung für die älteren Kreife vors 
gefehen ift, fo ergeben fid aber gleich namhafte Schwies 
rigfeiten, wie ſich wohl das richterliche Ermeffen beftimmen 
fönnte, ob der Nichter beim Zugeftändniffe des Hypother 
karrechts nur die Eigenfhaft und Größe der Forderung 
im Auge behalten, oder ſich vorzugsweife nach den Mit⸗ 
teln und Bermögensverhältniffen des Schuldners zu richten 
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babe. JIm letzteren Halle möchte freilich. die Diskuſſion der 

Mittel zu vielen Weitläufigfeiten und Erſchwerniſſen führ. 

ren, und öfters den — der Rechtspflege ungebührlich 
aufhalten. 

Referent glaubte die Unbeſchraͤnktheit der hypothekari⸗ 
ſchen Wirkung gerichtlicher Zuerkennung von Forderungen 
zur Sprache bringen zu müſſen, weil man, darüber im 
Rheinkreife öftere Klagen vernimmt, und, nicht ganz mit 
Unrecht, in den Folgen jener Unbefchränftheit in flaatös 
wirthfchaftlicher Hinficht einen Nachtheil erblidt,. damit 
eine etwaige Abänderung ber weiteren nn des 
Geſetzgebers unterſtellt werden möchte. 


Zu 6. 6. 
Zur Abhüuͤlfe der unter 8. 6 berührten Bemaͤnglung 
hatte die Finanzkammer vorgeſchlagen: daß in jeder Ge— 


meinde, oder wo es nicht thunlich ſey, in jeder Bürger⸗ 


meiſterei, ſechs unbeſcholtene, ſachkundige Schätzleute auf 
geſtellt und als ſolche beeidigt werden müßten, wovon je 
drei zur Taxation der in Unterpfand zu gebenden Liegen⸗ 
ſchaften gegen eine eine Entfhäbigung nt werben 
fönnten.“ 

Diefe Scägleute — lediglich einer eratifihet 
Berantwortlichkeit zu unterwerfen , indem bei ber großen 
Wandelbarkeit im Werth der Grundgäter eine materielle 
Garantie nicht verlangt werden fann. ° 

Die appellationdgerichtliche Commifften bat fich zwar 


darüber nicht erklärt, allein da die Aufftellung von beeis 


bigten Zaratoren auf dad Syftem durchaus feinen Eins 
flug hat, fo wirb es gewiß ohne Bebenten ſeyn, dieſelbe 
geſetzlich anzuordnen. 
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| — gem eime, Betr BEE SEN: 


! 


Wenn man min alle Nbänderungen und modiſtaus⸗ 
nen, wie fie der Entwurf darſtellt, zufammenfaßt,, dabei 
aud; einige von: dem Referenten beantragte Zuſaͤtze beruck⸗ 
ſichtigt, ſo muß man erkennen, daß der Entwurf Haupe 
gebrechen im beſtehen den Hypotheken ſyſtem beiſeitigt. 


Durchgehen wir die Serie der Beweismittel, werde 
die Sicherheit und Gewährleiftung einer Veräußerung ober 
einer hypothekariſchen Verpfändung begründen. se 

Sn der Vorausfegung, daß bie Befitsftandöregifter in 
ben Gemeinden rebidirt und in eine beflimmte Ordnung 
gebracht werden, finden wir 4) in den Auszuͤgen der Ber 
fißftandsregifter, glaubhaft auggefertigt, den fihern Beweis 
der phyfifchen Exiftenz der Liegenfchaft in der Gemeinde, 
und des faftifchen Befiges, 2) der in authentifcher Form 
vorliegende Erwerbstitel gibt die vollefte Glaubwürdigkeit 
für den rechtlichen Befig und aller Zweifel in deſſen 
Aechtheit muß verfhwinden; 3) die auf dem Ermwerbstitel 
befindliche Trangferiptiond-Befcheinigung bürgt dafür, daß 
außer den ftillfchweigenden Hypotheken, Feine nicht einges 
fchriebene Hypothefarforderung auf der Liegenfchaft haftet, 
4) durch die von dem Befiger vorzulegende Quittung über 
bie Zahlung des etwaigen Preifes der Uebernahme der 
Liegenſchaft, noͤthigenfalls in Verbindung mit den weitern 
Behelfen, welhe das Rentamt ertheilen fann, wird bie 
Berficherung erlangt, wie ed mit bem Nefolutionsrecht und 
den Privilegien befchaffen ift, 5) Der Auszug oder die Be- 
ſcheinigung des Hypothekenamts verleiht die Gewißheit, 
ob und welche hypothekariſche Forderungen auf die Lies 
genfchaft eingefchrieben fi find. 6) Die Schaͤtzuug durch ger 
richtlich beſtellte Schaͤtzleute Gorausgeſetzt daß das Geſetz 
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den beantragten Zuſatz aufnimmt) gibt auch uͤber den Werth 
ber Liegenſchaft, jedem mit den lokalen Verhaͤltniſſen un- 
befaunten Käufer oder Darleiber, alle Garantie, welche 
er, billigerweife verlangen fann. — Hat man ſich endlich 
auch über. die Eriftenz der ſtillſchweigenden Hypotheken die 
Die noͤthige Gewißheit verfchafft, fo ift wenigftens in der 
Theorie anzunehmen, daß fein Fall eintreten wird, welcher 
die Sicherheit eines Vertrages, im Berfehr mit Immobi⸗ 
lien gefährdet, Bergleichen wir die aus dem Entwurf ent 
fpringende neue Ordnung mit deim dermaligen Beitand ber 
Dinge, fo müffen die Verbeſſerungen im beſtehenden Hy— 
potheken ſyſtem von ſelbſt hervortreten. Daß aber in der 
Ausführung fich nicht wieder andere Schwierigkeiten und 
Unvollfommenheiten ergeben, wer mögte dies verbürgen? | 

Wo, und in was, ift noch eine abſolute Voltommen⸗ 
heit erreicht worden? 

Was man jet ſchon gegen. den Entwurf vorbringen lann, 
ift: M daß er den offenbaren Uebelſtand mit den ſuͤllſchwei⸗ 
genden Hypotheken nicht beſeitigt hat, 2) daß eine Lücke fort 
befteht, dadurch, daß confequent mit dem Prinzip der Authen⸗ 
tizitaͤt nicht auch die authentiſche Form der Quittungen uͤber 
die Zahlung des Preiſes der Veraͤußerung bedingt wurde. 

Man koͤnnte ſagen, daß das Eigentt um doch e t un 
widerruflich dur die Zahlung des reife t, 
durch den Akt der Veraͤußerung ſelbſt nur widerrn Bir 
Wenn in den erften fünf Sahren des ei AM 
fer weiter verfaufen oder — will, jo 
ber Kaufluftige, der Darleiper ſich mit Privatquittung 1 
begnügen, er ift in derfelben age, wie Beute: 'i nm nichts: 
bürgt ihm dafür, daß nicht der frühere Eigen hümer An 
forüche auf den Preis macht und ‚bie Privatquittunger 
abläugnet. 3) daß eine Gefahr bes, A yelche dag 
Gioifgefegbuch durch Aufhebung des ® 
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ſichtlich der Tramdfeription: — — — — 
vorgerufen wird. 

Wenn nach — Vertauf⸗ allein — 
trangferibirt ift, der Berfäufer eine. Hypothek bewilligt, und 
wenn biefe Hypothek erſt nach der Transfeription 
inferibirt wird, jo ‚geht fie. dem Verkauf vor und, ber Kaͤu⸗ 
fer kann Leicht, betrogen werben, 

Es iſt hier eine fatale Alternative, — nicht * 
zuweichen iſt, ſo lauge das beſtehende Syſtem und mit 
ihm ‚die Foͤrmlichkeit der Trausſcription beibehalten wird. 
Bleibt man bei dem Civilgeſetzbuche, ſo beſteht ein, den 
Verkehr mit ‚Immobilien. durchaus laͤhmendes Hauptge⸗ 
brechen fort. 

Wird der Entwurf zur Ausführung gebracht, fo ſane⸗ 
tionirt man gleichfam die Möglichkeit eines Betruges. 
Und welche Bejchwerlichfeit ergibt fih durch die CToncurrenz 
fo vieler Behörden, wie fie der. Entwurf zur Folge hat! 

. Ein. Anleihen, ein. Kauf ſetzt in die Nothwendigfeit, 
fih zu dem Bürgermeifter, dem Friedensgerichte (ſreng 
genommen felbft mehrere. Friedensgerichte), zum Nentarmtm 
zum Hypothefenamt und zum Notär. fich zu begeben. «- 

Dieſe Trennung des amtlihen Wirkens iſt für den 
Unterthan gewiß ſehr laͤſtig und koſtſpielig. | 

Es läßt fih dieß,por der Hand. nicht ändern, und 
wenn auch noch einige Inconvenienzen beftehen bleiben, oder 
fih nen ergeben, fo, Dürfen fie nicht abhalten den Ent 
wurf, welcher doch im Allgemeinen ſehr weſentliche Ver⸗ 
beſſerungen begreift, Verbeſſerungen, welche: bei dem be— 
ſtehenden Syſteme allein geeignet ſind, den — zu — 
leben, zur Ausfuͤhrung zu bringen. 

Selbſt weder der Koſtenpunkt, noch —— der 
Rentaͤmter, woruͤber die Commiſſion am Schluſſe noch 
einige Bemerkungen abgegeben bat, dürfen die Ausfuͤh⸗ 
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‚rung des Entwurfes zuruͤckhalten/ Es iſt gewiß, daß bei 
der Ermäßigung der Notariatstaxe, wie ſie in Folge des 
neuen Geſetzes eintreten kann yırder Einzelne, welcher ven 
Mutationsvertrag: bei einem Winfeladvofaten , einem un⸗ 
erfahrnen Schullehrer, Gemeinvdefchreiben u ſ. w. ver⸗ 
faſſen Laſſen muß, weit weniger zu entrichten hat, wie 
bisher; wenn man behauptet, daß die Einführung des 
Geſetzesentwurfes jaͤhrlich 60,000 fl. mehr koſten ſoll, fo 
hat man dabei nicht berechnen fonnen, was dermalen fuͤr 
die Verabfaſſung der Privatakten durch Dritte, von den 
Unterthanen entrichtet wird, denn es fehlen hiezu ſichere 
Dataz geht man aber nach einzelnen Fällen, wie man fie 
überall erfahren kann, und. fchließt von dieſen auf das 
Ganze), fo wird- man leicht die Weberzeugung faſſen, daß 
‚dermalen für die Privatakten wenigftens eben fo viel bes 
zahlt wird, als im der Folge für den’ Notariatsaft; und 
ſelbſt, was macht eine Vermehrung der Koften, welche nie 
‚von Bedeutung iſt, wenn dadurch die Sicherheit eines 
sBertrages erreicht wird? Auch der Verdienſt der Rent⸗ 
Amter iſt nicht ſo gering, wie von dem Domanen / guſpet⸗ 
tor Dech en berechnet wurde. a A 
Derſelbe iſt immer von der Zahl von 4000 Akten aus⸗ 
gegangen, waͤhrend in den Gerichtsbezirken Landau und 
Kaiſerslautern, ohne die Etbvertheilungen, im Etats jahre 
4853 nur bei einem Reutamt 877, bei einem andern 947, 
bei allen übrigen 40 Reutämtern aber mindeſtens 1200 Afteh, 
bei den meiften 1500 bis 2400 einregiſtrirt worden find. u 
3 Der Berdienftder Rentämter wuͤrde fich unter Beibe⸗ 
** der beſtehenden Salarien ſtets a} berechuen, 
—— fie die Arbeit fuͤglich dafur TOR BERN Be 
— den 23. May 41834. 
* ab m nn NG Bien; | 
Ri 46 ort a ng 
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Commiſſions-Sitzungs—⸗ 
Protokoll = 
| E Si er | 
K. bayerifhen Regierung des Rheinkreiſes, 
; Kammer des Innern und der Finanzen. 
— den 23, und 24. Mai 1834. 


In Gegenwart: 

Sr, Hochwohlgeboren des Herrn General⸗Commiſſärs, Re⸗ 
gierungs-Präfidenten Freiherrn von Stengel; 
Herrn Regierungs⸗-Direktor Fürſt Wrede, Durchlaucht; 
Herrn Finanz⸗Direktor, Regierungsrath Heimb erger, 
und der cn Räthe Kurz, —* 
Emonts, * 

Alwens, 
Matteru. 


Gefũhrt durch den Regierungs⸗Sekretaͤr keget 





Wegen einer im Hypothefeitmefen beabſichteten Neform 
wurden zwei Reſcripte des KFinanzminiſteriums vom; 29. 
Juni und 13. Aprik d;-9. anhet erlaffen, zur Erftattung 
eines ausführlichen Gutachtens, ob nicht dieſe Geſchaͤfte 
den Rentämtern überlaffen,- welche -Bebühren: von: den Bes 
therfigten erhoben ;; 'und- wie die rechtliche: Gultigkeit .ber 
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Gütermutationen von der Trandfeription abhängig gemacht 
werden fol. 

Der Vortrag bed Herrn Referenten umfaßt und erör⸗ 
tert bie drei Fragen: 


4) die Abfaffung ber SERIEN in den Ges 
meinden; 

2) Uebertragung der Regifter an die K. Nentämter, 
die obligatorifche Trangfeription und Authentizität der Akten; _ 

3) die ftillfchweigenden Legalhypothefen, gerichtliche 
Hypotheken und einzelne Beftimmungen in bem Gefege. 

Das Gutachten des K. Appellationsgerichtd wurde bei 
dem BVortrage der einzelnen Theile vorgelegt, fo wie der 
Bericht der Domänen-Infpeftion Zweibrüden, welcher legt 
tere die Schwierigkeit der Ausführung, namentlich was die 
Zerkleinerung der Bezirke anbelangt, hervorzuheben ſucht 
und erörtert. 


Zu 4. Die Feſtſtellung der Beſitzſtandsregiſter wurde 
nah dem Antrage des Herrn Referenten angenommen, 
mit abweichendem Votum. des Herrn Regierungsrath Mat: 
teru, daß diefe große Arbeiten zu fehwierig, Iangwierig 
und foftfpielig feyn würden, auch dann noch fein genaues 
Refultat geben würden; vielmehr diefen die Herfteflung 
bes. Steuerkataſters des Kreifes, die gefeglich angeordnes 
fey, voraudgehen folle, welche zu befchleunigen wäre, auch 
nicht mehr lange dauern könne, und welde dann weit 
zweckmäßiger ſeyn, oder auc auf deſſen Grund dann in 
‚den Gemeinden diefe Regifter leicht und ficher und ohne 
‚befondere Koften aufgeflelt „werden würden. 
N Zu 2. Die Nützlichkeit der Annahme eines folchen Ges 
ſetzes überhaupt. fey. nicht zu verfennen, ‚auch. wenn es nur 
ein tranſitoriſches, bis zur, Einführung eines andern Ci⸗ 
vilgeſetzbuches waͤre. Dusch die Transſcriptions⸗Verpflich⸗ 
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tungen würbe ber Credit ungemein — rn feyn als 
feither. 


Insbeſondere wurde nach dem Entwurfe angenommen: 


Zu Art. 4 bis 6 einftimmig, mit der befondern Bemers 
fung ded Herrn Rath Kurz, daß die Akten ertraften- 
weife in das Borderean einzutragen feyen, — wovon jes 
doch derfelbe bei den eintretenden großen Schwierigkeiten 
in der Ausführung diefed Verfahrens wieder abgieng. 


Zu Art. 7 bis 48 einverftanden, mit ber befondern 
Modifikation ded Herren Raths Kurz bei Art, 44, wie 
folgt: 


Die hier beftimmte fünfjährige Frift zur Einfchreibung 
ded Refolutiondrechtd in ‚dad Hypothefenbuch feheine ihm 
zu kurz und mindeftend eine Frift von ſechs Sahren nöthig 

zu ſeyn. Die Güterverfteigerungen, bei welchen bebungen 
wird, daß der Steigfchilling auf die nächftfolgenden fünf 
Martinitage jedesmal mit # bezahlt werden folle, fommen 
fehr häufig vor. Wenn nun eine folche Verfteigerung kurz 
nah Martini, 3. B. 20. November vorgenommen wird, 
fo ift es den Berfteigerern vor Ablauf der fünfjährigen 
Frift zur Einfchreibung ind Hypothekenbuch nidyt mehr 
möglich, den fünften und legten Termin von den faumfe- 
ligen Zählern einzubringen; er ift daher gezwungen, fein 
Refolutionsrecht. gegen diefelben ins Hypothefenbuch ein- 
ſchreiben zu laſſen, und fo diefen Steigerern Koften zu 
verurfachen, welche ihnen eripart werden fünnten, wenn 
fatt fünf fech s Jahre gefegt würden; denn im Verlaufe 
eines weitern Jahres würden diefe Leute in Güte zahlen, 
‚oder durch gerichtliche Zmangsmittel dazu angehalten wers 
ben. Der zu kurze Termin von fünf Jahren würde mans 
chen Öläubiger, welcher nach Ablauf des legten Termins 
feinem Schuldner wo einigen Aufſchub geſtattet haben 

17 
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würde, zu einer oft unnachfichtigen Strenge verleiten, blos 
um bie Einfchreibung ins Hypothekenbuch zu vermeiden, 


Mit diefem war dad Collegium einftimmig einverfianden. 


Ebenfo bei den Art. 14, 15, 16 und 23 glaubt Herr 
Rath Kurz, dürften flatt fünf ſech s Jahre zu fegen ſeyn, 
theils als nothwendige Folge der worbeantragten Abändes 
rung, und theild wegen-ber Gleichförmigkeit. 

Auch hiermit war das Collegium einverſtanden. 

Die Art. 20 bis 22 einftimmig angenommen. 


Bei Art. 49 erflärte Herr Rath Kurz, daß er dieſem 
Artikel feinem ganzen Umfange nach nicht beipflichten könne. 


Man muß hier unterfcheiden zwifchen den gefeglichen 
Hypotheken der Ehemweiber und der Kinder auf dad Ver⸗ 
mögen ihrer geſetzlichen Vormünder (Bater und Mutter, 
Art. 390—396 des Civilgefegbuches, und anderer Ascen⸗ 
denten, Art. 402—404 bafelbit). und zwifchen den gefeß- 
lichen Hypotheken, welche den Minderjährigen und Inter⸗ 
dizirten auf dad Vermögen derjenigen zuſtehen, welchen die 
Bormundfchaft über ihr Vermögen durch fürmliche Akte 
übertragen werben, fey biefes durch bie Eltern ber 
Minderjährigen (Art. 397—401 und 392 des Civilgeſetz⸗ 
buches) oder durch den Familienrath Art. 405 und 505 ibid.) 

Im erftern Falle. wirfe der. Mangel. der Pubkizität min⸗ 


der nachtheilig auf den oͤffentlichen Credit, weil die Er⸗ 


forſchung der Exiſtenz einer ſolchen ſtillſchweigenden Hypo⸗ 


thek (hypothöque existante indépendement de toute in- 


scription, Art. 2135 des Code eivil) eher möglich ſey, 
weil man leicht erfahren könne, ob Jemand in eriter oder 
zweiter Ehe lebe, ob er Kinder oder Enkel habe, über 
deren Vermögen ihm eine vormundſchaftliche Verwaltung 
obliege. Ganz anders verhält es ſich im zweiten falle. 


L) 
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Hier fey eines Theild die Erforſchung der Exiſtenz einer 


folchen Legalhypothek beinahe ganz unmöglich, anderſeits 


fönnten gefeßliche Beſtimmungen getroffen werben, durch 
welche man im Voraus die vollfommenfie Gewißheit ers. 
lange, daß unfehlbar alle derartigen Legalhypotheken recht: 
zeitig in die Hypothefenbücher eingetragen würden. Weder 
bie Eltern, noch der Familienrath, ſeyen bei Deferirung 
einer Bormundfcaft an ein im Kriedensgericht wohnendes 
Individuum gebunden, fie fönnten ein in den entfernteften 
Drten ded Kreifed wohnendes Individuum zum Bormunde 
ernennen, — in einem Umfange von 4 Miriam. (B Stuns 
den) könne, wenn feine Verwandten vorhanden feyen, Ries 
mand eine Bormundfhaft ausfchlagen, der fonft keinen 
gefeglichen Grund dazu für fich habe, — daraus folge, 
daß, obgleich alle Vormundſchaftsernennungen von dem 
Friedendrichter aufgenommen und von ben Nentmeiftern 
einregiftrirt werden muͤſſen, doch feiner biefer Beamten im 
Stande fey, zu certifiziren, daß ein ihm bezeichnetes Ins 
dividuum feines Amtsbezirfes mit feiner Bormundfchaft, 
resp. mit feiner daraus entfpringendben ftillfchweigenden 
Legalhypothek behaftet fey, weil feiner diefer Beamten weiß, 
ob dieſes Individuum nicht in einem andern Friebengges 
richtöbezirfe zum Vormunde ernannt worden’ fey. 

Um fich hierüber Gewißheit zu verfchaffen, müffe man ſich 
Gertififate von den 31 Friedendgerichten oder Nertämtern 
des Rheinkreiſes zu verfchaffen fuchen, und dieſe Beamten 
müßten auf 30 Jahre rückwaͤrts ihre Repertorien durchſuchen, 
um mit Verläßigkeit ſolche Gertififate ausſtellen zw koͤnnen. 
Diefe Nachſuchungen und überhaupt diefe Gertififate wuͤr— 
den aber im Berhäftniffe zu dem fie veranlaſſenden Intereſſe 
mit großen Koften verbunden feyn, daß ed, wo nicht phys 
fifch unmöglich, doch moralifch unmöglich fey, fich diefelben 
zu verfchaffen, und derjenige, der fie zu feiner Legitimation, 


f 
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d. h. um ſich Grebit zu verfchaffen, nöthig hätte, würde in feis 
nen Unternehmungen, feyen ed vorhabende Verkaͤufe, Darlehen 
oder Gautionsbeftellungen, gehemmt feyıt, wie dieſes feit 
der Einführung bes Civilgeſetzbuches fo häufig ber Fall 
gewefen fey. Zum Gluͤcke ſeyen aber bei allen deferir, 
ten Bormundfchaften diefe ſtillſchweigenden Hypothefen im 
Intereſſe der Minderjährigen und Imnterdizirten ganz und 
. gar nit nöthig. 

Ueber die durch Familienräthe deferirten Bormunds 
fehaften werden bie Aften von bem Friedensgerichte auf 
genommen. Ueber die von ben Eltern beferirten Bor: 
mundfchaften müffen bie Erklärungen berfelben entweder 
vor dem Friebensgerichte ober vor einem Notär, oder in 
einem Teſtamente gemacht werben, — ſolche Teſtamente 
koͤnnen num entweder ebenfalls vor Notaͤr gemacht wers 
den, oder ſie koͤnnen auch olographiſch ſeyn. In allen Fällen, 
wo diefe Aften von Beamten aufgenommen werden, find 
diefe gehalten, dieſelben in Furzer Frift den Nentbeamten 
zur Regiftrirung vorzulegen, was auch der bepfalld bes 
ſtehenden ſtrengen Gontrole wegen in allen Fällen unfehlbar 
befolgt wird. Wenn nun eben diefen Beamten noch weiter 
zur Pflicht gemacht wird, auf. biefe Bormundfchaftsaften 
bin die Legalhypotheken ber Minderjährigen und Interdi⸗ 
zirten im Hypothekenbuche einſchreiben und die Einfchreis 
bung felbft auf dem Bormundfchaftsakte von dem Hypos 
thefenconfervator conftatiren zu. lafien, wenn ben Rente 
meiftern zur Pflicht gemacht wird, die Regiftrirung folder 
Akten zu verweigern, wenn ‚deren Ssnfeription von dem 
Hyyothefenconfervator darauf nicht certifizirt ift, fo kann 
man mit völliger Gewißheit darauf zählen, daß. alle ders 
artigen Legalpypothefen unfehlbar inferibirt werben. Der 
Fall, daß Eltern in einem olographifchen Teftamente eine 
Bormundfchaft übertragen hätten, ift im Rheinkreiſe feit 
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der Einführung des Givilgefeßbuches wahrſcheiulich auch 
nch nicht ein einzigesmal vorgefommen. Indeſſen Tann 
auch dafür Vorſicht getroffen werden. Ein durch ein 
ſolches Teſtament ernannter Bormund kann nirgends in 
diefer Qualität auftreten, er kann feine vormundfchaftliche 
Handlung vornehmen, ohne ſich durch das Teftament felbft 
in der Eigenfchaft ald Bormund Iegitimirt zu haben: zu 
biefem Ende muß er basfelbe aber vor Allem einregiftriren 
laffen; wenn nun ber Rentbeamte, feinen Aft von Bors 
mundfchaftsbeftellungen einregiftriren darf, ohne und bevor 
nicht auf dem Afte felbft dad von dem Hppothefenconfers 
vator ausgeftellte Gertififat über die Einfchreibung der Les 
galhypbtheken fieht, fo fann auch in dieſem Falle Fein 
Nachtheil für die betreffenden. Minderjährigen entitehen, 
wenn fie feine flillfchweigenden Hypotheken (hypothèque 
existante ind&pendement de toute inscription) mehr haben. 
Man muß allerdings, wie die Zweibrüder Commiſſion 
bemerkt, das Sntereffe.der Eheweiber und der Minberjähs 
rigen dem Intereſſe der Kapitaliften, welche ihr Intereffe 
felbft zu wahren im Stande find, vorziehen, allein man 
muß auch bedenken, daß unter ben Kapitaliften auch alle 
Stiftungen für wohlthätige Zwede und zwar mit Außerft 
bedeutenden Kapitalien begriffen find, und daß bie Vor⸗ 
ficht des Gefeggebers für diefe nicht minder groß feyn muß, 
als wie für die Eheweiber und für die Minderjährigen; 
man muß ferner bebdenfen, daß die Publizität der fraglis 
chen Legalhypotheken noch weit mehr im Intereſſe berjenis 
gen verlangt wird, welche Kapitalien aufzunehmen, ober 
Güter zu veräußern gezwungen find, ald in jenem der Ka⸗ 
pitaliften ; diefe können fi dadurch vor Schaden wahren, 
daß fie ihre Fonds nicht auf Hypotheken anlegen, fondern 
ihnen eine andere Beftimmung geben; jene aber werden eben 
wegen diefer Borficht der Kapitaliften in allen ihren Uns 
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ternchmungen gelähmt, müffen aus Mangel an Grebit bei 
Stiftungsperwaltungen und rechtlichen Kapitaliften, wo 
fie Darleihen gegen geſetzliche Zinfen erhalten konnten, ıhre 
Zuflucht zu Wucherern nehmen, welche ſich dur uner⸗ 
ſchwingliche Zinſen fuͤr allenfallſiges Riſiko zu decken wiſ 
ſen, wodurch denn ſo viele Familien in den gaͤnzlichen 
Ruin geſtuͤrzt werden, — 


Aus diefen Gründen fehlägt Regierungsrath Kurz vor, 
ben Art. 49 wie folgt zu modifizieren. 


Art. 19. „Die gefeglichen Hypothekenrechte, welche 


„nach Art. 2435 den Ehefrauen auf das Immobiliarver⸗ 
„mögen ihrer Männer und den Minderjährigen auf das 
„Smmobiliarvermögen ihrer Eltern und andern Ascenden 
„ten zufteben, wenn dieſe die ihnen gefeglich zuftehende 
„Vormundſchaft über biefelbe führen, folen nach wie vor 
„auch ohne Einfchreibung wirkſam ſeyn, jedoch unter den 
„in ben nachfolgenden Artifeln enthaltenen Modifikationen.” 
nDie den Snterdizirten und den Minderjährigen auf 
„Den Grund übertragener Bormundfchaften, Tutelles de- 
„Ierdes par le pere et mere (Art. 397 — 401) ou par 
„le conseil de famille, (Art. 405 etc. et Art. 505.) zus 
„stehenden geſetzlichen Hypothefenrechte aber follen von nun 
„an durch Einfchreibung in Die Dypotgekeuregifker wirffame 
„Kraft erhalten,“ 


„Zu dem Ende find bie Rotarien und die Friedensrtich⸗ 
„ter unter perfönlicher Haftung verpflichtet, die von ihnen 
- „aufgenommenen Vormundfchaftsbeftelungsaften vor ber 
„Einregifirirung berfelben den Hypotheken-Conſervatoren 
„vorzulegen , die Einfchreibung der gefeglichen Hypothek 
„um Vortheil der Minderjährigen und Interdisirten zu 
„beantragen und die gefchehene Einfchreibung auf dem Afte 
„ſelbſt, von dem Hypothefen-Gonfervator Fonftatiren zu laſ—⸗ 
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„fen. Privat: oder olographifche Teftamente, welche Vor⸗ 
„mundfchaftsbeftellungen enthalten, (Art. 398, 392) müfs 
„ſen ebenfalls zum Behufe der Einfchreibung der gefeglis 
„hen. Hppotbefe zum Vortheil ber betreffenden Minders 
„sahrigen dem Hyothefenbewahrer vor ber Einregiftrirung 
„präfentirt und von dieſem Beamten bie gefchehene Eins 
„Ihreibung darauf certificirt werden. Die Rentbeamten 
„dürfen unter perfönlicher Verantwortlichfeit und unter 
„Strafe von... Gulden feinen Bormundfchaftsbeftellungsaft 
„einregiftriren, auf welchem ſich das Gertificat des Hypo⸗ 
„theken⸗Conſervators über die gefchehene Einfchreibung der 
„gefeglichen Hypothefarrechte für die betreffenden Minder: 
„jaͤhrigen und Interdizirten nicht befindet; fie müffen von 
„diefem Gertificat unter Anfuͤhrung ded Datums in ihren 
„Megiftern Meldung thun. Die pünftlidye Beobachtung 
„biefer VBorfchriften ift von den Königl. Snfpeftoren gehörig 
„uu überwachen.‘ 


„Die den Beamten beftimmte Frift zur Einregiftrirung 
„der bier erwähnten Akten wird Behufs der Einfchreibung 
„Der Legalbypothefen für die am Orte des Hypothekenamts 
„refidirenden um 5 Tage, für bie andern um 10 Tage 
„verlängert.” 


Dieſer vorgefchlagenen Modififation ſtimmte das Cole 
legium einftimmig. bei. 


Zu Art. 24. Regierungsrath Kurz erflärte, für dem 
Fall als die vorgefchlagene Mobiftfation des Art. 19 aus 
genommen würde, fei der erfte Abfat des Art 21 übers 
flüffig, weil es fich hier nur von Vormundfchaften handelt, 
welche durch, vom Friebensgerichte aufgenommene Aften 
eonferirt werben, wegen welchen durch die Modififation 
des Art. 49 ſchon auf eine weit ficherere Weife Borfe- 
hung getroffen. ſey. — Für die Inſcription der gefeßlichem 
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Hypotheken, welche ihren Grund in Bormunbfchaften has 
ben, die durch Teſtamente oder Notariatsaften überhaupt 
übertragen werben, (Art. 398 und 392) fei weder hier im 
eriten Abſatz des Art. 241 noch fonft wo im. Gefeßvors 
fchlage geforgt, was aber. durch die Modiſikation des Art. 
49 geſchah. Wenn ber erfte Abfat des Art: 21 hinweg 
fällt, fo ift im zweiten Abfag folgende Abänderung zu tref⸗ 
fen, ſtatt der Worte: | 
„Diefer bat den Fall in fein naͤchſtes amtliches 
„Verzeichniß einzutragen und der Staatdprofurator 
„it verbunden, 


ift zu fegen: 


„Dieſer hat den Fall dem Staatsprofurator * 
„zeigen, welcher verbunden iſt.“ 


Diefer zweite Abfag des Art. 24 fcheint aber —— 
nicht ſo gar weſentlich nothwendig zu ſeyn. Wenn jemand 
ſeinen Wohnſitz verlaͤßt und in einen andern Hypotheken⸗ 
bezirk uͤberzieht, ſo kann der wegen den auf deſſen Guͤtern 
haftenden geſetzlichen Hypotheken dabei Intereſſirte ſich 
leicht Kenntniß von dieſem Ueberzug verſchaffen, und am 
fruͤhern Hypothekenamte der Legalhypotheken wegen Nach⸗ 
forſchungen anſtellen. 

Auch mit dieſer vorgeſchlagenen Modiftfation war das 
Collegium einverftanden. 

Zu Art. 23. Regierungsrath Kurz glaubte, daß dies 
fer Art. gerade im entgegengefegten Sinne zu faffen seyn 
dürfte. 

„Die nämlichen Rücfichten, welche die Commiffion für 
die Kinder wegen der vormundfchaftlichen Verwaltung ih⸗ 
ter Eltern in Anfpruch nähme, feie für diefelben auch hin⸗ 
fichtlih der im Art. 389 vorgefehenen Verwaltung ber Els 
tern über die perfönlichen Güter ihrer Kinder während der 
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Ehe zw nehmen. Er habe häufig den Kal erlebt, daß 
Kinder durch Teichtfertige Eltern während ihrer Ehe um 
ihr perfönliches Vermögen gebracht worden feyen. Wars 
um follten nun folhe Kinder weniger Schuß von dem 
Geſetze anzufprechen haben, ald folche, deren Vermögen 
durch das Leberlebende ihrer Eltern in der Dualkeät ale . 
Vormund verwaltet wird ? 


Wenn ben Kindern während der Rebendzeit ihrer beis 
den Eltern Vermögen zufalle, fo fönne diefes nur in Folge 
von Schenkungen oder legten Willensmeinungen gefcheben, 
in diefen Fällen muͤſſen die hierüber zu errichtenden Aften, 
das olographifche Zeflament ausgenommen, nur von Nos 
tarien aufgenommen und von den Nentbeamten einregis 
ftrirt werden; wenn nun diefen Beamten hinfichtlich der 
Einfchreibung von Legalhypothefen in diefen Fällen dieſelbe 
Derpflichtungen auferlegt würden, wie fie oben zu Art. 19 
in Borfchlag gebracht wurden, und wenn binfichtlich der 
olographifche Teſtamenten biefelben Vorfchriften wie ba 
gegeben würden, fo wären die Kinder für ihr perfönliches 
Vermögen gegen Leichtfertigfeit und Verſchwendung ihrer 
Eltern gefichert, ohne daß irgend jemand in feinen Nedhs 
ten gefränft würde, und ohne daß der Öffentliche Credit 
dadurch gefchwächt würde, indem nur durch bie ſtillſchwei⸗ 
genden, Feineswegs aber durch die mitteld der Sinfeription 
zur Publizität gebrachten Hypothefen. der öffentliche Cre⸗ 
bit im Lande verloren geht.” 


Das Collegium theilte diefe Meinung nicht, und will ed 
bei der von der Commiſſion vorgefchlagenen Faffung bes 
laſſen. 


Zu Art. 24. Herr Regierungsrath Kurz bemerkte, 
in Folge der Modifikation des Art. 19 müßte auch in 


266 


diefem Art. eine Abänderung getroffen werben ; flatt der 
Worte: 
„Der Bevormundeten und Ehefrauen,” 
ift zu feßen: 
„Der Ehefrauen auf die Immobilien ihrer Männer 
„und ber minderjährigen Kinder auf die Immobilien 
„ihrer mit der gefeglichen Bormundfihaft über ihr Vers 
„mögen befaßten Eltern und anderer Ascendenten.“ 
Hieraus folgt denn nun, daß die Beftimmung des Art. 
2494, nur noch auf dieſe mit einer ſtillſchweigenden ge: 
feglichen Hypothef bedachten Perfonen anwendbar ift. 
Auch hiermit war das Collegium einverftanden. 


Zu Art. 26. Here Regierungsrath Kurz erflärte 
bier: in Folge der Mobdiftfation des Art. 19 fei bier fols 
gende Einfchaltung nöthig, nämlich im erften Abfage feie 
flatt.der Worte: 
| „Der Bevormundeten,“ 

zu fegen: | 
J „Der von ihren Eltern und andern Ascendenten.“ 
Das Collegium war auch hiermit einverſtanden. 


Zu Art. 33. Herr Regierungsrath Kurz bemerkte, 
den ttanſitoriſchen Verfuͤgungen muͤſſe in Folge ber Mo⸗ 
dififation des Art. 49 noch folgende Beſtimmung beige⸗ 
fuͤgt werden: 


„Die bereits eröffneten aus deferirten Vormundſchaf—⸗ 
„ten entſprungenen Legalhypothekarrechte bleiben, vom Tage 
„der Bekanntmachung des gegenwärtigen Geſetzes ange- 
„rechnet, abgeſehen von jeder Einſchreibung noch zwei 
„Jahre in Kraft. Mit dem Ablauf dieſer Friſt werden ſie 
„durch eine auf dem Hypothekenamte zu machende Hins 
„terlegung der von Amtswegen in jedem Kanton darüber 
‚gefertigt werdenden Verzeichniſſe zur Publizität gebracht 
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„und in Wirkfamkeit erhalten; zur Anfertigung biefer Ver⸗ 
„zeichniffe find durch die betreffendenBerwaltungsbeamten 
„die geeigneten Verfügungen zu treffen.” 

Nah dem Schluffe der Berathung über die einzelnen 
Artifel des Gefegvorfchlagd erklärte Herr Rath Kurz, 
er habe noch einige Vorfchläge zu machen, deren Realifis 
rung wünfchenswerth fen und zur Bervollftändigung des 
Hopothefengefeges beitragen können. 


Erfter Borfhlag, | 
bie gerihtlihen Hypotheken betreffend. 


Daß derienige, welcher gegen feinen Schuldner ein Ur; 


theil in Händen hat, durd Eintragung befielben in dad 
Hypothefenbuch ein Hypothefarrecht erhalten folle, ift billig | 
und gerecht, allein es ift weder gerecht noch nothwendig, 
daß diefe Hypothek in allen Fällen das ganze gegenwär⸗ 


tige und zufünftige Vermögen des Schuldners treffen folle. | 


Täglich fieht man, wie ifraelitifche und chriftlihe Wu⸗ 
cherer wegen Kleiner, unbedeutender Forderungen bei häufig 
gar nicht eriftirenden Gonteftationen ihre Schuldner vor 
die Friedendgerichte ziehen, und von biefen in ihrer ober 
erweiterter Gompetenz fich Urtheife zu verfchaffen ſuchen, 
blos in der Abfiht, um daraufhin das ganze Vermögen 
ihre Schuldnerd mit einer Generalhypothek beſtricken, das 
durch deſſen Eredit untergraben, und fih in fodann am 
fo leichter ganz leibeigen machen zu können. Wer Gele 
genheit gehabt hat, das Treiben folcher Menfchen nur eis 
nigermaßen zu beobachten, wird fich überzeugt haben von 
den großen Nachtheilen, welche diefe Generalhypothefen 
für den Grebit der minder bemittelten Landleute haben, 


und wie unendlich viele Familien dadurch ſchon in ganz⸗ 
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liche Verarmung gekommen find. Der Wunſch, daß einem 
folchen Unweſen Schranken gefegt werben möchten, ift all- 
gemein im Kreife, und die Möglichkeit, diefes zu bewir⸗ 
fen, ohne ftörend in die übrigen Givilgefege einzumirfen, 
ift nicht ſchwer nachzuweiſen. 

Das Hypothefengefeg der 7 Altern Kreife ($. 12, Nr 12) 
verleiht dem Gläubiger wegen einer rechtmäßig entfchiebes 
nen Forderung nur dann ein Hppothefarrecht, wenn dem⸗ 
felben die Immiffion in die Güter ded Schuldnerd zuers 
fannt wurde, 

Eine folhe Immiſſion ift nun, ohne zuviel in bie bieß 
feitigen GCivilgefege einzugreifen, nicht wohl einzuführen, 
allein eine in der Wirkung gleiche Anordnung zur Vers 
- bannung ber Generalhypothefen in diefen Fällen läßt fich 
wohl treffen, wenn nämlich bie hiernach ftehende Beitim- 
mung in den Gefegentwurf aufgenommen würde. 


„Die gerichtlichen Hypothefen können Fünftig nicht mehr 
unbedingt auf alle Immobilien ded Schuldners geltend ger 
macht werben. Der Gläubiger, welcher ein Urtheil, und 
in Folge deffelben eine Hypothefe gegen feinen Schuldner 
zu erlangen beabfidhtigt, hat dem Gerichte in der Sigung, 
in welcher ‚über feine Forderung verhandelt wird, ein aus 
dem Güterbefisftandsbuch ausgezogenes, gehörig beglaus 
bigted Verzeichniß der Immobilien feines Schuldners mit 
der Merthbeflimmung berfelben und einem Auszug aus 
dem Hypothelenregiſter über die gegen denfelben beftehen- 
den HypothefarsEinfchreibungen vorzulegen und die Im⸗ 
mobilien zu bezeichnen, auf welche er Hypothefarrechte zur 
Sicherung feiner Forderung an Kapital, Ziufen und Kos 
ften verlangt. / 


„Das Gericht hat nach der Entfcheidbung über bie 
Haunptfache, nah Anhörung des Schuldners, aud) über 
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biefen Punkt zu erfennen, und dabei die Hypothefarrechte 
auf fo viele- Immobilien zu befchränfen, ald unter Berüds 
fihtigung des Werthed derſelben und der allenfallfigen 
ſchon darauf haftenden Privilegien und Hypotheken zur 
Sicherung ded Kapitals, der Zinfen und Koften erforder, 
lich find. Im Falle der Unzulänglichkeit der wirklichen 
Immobilien des Schuldners ermächtigt dad Gericht den 
Gläubiger, in der Folge Spezialhypotheken auf diejenigen 
Smmöbilien inferibiren zu laſſen, welde der Schulduer 
fünftig erwerben könnte." 


Zweiter Vorfhlag, 


die Güterwecfel in Folge von Bermädlniffen 
betreffend. 


Weber im Art. 4, noch in irgend einer andern Stelle 
des Gefegesvorfihlagd firdet fich eine Beftimmung, dahin 
gehend, daß auch Vermächtniffe, in deren Folge Immobis 
- bien an nicht gefegliche Erben fommen, in die Trands 
feriptiongregifter eingetragen werben follen, und doch gibt 
ed Fälle,, welche die Nothwendigkeit einer ſolchen Trans 
feription beweifen, z. B. A ift einziger Erbe von B, B 
vermacht aber dem C ein Haus; A nimmt Geld von D 
auf und verhypothezirt diefem fämmtliche von B hinterlafs 
fenen Güter, -worunter auch das fragliche Haus begriffen 
ift, oder A verfauft diefe fämmtlichen Güter dem D, wel: 
cher den Kaufpreis fogleicdy erlegt. Wenn D im erften 
Falle feine Hypothek ſogleich inferibiren, und Legterer jeis 
nen Kauf ſogleich trangferibiren läßt, muß er, obgleich er 
ganz in gutem Glauben gehandelt und alle gefeglichen 
Formalitäten beobachtet hat, doch die Folgen des Stellios 
natd büßen, deſſen hier A fich ſchuldig gemacht hat? Eine 
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folche Frage würde nicht vorkommen. können, wenn im 
Art. 1 des Gefepentwurfed nad den Worten: 
„alle Rehtsgefhäfte unter Lebenden” 
eingefchaltet würde: 
„und Vermächtniſſe am nichtgeſetzliche 
Erben.“ ! 


Nach fofort beendeter Umfrage bei allen vorbemeldeten 
einzelnen Artikeln diefes Entwurfes wurde das Protofoll 
geſchloſſen des andern Tages, wie Eingangs bezeichnet. 


v. Stengel, 


N” I. 


Entwurf 


eingd neuen Geſetzes über die Zmangdveräußerung 
unbeweglicher Güter, 


Erfter Abſchnitt. 


Bon dem Verfahren bei Zwangsveraͤußerungen 
unbeweglicher Guͤter. 


Art. 1. 


Jeder Beſchlagnahme unbeweglicher Guͤter ſoll ein Zah⸗ 
lungsbefehl vorhergehen, welcher dem Schuldner in Perſon, 
oder in deſſen Wohnſitze zuzuſtellen iſt. | 

Zugleich mit demfelben muß eine volftändige Abfchrift 
der Urkunde, Eraft welcher die Zwangsveräußerung gefchehen 
fol, dem Schuldner zugeftellt, und diefe Zuftelung in dem 
Zablungsbefehle beurfundet werben. Cie foll jedoch, bei 
Verluſt der depfallfigen Koften, unterbleiben, wenn die Ur; 
funde innerhalb der legten dem Zahlungsbefehle vorher 
gehenden ſechs Monate dem Schuldner bereits zugeftellt 
worden war. Im diefem Fall ift eine allgemeine Bezeich- 
nung der Urfunde und die Angabe ihre Datums, fo wie 
der früher gefchehenen Zuftellung, hinreichend. 

Wenn der Gläubiger nicht felbft in der Gemeinde 
wohnt, wo das DBezirkägericht, zu deſſen Gompetenz die 
beabfichtigte Befchlagnahme gehört, feinen Sig hat, fo ſoll 
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der Zahlungsbefehl die Erwählung eined Wohnſitzes in 
diefer Gemeinde enthalten. Der Schuldner fann, wein 
feine vertragsmäßigen Beftimmungen entgegenftehen, in 
dem erwählten Wohnfite ein gültiges Nealanerbieten machen. 

Der Zahlungsbefehl ſoll zugleih die Androhung ent» 
halten, daß, wenn innerhalb dreißig Tagen feine Zahlung 
‚ erfolgt, zur Befchlagnahnte der — Guͤter des 
Schuldners geſchritten werden wird. 

Die VWVorſchriften des; gegenwärtigen Artifels find, bei 
Strafe der Nichtigkeit zu beobachten. 0 


Art. 2% 

Die Befchlagnahme darf, bei Strafe der Nichtigkeit, 
nicht eher als dreißig volle Tage nach deu Zahlungsbefehle 
vorgenommen werden. Laͤßt aber der Gläubiger mehr als 
drei Monate zwifchen dem Zahfungsbefehl und der Be: 
fchlagnahme verftreichen, fo fol der Zahlungsbeſehl, gleich- 
falls bei Strafe der Nichtigfeit, unter Beobachtung der 
oben beftimmten Form und Frift, wiederholt werden, uud 


* die Koſten des fruͤhern Zahlungsbefehls bleiben dem Glaͤu—⸗ 


biger zur Laſt. | 
Art. 3. R 

Die Beſchlagnahme fol durch einen Gerichtöboten ge 
fchehen, welcher gehalten ift, ſich perfönlich auf die in Bes 
ſchlag zu nehmenden Gäterftüde zu begeben, und aı Ort 
and Stelle eine genaue Bezeichnung derfelben aufzunehmen; 
alles diefes bei Strafe der Nichtigkeit. 
Der Gerichtsbote kann fih, zu feiner Erleichterung 
bei dieſem Geſchaͤfte, von dem Bürgermeiſteramt die Grund⸗ 
bücher der betreffenden Gemeinde zur Einſicht vorlegen 
laſſen, und das Buͤrgermeiſteramt iſt gehalten, dieſem Be— 
gehren unentgeltlich zu willfahren, ohne daß zu dem Ende 
eine Aufforderung durch Gerichtsbotenakt noͤthig waͤre. 
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Art. 4. 


Das Beichlagnahmeprotofoll fol, außer den gemöhn- 
lichen Förmlichkeiten der Gerichtöbotenaften, bei Strafe 
ber Nichtigfeit enthalten: | 


4) Die Angabe der Urkunde, auf welcher die Befchlag» 
nahme beruht; Bu 

2) Die Erwähnung, daß der Gerichtsbote ſich perfäns 
lich auf die in Befchlag genommenen Güterftücde begeben bat. 

3) Die deutliche Bezeichnung der im Beſchlag genoms 
menen Gegenftände, und zwar, wenn von Gebäulichfeiten 
die Rede ift, die Angabe, ob der Gegenftand ein Wohns 
haus oder was fonft für ein Gebäude fey, nebſt Bezeich— 
nung der Gemeinde und Straße, worin basfelbe liegt, 
und wenigftens zweier Angränger; falls es aber andere 
liegende Güter find, die Natur und den beiläufigen Flächen; 
inhalt eines jeden Grundſtuͤcks, den Gemeindebaun, wo 
daſſelbe liegt, den Banndiftrift oder Gewanne, die Seftion 
und GSeftions- Nummer des Grundſtuͤcks, und wenigftens 
zwei feiner Angränzer. 

4) Die Angabe ded Bezirksgerichts, bei welchem Die 
Zwangsveräußerung betrieben werden fol, fo wie die Bes 
ftellung eines Anwalte, Bei diefem Legtern if, von Nechtös 
wegen, der erwähfte Wohnſitz des betreibenden Gläubigers 
zum Behuf des Verfahrens. 


Unmittelbar nach der Befchlagnahme, und in jedem 
Falle vor der Regiſtrirung derfelben, foll der Gerichtöbote, 
bei Strafe der Nichtigkeit, eine Abfchrift des Befchlagnahme> 
protofold dem DBürgermeifter oder Adjunften zuftellen, 
welcher fein Visa Foftenfrei auf die Urſchrift zu fegen hat, 
und bei welchem die Abfchrift zu Sedermanns Einficht 
hinterlegt bfeibt. Diefe Zuftellung fol an den Bürger: 
meifter oder Adjunkten derjenigen Gemeinde gefchehen, wo 
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die in Befchlag genommenen Güter liegen, und falld dieſe 
Güter in mehreren Gemarfungen gelegen find, derjenigen 
Gemeinde, wo fih, nad Maafzabe der Beftimmungen bed 
Artikels 9, die Hofgebäude, oder, in Ermangelung folder, 
der anfehnlichere Theil der Güter befindet. 


Art. 5. 


Edhe irgend ein weiterer Aft des Verfahrens vorgenoms 
men werden barf, fol das Beichlagnahmeprotofoll, bei 
Strafe der Nichtigkeit, dem Schuldner in — Ab⸗ 
ſchrift zugeſtellt werden. 


Art. 6. 


Von dem Augenblicke an, wo die im vorhergehenden 
Artikel vorgeſchriebene Zuſtellung Statt gefunden hat, iſt 
"die Befugniß des Schuldners, Über die in Befchlag ger ' 
nommenen Güter zu verfügen, nad den Beſtimmungen 
der Artifel 688, 689, 690, 691, 692, 693 und 694 des 
Geſetzbuchs Über den Eivilprozeß befchränft, und den Glaͤu⸗ 
bigern ſtehen die durch die erwaͤhnten Artikel feſtgeſetzten 
Rechte zu. 

Art. 7. 


Wenn der Schuldner, oder der dritte Beſitzer, gegen 
welchen in Gemaͤßheit des Art. 2169 des Civilgeſetzbuchs 
die Befchlagnahme bewerfftelligt worden ift, oder Diejenis 
gen, welche mit den genannten Perfonen in den durch den 
Art. 380 des Strafgefebbuchd bezeichneten Graben vers 
wanbt oder verfchwägert find, ober auch dritte Perfonen 
im Einverftändnig mit dem Schuldner oder dritten Beſi⸗ 
ter, böslicherweife auf dem in Befchlag genommenen Grunds 
fitefe einen Holzbieb vornehmen, oder dieſes Grundftüd, 
oder die auf bemfelben befindlichen, natürlichen oder kuͤnſt⸗ 
lichen Pflanzungen, Anlagen, Gebaͤulichkeiten oder fonftis 
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ges Zugehör, auf irgend eine Weife ganz oder zum Theil 
zerftören, beſchaͤdigen oder verbringen, fo foll der Schul⸗ 
dige zu einer Gefägnißftrafe von 8 Tagen bie zu 5 Jah⸗ 
ven verurtheilt werden. 


Art. 8. 


Innerhalb zwanzig Tagen nach der Zuftellung des Bes 
fhlagnahmeprotofolls an den Schuldner, fol der Anwalt 
des betreibenden Gläubigers, unter Anfchluß des Befchlag- 
nahmeprotofoll&, bei dem Bezirfögeriht ein Geſuch um 
Ernennung eined Notärd zum Behuf des Verfteigerungs- 
gefchäftes einreichen. 

Der Empfang dieſer Aftenftücde ift durch eine Koften- 
freie, auf die Urfchrift des Geſuchs zu ſetzende Befcheinis 
gung des Gerichtöfchreiberd zu beurfunder. Die oben feſt⸗ 
gefegte Frift von 20 Tagen iſt bei Strafe der Nichtigkeit 
zu Beohnipteni 

Art. 9 


Das VBezirfögericht in feiner Berathſchlagungskammer, 
fol innerhalb acht Tagen den Veriteigerungscommifjär ers 
nennen. Diefe Ernennung iſt auf dem Gefuche nieberzus 
fehreiben, und, nach vorgängiger Negijtrirung, dem betrei- 
benden Gläubiger, oder dem Anwalte deffeiben, in Urfchrift 
zu übergeben. Der Gerichtsfchreiber hat in einem befons 
dern, durch den PVräfidenten auf jedem Blatte paraphirten 
Negifter den Namen und Mohnort des ernannten Notärg, 
des Schuldners und des betreibenden Gläubigerd, fo wie 
das Datum der Ernennung, in Kürze vorzumerfen. 

Das Gericht foll, wenn nicht befondere Umftände oder 
BVerhinderungen die Ernennung eined Bezirks⸗-Notaͤrs nd- 
thig machen, einen Notär aus dem Fandcommiffariate de, 
legiren, in welchem die in Bejchlag genomnienen Guͤter 
liegen. Sind die Güter «in verfchiedenen Landcommiſſa— 
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tiaten gelegen, fo fol, falls dieſelben einen Gompfer bil; 
den, ein Notär aus demjenigen Landcommiffariat ernannt 
werden, in welchem die Hofgebäude liegen, oder, wenn 
feine folhe vorhanden find, in welchem derjenige Theil des 
Gompferes fich befindet, welcher nad) Maaßgabe der Steuer: 
bücher, den höchften Ertrag darbietet. Falls aber die. Guͤ⸗ 
ter feinen Complex ausmachen, fo iſt der Notär aus dems 
jenigen andcommiffariate zu nehmen, wo, nach dem jo eben 
feftgefesten Maaßſtabe, der anfehnlichere Theil der Güter 
liegt. In jedem Fan hat der fo ernannte Notär das Vers 
fahren für das Ganze vorzunehmen. Für den Fall, wo 
die Güter des Schuldners in verfchiedenen Bezirken lie— 
gen, bleibt es bei den Verfügungen der Art. 2210 und 
2211 des Givilgefegbuchs und des Gefeßes vom 14. Nos 
vember 1808. 
Art. 10. 

innerhalb vierzehn Tagen nad der Ernennung des 
Rerfeigerungscommiffärd foll der betreibende Gläubiger, 
oder deffen Anwalt, unter Vorlegung des Beſchlagnahme— 
protokolls und des Gommifjeriums, den Tag, die Stunde 
und den Ort der Berfteigerung durch den Commiſſaͤr fefts 
fegen laffen. Die obige Frift muß bei Strafe der Nich— 
tigkeit beobachtet werden. | 

Der Commiſſaͤr fol die erwähnte Feſtſetzung auf dafs 
felbe Aktenſtuͤck, welches das Commiſſorium enthält, in 
Kürze niederfchreiben , datiren und unterzeichnen. Eie ift 
der Negiftrirung nicht unterworfen, und fol, unter Rück— 
gabe der übrigen zur Einficht vorgelegten Aftenftüce, dem 
betreibenden Gläubiger oder dem Anwalte befjelben un 
verzüglich eingehändigt werden. 

Art. 11. 

Zwifchen dem Tage der Ernennung bed Berfteigerungs» 

commiffärd und dem der Berfteigerung müffen, bei Strafe 
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der Nichtigfeit, wenigftens drei volle Monate Tiegen. Doc 
ift der Notär nicht befugt, die Verfteigerung auf. mehr als 
vier Monate binauszufeßen, ed wäre denn, daß der bes 
treibende Gläubiger dazu einmilligte, oder daß die Dauer 
ber im Rauf des Verfahrens entflandenen Incidentſtreitig— 
feiten es nöthig machte, e 


Art. 42. 


Der durch den Anwalt des betreibenden Gläubigers zu 
fertigende und zu unterfchreibende Anjchlagszettel foll, bei 
Strafe der Nichtigkeit, enthalten: 

4) Dad Datum des Beſchlagnahmeprotokolls. 

2) Namen, Gewerb und Wohnort ded Schuldnere, des 
betreibenden Gläubigers, und des von dem Lehtern beftell- 
ten Anwalts. | 

3) Die Bezeichnung der in BVerfteigerung zu bringen 
den Gegenftände, fo wie biefelben in dem Befchlagnahme: 
protofoll enthalten ift. 

4) Namen und Wohnort des Verfteigerungscommifjärs, 
fo wie die Angabe des zur BVerfteigerung feftgefegten Tas 
ges, der Stunde und des Orts, wo fie Statt finden fol. 

5) Die von dem betreibenden Gläubiger zu entwerfen, 
ben Berfteigerungsbedingungen, jedoch unter Beobachtung 
der deffallfigen Borfchrift des Artikels 13. 

6) Einen von Eeiten des betreibenden Gläubigerd an— 
zufegenden Preis, um als erfies Gebot zu dienen. 

7m) Die Ankündigung, daß der Zufchlag ſogleich definis 
tiv ſeyn wird, fo wie die Erwähnung, ob die Güter eins 
zeln oder im Ganzen zur Verjieigerung gebracht werben. 
Der Anjchlagzettel ſoll in fo vielen Exemplaren gedruckt 
werden, als zum Behuf der durch die nachfolgenden Artis 
kel vorgefchriebenen Anheftungen und Zuftellungen erfor 
derlich find. 


278 


Art. 43. 
Stillſchweigende Bedingungen einer jeden Zwangsver—⸗ 
äußerung unbemweglicher Güter find: 


1) Daß die Anfteigerer den Kaufpreis an diejenigen 
Prerfonen zu zahlen haben, welche, nah Maaßgabe der 
Vorschriften über das Rangordnungsverfahren, zu dem 
Ende rechtsgültige Anmweifung erhalten werden; unbefchas 
det ber gefeglichen Beflimmungen über die Hinterlegung 
(consignation) defjelben. 

2) Daß ber Anfteigerer, vom Tage des Zufchlags an 
bis zur Augzahlung, den — mit 5 vom Hundert 
zu verzinſen hat. 

3) Daß der Zuſchlag dem Anſteigerer Feine andere 
Rechte überträgt, ald Diejenigen, welche dem Schuldner 
felbft an der verfleigerten Sache zuftanben, und daß er vom 
Tage des Zufchlags an in diefe Nechte eintritt. 

4) Daß das zugefchlagene Gut mit feinen affiven und 
paſſiven Dienftbarfeiten auf den Anfteigerer übergeht. 

5) Daß, im Falle der Nichterfüllung der Kaufbedin- 
gungen von Seiten des Anfteigerers, eine neue Berjteiges 
rung auf feine Gefahr und Koften vorgenommen werden 
könne. 

6) Daß die Koften des PVerfteigerungsprotofolld, ber 
für den Anfteigerer beftimmten Ausfertigung, fo wie die 
bierauf Bezug habende Regiſtrirungs- und Notariats⸗Ge⸗ 
bühren, von dem Anfeigerer noch außer dem Kaufpreiſe 
zu berichtigen find, die übrigen Kpften hingegen auf den 
Kaufpreis in Abzug kommen und vorzugsweife vor jeder 
andern Forderung auf denfelben angewiefen werden. 


Diefe Bedingungen find, bei Verluſt der deßfallſigen 
Koften, in denjenigen Akten des Verfahrens, welde bie 
Berfteigerungsbedingniffe enthalten müffen, nur durch eine 
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furze Hinweifung auf den gegenwärtigen Artikel zu erwaͤh⸗ 
nen, in fo weit nicht der Anfchlagszettel abweichende Bes 
Nimmungen aufftellt. 

Art. 


Der Schuldner ſowohl ald bie —— 
ſind befugt, gegen die Feſtſetzung des Zeitpunkts der Vers 
ſteigerung, fo wie gegen die von dem betreibenden Gläus 
biger aufgeftellten Berfteigerungsbebingungen, wenn diefels 
ben rechtswidrig ſind, oder das gefetliche Intereſſe ber 
Betheiligten gefährden, ihre Einwendungen zu erheben, 
und diefelben dem. Gerichte zur Entfcheidung vorzulegen. 

. Die Gerichte find ermächtigt, zum Behuf der Zahlung 
des zu erzielenden Kaufpreifes, ober eined Theil beffel- 
ben, Termine feftzufegen, jedod; nur dann, wenn die Ums 
ftände ed erfordern, und unter billiger Rückſichtnahme auf 
die Lage fümmtlicher dabei betheiligten Parteien. In keis 
nem Fal dürfen diefe Termine auf mehr ald drei Jahre 
hinausgefegt werden. 

Die Bedingung , daß der Anfteigerer noch anbere, als 
bie im vorhergehenden Artifel unter No 6 erwähnten Ko> 
fien, oder rüdftändige Steuern, Gemeindegelder u. f. w. 
auffer feinem Kaufpreife zu tragen habe, ift ungültig; un 
beſchadet der Rechtswege, durch welche dergleichen Forde⸗ 
rungen ihrer Natur und ihrer Veſchafferheit nach geltend 
zu machen ſind. 

Art. 43. 


Der Anſchlagszettel ſoll durch einen Gerichtsboten anu—⸗ 
geheftet werden 
4) in der Gemeinde, wo bie in Beſchlag genommenen 
Güter liegen; 
2) in der Gemeinde, wo der Schuldner wohnt, falls 
diefelbe nicht aufferhalb des Nheinfreifes liegt. 
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Dieſe Anheftung fol an demjenigen Plage gefchehen, 
wo dergleichen Anfündigungen gewöhnlich angefchlagen zu 
werben pflegen, und die darüber zu errichtende Urkunde 
it dem Schuldner abfchriftlich. zuguftellen. Ebenfo fol ein 
Eremplar des Anfchlagszetteld dem Schuldner in Perfon 
oder in deffen Wohnſitz zugeſtellt werden. 

Alles Obige iſt bei Strafe der Nichtigkeit zu beob⸗ 
achten. 

Der Gerichtsbote, welcher die Zuſtellung des Anſchlags⸗ 
zettels an den Schuldner macht, hat dieſe Zuſtellung und 
die durch ihn geſchehenen Anheftungen des Anſchlagszettels, 
bei Verluſt der desfallſigen Koſten, durch einen und den⸗ 
ſelben Akt zu beurkunden. 


Art. 46. 


gebe ber eingefchriebenen Hppothefargläubiger fol 
gleichfalls ein Eremplar des Anfchlagszetteld zugeftelt wer⸗ 
den, und zwar in dem bei der Einfchreibung erwählten 
Wohnſitze. 

Von dem Augenblicke dieſer Zuſtellung an kann das 
Zwangsveräußerungsverfahren nur mit Einwilligung der 
eingeſchriebenen Hypothekargläubiger, oder in Folge eines 
gegen ſie ergangenen Urtheils, wieder aufgehoben werden. 

Ein weiteres Exemplar des Anſchlagszettels iſt zu Je⸗ 
dermanns Einſicht bei dem Verſteigerungs-Commiſſär zu 
hinterlegen, welcher, ohne einen beſondern Hinterlegungsakt 
zu errichten, den Empfang durch eine koſtenfreie Beſcheini⸗ 
gung zu beurkunden hat. 

Alles Obige iſt bei Strafe der Nichtigkeit vorgeſchrieben. 


Art. 17. 


Die in den Art. 15 und 16 vorgeſchriebenen Anheftun⸗ 
gen und Zuſtellungen, ſo wie die Hinterlegung eines Exem— 
plars des Anſchlagszettels bei dem Berfteigerungs:Sommif- 
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fär, follen, bei Strafe der Nichtigkeit, wenigftend vierzig 
Zage vor bem zum Behuf der Verfteigerung feſtgeſetzten 
. Tage gefchehen. 


Art. 18. 


Die bevorftehende Verfteigerung fol durch eine von dem 
Anwalte ded betreibenden Gläubigerd zu fertigende Anzeige 
vermittelft zmweimaliger Einrüdung in das Kreis-Intellis 
genzblatt, oder, in Ermanglung eines foldyen, in irgend 
eines ber öffentlichen Blätter, weldye im Kreife erfcheinen, 
befannt gemacht, und zum Beweife der Einrüdung ein 
Eremplar des betreffenden Blattes, welches der Regiſtri⸗ 
rung nicht unterworfen iſt, den. Akten beigefügt werben. 
Diefe Anfündigung foll enthalten: 


4) Namen, Gewerb und Wohnort bed Schuldners, des 
betreibenden Gläubiger und des von dem Legtern beftell- 
ten Anwalts; 

.2) eine fummarifche Bezeichnung. der in Berfteigerung 
zu bringenden Gegenftände, vermittelt Angabe ber Natur 
der Gebäulichkeiten, bed beiläufigen Flächenmaaßes einer 
jeden Art der Feldgüter im Ganzen und des Banned, in 
welchem‘ fie liegen; 

3) die Berfteigerungsbedingungen,, unter Beobachtung 
der desfallſigen Vorſchrift des Art, 43; 

4) Namen und Wohnort des Berfeigerungs-Commipfärs, 
fo wie die Angabe ded Tages, der Stunde und des Orts 
der Berfleigerung ; 

5) Die Ankündigung, daß der Zuſchlag fogfeich definitio 
feyn wird, fo wie die Erwähnung, ob die Güter einzeln 
oder im Ganzen zur Verfteigerung gebracht werben; 

6) die Bemerkung, daß die nähere Befchreibung der 
einzelnen Güterftice von Jedermann bei dem Berfteiges 
rungs-Bommiflär eingefchen werden Eöune. 
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Die erfte Einrüdung fol mwenigftend vierzig Tage vor 
der Verfteigerung, die zweite wenigſtens vierzehn Tage, jes 
doch nicht früher als dreißig Tage vor derfelben gejchehen. 

Alles. Obige ift bei Strafe der Nichtigfeit zu beob⸗ 
achten. 


Art. 19. 


Zwifchen dem vierzehnten und zwanzigften Tage vor 
ber Berfieigerung fol in der Gemeinde, mo die Güter lies 
gen, fo wie in dem Hauptorte des Kantons, eine Verfüns 
digung der -bevorftehenden Verfteigerung mittelft der Schelle, 
oder auf andere ortsübliche Weife, gefchehen und durch 
eine Eoftenfreie Befcheinigung bed Bürgermeifters oder Abs 
junften beurfunder werden. 


An dem Orte und Tage ber Berfteigerung fol, unmit- 
telbar vor Eröffnung berfelben, eine ähnliche Berfündi- 
gung auf PVeranftaltung des Verſteigerungs-Commiſſärs 
Statt finden, und in bem Ba a kl beurs 
funbet werden. 


Alles Obige ift bei Strafe der. Nichtigkeit zu beob- 
achten. 

Bon den in dem — und dem vorigen Ar⸗ 
tikel vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ſoll in dem Bers 
ſteigerungsprotokolle Meldung geſchehen. 


Art. 20. 


Wenn die in Befchlag genommenen Güter feinen Com⸗ 
plex bilden, fo follen diefelben einzeln verfteigert werden, 
falls nicht befondere Umftände eine Verfteigerung im Gans 
zen räthlich machen. 

Iſt hingegen ein Gutscompler Gegenſtand der Zwangs⸗ 
Veräußerung, fo ſoll die Verſteigerung deſſelben, der Res 
gel nach, im Ganzen gefchehen. 
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Ausnahmen von diefen VBorfchriften follen nur dann 
Statt finden: 

4) wenn die im Anfchlagszettel anfgeftellten Bebins 
gungen es anderſt feitfegen, und feine der betheiligten Pars 
teien dagegen Einfpruch erhoben hat; 

und 2) wenn, auf erhobenen Einfprud , die Gerichte 
eine Ausnahme, befonderer Verhältniffe wegen, für fach» 
dienlich erachten. 

Alles Dbige ift bei Strafe der Nichtigkeit zu beobs 
achten. ' | 

| Art. 21. 

Die Verfteigerung fol in ber Gemeinde gefchehen, in 
deren Gemarfung die Güter liegen. 

Von biefer Vorfehrift find jedoch, falls die Güter in 
mehrern Gemarfungen liegen, die zwei nachbenannten Fälle 
ausgenommen: 

1) wenn die Gemarfungen an einander grängen; 
2) wenn die Verfteigerung im Ganzen gefchieht. 

In diefen Fällen ift die Verfteigerung für das Ganze 
in derjenigen Gemeinde vorzunehmen, zu welcher die Hofs 
gebäude gehören, oder, in Ermangelung foldher, wo ber- 
jenige Theil ken Güter liegt, welcher, nah Maaßgabe 
der Steuerbiicher, den höchften Ertrag darbietet. 

Alles Dbige ift bei Strafe ber Nichtigkeit zu beobs : 
achten. 


Art. 22, 

Der Verſteigerungscommiſſaͤr hat die Verſteigerung durch 
Borlefung ber durd den Anfchlagszettel feftgefegten, fo wie 
ber im Art. 43 erwähnten Bedingungen, fofern biefelben 
feine Abänderung erfahren haben, zu eröffnen. 

Hierauf folen nach und nach Lichter angeziindet wer 
ben, welche fo eingerichtet find, daß jedes ungefähr eine 
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Minute dauert. Kein Zufchlag darf gefchehen, wenn nicht 
vorher drei folcher Lichter hintereinander erlofchen find, 
Merden vor dem Erlöfhen der drei erften Lichter neue 
Gebote gemacht, fo darf nicht zugefchlagen werben, bie 
zwei Lichter, ohne daß inzwifchen ein weiteres Gebot ges 
fchehen wäre, erlofchen find. Alles Obige bei Strafe der 
Nichtigkeit. 

Der Kaufliebhaber iſt durch ſein Gebot nicht ferner ge⸗ 
bunden, ſobald ein weiteres Gebot erfolgt iſt, ſelbſt wenn 
das Letztere als unguͤltig erklaͤrt werden ſollte. 

Meldet ſich kein Kaufliebhaber, ſo iſt der Gegenſtand 
ber Verſteigerung dem betreibenden Gläubiger für ben 
Preisanfaß zuzufchlagen. 

Der Notär hat das Bereierungsgräitt * Zu⸗ 
ziehung von Zeugen vorzunehmen. 

Art. 23. | 

Jeder Kaufliebhaber kann felbft oder durch Andere 
bieten. Diejenigen, welche für Dritte bieten, find gehalten, 
fogleih nach dem Zufchlage und vor der Unterfchrift zu 
erflären, für wen fie gefleigert haben. Diefe in dad Ver— 
fteigerungsprotofoll aufzunchmende Erflärung ift feiner bes 
fondern Regiftrirung oder Negiftrirungsgebühr unterworfen. 
Derjenige, welcher für einen Dritten den Zufchlag erhalten 
bat, muß in den daranf folgenden acht Tagen von Geis 
ten desjenigen, für welchen er gehandelt hat, die Annahme 
beibringen, und zwar entweder dadurch, daß der Dritte 
felöft vor dem Verfteigerungs-Gommiffär feine Annahme 
zum BVerfteigerungsprotofoll erflärt, oder vermittelft einer 
authentifchen Vollmacht oder Genehmigungsurfunde, welche 
dem Verſteigerungsprotokolle beizufuͤgen iſt. 

Erfolgt dieſe Annahme nicht in der feſtgeſetzten Seil, 
fo wird derjenige, ‚welcher die Gebote gemacht hat, pers 
fönlich als Anfteigerer angejchen und behandelk, | 
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; Art 24. 


Der Schuldner, fo wie alle notorifch unzahlfähige Pers 
fonen, fönnen weder felbft noch durdy Andere bieten. Der 
dritte Befiter, gegen welchen, in Gemäßheit des Artifeld 
2169 des Givilgefegbuchs, eine Zmangsveräußerung eins 
geleitet wird, ift, als folcher, nicht unfähig, Anfteigerer 
zu werben, 

| Art. 25. 


Die Koften des Verſteigerungsprotokolls, fo wie der 
für die Anfteigerer bejtimmten Auszüge dejjelben, und die 
auf die erwähnten Alten Bezug habenden Regiſtrirungs— 
und Notariats:Gebühren, fallen dem Anfteigerer zu Laſt. 
Auch ift der Verſteigerungs-Commiſſaͤr in feinem Falle zur 
Borlage der Negiftrirungegebühr perfönlich gehalten. Die 
übrigen Koften des Zwangsveräuferungsverfahrens bat 
der betreibende Gläubiger vorzufchießen, wogegen ihm für 
diefe Auslage das Vorzugsrechts auf den erlößten Kauf— 
fhilling vor allen andern Forderungen, felbft vor den im 
Art. 759 des Geſetzbuchs über den Civilprozeß erwähnten 
Koſten zufteht. | 

In dem Falle jedoch, wo die Berfteigerung in Folge 
eines auf eine freiwillige Veräußerung erfolgten Miehrges 
botes Statt findet, bleibt es, rücfichtlich der Koften, bei 
der Verfügung des Artifeld 2183 des Civilgeſetzbuchs. 


Art. 26. | 

Das Verfteigerungsprotofol fol den Befehl an den 
Schuldner enthalten, den Befiß des verfteigerten Gegens 
ftandes bei Bermeidung bed Zwangsmitteld der perfünlis 
chen Haft zu räumen. Diefer Befehl ift vollziehbar, und 
der betreffende Bezirkögerichtöpräftdent hat dem Gefuch um 
Ernennung eines Gerichtsboten nach Vorfchrift des Artis 
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feld 780 des Gefeßbuchd über den Civilprozeß, auf die 
Borlage des Berfteigerungsprotofolls zu willfahren. 


Art. 27. 


Der Zufchlag überträgt dem Anfteigerer nur diejenigen 
Rechte auf das Eigenthum der erfteigerten Sadıe, welche 
dem Schuldner felbft zuftanden. 


Art. 28. 


Das Verfteigerungsprotofoll bleibt bei dem Notär, 
burch welchen die Verfteigerung vorgenommen worden ift, 
hinterlegt, und derfelbe hat den Berheiligten die nöthigen 
Ausfertigungen davon zu ertheilen. Die Regiftrirung des 
Berfteigerungsprotofolls hat ber Notär innerhalb einer Frift 
von zwanzig Tagen bei dem Nentamte feines Amtsbezirks 
zu beforgen. 

Es find von dieſem Protofolle feine Redaktionsgebuͤh⸗ 
ren an die Staatskaſſe zu entrichten. 


Art. 29. 


Dem Anfteigerer fol die ihm betreffende vollziehbare 
Ausfertigung des Verfleigerungsprotofold erſt dann aus» 
geliefert werden, wenn er nachweißt, daß er den bie das 
hin zw erfüllenden Verfteigerungsbedingungen Genüge ges 
leiftet habe. 

Art. 30. 

Die in den gegenwärtigen Gefege angedrohten Nich- 
tigfeiten follen in den Fällen, wo fie fi auf die vorge, 
fehriebene Bezeichnung von Perfonen oder Sachen bezies 
ben, von den Gerichten nicht beachtet werden, wenn die 
mangelhafte oder unregelmäßige Bezeichnung feinen ges 
gründeten Zweifel über die Identitaͤt diefer Perſonen oder 
Sachen veranlaſſen Fonnte, 





257 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Streitigfeiten bei dem Zwangsven 
Aufferungsverfahren. 


Art. 31. 


Jeder Incidentprozeß, welcher bei einem Zmwangsvers 
Außerungsverfahren entfteht, fol, ohne Vorladung vor das 
Vermittelungsamt, in Öffentlicher Sigung fummarifch vers 
handelt und entfchieden werden. 

Als Incidentprozeß ift jeder Nechtöftreit anzufehen, 
welcher nach gefchehener Befchlagnahme eingeführt wird, 
und welcher das Zmwangsveränßerungsverfahren, oder die 
barauf Bezug habenden Rechte ber Betheiligten zum Ges 
genftand bat. 


Art, 32 


Sede Incidentklage fol durch eine von Anwalt zu An: 
walt zugeftellte Klagfchrift, welche die Gründe der Klage 
in Kürze angeben und einen beftimmten Sigungstag zur 
Verhandlung anzeigen muß, anhängig gemacht werben. 

Hat der Beklagte feinen Anwalt, fo ift die Klage durch 
eine gewöhnliche Borladung einzuführen, welche, wenn fie 
‚einen Hypothekarglaͤubiger betrifft, in dem bei der hypo⸗ 
thefarifchen Einfchreibung erwählten Wohnſitze zuzuftellen ift. 

Wird die Incidentklage durch eine Klagfchrift von Ans 
walt zu Anwalt eingeführt, fo ift die Erfcheinungsfrift 
auf drei volle Tage, falls aber die Einführung durch eine 
gewöhnliche Vorladung gefchieht, auf acht volle Tage feits 
gefegt, unbefchadet. der gefeglichen — im Falle 
beſonderer Dringlichkeit. 

Art. 33. 


Die Berufung gegen die Über Incidentklagen erfolgten 
ul muß, bei Strafe der Unguläfjigkeit, innerhalb zehn 
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Zagen nach der Zuftellung bes Urtheild an ben Anwalt 
ber unterliegenden Parthei, eingelegt werden, unbefchadet 
der durch den Art. AO feftgefesten Ausnahme. Ruͤckſicht⸗ 
lich der Gontumacialurtheile laͤuft dieſe Frift von dem 
Tage an, wo die Oppofition nicht mehr zuläffig if. Der 
Appellaft ift, bei Strafe der Nichtigkeit, in der gewoͤhn⸗ 
lihen FKorm-abzufaffen, und kkann in dem, bei dem Ans 
walte der obfiegenden Partei erwählten Wohnſitze derfelben 
zugeftellt werben. — Gontumaciafurtheile, welche in einem 
Sneidentprozeffe ergehen, können auf dem Dppofitiondwege 
angefochten werden, jedoch nur innerhalb acht Tägen nach 
der Zuftellung des Urtheild an den Anwalt, oder, falls 
der unterliegende Theil feinen Anwalt hat, eh, von ‚Bus 
ftelung an die DAHER 


Art. 34. 


Wenn nah Ernernung des Berfteigerungs-Commifs 
färd und vor dem durch den Art. 33 feſtgeſetzten Zeit 
punfte, von einem oder mehrern andern Gläubigern bei 
demjelben Gerichte eine weitere Zwangsverfleigerung gegen 
den nämlihen Schuldner beantragt wird, fo foil kein 
zweiter Commiſſaͤr ernannt, fondern das fpätere Verfahren 
mit dem frühern verbunden werden. In dieſem Falle hat 
das Bezirkögericht in der durch den Art. 9 vorgefchricbe- 
nen Form zu erflären, daß der bereitd ernannte Gommifs 
far auch mit der weiter in Antrag gebrachten Verfteiges 
rung beauftragt fey, und Beide vereint vorzunehmen habe. 
Wird ein weiteres Geſuch eingegebew, ehe auf das Erite 
hin die Ernennung eines Commiſſaͤrs erfolgt ift, fo trirt 
gleichfalls die Verbindung ein, und in diefem Falle gehört 
das Berfahren demjenigen Gläubiger, welcher das erfte 
Geſuch eingereicht hat. 
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Art. 35. 


Die im vorhergehenden Artikel erwähnte Verfügung 
bed Bezirksgerichts ift, vor Ablauf der im Art. 38 beſtimm⸗ 
ten Frift, dem Gläubiger, welcher das erfte Commiſſorium 
erlangt hat, oder dem Anwalte befjelben, mit ber Auffors 
derung zuzuftellen, auch das fpäter eingeleitete Verfahren 
zu übernehmen. Erklärt derfelbe fich hiezu bereit, fo bes 
treibt er ohne Weiteres die mit einander verbundenen Pros 
zeduren, wenn fie fi) in gleichem Stande befinden; ift 
das Leptere nicht der Fall, fo halt er mit dem erften Vers 
fahren fo Tange ein, und feßt das Spätere fo lange fort, 
bis alle fo weit vorgerüdt find, daß fie vereint fortgefegt 
werben fönnen. ’ 

Die Friften des Verfahrens richten fih, im Falle der 
Verbindung mehrerer Zwangsveräußerungen, nad) der zu: 
legt eingeleiteten Prozedur, fobald diefelbe andere Güters 
ſtuͤcke, ald die Frühere, zum Gegenftande hat, 


Art. 36. 


Wenn der Gläubiger, welcher zuerft die Ernennung 
eines Verſteigerungs⸗Commiſſaͤrs auswirkte, auf die im vors 
bergehenden Artikel erwähnte Aufforderung innerhalb acht 
Tagen feine Einwilligung nicht erklärt, fo hat der Gläu- 
biger, welcher die Aufforderung zuftellen ließ, das Recht, 
unter Beiladung ded Schuldners darauf anzutragen, daß 
er an die Stelle ded erfterwähnten Gläubigers zur Betreis 
bung des Berfahrend zugelaffen werde. 


Art. 37. 


Der Antrag auf Subrogation findet auch im Falle des 
argliftigen Einverftändniffes, des Betrugs oder der Nach— 
läßigfeit des betreibenden Gläubigerd Statt, und jeder 
eingefchriebene Hypothekargläubiger ift, von dem durch 
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den Art. 16 feftgefeten Zeitpunfte am, zu dieſem Begehren 
befugt. Nachläßigkeit ift vorhanden, wenn ber betreibende 
Glänbiger eine der in dem gegenwärtigen Geſetze vorge 
fohriebenen Förmlichkeiten oder Friften verfäumt hat. 


Art. 38. 


Die in ben Art. 34 und 35 erwähnte Verbindung meh- 
rerer Zwangsveräußerungsproceduren findet nicht mehr 
" Statt, wenn die Anheftung des Anfchlagszetteld oder die 
Zuftelung deſſelben an die Hypothefargläubiger bereits 
gefchehen if. Dagegen ift das durch den Art. 37 geſtat⸗ 
tete Begehren der Subrogation an die Stelle des betreis 
benden Gläubigerd wegen Gollufion, Betrugs oder Nadı- 
läßigfeit in jedem Stande bed Verfahrens zuläffig. 


Art. 39. 


Der Gläubiger, an deſſen Stelle ein Anderer zu ber 
Betreibung des Zwangsveräußerungsverfahrens richterlich 
zugelaffen wurde, ift gehalten, dem an feine Stelle gefeß- 
ten Gläubiger die betreffenden Aften des Verfahrens ge: 
gen Empfangsfchein augzuliefern. Seine Auslagen aber 
werben ihm erft nach erfolgtem Zufchlage aus dem Kaufe 
preiſe erſetzt. 

Art. 40. 


Wenn ein Dritter in Folge dinglicher Anſprüche be— 
hauptet, daß die in Beſchlag genommenen Gegenſtände 
ganz oder theilweiſe nicht zur Verſteigerung zu bringen 
ſeyen, ſo hat er ſeine desfallſige Klage (Diſtraktionsklage) 
wenigſtens acht volle Tage vor der Verſteigerung einzu— 
führen. Später iſt dieſe Incidentklage nicht mehr zuläſſig, 
und die allenfallſigen Realanſprüche Dritter können nur 
auf befonderem Nechtöwege geltend gemacht werden. . Die 
erwähnte Ineidentflage muß fowohl gegen den Schuldner, 
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als auch gegen den betreibenden Theil und gegen den 
zuerſt eingefchriebenen Hppothefargläubiger angeftellt wers 
den. Die Berufungöfrift bei diefer Incidentklage ift auf 
dreißig volle Tage nad) der Zuftelung des Urtheild an 
bie Partei feftgefegt. 

Art. 4. 


Wenn die im vorhergehenden Artikel erwähnte Klage 

nur einen Theil der in Befchlag genommenen Gegenftände 
betrifft, fo ift das Verfahren rücfichtlich der übrigen Gü— 
terftüde fortzufegen, falls nicht das Gegentheil durch die 
Parteien oder das Gericht beſtimmt wird. 
Diejenige Partei, welche den Auffchub für das Ganze 
verlangt, hat fi) darüber durch einen kurz motivirten Aft 
von Anwalt zu Anwalt, oder, wenn fein Anwalt beſtellt 
iſt, durch eine Zuſtellung an die Partei zu erklären. Er— 
folgt innerhalb drei Tagen die Einwilligung der übrigen 
Parteien, ſo iſt die Verſteigerung für das Ganze aufzus 
fhiebeng wird jene Einwilligung nicht gegeben, fo hat 
das Gericht zu entfcheiden. 

Wenn dem DVerfteigerungs-Commiffär big zum Tage 
der Berfteigerung weder ‚die fchriftliche Einwilligung der 
Parteien zu dem erwähnten Aufichube, noch der Beweis 
vorgelegt wird, daß die Frage bei dem Gerichte anhängig 
gemacht fei, fo hat derfelbe die Verfteigerung der nicht in 
der Diftraftionsflage begriffenen Gegenftände vorzunehmen. 

Seder eingefchriebene Hypothefargläubiger ift berechtigt, 
die obenerwähnte Aufforderung in der vorgejchriebenen Form 
zuftellen zu laſſen, oder in den darüber eingeführten Rechts⸗ 
ſtreit zur Wahrung feiner Rechte einzutreten. 


Art, 42. 


Die im Art. 44 erwähnte Klage wegen Abänderung 
der Bedingungen oder des Zeitpunfts der Berfteigerung 
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ift gegen den betreibenden Gläubiger anzuflellen, wenn fie 
von dem Schuldner erhoben wird, und gegen den Schuld» 
ner, wenn der betreibende Gläubiger ald Kläger auftritt. 
Wird die Klage von einem Hypothefargläubiger angeftellt, 
fo ift fie fowohl gegen den Schuldner, ald gegen den ber 
treibenden Gläubiger zu richten. Diefe Klage fol, bei 
Strafe der LUnzuläffigfeit, fpäteftend zwanzig volle Tage 
vor dem zur Berfteigerung feitgefegten Tage angebracht 
werben. | 

Diefelbe Friftbeftimmnng gilt für die Klagen wegen 
Nichtigfeiten in dem Verfahren, weldyes der zweiten Bes 
Fanntmachung durch das Intelligenzblatt (Art. 48) vors 
hergeht. 

Die Klage wegen Nichtigfeiten in dem fpätern Ber 
fahren, mit Ausnahme desjenigen, welches bei ber Ver—⸗ 
fteigerung felbft, oder unmittelbar vorher, beobachtet wer⸗ 
den muß, ift, bei Strafe der Unzuläßigfeit, fpäteitend acht 
volle Tage vor der Berfteigerung einzuführen. Das Ges 
richt ift verbunden, innerhalb zehn Tagen über die im ges 
genwärtigen Artikel erwähnten Jucidentflagen zu erkennen. 

In der Appellationsinftanz können feine Nichtigkeiten 
geltend gemacht werden, welche in ber erften Inſtanz 
nicht vorgebracht worden waren. 


Art. 43. 


Sowohl im Fall einer Diftraftionsflage, ald in dem 
einer Nichtigfeitöflage, oder einer Klage wegen Abän— 
derung der Bedingungen oder des Zeitpunfts der Ders 
fteigerung , foll der Incidentkläger, bei perfönlicher Ver: 
antwortlichkeit für Schaden und Koften, den Berfteiges 
rungs-Commiſſär vor der Berfteigerung durch einen Ges 
richtöbotenaft davon in Kenntniß fegen Iaffen. 
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Art. 44. 

Sind in Folge einer Incidentflage bie durch die Ars 
tifel 45, 16, 417, 18 uud 49 vorgefchriebenen Förmlich— 
feiten, oder eine berfelben, verzögert worden, fo darf die 
Verfteigerung erft vorgenommen werden, nachdem ben er: 
wähnten VBorfchriften in gefegliher Form und Frift Ges 
nüge gefchehen ift. Wenn die zweite Einrüdung in das 
Sintelligenzblatt (Art. 189), und die im Artifel 49, Abs 
fag 4, erwähnte ortsübliche Verfündigung bereitd gefchehen 
waren, die Berfteigerung felbft aber durch eine Incidents 
klage verzögert wird, fo fol, ohne Wiederholung ber 
frühern Afte bed Verfahrens, die befagte Einrückung und 
ortsübliche Verfündigung, unter Beobachtung der vorges 
fchriebenen Frift, von Neuem gefchehen. Doch foll in dies 
ſem Falle die Anzeige in dem öffentlichen Blatte nur in 
Kürze den neuen Berfteigerungstag befaunt machen, im 
Uebrigen aber lediglich auf die frühere Ankündigung hins 
weifen, in foweit Diefelbe nicht auf das durch bie Sncident» 
klage erfolgte Urtheil eine Abänderung erleidet. 

Der Berfteigerungd:Commiffär hat, auf Anſtehen bes 
betreibenden Gläubigers, den anderweiten Tag zur Ver 
fleigerung feftzufegen. 

Art. 45. 

Die Gültigkeit ded in Folge einer Zwangsveräußerung 
gefchehenen Zuſchlags kann von den bei dem DBerfahren 
betheiligten Parteien vermittelt einer Klage angefochten 
werden, welche in der durdy den Artikel 32 vorgefchries 
benen Form bei dem Bezirfögerichte eingeführt werden muß, 

Diefe Klage ift nur innerhalb dreifig Tagen nad) ber 
Verſteigerung zulüßig. 

Die durch den Artifel 749 des Geſetzbuchs über den 
Civilprozeß feſtgeſetzte Friſt für die guͤtliche Vereinbarung 
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der Betheiligten über die Vertheilung des Erlöfes, nimmt 
ihren Anfang nach dem Ablaufe ber erwähnten dreißig 
Tage, oder, falld der Zufchlag wirklich angefochten würde, 
nad dem Tage, wo die darüber ergangene Entfcheidung 
in Rechtskraft getreten fft. 


Art. 46. 


Die Anftellung der im vorhergehenden Artikel erwähns 
ten Klage hat fuspenfive Wirkung. 

Diefe Klage ift fowohl gegen den betreibenden Gläubi— 
ger, als aud) gegen den Anfteigerer anzuftellen. Iſt der 
Schuldner nicht Flagender Theil, fo muß fie auch gegen 
diefen gerichtet werben. 

Rückſichtlich der Berufung gegen. das auf eine ſolche 
Klage erfolgte Urtheil find die im Art. 33 enthaltenen 
DBeflimmungen anwendbar. 


Art. 47. 


Wenn der Anfteigerer die Kaufbedingungen nicht ers 
füllt, jo kann, unbefchadet aller übrigen gefeglihen Zwangs— 
mittel, gegen benfelben eine neue, auf feine Gefahr und 
Koſten vorzunehmende Verſteigerung' des zugefchlagenen 
Gutes betrieben werden. | | 

Zu dieſem Verfahren darf jedoch erft dann gefchritten 
werben, nachdem der Anſteigerer durch eine, die Andros 
hung der Wiederverfteigerung enthaltende Aufforderung in 
Verzug gefegt worden ift, und derfelben innerhalb vier 
zehn Tagen nicht Genüge geleiftet hat. ' 

Derjenige, welcher die Wiederverfteigerung betreibt, bat 
nad Vorſchrift der Art. 8 und 9 die Ernennung eines 
Berfteigerungd-Commiffärs zu erwirfen, und ſodann bie 
durch die Art. 10, 12, 15, 416, 48 und 49 vorgefchriebes 
nen Zörmlichkeiten zu wiederholen, 
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Die Berjteigerung darf in dieſem Falle nicht früher, 
ald dreißig volle Tage nad) ber Ernennung ded Commifs 
ſärs Statt finden, und die durch die Art. 45, 16, 418 und 
49 vorgefchriebenen Förmlichkeiten müffen wenigftens viers 
zehn volle Tage vor der Berfleigerung erfüllt werden. 
Doc bedarf es keiner zweiten Einrückung in dad Kreis 
Intelligenzblatt. 

Der neue Anfchlagszettel fol die Namen, * und 
Wohnort des Schuldners ſowohl, als auch des vorigen 
Anſteigerers enthalten, und die Zuſtellung deſſelben fol an 
bride gefchehen. 

Die Borfihriften des gegenwärtigen Artifeld find bei 
Strafe der Nichtigfeit zu beobachten. 

Art. 48. 

Zei der neuen Berfteigerung hat der Berfteigerungss 
Commifär auf die oben vorgefchriebene Weiſe zu verfah— 
ven. Wenn jedoch der frühere Anfteigerer vor der neuen 
Verfteigerung darthut, daß er inzwifchen den Kaufbebins 
gungen noch Genüge geleiftet, und die durch das neue 
Verfahren erwachfenen Koften berichtigt habe, fo fol der 
Zufchlag nicht gefchehen, und das Gut dem früheren Ans 
fteigerer belaffen werben. 

Art. 49. 

Derjenige, auf deſſen Gefahr und Koften eine neue Vers 
fteigerung ftatt gefunden bat, ift unter perjönlicher Haft 
für den Mindererloͤs der neuen BVerfteigerung verantworts 
fh. Auf den Ueberfchuß aber, welchen biefelbe hervor; 
bringt, hat er feinen Anfpruch, fondern dieſer Ueberjchuß 
wird an die Gläubiger, oder, wenn biefe befriebigt find, 
an den Schuldner ausbezahlt. Doch gebührt dem frühern 
Anfteigerer derjenige Mehrerloͤs, welcher eine Folge feiner 
auf die Sache gemachten Verwendungen ift, ohne daß er 
jedoch deßhalb ein Retentiongrecht auszuüben befugt wäre. 
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Ale bei dem Zwangsveräußerungsverfahren oder bei 
einem Sneidentprozeffe vorfommenden Zuftellungen, welche 
eine außerhalb des Nheinfreifes wohnhafte Parthei betrefs 
fen, follen, wenn fie nicht im Rheinkreiſe an die Perfon 
jelbft oder in einem ermwählten Wohnfige gemacht wers 
den, in der Wohnung des Staatsprofuratord bei demjenis 
gen Gerichte gefchehen, wo das Verfahren anhängig ijt, 
oder anhängig gemacht werden fol. 

In diefem Falle find die nachbenannten Friften, went 
die Parthei, an welche die Zuftellung gemacht wird, inner 
halb ber deutfchen Bundesſtaaten wohnt, auf zwei Monge, 
für alle übrigen Länder hingegen auf drei Donate fefiges 
fest, naͤmlich: 

4) Die Frift für den Zahlungsbefehl (Art. 2), wobei 
auch die durch den Art. 2 beftimmte dreimonatliche Dauer 
der Wirkfamfeit des Zahlungsbefehls verhältnigmaßig auf 
vier oder auf fünf Monate fteigt. 

3) Die Erfcheinungsfrift bei Anftellung einer Incidents 
Hage (Art. 32) falls die Einführung nicht durch eine 
Klagfchrift von Anwalt zu Anwalt gefchehen fann. _ 

3) Die Friften der Oppofition und Appellation- bei 
Incidentprozeſſen, in den Fällen, wo diefe Friften durch 
eine Zuftellung an die Parthei ihren Anfang nehmen ; 
(Art. 33 und 40.) 

4) Die im Art. 47 erwähnte Frift der Aufforderung, 
wobdurd der Anfteigerer in Berzug zu fegen iſt. 

Alle Übrigen, im gegenwärtigen Artifel nicht befonders 
bezeichneten Friften gelten auch für diejenigen Betheiligten, 
welche außerhalb bes Rheinkreiſes wohnhaft find. 

Diejenigen Partheien, welche im Rheinkreiſe wohnen, 
fönnen in feinem Falle eine Verlängerung irgend einer 
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Frift rüdfichtlich der Entfernung ihres Wohnortd in Ans 
fprud; nehmen. 
| Art. 51. \ 

Nach den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
richtet ſich Fünftig auch das Verfahren bei der Zwangds - 
veräußerung lebenslaͤnglicher oder anderer Renten jeder Art. 

Doch follen die Artikel 636, 637, 638, 639, 640, 641, 
642 und 655 des Geſetzbuchs Über den Givilprozeß noch 
ferner in Anwendung fommen, mit der Abaͤnderung jedoch, 
daß die durch den Artifel 637 vorgefchriebene Angabe der 
Urkunde, Kraft welcher die Nente gefchuldet wird, in dem 
Beichlagnahmeprotofoll nicht ferner bei Strafe der Nich— 
tigfeit erforderlich ift, eben fo wenig ald die am Schluffe 
bes Artifeld 641 erwähnte Anzeige des Tages ber erften 
Defanntmahung. ° 

Alle übrigen Art. des Titel X, Buch V, Th. I des ers 
wähnten Gefeßbuchs find aufgehoben. 

Das Verfahren fol bei demjenigen Gerichte betrieben 
werben, in deſſen Bezirk der Schuldner des betreibenden 
Theild, gegen welchen das Verfahren gerichtet ift, feinen 
Wohnſitz hat. 

Der Anfchlagszettel muß, außer den im Art. 42 ent 
haltenen Angaben, auch die Namen, Gewerb und Wohn» 
ort deffen, welcher die Rente fchuldet, fo wie eine deutliche 
Beſchreibung der Nente felbft, enthalten. Die Anheftung 
diefed Anfchlagszettels, welcher in diefem Falle nicht ger 
druckt werden fol, bat blos in der Gemeinde zu gefches 
ben, wo der Schuldner, gegen welchen die Zwangsveräus 
Berung ‚betrieben wird, wohnhaft ift. 

Die in das Kreid-Intelligenzblatt einzuridende Ans 
zeige muß gleichfal8 die Namen, Gewerb und Wohnort 
des Schuldners der Rente befannt machen, und es fol 
‚anßerdem in der durd den Artifel 49 fefigefegten Frift, 
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eine gleichlautende Bekanntmachung in das ftädtijche Ans 
zeigeblatt des Hauptortes des Bezirks, wo die ——— 
rung Statt findet, eingeruͤckt werden. 

Die ortsübliche Verkundigung ber IE RR Vers 
fteigerung (Art. 49 fol nicht blos an den im erwähnten 
Artifel bezeichneten Orten, fondern auch in der Gemeinde 
gefhehen, wo der Schuldner der Rente wohnt und wo die 
Berfteigerung Statt findet. 

Die Verfleigerung feldft foll an demjenigen Orte ge 
ſchehen, welchen das Bezirksgericht bei Ertheilung des Goms 
mifforiums, nad) Erwägung der jedesmaligen Umftände, 
zu dem Ende bezeichnet haben wird. Wenn der Wohnort 
des Nentenfhuldners, oder das Gut, auf welchem bie 
Rente haftet, in einem andern DBezirfe liegt, fo hat das 
Gericht, fald es für dienlich erachtet, daß die Verſteige— 
rung in jenem Bezirfe vorgenommen werde, den Ort der 
Derfteigerung zu beftimmen, und das betreffende Bezirks, 
gericht um Ernennung eines Berfteigerungs - Commifläre 
amtlich zu erfuchen. 

Art. 52, 

Vom Tage der Bekanntmachung des gegenwärtigen Ges 
fees tritt das Gefeß vom 1. Juni 4822, ber das Vers 
fahren bei Zmwangsveräußerungen von Immobilien im 
Rheinfreife, außer Kraft. 

Jedes zur Zeit dieſer Bekanntmachung bereits einge, 
leitete Zwangsverdußerungsverfahren foll, wenn ſchon eine 
Verfündigung durch Anfchlagszettel gefchehen ift, nach den 
Formen des vorigen, im entgegengefesten Falle nach den 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes beendigt werden. 


v. Völderndorf. Böding Siegel, 
Spad. Hilgard, 


Berichterftatter und Concipient. 


N® II. 


Motive 
zu dem Gefehentwurf über das Zmwangdveräußerungd- 
verfahren von Immobilien, fo wie über die auf das 
Zwangsveräußerungs⸗ und Rangordnungsverfahren ber 
züglihe Taxordnung. 


Es ift befannt, daß unmittelbar nach der Publifation 
des Gefeted vom 4. Juni 4822, über das Verfahren bei 
Zwangsveräußerungen von Immobilien im Rheinkreiſe, viele 
Stimmen fich gegen dieſes Gefeß erhoben, und daß man 
fowohl einzelne zwedwidrige Verfügungen deffelben , als 
auch den ganzen Organismus des neuen Verfahrens, einem 
fcharfen Tadel unterwarf. Die Erfahrung keftätigte fehr 
bald diefen Tadel und machte noch neue Mängel fichtbar, 
die bei dem erften Ueberblick nicht bemerflich waren, In 
ber That mag es noch wenige Geſetze gegeben haben, 
welche fo reihen Stoff zur Kritif darboten und in allen 
Beziehungen fo wenig ihrem Zwede entfprachen; eine Ers 
fheinung, welche hauptfächlich darin ihren Grund hat, 
daß der den Kammern vorgelegte Entwurf viele durchgreis 
fende Abänderungen erlitt, welche meiftentheild zweckwidrig 
waren, und mit dem Ganzen der im Nheinfreife beftchenden 
Geſetzgebung nicht in Harmonie flanden. ine Umarbeis 
tung diefed Gefehes wird durch den einftimmigen Wunſch 
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aller Sachkundigen gefordert, und iſt zum dringenden Bes 
duͤrfniß geworden. Auch die allerhöchfte Stelle fcheint bies 
von überzeugt zu feyn, und dem K. Appellationdgerichte 
des Nheinfreifes ift fonach der Auftrag ertheilt worden, 
zu bem Ende einen neuen Gefegedentwurf. vorzubereiten. 

Um biefem wichtigen Auftrage gebührend zu entfprechen, 
muͤſſen vor Allem die allgemeinften Gefihtspunfte, 
von welchen die Legislation bei Aufftellung eines Erefus 
tionsgefeßes auszugehen hat, etwas näher ind Auge ges 
faßt werden. Es wird die um fo möthiger feyn, da 
Manche durch Begriffsverwechfelungen, oder durch die uns 
glüdlichen Verhältniffe, welche dermalen — jedoch hoffent- 
ih nur momentan — ben Rheinfreis drüden, zu der Meis 
nung verleitet worden find, daß es nicht fowohl darauf 
anfomme, dem Gläubiger zu feinem Necht zu verhelfen, 
als den Schuldner gegen feinen Gläubiger, gleichfam wie 
gegen einen ungerechten und unbarmherzigen Feind, in 
Schutz zu nehmen. 

Der Hauptzwed eines jeden Erefutiondgefeßed kann 
und darf wohl fein anderer feyn, ald: dem Gläubiger auf 
die wirffamfte Weife zu feiner Zahlung zn verhelfen, 
d. h. auf diejenige Weife, welde ihn am Sicherften, 
am Schnellften und mit den wenigften Koften zum 
Ziele führt. Denn der Staat ift den Rechten des Gläus 
bigers, die er ald Zwangsrechte garantirt hat, Schuß 
und fräftige Hülfe ſchuldig. Der Schuldner haftet, nad 
ben Grundfägen bed Civilgeſetzes, dem Gläubiger mit feis 
nem ganzen Bermögen, oft fogar mit feiner Perfon, und 
die Gerechtigfeit fordert unabwendbar, daß biefed Prinzip 
durch das Erefutionsgefeg feine volle Wirffamfeit erhalte. 
Ein Gefeg alfo, welches darauf berechnet wäre, durch 
Langwierigkeit oder Kofifpieligfeit des Verfahrens den 
Gläubiger von ber Erefution abzufchreden oder ihn unge 


301 


bührlich darin zu hemmen, würde im fich felbft wibers 
fprehend und wefentlih ungerecht ſeyn. 

Es muß ſonach ohne Bedenfen der Sag ausgeſpro—⸗ 
chen werden, daß ein Erefutionggefeg vor Allem das 
Sntereffe des Giäubigers im Auge behalten 
muß Auch ift wohl zu beachten, daß dieſes Intereſſe 
mit dem der geldbedürftigen Einwohner im Grunde wies 
der zufammenftimmt. Denn je mehr der Darleiber fich 
darauf verlaffen darf, daß er, wenn der Schuldner nicht 
freimilig feine Verbindlichkeit erfült, auf einen Eurzen, 
fihern und wohlfeilen Wege wieder zu dem Seinigen ges 
langen fann, defto höher fteigt der Credit im Lande, 
d. h. defto Leichter entjchließt fich der Kapitalift, dem Gelds 
bedürftigen ein Darleihen zu bewilligen, und deſto wenis 
ger findet er fich veranlaßt, durch Wucher oder andere uns 
rechtmäßige Vortheile ſich für die Unannehmiichkeiten und 
. Gefahr zu entfchAdigen, die ein allzufchwieriges Exekutions— 
verfahren ihn erwarten läßt, oder gar, wie es fo häufig 
gefchieht, durch fingirte Verträge diefes Erefutionsverfahs 
ren ganz zu umgeben. Selbft ber wirklich verfolgte Schuld» 
ner fann ſich in der Regel nur durch ein Anlehen helfen, 
weld)es er anderwärtd aufnimmt um den drängenden Gläus 
biger zu befriedigen. Die Frage alfo, 0b er dieſes Dars 
lehn erhalten, und dadurch feinem Ruin entgehen fönne 
oder nicht, hängt wieder davon ab, ob der allgemeine 
Credit durch eine gute, rafche und wohlfeile Exekutions— 
ordnung begründet ift, oder nicht. Dem Intereſſe des 
Glaͤubigers fieht allerdings das Intereſſe des Schul d⸗ 
nerd gegenüber, jedoch nur im zweiten Rang, d. h. ber 
Schuldner muß allerdings fo viel moͤglich gejchont wers 
den ; allein diefe Schonung darf nie fo weit gehen, daß 
das Recht des Glänbigerd dadurch verlegt würde, Das 
Gefeg muß allerdings dafür forgen, daß der Schuldner 
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nicht mit der Erefution überrafcht werde; daß auch wäh. 
rend des Faufs derfelben — befonderg wenn fie den Kern 
feined Vermoͤgens, das liegende Eigenthum betrifft, — 
dem Schuldner noch einige Zeit bleibe, fich nach Zahlungs⸗ 
mitteln umzufehen, um der Erefution zu entgehen; daß 
aus dem gepfändeten Gut der höchft mögliche Erlös ers 
zielt werbe; daß, wenn der Gläubiger dem Schuldner 
neue Friften geftatten will, das angefangene Verfahren ohne 
Nachtheil ſuspendirt werden fönne; endlich, daß der Schulds 
ner, wenn er rechtliche Einwendungen gegen das Berfahs 
ren vorzubringen bat, biefelben leicht und ohne große Ko— 
ften geltend machen koͤnne. Bor Allem aber, es muß nochs 
mals gefagt werden, Gerechtigfeit gegen ben Glaͤu— 
biger, der ja nichts fucht, als was ihm nad Vertrag 
oder Gefeg gebührt, und der unter der Garantie dieſes 
Geſetzes dem Schuldner fein Eigenthum anvertraut bat. 
Einige Stimmen haben es tadelhaft gefimden, daß mar 
überhaupt darauf denfe, die Zwangsveräußerung liegender 
Güter durch ein vereinfachte und wohlfeileres Verfahren 
zu erleichtern, weil dadurch die Zahl folcher Broceduren 
ſich nothwendig vermehren müffe, wie es auch die Erfah- 
rung feit der Publifation des Gefeßes vom 4. Juni 1822 
bewiefen babe. Allein aus den obigen Bemerkungen ers 
gibt ſich von felbft die Grundlofigfeit, ja man kann unbes 
denflih fagen,. die Abfurdität diefes Vorwurfs. Es: 
wäre ein trauriged Ausfunftsmittel, wenn man, um die 
Zahl der Prozeffe zu vermindern, das gerichtliche Verfahs 
ren jo fihwierig und Foftipielig machen wollte, daß die 
Nechtsbedürftigen alle Luft verlören, bei den Gerichten ' 
Hülfe zu fuchen! Der Zwed der Prozeßverminde 
rung würde zwar dadurch erreicht werben, aber auf Ros 
ften der Gerechtigkeit, die unter allen Verhaͤltniſſen 
eines Landes, in bedrängten wie in glücklichen Zeiten, als 
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die weſentlichſte Bafis aller bürgerlichen Ordnung und 
Wohlfahrt, Fräftig gehandhabt werden muß. Nur fo viel 
iſt richtig: es war ein Fehler, daß man mit Bereinfahung 
der Zwangsveräußerung der Immobilien den Anfang 
machte, und die foftfpielige MobiliarsErefution einfts 
weilen beim Alten beließ. Beide Erefutionsarten müfjen 
in einem richtigen Berbältniffe zu einander fiehen, d. h. 
die Mobiliarerefution, die für den Schuldner weit wer 
niger drüdend und verderblich ift, muß leichter, fürzer und 
weniger foftfpielig feyn, als die Immobiliarexekution, das 
mit der Gläubiger einen entfcheidenden Grund habe, fie 
zuerft zu wählen, und nur im Nothfall zu der Smmobis 
liarerefution zu greifen. Da nun aber die Mobiliarerefus 
tion bisher ganz unverändert geblieben ift, fo fand ſich 
dieſes Berhältniß verrückt, und hierin liegt der SHaupts 
grund, warum die Zahl der Smmobiliarerefutionen feit 
1822 fo auffallend geftiegen ift. Diefe Erfcheinung wird 
aufhören, fobald die Gefeßgebung über die Mobiliareres 
futionen auf eine zwedmäßige Weife abgeändert feyn wird. 

Was nun die nähere Würdigung des Geſetzes vom A. 
Suni 1822 betrifft, fo wird es fachgemäß feyn, dem Terte 
des erwähnten Geſetzes Schritt für Schritt zu folgen, und 
bei jedem Artikel die Bemerkungen vorzulegen, welche ent» 
weder durch die zum Gutachten aufgeforderten Bezirföges 
richte, Staatsprofuratoren, Anwälte und Notarien einges 
fandt wurden, oder welche durch andermweite Erfahrungen, 
oder in Folge der gegenwärtigen Bearbeitung, die eine 
nähere und zufammenhängende Prüfung aller Theile des 
Geſetzes veranlaßte, ſich dargeboten haben. 

Zu Urt. 1 des Geſetzes von 1822. 

Diefer Artikel betrifft den dreißigtägigen Zahlbes 
fehl, welcher der Vorläufer jeder Immobiliarbeſchlag— 
nahme feyn muß, um den Sculöner zu warnen, ihm die 


304 


bevorftehende Gefahr der Erefution anzufündigen, und ihm 
fühlbar zu machen, daß es nun die höchfte Zeit fey, ernſt⸗ 
ih auf die Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedacht zu ſeyn. 

Da diefe Formalität zu den allerwefentlichjten gehört, 
auch die dreißigtägige Frift vollfommen angemeffen fcheint, 
fo fann von einer Abänderung biefer Beftimmung an und 
für fi wohl feine Rede ſeyn. Allein die Redaktion 
des Art. 1 ift nicht fehlerfrei. „Auch enthält derfelbe meh— 
rere einzelne Nebenbeftimmungen, welche einem weſentlichen 
Tadel unterliegen. 

A. 

Gleich in der erften Zeile des Artifeld zeigt fich eine 
unrichtige Redaktion. Es heißt hier: 

„Feder gerichtlichen Zwangsverfteigerung unbes 
weglicher Güter muß ein Zahlungsbefehl vorausge⸗ 
„hen, der dem Schuldner in Perfon oder in deſſen 
„Wohnung: zugeftellt wird.” 

Nun ift ed aber nicht fowohl die Zwangsverfteis 
gerung, ald die Befhlagnahme, welder ber dreis 
Figtägige Zahlungsbefehl vorhergehen muß. Auch fagt der 
Art. 673 ded code de proc., aus welchem dieſe Verfügung 
entnommen ift, ganz richtig: 

„la saisie immobiliöre sera precedee d’un commande- 
„ment etc.“ und nicht etwa: „ladjudication sera pre- 
„cedee etc.“ 

Es wäre daher für den erften Abſatz des Art. 4 fol⸗ 
gende Redaktion vorzufchlagen: 

„Jeder Befchlagnahme unbeweglicher Güter fol ein 
„Zahlungsbefehk vorhergehen, welcher dem Schuldner 
„in Perfon oder in deffen Wohnfig zuzuftellen ift.“ 

Im Allgemeinen wird hier noch bemerkt, daß der im— 
perative Styl, welder dem Geſetze ziemt, und wobei bie 
Frangofen ihr befehlendes Futurum zu gebrauchen pflegen, 
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im Deutfhen am beften durch dad Verbum follen geges - 
ben wird, und daß ed der Würde und Klarheit de Ge⸗ 
feßed angemefjen fcheint, dieſe Korm fo gleichmäßig als 
möglich zu gebrauchen, wie ed auch in den neuern Geſetz⸗ 
büchern Bayerns durchgängig der Fall iſt. 

B. 


Der zweite und dritte Abſatz bes Art. 4 betreffen die 
mit dem Zahlung&befehl zu gebende Abfchrift der Urs 
Funde, beren Erefution betrieben wird. 


Die Worte find: 

„In bemfelben wird oben aut eine Abfchrift der Urs 
„Funde gefeßt, Kraft deren die gerichtliche Zwangs⸗ 
„veräußerung geſchehen ſoll. 

„Die Voranſetzung dieſer Abſchrift hat jedoch in 
nalen Fällen zu unterbleiben, wo dieſe Urkunde über 
meinen Bilateralcontraft ſchon vorher errichtet, oder 
„ſonſt dem Gläubiger bereits eingehändigt war.“ 

Der erite Abfag, welcher die Regel ausfpricht, ift aus 
bem Art. 673 ded code de proc. entnommen, und wirfs 
lich ſcheint es weſentlich, daß dem Schuldner in demfelben 
Augenblicke, wo ihm die Gefahr der Exekution angekün— 
digt wird, auch die Urfunde, auf welcher feine Verbind- 
lichfeit beruht, vor, Augen gelegt werde, und zwar um fo 
mehr, da die Zahlungsbefehle felbft, welche gewöhnlich von - 
dem Gerichtöboten aufgefeßt werden, meiſt rücfichtlich der 
Angabe der noch gefchuldeten Summe, fo wie der causa 
debendi, fehr unbeftimmt und ungenau zu feyn pflegen, 
fo daß der bloße Inhalt des Zahlungsbefehls felten bins 
reiht, dem Schuldner die nöthige Aufklärung zu geben; 
noch weniger aber ift er dadurd in den Stand gefegt, 
Dritte über dieſes Verhältniß und über die zu ergreifen 
den Maaßregeln um Rath zu fragen. 

20 
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Die Zuftellung einer Abfchrift der Schuldurfunde ifl 
fonach ald wefentlich zu betrachten, folglich der zweite Ab» 
fat des Art. 1 beizubehalten. Auch ift Fein Tadel in dies 
fer Beziehung laut geworben, 

Allein die Redaktion bdiefes Abfages iſt fehlerhaft 
und bedarf einer Verbeſſerung, denn 

4) Die Worte „in demfelben“ find unrichtig, weil 
die Gopie der Urkunde nicht in dem Zahlungsbefehl zuges 
ſtellt wird. iz 

2) Die Worte „oben an“ find unpaffend, da es 
gleichgültig ſeyn muß, ob die Abfchrift der Urfunde o ber— 
halb oder unterhalb bed Zahlungsbefehls ſtehe. Na 
der gegenwärtigen Faſſung der Verfügung könnte, falls 
die Abfchrift der Urfunde unterhalb des Zahlungsber 
fehls fände, deshalb eine Nullitätgeinrede erhoben werden, 
da alle Vorfchriften des Art. 1 bei Strafe der Nich— 
tigkeit aufgeftelt find. | 

Es wird daher, anflatt der gegenwärtigen Redaktion 
diefed zweiten Abſatzes, folgende vorgefchlagen: 

„Zugleich mit demfelben muß eine vollftändige Ab⸗ 
„Schrift der Urkunde, Kraft welcher die Zwangs⸗ 
„veräußerung gefchehen foll, dem Schuldner zugeftellt, 
„und dieſe Zuftellung in dem Zahlungsbefehle beurs 
„fundet werden,“ M J 

Der dritte Abſatz des Art. 1 ſtellt nun Ausnahmen 
von diefer Negel auf. Die Redaktion deſſelben ift ſehr 
unklar, und enthält ſogar eine foͤrmliche Verwechſelung, 
indem in der vorletzten Zeile deſſelben anſtatt Schuldner 
Gläubiger fteht. 

' Allein ehe die Verbefferung der Redaktion zur Sprade 
kommen Kann, iſt die nicht unwichtige Frage zu unterfus 
chen, ob die Ausnahmen überhaupt beizubehal- 
ten feyen? | 
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Die erfte Ausnahme foll in dem Falle Statt finden, 
wo die Urkunde einen Bilateralcontraft zum Gegen, 
ftand hat, alfo unter gemeinfamer Mitwirkung des Gläus 
bigerd und Schuldners zu Stande kam. So wenigftens 
fcheint der Text verftanden werden zu müffen; unb ber 
Grund biefer Ausnahme fol ohne Zweifel darin liegen, 
weil man annehmen fünne, daß in einem folden Falle ber 
Inhalt der Urkunde dem Schuldner ohnehin fhon bes 
fannt fey. 


Allein, iſt diefe Vorausfegung richtig? Nach dem 
Eradıten der Commiffion ift fie es keineswegs; denn 

4) Wenn Jemand vor längerer Zeit einen Bilates 
ralvertrag abgefchloffen hat, fo läßt ſich fchon im Allge- 
meinen nicht mit Zuverläßigfeit annehmen, daß er ben Ins 
halt deffelben für alle Zufunft genau im Gedächt— 
niß behalten habe, befonderd wenn von Landleuten 
oder fonftigen ungebildeten Individuen bie Rebe it, bie 
ohnehin fchon gleich Anfangs die Borlefung des Notariak 
akts, den fie unterjchrieben, oft nur fehr nothdürftig ver 
ficehen. Man denfe ſich einen Bauerdmann, der vor 10, 
vor 20 Sahren einen folchen Aft unterfchrieb, und frage 
ſich nun, ob vernünftiger Weife vorausgefegt werben bürfe, 
daß er dem ganzen Inhalt biefes Afts mit allen Claufeln 
und Beflimmungen nad einer fo langen Reihe von Jah—⸗ 
ren noch fo volftändig im Kopf habe, daß er, bei nuns 
mehr angebrohter Erefution, ſich genau danach zu bemefs 
fen wife ? | 

2) Noch auffallender aber wird das Unpaffende biefer 
Ausnahme, wenn man fi den Fall denkt, wo ber vers 
folgte Schuldner den Bilateralvertrag nicht perſönlich 
abſchloß, fondern wo er ald Erbe, oder fonft ald Repräs 
fentant eines Dritten auf Zahlung angegangen wird. 
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3) Kerner ift wefentlich zu bemerken, daß das Geſetz, 
wenn es rücfichtlich der Zuftelung der Urkunde Aus- 
nahmsfälle zuläßt, doch wenigftens vworfchreiben muß, daß 
in diefen Fällen der Zahlungsbefehl die Angabe ber 
Schuldurfunde enthalten müffe, denn fonft könnte der 
Zahlbefehl fo unbeftimmt abgefaßt werden, taß ber 
Schuldner nicht einmal daraus erfähe, ex quo capite er 
verfolgt werden fol. Das beftehende Gefeg aber enthält 
durchaus feine ſolche Borfchrift. 

4) Endlich ift noch zu beachten, baß der Schuldner 
durch die Gopfe der Urfunde nicht blos im Allgemeinen an 
feine Verbindlichkeit erinnert, fondern aud) in den Stand 
gefetst werden foll, durch die Einficht der Urkunde den aus— 
führlichen Inhalt, fo wie die Form und erefutorifche Kraft 
derfelben zu beurtheilen, oder fie andern Sachkundigen 
zur Beurtheilung vorzulegen, und in feiner fchwierigen 
‚Lage den Rath derfelben einzuholen, was er in der Regel 
nicht kann, wenn ihm nicht mit dem Zahlbefehl zugleich 
die Abfchrift der Urkunde eingehändigt wird. 

Es fragt ſich num aber weiter, ob nicht die zweite 
Ausnahme, welche dad Gefeg von 1822 aufftellt, zweck⸗ 
mäßig fey? Sie fol dann eintreten, wenn die Urkunde 
dem Schuldner „fonft bereits eingehändigt war.“ 
Finhändigen fol wohl hier nichts Anderes bedeuten, 
als fignifizirem Denn jede andere Einhändigung 
G. 8. der frühere Empfang einer Erpedition durd den 
Notär, oder eine Mittheilung der Urkunde zur blofen Eins 
fiht ꝛc. ꝛc.) kann bier nicht wohl gemeint feon, da von 
einer bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchriebenen 
Formalität die Rede ift, alfo derjenige Umftand, welcher 
die Ausnahme begründen foll. Gi. e. das frühere Einhändi- 
gen der Urkunde), auf authenrifche Weife beurfundet ſeyn 
muß. Die Frage muß alfo folgendermaßen geftellt werben: 


309 


Sof die Ausnahme eintreten, wenn die Urfunde dem 
Schuldner bereits früher fignifizirt worden war? 
Diefe Frage unbedingt zu bejahen, möchte fehr bebenfs 
lid, feyn. Eine frühere Signififation fann vor langer 
Zeit Statt gefunden haben; die damals erhaltene Ab» 
fhrift der Urkunde kann der Schuldner Iängft verloren oder 
verkegt haben; — mit einem Worte: die Borausfegung, 
daß der Schuldner eine Kopie, die er in früherer Zeit eins 
mal empfing, jeßt, in dem Augenblide wo ihm die Erefus 
tion angekündigt wirb, und wo die Einſicht der Urfunde 
ihm fo nöthig ift, wirklich noch befige und zur Hand babe, 
ift eine bloße Fiction, und zwar eine fehr gewagte. 


Man wird einwenden, daß die Zuftellung einer Abs 
fchrift der Urkunde Koften verurfache. Allein einestheils 
find diefe Koften nicht bedeutend, anderntheile dürfen mes 
fentlidhe, durh die Natur ber Sache und durch das 
Intereſſe des Schuldners felbft gebotene Körmlichkeiten dem 
Zwed der Koftenerfparung nicht aufgeopfert werben. 


Nur einen Kal gibt ed, wo bie Signififation einer 
folhen Abfchrift mit dem Zahlungsbefehl unnötig erfcheis 
nen möchte: der Fall nämlich, wo die Urkunde fur; vor 
ber dem. Schuldner ſchon fignifizirt worden if. Es ges 
fchieht nämlich fehr häufig, daß dem Schuldner heute 
die erefutorifche NotarialsUirfunde oder das Urtheil fimpli- 
citer zugeftelt wird, und wenige Tage oder Wochen 
fpäter erfolgt ſodann der dreißigtägige Zahlungsbefehl. 
Allerdings fcheint ed unnoͤthig, in einem folchen Falle 
die nochmalige Zuftelung der Urfunde zu verlangen, da 
hier mit ziemlicher Zuverläßigfeit vorausgefeßt werden kann, 
daß der Schuldner die früher fignifizirte Copie noch bes 
fite. In diefem Falle würde eine allgemeine Bezeichnung 
ber Urfunde im Zahlungsbefehl und die Angabe ihres Dar 
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tums nebft Erwähnung ber früher gefehenen Zuſtellung, 
vollkommen hinreichen. 

Es ſcheint ſonach rathſam, die Ausnahme nur dann 
zu geſtatten, wenn die Urkunde innerhalb der letzten 
ſechs Monate dem Schuldner ſignifizirt worden iſt. 
Dieſe Ausnahme wird bei weitem die meiſten Faͤlle in ſich 
faſſen, und die Nachtheile, welche aus einer allzugroßen 
‚Ausdehnung der Ausnahmsfaͤlle entſpringen müßten, wer⸗ 
ben zugleich vermieden ſeyn. Die Commiſſion ſchlaͤgt das 
her vor, zu der bereits weiter oben beantragten Redaktion 
des zweiten Abſatzes folgende Worte hinzuzufuͤgen: 

„Sie ſoll jedoch, bei Verluſt der deßfallſigen Koſten, 
„unterbleiben, wenn die Urkunde innerhalb der letzten 
„dem Zahlungsbefehle vorhergehenden ſechs Monate 
„dem Schuldner bereits zugeftellt worden war, In 
„dieſem Fall ift eine allgemeine Bezeichnung der Ur: 
„kunde und die Angabe ihres Datums, fo wie der 
„früher gefchehenen Zuftelung hinreichend.” 

C. 


Der vierte Abfat des Art. 4 verfügt: 

„Wenn ber Gläubiger nicht ohnehin ſchon an dem 
„orte wohnt, wo das Bezirksgericht, welches über 
„die Zwangsverfteigerung erfennen fol, feinen Sit 
„bat, fo muß er im Zahlungsbefehle einen an dieſem 
„Gerichte angeftellten Anwalt für fich ernennen, wel- 
„ches diefelbe Wirkung hat, als wenn er bei ihm 
„feinen Wohnſitz gewählt hätte,” 

Eine Anwaltsbeftelung im Zahlungsbefehle fcheint 
durchaus unnuͤtz. Der Zahlungsbefehl ift nichts, als eine 
Aufforderung, zu zahlen. Gefchieht dies, fo ift die Sache 
völlig beendigt. Wozu alfo fhon im Zahlungsbefehl eine 
Anwaltsbeftelung? Erſt dann, wenn es wirklich zu 
einer Beſchlagnahme kommt, iſt es noͤthig, daß der 
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Gläubiger durch einen Anwalt repräfentirt fey, denn erit 
durch die wirkliche Befchlagnahme kann der Gläubiger in 
ben Fall fommen, Akte vornehmen zu müffen, bie ſich zu 
einer Signififation an den Anwalt des Gläubigerd eigs 
nen. Diejenigen Acte, zu welchen ber Schuldner vor ber 
Beichlagnahme ſich allenfalls veranlaßt finden kann, als: 
Realanerbieten, Appellation oder Oppofition gegen die Ur: 
funde, deren Erefution betrieben wird, u. f. w., koͤnnen 
nicht an den Anwalt des Gläubigers figuifizirt werben. 
Die Beitelung eines folhen im Zahlungsbefehl er- 
fcheint fonach, wie ſchon bemerft, ganz zwecklos. Zudem 
ift ed offenbar inconfequent, daß die Anwaltsbeftellung 
unterbleiben fol, wenn der Gläubiger felbft am Sie 
bes Bezirfsgerichts wohnt, da doch dasjenige, wozu ein 
Anwalt nöthig ift, nicht Durch die Partei felbft gefchehen 
kann. Diefe Ausnahme beweist alfo fchon von felbft Die 
Entbehrlichfeit einer Anmwaltöbeftellung im Zahlungsbefehl. 

Auch glaube man nicht, daß eine ſolche Beftellung we- 
nigftens ohne allen Nachtheil fey. Denn wenn man ben 
Gläubiger nöthigt, ſchon im Zahlungsbefehl einen Anwalt 
aufzuftelen, fo nöthigt man ihn auch, fich mit dieſem An- 
walt zu benehmen, ihm Auftrag zu ertheilen, ibm Bors 
fchüffe zu geben u. ſ. w. Man zwingt ihn alfo ohne Noth 
zu Zeit und Geld raubenden Weitläuftigfeiten. Denn noch 
einmal, wozu dies Alles, wenn die Beſchlagnahme nicht 
wirklich erfolgt, die doch eigentlich durch den Zwangsbe⸗ 
fehl unnöthig gemacht werden foll? 

Auch ift zu bemerken, baß der code de proc. art. 675 
erft im proces-verbal de saisie die Anwaltsbeſtellung vors 
fchreibt, Feineswegd aber im Zahlungsbefehl. 

Nun fragt fich aber weiter, ob nicht wenigftend bie 
Ermwählung eines Wohnfiges (Election de domicile) 
ſchon im Zahlungsbefehle nöthig fey? 
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Der direkte und nächite Zweck bes Zahlungbefehls fft: 
bie Zahlung zu provoziren. Die Erwählung eines 
Wohnſitzes im Zahlungsbefehle fcheint alfo vor Allem darım 
nöthig, damit der Schuldner in demfelben feine Zahlung 
feiften, oder fein Realanerbieten machen könne. 

Nun aber haben fich gerade über die Frage, ob der 
Schuldner in dem, durch einen dreißigtägigen Zahlungs⸗ 
befehl erwählten Wohnfige feines Gläubigers ein gültiges 
Renlanerbieten machen könne, ernftliche Zweifel ers 
hoben, und da ber Art. 673 des code de proc., der. eine 
€lection de domicile im Zahlungsbefehle vorfchreibt, der 
offres reelles nicht ausdrücklich erwähnt, fo haben bie 
Eommentatoren dieſes Artifels fih Dagegen ausgeſprochen. 
Auch hat fi, feit der Publikation des Geſetzes von 1822, 
über denfelben Punkt eine Gontroverfe erhoben, die für 
die Zufunft durch eine are Beftimmung des Geſetzes abs 
gefchnitten werben muß, 

Die Natur der Sache und ber eigenthümliche Zweck 
bed Zahlungsbefehls fcheinen nothwendig dahin zu führen, 
daß dem Schuldner bie Befugniß ertheilt werben muͤſſe, 
in dem durch die Zahlungsaufforderung und zum Behuf 
berfelben erwählten Domizil des Gläubigers ein gültiges 
Realanerbieten zu machen. 

Das Refultat der bisherigen Bemerkungen wäre ſonach: 

1) daß der Zahlungsbefehl keine Anwaltsbeſtel— 
lung enthalten ſoll; 

2) daß jedoch die Erwaͤhlung eines Wohnſitzes in dem⸗ 
ſelben vorzuſchreiben ſey; 

3) daß dem Schuldner ausdruͤcklich die Befugniß zu 
geben ſey, in dieſem erwaͤhlten Wohnſitze des Glaͤubigers 
ein Realanerbieten zu machen, es waͤre denn, daß 
der zwiſchen den Parteien beſtehende Vertrag einen andern 
Ort der Zahlung beſtimme, in welchem Falle, nach Art. 


313 


4247, die Zahlung vertragsmäßig an biefem Drte geleis 
ftet werden muß. 

Die Commiſſion fchlägt ſonach für den vierten Abſatz 
bed Art. 4 folgende Redaktion vor: | 


„Wenn der Gläubiger nicht felbft in der Gemeinde 
„wohnt, wo das Bezirfögericht, zu deſſen Competenz 
„die beabfichtigte Befchlagnahme gehört, feinen Sig 
„hat, fo fol der Zahlungsbefehl die Erwählung eines 
„Bohnfiges in diefer Gemeinde enthalten. Der Schuld» 
„mer kann, wenn feine vertragsmäßigen Beftimmuns 
„gen entgegen ftehen, in dieſem erwählten Wohnfige 
„ein zuͤltiges Nealanerbieten machen.” 

. D. 
Der fünfte Abſatz des Art. 4 lautet folgendermaßen: 

„Der Zahlungsbefehl enthält zugleich die Androhung 
„gegen den Schuldner, daß, wenn in Monatsfrift 
‚feine Zahlung oder fein gegründeter Einwand er, 
„folgt, die unbeweglichen Güter deffelben veräußert 
„werben würden.’ 

Ueber diefen Text find mehrere zum Theil fehr wefent- 
liche Bemerkungen zu machen. | 

1) Daß der Zahlungsbefehl die ausdruͤckl iche An- 
drohung der Smmobiliarpfändung enthalten muͤſſe, fcheint 
fehr zwectmäßig, damit dem Schuldner das Vorhaben des 
Glaͤubigers angekündigt, und ihm zugleich die herannas 
hende Gefahr ber Befchlagnahme Iebhaft vor Augen ges 
ſtellt werde, ; 

Sm Allgemeinen wäre alfo die Verfügung beizubehalten. 


2) Statt „in Monatsfrift” möchte beffer „inner 
halb dreißig Tagen’ zu ſetzen ſeyn. Denn ber Be 
griff eines Monats ift ſchwankend, da ed Monate von 
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80, von 34, von 28 und von 29 Tagen gibt. Auch im 
“ code de proc. Art. 874 ift biefe Friſt nah Tagen be 
ſtimmt. 

3) Die Worte: „oder kein gegründeter Ein— 
wand“ ſind durchaus verwerflich. Dieſe Worte mögen 
bei der Redaktion des Geſetzes von 1822 der Feder ent- 
fchlüpft feyn, ohne daß man ahnte, daß fle den Hauptfäs 
gen einer wichtigen Rechtslehre zumiderlaufen, und ben 
Keim zu verfchiedenen Controverfen enthalten, Die auch 
wirklich bereits mehrere Prozeffe veranlaßt haben: Nach 
dem erwähnten Texte fol der Gläubiger dem Schuldner 
erflären: daß die Befchlagnahme erfolgen werde, wenn 
der Schuldner nicht innerhalb 30 Tagen einen 
gegründeten Einwand made. Daraus fcheint alfo 
gefolgert werden zu müffen: 

a) daß, wenn innerhalb der 30 Tage ein folder Ein- 
wand erfolgt, die Beſchlagnahme unterbleiben müſſe; 

b) daß der Schuldner feine Einwendungen gegen bie 
Forberung bed Gläubigers, ober gegen bie Urkunde, auf 
welcher der Zahlungsbefehl beruht, nothwendig innerhalb 
diefer 30 Tage vorbringen müffe, und fpäterhin damit uns 
zuläffig fey. Diefe beiden Folgefäge ftehen aber mit meh⸗ 
reren Punkten unferer Gefeßgebung im grelften Wibers 
ſpruch, — und zwar: 

Zu a) nah der Lehre über die erefntorifche 
Kraft der Urfunden, gibt ed zwar manche Urkunden, 
deren exefutorifche Kraft durch eine eingelegte Oppofition 
von Nechtöwegen gehemmt wird, 5. B. Defauturs 
theile; aber auch wieder andere, deren exefutorifche 
Kraft durch eine von Seiten des Schuldners erhobene Op⸗ 
poſition keineswegs fuspendirt wird. Dahin ges 
Hören contradiktoriſche Urtheile letzter Suftanz und alle exe⸗ 
—n Rotarialatten. In Bezug auf folche Urkun⸗ 
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ven ift eine Oppofltion, welche ber Schuldner gegen ben 
Zahlbefehl erhebt, nichts ald ein faktifcher Widerſpruch, 
ohne ale nothwendige Rechtswirkung, was aud 
nicht anders feyn darf, weil es fonft von dem Schulbner 
abhinge, durch immer erneuerte Oppofitionen die Erefus 
tion in alle Ewigfeit zu verhindern. 

Auch ift im code de proc. nirgends von folchen Oppoſi⸗ 
tionen die Rede. Der Gläubiger kann zwar, wenn ihm 
die eingelegte Oppofition Beachtung gu verdienen fcheint, 
und wenn er fürchten muß, ſich durch Fortfegung ber Exe⸗ 
fution einer Entfchädigungsflage auszufegen, mit dieſer 
Erefution einftweilen einhalten, um erft den Erfolg bes 
erhobenen Einwands abzuwarten, und dies pflegt, in Praxi, 
öfters zu gefchehen. Allein er muß nicht einhalten, weil 
feine Urfunde erefutorifche Kraft hat, und weil diefe ere- 
futorifche Kraft ein leeres Wort feyn würde, wenn ed dem 
Schuldner frei flünde, fie durch jeden beliebigen Einſpruch 
zu hemmen. Ga, was noch mehr ift, der Artikel 4319 
des code civ. beftimmmt ausbrüdlich, daß nur im Fall 
einer JInscription en faur die Bollziehung einer exekuto⸗ 
rifchen Urkunde, nach Umftänden, durch eine befondere Ents 
fcheidung des Gerichts fuspenbirt werden Fönne. 

So verhält es fich, unbeftrittenermaßen, mit ber erefu- 
torifchen Kraft der Urkunden. Wie reimt fi nun damit 
der gerügte Tert, in fofern derfelbe ausdrückt, daß die Bes 
ſchlagnahme unterbleiben fol, falld innerhalb der 30 Tage 
ein Einwand von Seiten bed Schuldners erfolgt ?! 

Der Zweck ded Geſetzes vom 1. Juni 1822 war lebig- 
lich, das Berfahren bei Zwangsveräußerungen zu vereins- 
fachen, keineswegs aber, in wichtige Lehren des Eivilrechts 
ftörend einzugreifen und Grundſätze umzuftoßen, die noch 
nie angefochten worden waren, und bie mit bir Ganzen 
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unſerer Geſetzgebung in weſentlichem Zuſammenhange ſtehen. 
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Die gerügten Worte, die ohnehin nur einem Verfehen 
zugefchrieben werden können, müffen daher weggeftrichen, 
und die Frage, ob eine innerhalb der 30 Tage eingeftreute 
Dppofition die Erefution hemme, oder nicht, muß in jedem 
einzelnen Falle, je nachdem die Urkunde befchaffen ift, nad 
ben allgemeinen, die erefutorifche Kraft diefer Urkunde bes 
flimmenden Geſetzen beurtheilt werden. 


Auch der Artikel 673 des c. de proc. fagt hier ganz 
einfach und fachgemäß: 
„Le commandement &noncera que, faute de paye- 


„ment, il sera proc&de & la saisie des immeubles du 
„debiteur.‘ 


Schließlich muß noch in Kürze bemerflich gemacht wer⸗ 
ben, wie unpafjfend es noch überdies ift, daß der Tert 
fagt : „wenn fein gegründeter Einwand erfolgt.” Wollte 
man überhaupt dem beftehenden gefeglichen Syftem zumi- 
der, dem Einfpruch des Schuldners hemmende Kraft bei⸗ 
legen, fo müßte jeder Einwand, er möchte nun gegrüns 
Det oder ungegründer feyn, bis zur richterlichen Ents 
fcheidung diefe Wirkung hervorbringen. Denn erft durch 
dieſe Entfcheidung ergibt fich, ob der Einwand Grund hatte 
oder nicht. 

Zu b) Wird die gerügte Stelle weggeftrichen, fo zer⸗ 
fallt dadurch der durch diefe Stelle veranlaßte weitere 
Zweifel: ob nämlich eine Oppofltion gegen den Zahlungs- 
befehl nach Ablauf der 30 Tage überhaupt nicht mehr zu> 

läffig fey, von felbft, und auch diefer Punkt tritt unter 
die allgemeinen Grundfäge zurüd, wodurch, je nad; Ver 
jhiedenheit der Fälle, die Zuläffigfeit, die Form und bie 
Friſt der Oppofitionen beftimmt werben. 

Denybisherigen Bemerkungen zufolge wird für den 
fünften Abſatz des Art. 4 folgende Redaktion vorgefchlagen: 
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„Der Zahlungsbefehl fol zugleich die Androhung 
„enthalten, daß, wenn innerhalb 30 Tagen feine Zah- 
„lung erfolgt, zur Befchlagnahme der unbeweglichen 
„Güter ded Schuldners gefchritten werden wird.’ 

E. | 

Der fechste und legte Abſatz bes Art. 4 fpricht die 
Strafe der Nichtigkeit im Fall der Nichtbeobachtung der 
in diefem Artifel enthaltenen Borfchriften aus, 

Ale diefe Borfchriften,-fo wie fie oben in Borfchlag ge- 
bracht worden find, gehören, ihrer Natur nach, zu ben 
wefentlidhen. Aud, find fie einfach, leicht zu erfüllen 
und ſämmtlich im Sntereffe des Schuldners. Es iſt das 
ber vollfommen fachgemäß, daß die Strafe der Nichtigkeit, 
ald die einzig mögliche Sanction folder VBorfchriften, 
für den Fal der Nichterfüllung aufgefprochen werde, 
Auch ift über diefen Punkt biöher Feine Befchwerbe laut 
geworden. 


Allem Obigem zufolge wäre, nad dem Ermeffen der 
Sommiffion, dem Artikel 4 in feinem Zufammenhange 
diejenige Redaktion zu geben, welche er in dem Entwurf 
erhalten hat. 


Zu Urt. 2 des Geſehes von 1322. 


Ueber biefen Artikel ift zu bemerken: 

4) Man vermißt die wefentliche Beſtimmung, daß die 
Beſchlagnahme, resp. das fernere Einfchreiten, 
nicht vor Ablauf der durch den Zahlungsbefehl 
anberaumten 30 Tage geſchehen darf. Dies fcheint 
zwar implicite darin zu liegen, baß der Art. 1 dem 
Gläubiger aufgibt, im Zahlungsbefehl zu erflären, daß die 
Beſchlagnahme erfolgen wird, wenn innerhalb 30 Tas 
gen feine Zahlung Statt findet. Allein eine bloße Induktion 
fann hier, wo von einer bei Strafe ber Nichtigkeit 
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zu beobachtenden Borfchrift die Rebe it, nicht hinreichen. 
Gefegt, der Gläubiger machte wirklich die im Artikel 4 
vorgefchriebene Erflärung, fehritte aber dennoch vor 
Ablauf der 30 Tage zur Beſchlagnahme, (resp. zu 
demjenigen Akt, welcher die Befchlagnahme vertreten fol) 
und man wollte ihm nun die Nulität der Befchlagnahme 
entgegen fegen, Fönnte er nicht erwiedern: „Ich habe das» 
„jenige gethan, was das Gefe bei Strafe der Nichtig- 
„keit vorfchreibt, d. h. ich habe dem Schuldner die vorges 
„ſchriebene Erklärung gemacht. Die wirkliche Befchlag« 
„nahme ſtimmt zwar mit Diefer meiner Erklärung nicht 
„uͤberein. Allein, dieſes iſt hoͤchſtens eine Inconſequenz, 
„keineswegs aber ein bei Strafe der Nichtigkeit vorge⸗ 
„ſchriebener Punkt?“ — 

2) Die Verfuͤgung des Art. 2, daß, wenn zwiſchen 
dem Zahlungsbefehl und dem weitern Verfahren mehr als 
3 Monate verfireihen, ein nener Zahlungsbefehl nöthig 
ſeyn fol, iſt fehr zweckmaͤßig, allein fie muß, fo wie bie 
Signififation bes erften Zahlungsbefehls, und aus gleis 
- hem Grunde, bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchries 
ben werben, was der, Art. 2 des Geſetzes von 1822 uns 
terlaffen hat. 

3) Die Worte: und dem fernern fogleich hie 
nah beſtimmt werdenden Einſchreiten muͤſſen 
durch das Wort „Beſchlag nahme“ erſetzt werben, wenn 
kuͤnftighin, wie es allgemein gewuͤnſcht wird, anſtatt des 
durch dad Geſetz von 1822 eingeführten Verfahrens durch 
ben Notär, die Befchlagnahme wieder, wie früherhin, dis 
vet Durch einen Gerichtöboten bemwerfftelligt werben fol. 

4) Der Artikel 2 drücdt nicht aus, daß, im Fall eines 
neuen Zahlungsbefehle, die 3Otägige Frift zwifchen dem 
Zahlungsbefehl und der Beſchlagnahme abermald beobach⸗ 
tet werben muß, was doch ein wefenslicher Punkte ift. 
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Sonach wäre für den Artifel 2 die in den Entwurf 
aufgenommene Redaktion vorzufchlagen. 


Zu Art. 3, 4, 5,6 und 7des Geſetzes von 1822. 

Diefe Artikel ftellen ein, von den frühern Vorfchriften 
bed code de proce. durchaus abweichendes Verfah— 
sen auf, indem fie die Operation der Befhlagnahme 
den Gerihtöboten entziehen und den Notarien 
übertragen; was denn auch rücfichtlich der einzelnen Mo- 
mente dieſes Theild der Zwangsveräußerungsprocedur eine 
durchgreifende Neuerung nad, ſich 309. 


Der Gang diefed neuen Verfahrens iſt im MWefentlis 
chen folgender : 

Der Anwalt des Gläubigerd reicht bei dem Bezirke, 
gerichte ein Gefuch ein, um die Ernennung eined Notärs, 
und die Feftfegung einer Frift, innerhalb welcher die Bers 
fteigerung gefcheben fol, zu erwirfen. 

Die Rathskammer befchließt auf diefed Gefuch; die 
Frift zur Berfteigerung darf nicht kürzer als drei, und 
nicht länger ald vier Monate feyn; diefen Befchluß übers - 
giebt der Gläubiger dem Notär; diefer begiebt fich in die 
Gemeinde, wo die Immobilien liegen, und zieht aus dem 
Seftiond- oder Mutationsbuch der Gemeinde die Befchreis 
bung der Güter aud. Das hierüber zu errichtende Pros. 
tokoll ſoll zugleich die von dem betreibenden Gläubiger zu 
machenden Steigerungsbedingniffe, fo wie einen durch ihn 
anzufegenden Preis als erſtes Gebot enthalten. 

Aus diefem Protofol fertigt der Notär einen Anfchlag- 
zettel, welcher, auffer den Namen bed Gläubigerd und 
Schuldners und ber Bezeichnung der gepfändeten Güter, 
auch den Tag und Ort ber BVerfteigerung, die Berfteiges 
rungsbedingungen, das erfte Gebot, die Erflärung, daß 
fein Nachgebot zuläffig fey, und enblich eine Aufforderung 
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an ben Schuldner und alle Betheiligten enthalten jo, an 
einem beftimmten Tage vor dem Notär zu erfcheinen, um 
ihre Cinwendungen vorzubringen. Diefer Anfchlagzettel 
wird an verfchiedenen Orten angeheftet und ein Protofoll 
darüber errichtet, Beides durch den Notär. Diefe Anhef- 
tung gilt ald Befchlagnahme. — 

Es erhebt ſich nun hier vor Allem die Frage: Ob die 
Operation der Befhlagnahme, ber Fertigung und 
Anheftung der Anſchlagszettel ben Notarien zu 
belaffen fy? 

Ueber diefen Punkt ift im Nheinfreife nur eine Stimme. 
Alle Sachkundigen haben gleich Anfangs biefe Einfchiebung 
der Notarien in eine ihrem Amte durchaus fremde Sphäre 
für einen Mißgriff gehalten, und die große Mehrzahl der 
Notarien felbft, durch die Erfahrung belehrt, theilt diefe 
Anficht, obgleich ihr pefuniäres Intereſſe dabei im Spiel ift. 

In der That fichen die Verrichtungen, welche die er 
wähnten Artifel den Notarien zumeifen, mit ihrem amtli⸗ 
chen Standpunkte im grelften Widerſpruch. 

Der Notär ift derjenige Beamte, welchem bie Vers 
briefung und Negulirung der f reiwilligen Rechtsver— 
hältnifje, oder, wenn man ed fo nennen will, bie freis- 
willige Gerichtsbarkeit anvertraut it. Er fol alfo, 
nach dem wefentlichen Geifte diefer Snftitution, der Rath 
geber, der Vermittler und Freund der Bewohner 
feines Kantons fegn, und er fann feinem wichtigen und 
wohlthätigen Amte nur dann entfprehen, wenn er fi 
des ganzen Vertrauens und der Zuneigung diefer Bewohs 
ner zu erfreuen hat. Wird ihn ſtatt deffen Haß, Wider⸗ 
wille oder Mißtrauen zu Theil, ſo iſt Dadurch feine Wirk 
. famfeit in ihrem innerſten Wefen gelähmt. Nun aber if 
eine zum Behuf ber Zwangsveräußerung bewerfitelligte 
Befchlagnahme nicht nur fein Alt der freiwilligen 
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Gerichtsbarkeit und alfo fhon an fid; dem amtlichen Wirs 
fungsfreife des Notaͤrs fremd, fondern fie ift auch, befons 
berd in Zeiten allgemeiner Bedrängniß, mehr als alles 
Andere geeignet, bei dem gemeinen Manne unglinftige Ge 
finnungen gegen die Perfon und das Amt befjelben zu er; 
weden, fo wie ed auch mit der Würde ımd dem Anfeben 
dieſes Amtes durchaus nicht harmonirt, daß der Notär 
Akten verrichte, die ſich nur für den Gerichtsdiener ziemen. 
Viele Notarien follen in diefer Beziehung bereits fehr nach— 
theilige Erfahrungen gemacht haben, indem fie in denjeni— 
'gen Gemeinden, wo fie dergleichen Pfändungen vorgenonts 
men hatten, von Stunde an alle Praris verloren. 

Zu dieſer erften allgemeinen Betrachtung über das 
Zwecwidrige der Verwendung der Notarien zur Befchlag: 
nahme gefellt ſich eine zweite, die won nicht geringerm 
Gewichte fegn dürfte. Die Befchlagnahme ift nämlich noth» 
wendigermweife Foftfpieliger, wenn fie durch einen Notär, 
als wenn fie durch einen Gerichtöboten vollzogen wird. 
Gewiffe Aften find immer nöthig, um ben wefentlichen 
Zwed der Befchlagnahme zu erreichen, um bie Identität 
der gepfändeten Güterftüde genau zu beflimmen, u. f. w. 
Nimmt man nun an, (was fid) gar nicht bezweifeln IAßt), 
bag eben diefelben Akten nöthig find, fei cd nun daß 
bie Befchlagnahme durch einen Notär oder durch einen 
Gerichtöboten gefchieht, fo ergibt fih von felbft, daß bie 
Verwendung des Notärd mehr Koflen verurfacht, da die 
Taxe der Notarien durchgängig höher ift, als die der Ges 
richtöboten, auch der Notaͤr zu den Copien welche er fer; 
tigt, das größere Stempelpapier a 24 fr. verbrauchen und 
fie erpeditionsmäßig fehreiben muß, während der Gerichts: 
bote fich des Fleinern und. wohlfeilern Stempelpapiers bedient. 

Wollte man aber die Frage aufwerfen, ob ein Gerichte; 
bote eben fo fähig zw dergleichen Akten fen, als ein No» 
21 
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tär, und ob man annehmen dürfe, daß ber Erftere eine 
eben fo zuverläßige Arbeit liefern werde, als der Legtere, 
fo muß auch diefe Frage unbedenklich bejaht werden. Denn 
einestheils ift bier die Nede von einfahen Akten, wozu 
nur Eifer und Genauigfeit, Feineswegs aber gelehrte Kennts 
niffe erforderlich find; wie denn auch in Franfreich feit 
Sahrhunderten und im Nheinfreife bis zur Publifation des 
Gefeges vom 4. Juni 1822, diefe Alten durch Gerichte, 
boten gemacht wurden, ohne daß fich jemald wegen Uns 
fäbigfeit derfelben eine Klage erhoben hätte. Anderntheile 
aber — und bier bietet fih nun eine dritte, fehr beach» 
tendwerthe Betrachtung dar, — iſt e8 vielmehr augenfcheins 
lich, Laß die Verwendung eines Gerichtöboten zu dieſen 
Aften eine weit ftärfere Garantie für ihre Richtigkeit 
und Genauigkeit barbietet, ald die eined Notärd. Der 
Grund it einfah. Der Gerichtsbote agirt, wie es 
der ganze Organismus unferer Gefeßgebung über das Bers 
fahren mit fih bringt, ald Mandatar des Gläubis 
gers. Er ift demfelben für alle Fehler die er macht, für 
alle Nichtigfeiten bie er begeht, verantwortlid. Er muß 
dem Gläubiger Schadenerfaß leiſten, wenn er ihn durch 
feine Schuld in Nachteil bringt, — die Koften fruftrato- 
rijcher oder nichtiger Proceduren fallen ihm zur Laft, u. f. w. 
Außerdem kann der Gläubiger bei der Operation des Ges 
richtsboten, 3. B. bei der Ausmittelung und Bezeichnung 
der zu pfändenden Guͤterſtuͤcke, frei mitwirfen, und 
er iſt am meiften dabei intereffirt, daß fein Fehler ges 
fhehe, da die Folgen eines jeden Fehlers, wenn derfelbe 
durch eine Nullitaͤts- oder Diftraftionsflage geltend ges 
macht wird, auf ihn zuridfallen. Gläubiger und Gerichtds 
bote haben alfo das größte Intereffe, vorfichtig und piünfts 
dich zu procediren, 

Welcher Sporn iſt dagegen in diefer Beziehung für den - 
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durch das Gericht ernannten Notär vorhanden, ber nicht 
als Mandatar der Partei, fondern ald Delegirter des Ger 
rihts handelt, — ber dem Gläubiger für nichts verant⸗ 
wortlich ift, der unabhängig und ohne direfte Mitwirfung 
bes Gläubigers verfährt, und beffen Fehler dennoch, wenn 
die Procedur annullirt oder die unvorfichtigerweife ſaiſir— 
ten Grundſiuͤcke von einem Dritten vindizirt werben, mit 
famt den Prozeßfoften und den allenfallfigen Entfchädis 
gungsanfprüchen des Incidentflägerd, auf dad Haupt bes 
betreibenden Gläubigers fallen ? 

Außer, diefen allgemeinen Betrachtungen aber, welche 
fhon mehr als hinreichend feyn müffen, um das Zweck⸗ 
widrige bed bdermaligen Verfahrens bei der Beſchlag— 
nahme darzuthun, bietet dad Detail diefes Berfahrene, 
fo wie ed durch die erwähnten. Artifel 3 — 7 vorgefchries 
ben ift, eine Menge inconfequenter und fehlerhafter Bes 
flimmungen dar, welche nunmehr vor Allem der Reihe nach 
bemerflich gemacht werden müfjen, bevor die Abänderun: 
gen vorgefchlagen werden können, welche die Commiſſion 
in Bezug auf diefen Theil des Verfahrens für nöthig erachtet. 

Zu Urt. 5 des Geſetzes vou 1822, 
A. 
Der zweite und dritte Abſatz dieſes Artifeld verfügt: 
„Die Rathskammer hat auf diefes Geſuch Täng- 

„tens in 8 Tagen ihren Beichluß zu faffen, wenn 

„innerhalb der 30 Tagen nah gemachtem Zahlungs: 

„befehl von dem Schuldner Fein Einwand gegen 

„Die Urkunde, Kraft welcher der Zahlungsbefehl ers 

„theilt wurde, oder gegen dieſen felbft bei dem Ge— 

„richte erhoben wurde. Sm legtern Falle wird in eis 

„ner gleichen Friſt nah Anhörung der beiderfeitigen 

„Anwälte in Öffentliher Sigung fummarifch ent 

„ſchieden.“ 
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Diefer ganze Abfag, von den Worten at, „wenn ins 
nerbalb” ꝛc. ift verwerflid. Denn fürd Erfte gebt ders 
felbe wieber von der durchaus falfchen Idee aus, daß jes 
der Einwand des Schuldners die Erefution 
bemme, bis ber Einwand erledigt fey, und hier 
gelten fonach wieder vollfommen alle Bemerkungen, welche 
bereitd über die, im fünften Abfage des Artifel 4 vorkom⸗ 
menden Worte: „oder Fein gegründeter Einwand“ 
gemacht worden find. 

Fürs zweite ift die Boransfegung, daß jeder Einwand, 
welcher gegen die Urkunde oder gegen die Forderung er- 
boben wird, innerhalb 8 Tagen und fummarifch von 
dem Gerichte erledigt werden könne, in hohem Grade un? 
ftatthaft. Denn vermittelft eines ſolchen Einwands, — 
welchen man Oppofition zu nennen pflegt, — können, wenn 
er den Fond bed Rechts betrifft, die weitw endigften nnd 
fchwierigften Prozeffe anhängig gemacht werben, zu beren 
Erledigung faum Monate binreichen, und welche, was uns 
fer Text ganz vergefien bat, durch alle Inſtanzen ge 
trieben werben koͤnnen. Man denke fih nur z. B. den 
Tall, wo der Einwand von, der Art ift, daß zu deffen Er⸗ 
ledigung Zeugenverhöre nöthig werben, z. B. um einen 
behaupteten Dolus zu beweifen und dgl. 

B. 


Der vierte Abfab des Artifel 3 lautet fo: 

„Zu Verfteigerungscommiffarien dürfen nur foldhe 
„Rotäre ernannt werden, welche in dem Landcommif- 
„fariate oder in dem Ganton, wo bie Güter gelegen 
„sind, wohnen,‘ 

Auch dieſer Text tft weſentlich fehlerhaft, denn 
1) es iſt nicht einzuſehen, warum es heißt: „in dem 
„Laudcommiſſariate oder indem Canton.“ 
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Soll es genügen, daß der Notär aus bem Landeo m⸗ 
miffariate (welches immer mehrere Gantone in fi 
fchließt) genommen werde, fo find die Worte: „oder in 
dem Canton“ ohne Sinn. Soll aber der Notär aus 
dem Gantone feyn, wo die Güter liegen, fo haben bie 
Worte: „in dem Landcommiſſariate“ weder Sinn noch Zweck. 

2) Der Hauptfehler aber, welchen der erwähnte Text 
darbietet, beſteht darin, daß nach demſelben, wenn die in 
Beſchlag zu nehmenden Güter in mehrern Landcom— 
miſſariaten liegen, auch mehrere Commiſſarien ernannt, 
und ſonach mehrere beſondere Zwangsveräußerungsproces 
duren zugleich vorgenommen werden müffen, während 
nach dem frühern Verfahren nur dann mehrere PBroceduren, 
und zwar fucceffiv Statt fanden, wenn die Güter in 
verfchiedenen Bezirfen lagen und feinen Gompler bildeten, 
(Cod. civ. Art. 2210.) 

Diefer Punft ift von mehreren Seiten gerügt worben, 
und man müßte, um den großen Koften und ber Berwir- 
rung vorzubeugen, welche aus folchen gleichzeitigen Zwangss 
veräußerungsproceburen gegen’ einen und benfelben Schuld: 
ner unfehlbar entftehen müffen, für die Faͤlle, wo bie in 
Beichlag zu nehmenden Güter in perfchiedenen Landcom⸗ 
miffariaten gelegen find, entweder, nach ber Analogie 
bes Art. 2210, beftimmen, daß die Zwangsveräußerungen 
in den verfchiedenen Landcommiffariaten nur fucceffiv Statt 
finden können, wenn nicht die Güter einen Gompfer bils 
den, — ein Ausfunftömittel, welches jedoch, weil cs 
für jedes Landeommiffariat ein befonderes Verfahren nd» 
thig machen und ſonach zur Vervielfältigung der Zwangs— 
veräußerungsproceduren führen würde, feineswegs rathſam 
zu ſeyn feheint, | 

Dder aber, man müßte die allgemeine und einfachere 
Berfügung aufitellen, dag in allen Füllen, wo die Güter 
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in verfchiedenen Randeommifjariaten, jedoch in einem und 
demfelben Bezirke liegen, ein Notär aus demjenigen 
Landcommiffariate zu ernennen ſey, wo der bebeutendere Theil 
der Güter liegt, d. h. falls von einem Complexe mit Hof⸗ 
gebäuben bie Rede wäre, wo biefe Gebäude, und in jedem 
andern Falle, wo derjenige Theil der Güter, der nach den 
Steuerrollen den hoͤchſten Ertrag barbietet, gelegen ift; 
und diefer Notär müßte dann die Procedur für das Ganze 
vornehmen. Für den Fall, wo die Güter in verfchiebenen 
Bezirken lägen, müßte es bei der Verfügung der Ars 
tifel 2210 und 2211 fein Bewenden haben. 
C. 

Der fünfte und legte Abfag des Artifel 3 verfügt bei 
Strafe der Nichtigkeit, daß die Frift zur Verfteigerung 
nicht Fürzer ald 3 und nicht länger ald 4 Monate, vom 
Tag der Ernennung ded Notärs gerechnet, feyn bürfe, 

Es ift allerdings höchft wefentlich, daß das Gefeg ein 
Minimum der Frit zwifchen dem Anfang und Ende der 
Procedur feftfege, d. h. daß die Verfteigerung nicht vor 
Ablauf einer gewiffen Zeit Gtatt finden 
dürfe, damit der Schuldner nicht übereilt werde, und 
auch während der Procedur noch zu Athen fommen und 
fih nah Zahlungsmitteln umfehen könne. 

Allein wozu ein Marimum biefer Frift? d. h. wozu 
die Verfügung aufftellen, daß die Verfleigerung noth— 
wendig, und bei Strafe der Nichtigfeit, innerhalb einer 
gewiffen Zeit Statt finden müffe. 

Diefe Beftimmung ift weder im Intereffe des Schuld- 
ners, noch in dem des Glaͤubigers. Sie ift nicht im Ins 
tereffe des Schuldner, denn eine erzwungene Be: 
fhleunigung der zwangsweifen Veräußerung feiner 
Güter kann ihm nie vortheilhaft ſeyn. Sie ift auch nicht 
im Sntereffe des Gläubigers, denn zur Wahrung defjelben 
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reiht es vollfommen bin, wenn der Gläubiger in den 
Stand gefeßt wird, die Procedur, falle er es will, 
in einer gewiffen Zeit zu Ende zu treiber. Es ift aber 
durchaus unnöthig und zwecdwidrig, daß man ihn dazu 
zwinge, — daß man die abfolute Rotbwendigfeit 
ber Beendigung der Procedur binnen einer gewiffen Zeit 
aus ſpreche. 

Geſetzt, der Glaͤubiger läßt ſich, nachdem die Beſchlag⸗ 
nahme und die Ernennung eines Notaͤrs bereits geſchehen 
iſt, durch die Bitten des Schuldners bewegen, ihm noch 
einen ſechsmonatlichen Ausſtand zu geſtatten, und die Pro— 
cedur ſo lange ruhen zu laſſen, ſo hindert ihn das Geſetz 
ſelbſt, dies zu thun; denn die Verſteigerung muß, bei 
Strafe der Nichtigkeit, innerhalb 4 Monaten Statt finden, 
Will er alfo dem Schuldner die erbetene Frift geftatten, 
fo wird die ganze bisherige Procedur null und nichtig, 
und die Koften derfelben find verloren. Man fieht alſo, 
daß auch in diefem Punfte Das Gefeg von 1822 wefents 
Lich fehlerhaft ift; daß es den Gläubiger, felbft wider 
feinen Willen, zum Ziele treibt, und es ihm unmoͤg⸗ 
lich macht, den Schuldner zu fchonen, fobald einmal die 
Procedur ihren Anfang genommen bat. Diefer Fehler 
muß gehoben, und zugleich die hier zur Sprache gebradh» 
ten Gefichtspunfte bei der Feftfegung aller übrigen Friften 
der Zwangsveräußerungeprocedur berücfichtigt werden. 

Der Code de procedure hatte diefen Fehler nicht, 
Er fchrieb nicht vor, daß der Zufchlag nothwendig ins 
nerhalb einer gewiffen Zeit, vom Anfang der Procetur an 
gerechnet, Statt finden müffe. Er geftattete dem Gläu— 
biger, die Procedur, in fofern ed ohne Nadıtheil der 
Rechte Anderer gefchehen Fonnte, nach Belieben zu fuspens 
diren; allein er forgte zugleich durch die Art, wie er die 
Sriften der einzelnen Proceduraften beftimmte, dafür, bag 
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fhehen fonnte, bie in ber Regel etwa 7 bis 8 Monate 
betrug. 

gu Art. 4 des Geſetzes von 1822, 

Die Verfügung dieſes Artifeld ift aus dem code de 
proc. entnommen, und im Allgemeinen fachgemäß. Allein 
fie findet beffer ihre Stelle in dem zweiten Abfchnitte bes 
Gefeges, welcher von den Sncidentpunften handelt, die bei 
bem Zwangsveräußerungsverfahren vorfommen können. 

Bu Art.s des Geſetzes von 1822. 


Diefer Artikel enthält detailirte Vorfchriften über bie 
Art, wie der committirte Notär die Güteraufnahme 
bewerfftelligen und das darüber zu fertigende Protofoll 
einrichten fol. Ueber diefe Borfchriften ift Folgendes zu 
bemerfen: 

A. 

Der erfte Abſatz ded Art. 5 verfügt: 

„In den 10 Tagen nah dem Datum ber oben 
„Art. 3) erwähnten Entfcheidung übergiebt der-Gläu- 
„biger diefe nebſt einem Auszuge aus dem Hypothe⸗ 
„feuregifter über die gegen den Schuldner beftehenden 
„Einfchreibungen dem beauftragten Notär, welcher 
„längftens in 40 Tagen ſich in die Gemeinde begiebt, 
„wo die Immobilien des Schuldners liegen, und ba uns 
„ter Zuzichung des Bürgermeifters oder feines Adjunften 
„aus dem Sektions⸗ oder Mutationsbuch der Gemeinde 
„nicht nur die genaue Befchreibung der Güter auszuzeich⸗ 
„en, fondern auch zu unterfuchen hat, auf welchem 
„Rechtstitel der Schuldner die Güter befige, und mit 
„welchen Reallaften fie allenfalld befchwert ſeyen.“ 

Die in diefem Texte enthaltenen Borfchriften bieten 
mehrere wichtige Fehler dar. 

Man will nur kurz berühren: 
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4) daß, nad; ber richtigen Bemerkung eined Staates 
yrofuratord, Die zehntägige Frift zum Behuf der Leber- 
gabe des Commiſſoriums an den Notär zw kurz ift, weil 
der Beihluß des Gerichts erfi ausgefertigt und re 
giftrirt werden muß, auch die Entfernung des Bezirksge⸗ 
rihtd vom Wohnfige ded Gläubigerd und Notärs dabei 
nicht gehörig berückfichtiget iſt; 

2) daß, da der Notär in der Gemeinde de 
Schuldners, und zwar nah ben Sektions⸗ ober 
Mutationsbüchern operiren muß, diefe Bücher, welche, 
ihrer Beflimmung gemäß, in dem Hauptorte der Bür 
germeifterei befindlich find, oft auf eine mühfame, Fofts 
fpielige und der abminiftrativen Ordnung zumwiderlaufende 
Weife über Feld transportirt werden müllen ; 

3) daß die Verfügung, „daß der Notär zu unterfuchen 
„babe, auf welchem Rechtötitel der Schuldner die Güter 
„beflge, und mit welchen Reallaften fie beichwert ſeyen“ — 
völlig nichtsſagend ift, da der Schuldner nicht verbunden, 
unb noch weniger geneigt ift, dem Notär feine Eigenthumds 
Urkunden vorzulegen, dasjenige aber, was ber Notär al 
Ienfalls durd; Hörenfagen in diefer Beziehung erfahren 
mag, doch wohl nicht als eine zuverläßige Angabe in fein 
Protokoll aufgenommen werben darf. 

Alles diefes find Nebendinge. Allein ein anderer, höchſt 
wefentlicher Fehler, den wir hier antreffen, muß ausführs 
licher zur Sprache fommen. 

Es ift nämlich bei einer Smmobiliarbefchlagnahme nichts 
wichtiger, als daß die gepfänbeten Gegenftände möglichft 
genau und richtig bezeichnet werben, damit über 
bie Identität berfelben Fein Zweifel entftehen könne. 
Derjenige Akt, welcher dieſe Bezeichnung euthält, bildet 
bie Bafid der ganzen Zwangsveräußerungsprocebur, fo wie 
der Acquifition bed Anfteigererd. Iſt Die Bezeichnung feh⸗ 
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Ierhaft, fo muß es nothwendig auch bie ganze Procedur 
feyn, weil das Objeft derfelben unbeftimmt ift; und nichts 
pflegt mehr und fchwierigere Prozefje zu veranlaffen, als 
gerade ein Fehler diefer Art. Es laſſen ſich hier, ald Bes 
leg diefer Anſicht, mehrere Fälle anführen, welche in der 
legten Zeit bei dem K. Appellationsgerichte anhängig 
wurden, 

1) Die Sadıe Mathieu contra v. Eſebeck. v. Eie 
bed, ald Gläubiger, betrieb die Zwangsverfteigerung einer 
großen Anzahl Güter; Mathieu wurde Anfteigerer. Als 
diefer nun, nach Maaßgabe des Befchlagrnahmeprotofolg, 
die ihm zugefchlagenen Güterftüde in Befig nehmen wollte, 
fo fand fih, weil die Bezeichnung mangelhaft war, ein gros 
Ber Theil derfelben nicht vor, ober es entſtand Streit über 
bie Identität derfelben. Mathieu fah ſich genöthigt, eine 
Klage gegen ben betreibenden Gläubiger zu erheben, und 
nad) einer langen und Foftfpieligen Verhandlung mar ber 
Ausgang des Prozeffed, daß die ganze Zwangdveräußes 
rungsprocedur von Anfang bis zu Ende zufammenftel und 
ber Gläubiger einen ungeheuren Koftenverluft verfchmer; 
zen mußte. | 

2) Die Sache Coblenz contra Wb. Löffler. Hier 
erhob eine dritte Perfon, im Laufe der Zmwangsveräußes 
rungsprocedur, eine Diftraftiondkflage in Bezug auf einige 
der gepfändeten Güter. Sie bewies ihr Eigenthum dur 
Urkunden und Zeugen. Allein die Mangelhaftigfeit ber 
Bezeichnung ließ ungewiß, ob die Güter, auf welche bie 
Beweife des PVindicationdflägerd lauteten, bie nämlichen 
feyen, wie bie gepfändeten, und ed mußte hierüber eine 
ſchwierige und Eoftfpielige Unterfuchung angeordnet werden. 

3) Die Sahe Stöhr contra Göller. Diedmal 
entftand zwifchen dem Anfteigerer und dem Schuldner 
Streit über die Frage, ob ein gewiſſes Grundſtück in der 
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Zwangsverſteigerung begriffen fey oder nicht, und dieſer 
Streit wurde blos dadurch veranlaßt, daß durch das Güͤ— 
teraufnahmeprotofoll die Identität der gepfändeten Gegens 
flände nicht gehörig conftatirt fchien. 

Diefe Beifpiele, zu welchen man noch viele andere hins 
zufügen Fönnte, beweifen zur Genüge, wie wichtig eine 
forgfältige Bezeichnung ber in Befchlag genommenen Güs 
ter ift, und wie die Mangelhaftigfeit diefer Bezeichnung 
nach allen Richtungen zu Prozeſſen führt. 

Ebenfo bringt die Natur der Sache mit ſich, daß bei 
der Beichlagnahme mit der größten Borficht darauf geach— 
tet werden muß, ob der Schuldner aud wirflid, 
im Augenblid der ——— Beſitzer der 
zepfändeten Güter ſey. 

Jede Unrichtigkeit in dieſer — hat unfehlbar 
eine Diſtraktionsklage zur Folge. 

Es fragt ſich ſonach, ob die dermalige Art der Güs 
teraufuahme dieſen wefentlichen Erforderniffen entfpreche ? 

Dffenbar nicht im Geringften. 

Die Güteraufnahme, wie der Notär fie nad; Borfchrift 
bes Art. 5 macht, ift nichts als ein Auszug aus den 
GSeftiond- und Mutationsbüchern. Diefe Bücher 
aber find, in den Beziehungen, worauf ed hier anfommt, 
äußerſt unzuverläßig; denn 

1) Sie betreffen überhaupt blos das Steuerweſen, 
und können wohl ſchon darum nicht einer gerichtlichen 
Procedur zur ausſchließlichen Grundlage dienen. 

2) Sie werden, wie es allgemein bekannt iſt, ſehr 
unregelmäßig von den Bürgermeiftern geführt, insbefons 
bere wad die Veränderungen in der Perfon des 
Eigenthümers anlangt; wie denn auch, nach dem eis 
genthümlichen Zwecke diefer Bücher, darauf wenig ans 
fommt, fo lange die Grundftener richtig bezahlt wird, Oft 


332 


figurirt A noch in dieſen Büchern, obgleich er das Grund⸗ 
ſtück ſchon feit Jahren an B veräußert hat. Wird alfo 
eine Zwangsveräußerung gegen A vorgenommen, fo pfärs 
det ber Notär ohne Weiteres das Eigenthum ded B, weil 
er fih um nichts zu Fümmern hat, ald um den Inhalt des 
Mutationsbuche, — und es entiteht nothwendig ein Prozeß. 


Ebenſo unzuverläßig find die erwähnten Bücher rüds 
fihtlih der Bezeichnung ber Grundſtücke, weil die 
Beränderungen der Nebenläger nicht regelmäßig nachge» 
tragen werden, während doch bei einer Befchlagnahme Als 
led darauf anfommt, daß dad Grundftüc nach feinen im 
AYugenblide der Befhlagnahme beftehenden Merk, 
malen genau bezeichnet werbe. 


Es wird ſonach feinem weitern Zweifel unterliegen, 
baß es im höchſten Grade zwedwidrig ift, der Zwangs⸗ 
veräußerungsprocedur einen blofen Auszug aus dem Sek⸗ 
tionds oder Mutationsbuche zur Grundlage zu geben. Ein 
folcher Auszug kann allerdings dem Beamten, welcher die 
Beſchlagnahme vornimmt, als Leitfaden dienen; allein es 
muß ihm außerdem, wie es auch der Artifel 749 bed code 
de proc. fehr weislich vorfchreibt, zur Pflicht gemacht wers 
ben, ſich perſönlich auf die in Befchlag zu neh 
menden Immobilien zu begeben, und bie Bezeiche 
nung berfelben, nach den im Augenblide der Befchlagnahme 
vorhandenen Merkmalen, an Ort und Stelle aufzunehmen. 
Wird ſodann diefe Aufnahme wieder, wie früherhin, bem 
Gerichtöboten unter beliebiger Mitwirfung bes ihn beaufs 
tragenden Gläubiger überlaffen , welche beide das größte 
Sntereffe haben, vorfichtig zu Werke zu gehen, fo wird 
der wefentliche Zweck unendlich beffer erreicht werben, als 
ed bermalen der Fall if. 


Hiezu kommt noch eine andere wichtige Betrachtung. 
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Es fcheint nämlich fehr zweckmaͤßig, daß bie Befchlag- 
nahme, fo viel möglih, unter ben Augen des Schulbs 
ners felbft gefchehe, damit diefer erfte Alt der Zwange- 
veräußerungsprocedur fogleich und ehe ihm nod eine Zus 
ftellung gemacht wird, zu feiner Kenntniß fomme, ihn aus 
- feiner Saumfeligfeit aufwecke, und ihm fühlbar mache, daß 
es jest hohe Zeit fey, durch Zahlung oder gütliche Annäs 
herung die Gefahr abzuwenden. 

Es ift bekannt, daß ein Zahlungsbefehl, der nur ein 
Stüd Papier if, gewöhnlid von dem gemeinen Manne 
wenig beachtet wird. Erft wenn der Gerichtöbote fein 
Haus und feine Felder betritt, um fie in Befchlag zu neh⸗ 
men, wird er aus feiner Apathie aufgefchrect, und benft 
ernftlih an Befriedigung ded Gläubigers. Alſo auch in 
biefer Beziehung fcheint ed, im Intereffe des Schuldners, 
wefentlich, daß der Beamte, welcher die Befchlagnahme vors 
nimmt, ſich perfönlic auf die zu pfändenden Grundftüde 
begebe, und dies in feinem Protofolle conftatire, während, 
nach der jegt beftehenden Borfchrift, der Notär fich ledig— 
lich auf dad Bürgermeifteramt verfügt, dort feinen Aus⸗ 
zug fertigt, und dann wieder abzieht, ohne daß vielleicht 
von allem dem dad Mindefte zur Kenntniß ded Schuld» 
nerd gefommen ift, der dann erſt fpäterhin, wenn fchon 
ein großer Theil der Koften gemacht ift, durch die Zuftel 
lung. des Anfchlagszetteld die Eriftenz der Befchlagnahme 
erfährt. | 
| Einige Staatöprofuratoren haben die Meinung geäus 
Bert, die Güteraufnahme Fünne ganz unterbleiben, und es 
genüge, wenn ber betreibende Gläubiger, falld er eine 
Spezialhypothek habe, die darin enthaltene Bezeichnung der 
Güter, oder, falls er Feine folhe habe, einen Auszug aus 
den Grundbüchern der Gemeinde dem mit der Beichlag- 
nahme beauftragten Beamten vorlege, der dann fein Pros 
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tokoll hienach machen könne. Diefe Anficht wird indeſſen, 
nach den bereits aufgeftellten Bemerkungen, Feiner weitern 
Widerlegung bedürfen. 

B. 

Sn dem zweiten Abfage des Art. 5 bei Lit. d. fol, in 
der vorlegten Zeile, ftatt oder — und ſtehen; fonft fehlt 
der Bezeichnung des Grundſtücks gerade das wefentliche 
Merkmal, woran es zu erfennen ift. 

c. 
Der dritte Abſatz des Art. 5 lautet folgendermaßen: 


„Dieſes Protokoll muß von dem Gläubiger und 
„von dem Bürgermeifter oder deſſen Adjunften oder 
„einem Schöffenrathe unterfchrieben ſeyn.“ 


Alfo der Gläubiger muß nothwendig bei der Güter 
aufnahme zugegen feyn, weil er, bei Strafe ber Richtig» 
feit, das Protofoll unterfchreiben fol. Es ift allerdings 
billig und natürlich, daß der Gläubiger befugt fey, ber 
Güteraufnahme beizumohnen. Warum aber das Geſetz ihn 
dazu zwinge, wenn er felbft es für unnoͤthig hält, ift 
durchaus nicht einzufehen. Gefegt, der Gläubiger wohnt 
in bedeutender Entfernung von dem Orte wo die Güter: 
aufnahme gefchieht, fo ift Har, daß feine Reife bedeu— 
tende Koften veranlaßt. Diefe Koften aber müffen 
ihm erſetzt werben, weil fie durch einen Proceburaft, den 
das Geſetz als noͤthig vorfchrieb, verurfacht wurden. 
Sonach laſſen ſich Faͤlle denken, wo dieſer einzige Aft mehr 
koſtet, als die ganze übrige Procedur, oder wo er wenig— 
ſtens die Procedur außerordentlich vertheuern kann. Wollte 
man aber behaupten, die Reiſekoſten müßten dem Glaͤubi⸗ 
ger zur Laft bleiben, fo wäre denn, durch die erwähnte 
Borfchrift, in jedem Falle fehr fchlecht für den Glaͤubi— 
ger geforgt. 
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Ferner ift zu bemerken, baß ber erwähnte Tert die Al- 
ternative ftellt, daß das Protofoll von dem Bürgermeifter, 
dem Adjunften, oder einem Schöffenrathe unterfchrie- 
ben werden muß. Diefed Letztere harmonirt aber nicht mit 
dem inhalt des erften Abfates, wo es heißt, daß die Guͤ— 
teraufnahme unter Zuziehung des Bürgermeifterd ober feis 
nes Adjunften Statt finden fol, ohne daß hier von einem 
. Schöffenrathe die Rede wäre, welcher übrigens auch, 
da er nad) feinem verfaffungsmäßigen Standpunfte blos 
berathendes Mitglied bed Gemeindevorftandes bei ges 
wiffen Angelegenheiten der Gemeinde it, dem Gefchäfte 
von weldhem ed fih bier handelt auf alle Weife fremd 
bleiben follte. 


Zu Urt, 6 des Geſetzes von 1822. 


Alle Beftimmungen dieſes Artikels müfjen, nach Artikel 
7 Abfag 4, bei Strafe der Nichtigfeit beobachtet 
werden, 

Hier ift nun zu bemerken: 

A. 

Es ift durchaus nicht einzufehen, warum der Anſchlags— 
zettel, bei Strafe der Nichtigkeit, innerhalb 3 Tagen - 
gefertigt werden fol. Die Strafe der Nichtigkeit follte 
nur da audgefprochen werden, wo ein dringender, unauss 
weichlicher Grund dazu vorliegt. Hier aber ift nicht ein» 
mal ein entfernter Grund vorhanden. Der Zwed der 
Anfchlagszettel befteht, nad) dem dermaligen Stand ber 
Dinge, darin, daß einestheild die Anheftung berfelben ale 
Befchlagnahme gelten, anderntheild aber dem Publikum 
vermittelft diefer Anſchlagzettel die bevorftehende Verfteis 
gerung befannt gemacht werden foll. 


Was den erften Zwed betrifft, fo fann ed dem Schuld» 
ner durchaus nicht nachtheilig feyn, wenn auch die Fer 
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tigung: der Anfchlagszettel fich Länger ald 3 Tage verzoͤ⸗ 
gert und ſonach die Beſchlagnahme erft fpäter eintritt. 
Ze fpäter, defto beffer für den Schuldner! Im Intereſſe 
bes Schuldners liegt es alfo keineswegs, daß hier bie 
Nichtigkeit ausgefprochen werden müſſe. 

Sm Intereſſe des Glaͤubigers aber noch viel wenis 
ger. Nullitätsmittel können überhaupt nicht im Ins 
tereffe des Glaͤubigers aufgeftellt feyn, denn fie treffen 
ja feine eigene Procedur, und die Koften, fo wie der Scha⸗ 
ben fallen, wenn eine Nullitätötlage durchgefegt wird, auf 
ihn zurüd. 

Außerdem ift zu bemerken, daß, wenn ber Notär lans 
ger als 3 Tage mit der Fertigung der Anfchlagzettel zoͤ⸗ 
gert, nur der Gläubiger einen Grund haben kann, fich 
darüber zu beflagen, weil er dadurch um fo fpäter fein 
Ziel erreicht. Wie fonderbar ift es nun, daß das Gefeg 
gegen biefen Gläubiger auch noch eine Nullitätöffage ex 
hoc capite zuläßt, und fo zu dem Schaden, den bie Vers 
zögerung ihm allein bringen kann, auch noch eine Strafe 
fügt! 

Was den zweiten Zwed ber Anfchlaggzettel, die 
Öffentliche Bekanntmachung der bevorftehenden Berfteiges 
rung anlangt, fo iſt auch in biefer Rückſicht fein Grund 
vorhanden, die Fertigung der Anfchlagszettel auf die enge 
Frift von 3 Tagen bei Strafe der Nichtigkeit zu 
befchränfen. 

Ueberhaupt reicht ed, infofern von Befanntma- 
hung der Berfteigerung die Rede ift, vollfommen 
bin, wenn dieſe Befanntinachung eine beftimmte Zeit vor 
der Berfteigerung gefihieht, d. h. wenn das Gefeß die 
Frift der Bekanntmachungen rüdwärts vom Tage 
der Berfteigerung feftfegt. Denn ed fommt blos dar⸗ 
auf an, daß die Verfteigerung lange genug vor dem Tage, 
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wo fie Statt finden fol, befannt gemacht werbe, um die 
Betheiligten und das Publifum gehörig davon in Kennts 
niß zu feßen. Außerdem ift noch zu erwähnen, baß, nad) 
ber von der Notariatöfammer in Zweibräden gemachten 
Bemerkung, die zum Behuf der Fertigung des Anfchlag- 
zettel8 feftgefegte Frift von 3 Tagen viel zu furz ift, 
weil das Güteraufnahmeprotofoll zuvor regiftrirt werden 
muß, wobei noch in Betracht fommt, daß das Nentamt nicht 
gehalten ift, die zur Regiftrirung vorgelegten Akten auf 
ber Stelle zu erpediren. Für den, außerhalb des Sitzes 
des Rentamts wohnenden Notär ift es in der Negel eine 
reine Unmöglichkeit, die breitägige Frift zu beobachten. 
B. 

Unter Lit. c. bes Art. 6 heißt es blos, daß der An— 
fchlagszettel „die Bezeihnung der in VBerfteige 
rung zu bringenden Gegenftände” enthalten muͤſſe, 
ohne daß gefagt ift, wie diefe Bezeichnung befchaffen 
ſeyn fol; ob fie fummarifch fegn dürfe, oder ob fie die näms , 
lichen Merkmale enthalten müffe, welche der vorhergehende 
Artikel für das Güteraufnahmeprotofol vorfchreibt. Das 
Letztere mag wohl der Sinn des Tertes feyn, allein er ift 
nicht ausgefprocden, was doch hier, wo die Beobachtung 
der vorgefchriebenen Förmlichkeiten bei Strafe der Nichtig« 
feit geboten ift, wefentlich wäre. 

C. 

Unter Lit. g. iſt verfügt, daß bie Verfleigerung fos 
gleich definitiv feyn und fein Nachgebot angenoms 
men werben fol. Nach dem code de proc. (Art. 710) 
waren befanntlich, während 8 Tagen nad dem Zufchlag, 
Nachgebote geftattet, fofern wenigftend 4 des Kaufpreifes 
mehr geboten wurde, Das Gefeg von 1822 hat diefe Bes 
fugniß aufgehoben, und es fragt fich, ob dazu hinreichende 
Gründe-vorhanden waren. 

30 


— 
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Mehrere Stimmen find für bie Wiederherftelung der 
Nachgebote, weil fie dieſelben als ein Mittel betrachten, 
den Erlös der Güter höher zu bringen. Es wird dabei 
behauptet, die Erfahrung habe fchon mehrmals gelehrt, daß 
Güter vieleicht auf das Doppelte gekommen feyn wirden, 
wenn man Nachgebote hätte machen koͤnnen. Es fey oft 
ber Fall, daß Liebhaber durch übele Witterung oder fon; 
flige Hinderniffe, oder auch durch abfichtlich audgeftreute 
falfche Gerüchte abgehalten würden, zur beftimmten Stunde 
zu erfcheinen. Auch will man in ben Nachgeboten ein 
Mittel erblicen, den Intriguen des betreibenden Gläubis 
gerd zu begegnen, der dad Gut um einen Spottpreis zu 
erhafchen fuche, und dem es ein Peichtes fey, bei der Ber; 
fteigerung die allenfallfigen Gonfurrenten zu befchwichtigen, 
oder in fein Intereſſe zu ziehen. 

Diefe Gründe find nicht ganz ohne Echein. Auf der 
andern Seite aber liegen auch Gegengründe vor, welche 
nach dem Erachten der Gommiffion von weit größerm Ge 
wichte find, und zwar: 

42) Wenn die Bekanntmachung der Berfteigerung anf 
gehörige Weife gefchieht, fo ift nicht einzufehen, warum 
die Liebhaber fich nicht zu rechter Zeit einfinden follten, 
befonders wenn fie wiffen, daß der Zufchlag gleich definitiv 
feyn wird. Die Vorausſetzung, daß fie durch zufällige 
Umftände daran verhindert werden fönnten, ſcheint zu vag, 
als daß der Gefeßgeber fie berüdjichtigen dürfte. 

2) Eben fo unbeftimmt ift die Suppofition, daß ber bes 
treibende Gläubiger bei der Berfteigerung die Gonfurrenten 
durch Intriguen vom Bieten abhalten könne. 

Wenn der Berfteigerungs-Commiffarius, wie ed doch 
wohl vorausgefegt werden muß, feine Schuldigfeit thut, 
fo ift dies wohl nicht zw beforgen. Auch könnten, wenn 
man einmal Intriguen voransfegen will, biefe Intriguen 
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eben ſowohl die Nachgebote, ald das Bieten bei der öffent, 
lichen Verfteigerung verhindern. 

3) Es iſt eine faft allgemeine Erfahrung, daß die Bes 
fugniß, Nachgebote zu machen, fo wie auch der Vorbehalt 
der Ratififation m. dgl. bei Verfteigerungen jeder Art dem “ 
guten Erfolg oft gar fehr im Wege ſtehen. Die Liebhaber 
pflegen in folhen Fällen die Verfteigerung al8 eine leere 
Formalität zu betrachten. Oft findet fich derjenige, welcher 
die Acguifition des Gutes ernftlich beabſichtigt, gar nicht 
bei der Berfteigerung ein, weil er eben fo gut durch ein 
Nachgebot feinen Zweck erreichen kann; oder, wenn er fich 
einfindet, fo hält er es für unnoͤthig, zu bieten; vielmehr - 
liegt es in feinem Sntereffe, daß bei der DVerfteigerung fo 
wenig als möglich geboten werde, weil der Betrag des 
Nachgebotes ſich darnach richtet. In jedem Falle laͤhmt 
die Beſorgniß, dag der Zuſchlag durch ein Nachgebot wie⸗ 
der aufgehoben werden Fönne, den Eifer der Bietenden, 
während derfelbe durch die Gewißheit, daß ber Zufchlag 
gleich definitiv feyn werde, belebt, und jeder Liebhaber an, 
getrieben wird, gleich bei der Berfteigerung fein höchftes 
Gebot zu machen. 

" 4) Auch muß hier, wo eine Vereinfachung ber Proce⸗ 
dur bezweckt wird, noch in Betrachtung gezogen werben, 
daß die Zulaffung von Nachgeboten nothwendig eine neue 
Verſteigerung, alfo auch neue Koften und Meitläuftigfeiten 
nach fich zieht. 

Hienach fcheinen Feine überwiegende Gründe für bie 
Mieverherftellung der Nachgebote vorzuliegen, und die Vers 
fügung des beftehenden Geſetzes über diefen Punkt wäre 
ſonach beizubehalten. 

D. 

Unter Lit. h. verfügt der Artifel 6, daß der Anfchlagss 

zettel eine Aufforderung an den Schuldner, an die Hypos 
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thefargläubiger beffelben und an alle fonft dabei Betheis 
ligten enthalten fol, daß fie fih an einen, in dem Ans 
fchlagszettel zu beftimmenden, jedoch nicht über einen Mo- 
nat hinauszufegenden Tage bei dem mit der Verjleigerung 
beauftragten Notär einzufinden haben, um ihre allenfallfigen 
Einwendungen gegen die Verfteigerung vorzubringen. 

Gegen diefe Aufforderung und das darauf folgende 
Schwierigfeitsprotofoll vereinigen ſich alle Stim- 
men, und die Erfahrung hat das Zwedwidrige biefer Eins 
richtung nur allzufehr bewiefen. Insbeſondere iſt darüber 
zu bemerfen: 

4) Schon im Allgemeinen fcheint es eine ziemlich fons 
derbare dee zu feyn, den Schuldner zu Einwendungen 
aufzufordern. Hat er auch vorher an Feine Einwens 
dungen gedacht, fo reizt ihn diefe Aufforderung dazu, und 
zwar um fo mehr, da er darin ein unfehlbares Mittel findet, 
die Procedur eine Zeit lang zu hemmen. Denn der Notär 
muß jeden Einwand, fo abfurd er auch immer feyn möge, 
in fein Schwierigfeitsprotofol aufnehmen, und bafjelbe zur 
Entfcheidung an das Gericht befördern. Eine Menge ganz 
widerfinniger Streitigfeiten entftehen, wie die Bezirksge⸗ 
richte es bezeugen, auf diefe Weife. Früherhin, als die im 
Lauf einer Zmwangsverdäußerungsprocedur fi erhebenden 
Streitigkeiten unter Mitwirfung eined Anmaltd eingeleitet 
werden mußten, war dies nicht der Fall, weil die Eins 
wendung der vorläufigen Prüfung des Anwalts unterlag, 
und, wenn fie offenbar unhaltbar war, won biefem befeis 
tigt und fo der Prozeß vermieden wurde. Auch ſcheint in 
der Wiederherftellung diefer Borfchrift das befte Mittel zu 
liegen, dem dermaligen Unfug abzuhelfen. 

2) Dazu fommt noch daß, wie es die Erfahrung ger 
(ehrt bat, die Notarien nicht immer juriftifche Kenntniffe 
genug befigen, um die Schwierigfeitsprotofolle mit der ges 
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börigen Gründlichkeit, Klarheit und Sachkenntniß, mit eis 
nem Worte, fo abzufaffen, wie fie es feyn müßten, um 
einer richterlichen Entfcheidung ohne eine weitere Vernehs 
mung der Parteien in Öffentlicher Sigung, zum Grund ges 
legt werben zu können. Findet aber eine folche contras 
biftorifche Verhandlung Statt, fo ift ohnehin bad Protos 
fol des Notärs überflüffig., Die Einwendungen, welche 
eine Zmwangsveräußerung veranlaffen fann, find fehr mans 
nigfaltig und oft von bdelifater juriftifcher Natur. Sie 
werden daher nicht felten von den Notarien ganz ſchief 
aufgefaßt, um fo mehr, da der Betheiligte, welcher fievors 
bringt, fih nicht immer Far darüber auszudruͤcken weiß, 
fondern nur die rohen Elemente des Nechtöverhältniffes 
an die Hand geben kann, zu befjen Maren Auffaffung die 
Einfiht und Gewandheit eines geübten Juriften gehört. 
Die Schwierigfeisprotofolle enthalten daher fehr oft irrige 
Darftellungen, die der Partei um fo nachtheiliger werden 
koͤnnen, da fie das Protokoll, in der Meinung, daß der 
Notär die Sache verftehen müffe, bona fide unterfchreibt. 
Auch fehlt es dem Notär bisweilen, bei der Redaktion des 
Schwierigfeitsprofold, an der nöthigen Unpartheilichkeit, 
und die Ungeduld, welche er dariiber empfindet, daß er 
fi) durch Einwendungen in dem Verfahren aufgehalten 
fieht, oder feine individuelle Meinung über den Werth oder 
Unwerth der Einwendung hat nicht ſelten — auf die 
Redaktion des Protokolls. 

Eine gaͤnzliche Aufhebung dieſer, — dem Geiſte 
unferer Geſetze durchaus widerſprechenden Einrichtung fcheint 
ſonach, wie ſchon bemerkt, in jeder Beziehung rathſam zu 
ſeyn. 





Zu Art. 7 des Geſetzes von 1822. 
Diefer Artikel berrifft die Anheftung des Anfchlage- 
zettels, und gibt zu folgenden Bemerkungen Anlaß. 
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A. 

Nah Abſatz A fol biefe Anheftung innerhalb 8 Tas 
gen gefcheben, und zwar bei Strafe der Nichtigkeit. 

Ueber das Unzweckmaͤßige diefer Beftimmung, ingbes 
fondere der Nichtigfeitsftrafe, gilt hier wieder Alles, _ 
was bereitd oben in diefer Beziehung rückfichtlich der Friſt 
zur Fertigung bed Anfchlagszetteld gefagt worden ift. 

B. 

Unter Lit. b. ift unbedingt (und zwar bei Strafe 
der Nichtigkeit) vorgefchrieben, daß die Anheftung in der 
Gemeinde gefchehen fol, wo der Schuldner wohnt. 
Dies kann jedoch nur dann Statt finden, wenn der Schuld» 
ner im Rheinfreife wohnt; die Vorfchrift müßte fos 
nach auf dieſen Fall befchränft werben. 

©. 

Nach Abſatz 2 fol die Anheftung des Anfchlagszettels 
an den bezeichneten Orten burd; den committirten 
Notär gefchehen und beurfundet werden. 


Der Notär wird, nach Artfel 3, aus dem Landcommiſ—⸗ 
fariate genommen, wo bie Güter liegen. Der Schuldner 
ſelbſt kann in bedeutender Entfernung davon wohnen. Da 
nun bie Anfchlagszettel auch in der Gemeinde, wo ber 
Schuldner wohnt, durch den Notär felbft angeheftet wer⸗ 
ben follen, ſg dann diefer in ben Kal kommen, eine weite 
und Foftfpielige-Reife zu diefem Behufe zu machen. Wenn 
3 B. das gepfändete Gut in Kufel Liegt, während der 
Schuldner feloft in Landau wohnt, fo hat der Notär eine 
Neife von mehr ald 20 Stunden zu machen, um in Lan 
dau einen Anfchlagszettel anzuheften ! 

Dabei faͤllt von felbft in Die Augen, wie wenig ſich 
fhon an und für fih eine Verrihtung wie die Anheftung 
eines Anfchlagszetteld für das Amt eined Notärs ſchickt! 


‘ 
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D. 
Der fünfte Abfa lautet folgendermaßen: 

„Wenn der Notär ſowohl dabei, ald bei andern 
„Handlungen der Hilfe eines Gerichtsboten bendthigt 
„it, fo bat derfelbe fih nur der Gerichtöboten des 
„Cantons, in welchem die zu veräußernden Gegen, 
„Hände gelegen find, oder bei obmaltenden Hindernis 
„sen der Gerichtsboten bed Landcommiſſariats zu bes 
„dienen.“ 

Dieſer ganze Text iſt in hohem Grade ſonderbar; denn 

1) Er laͤßt durchaus ungewiß, bei welchen Hand— 
lungen ein Gerichtsbote verwendet werden ſoll, oder vers 
wendet werden fann. Daß ein Gerichtäbote die Anhef— 
tung der Anfchlagszettel vornehmen und beurfuns 
ben darf, fcheint zwar daraus hervorzugehen, obgleich ber 
vorhergehende Abſatz vorfchreibt, daß der Notär dies thun 
müſſe. Was aber unter den „andern Handlungen‘ 
zu verftehen fey, ift fchwer zu errathen. Diefe Unbeſtimmt⸗ 
heit hat in Praxi eine ganz verfchiedenartige Anwendung 
veranlaßt. Manche Notäre, und zwar die Meiften, nehmen 
feldft die Anheftung ber Anfchlaggzettel vor ;. Andere beauf- 
tragen, befonders in Verbinderungsfällen, einen Gerichts- 
boten mit biefer Operation, fo wie auch mit ben durch 
bie nachfolgenden Artikel (8 und 9) vorgefchriebenen Zus 
ftelungen des Anfchlagszetteld an den Schuldner und bie 
Hypothefargläubiger. Dabei hat fih aber zwifchen den 
Notarien und Gerichtsboten eine Gontroverfe über bie 
Zrage erhoben, wer von beiden berechtigt fey, die zuzuſtel⸗ 
Ienden Eopien zu fertigen. Die meiften Notarien fertigen, 
weil dies eine einträgliche Arbeit ift, die Gopien felbft, und 
zwar, wie alle Notarialabfchriften, auf Stempelpapier zu 
24 fr. und erpeditiondsmäßig, was im manchen Fällen, wo 
die Copien zahlreich find, ungeheure Koften veranlaßt. Die 
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Gerichtsboten dagegen behaupten, daß ihnen bad Recht 
zuftehe, die Gopien, mit beren Zuftelung fie beauftragt 
werben, felbft zu fertigen, und daß ihnen nicht zugemutbet 
werben koͤnne, die Mühe zu übernehmen und andern ben 
Nu tzen zu überlafen. 

Das Bezirfögericht in Kaiferslautern bemerkt, daß in 
feinem Bezirfe manche Gerichtöboten fich zu dergleichen 
Zuftelungen nicht verpflichtet halten, und glaubt ihnen 
Recht geben zu müſſen. 

. 2) Außerdem ift die Beftimmung, daß in allen Fällen 
nur Gerichtsboten des Gantond oder Landeommiffariats 
wo die Güter liegen, verwendet werben follen, im 
höchften Grade zweckwidrig, da die Zuftellungen fehr oft aufs 
ferhalb diefes Cantons oder Landeommifjariatd, und manch⸗ 
mal in weiter Entfernung gefchehen muͤſſen, namentlich 
wenn ber Schuldner nicht in demfelben wohnt, oder wenn, 
wie es gar häufig der Fall ift, das domieilium der Hypo⸗ 
thefargläubiger, in welchem die Zuftelung gemacht werden 
muß, außerhalb deſſelben Liegt. 

E. 

Der lebte Abſatz des Art. 7 erflärt, bag die Anhefs 
tung der BRIGESSPIRENE! als Befhlagnahme 
gelten foll. . 

Es ift fhon weiter oben ausführlich dargethan worben, 
daß eine Smmobiliarbefchlagnahme, wenn fie ihrem mefent: 
Iihen Zweck entfprechen foll, auf ganz andere Weife vor⸗ 
genommen werben muß, als durch Ausfchreibung der Gü- 
ter aus den Steuerbuͤchern und durch Anheftung der An⸗ 
ſchlagszettel. Es bedarf hier in dieſer Beziehung Feiner 
Wiederholung. — 

Nachdem nun die zahlreichen Mängel, welche die AÄrtis 
fel 3, 4, 5, 6 und 7 des Gefehes vom 1. Suni 4822 bei 
näherer Prüfung darbieten, der Reihe nach anfgegählt wors 
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den find, fo fragt ſich nunmehr, wie benfelben am Beſten 
abzubelfen fey? Die Antwort auf diefe Frage ift ſchon bei 
der Beleuchtung eines jeden einzelnen Feblerd angedeutet 
worden, — und mas insbefondere das Geſchaͤft der Ber 
ſchlagnahme betrifft, fo muß dafjelbe, wenn eine gründs 
liche Berbefferung eintreten fol, wieder den Gerichts, 
boten übertragen, und die daranf bezüglichen nähern Bors 
fihriften, jedoch unter Weglaffung alles defjen, mas unnoͤ⸗ 
thige Koften oder Meitläuftigfeiten veranlaßt, denen des 
code de proc&dure wieder angenähert, und auf diefe Weife 
mit dem ganzen Syftem unferer Gefeggebung in confe- 
quenten Zufammenhang gebracht werben. 

Die Commiffion bringt ſonach, unter Beziehung auf die 
bereit8 weiter oben gemachten Bemerkungen den Artifel 
3 des Entwurfs in Vorſchlag. 

Ein Auszug aus den Grundbüchern darf, wie bereitd 
ausgeführt worden ift, durchaus nicht die ausſchließliche 
Bafis der ganzen Procedur feynz; allein die Einficht diefer 
Bücher kann in der Regel ald Leitfaden dem Gerichtsbo— 
ten bei der Befchlagnahme nüglich werden. 

Im Allgemeinen ift e8 zwar unnöthig, daß das Geſetz 
den Gerichteboten ausdrüdlich auf die Hilfsmittel hinweiſe, 
beren er fidy bedienen muß, um feine Aufgabe (eine genaue 
und richtige Bezeichnung der in Befchlag zu nehmenden 
Grundftüde) gehörig zu löfen Es ift Darum unnöthig, 
weil e8 genügt, daß dad Geſetz beftimme, welche Angaben 
das Befchlagnahmeprotofoll enthalten fol (was durch den 
nachfolgenden Artikel gefchehen muß). Die Art und Weiſe, 
wie die darin anzugebenden Punkte ausfindig zu mas 
chen find, kann und muß es im Allgemeinen dem betreis 
benden Gläubiger und dem durch ihn beauftragten Ges 
richtöboten überlaffen; denn beide haben ein wefentliches 
Iutereffe, daß die Bezeichnung richtig fey, und jeder forgt 
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am beiten felbft für fein Intereffe. Daher ift es z. B. 
unnöthig zu fagen, daß der Gerichtöbote bei der Aufnahme 
der Güter den Feldfhügen oder andere fachfundige Leute 
aus der Gemeinde beizuziehen habe, um ihm über die Los 
falitäten, bie Augränzer ıc, Auskunft zu geben. "Dies wird 
er, wenn es ber Fall erfordert, von felbft thun, und thut 
er. es nicht, fo fällt der Nachtheil ganz allein auf ihn oder 
feinen Mandanten, Daher it auch, nad dem Erachten 
ber Commiffion, die Beftimmung in Betreff der Einfiht 
der Grundbücher nur facultativ zu fiellen. Doch muß 
das Gefeg dieſes Punkts erwähnen, um die Verbindlichkeit 
bed Bürgermeifteramtes, die erwähnte Einficht unentgelt- 
lich zu geftatten, zu begründen, und um einem Mißbrauche 
vorzubeugen, welcher fich unter ber Herrfchaft ded code de 
procedure eingefchlichen hatte, und welcher darin beftand, 
daß die Gerichtöboten dem Bürgermeifter jedesmal wegen 
eined Auszugs aus den Grundbüchern eine fürmliche Aufs 
forderung durch Gerichtöbotenaft zuzuftellen, und dadurch 
die Koften unnöthigermeife zu vermehren pflegten. 

Es ift ferner unnöthig, darüber eine Verfügung aufzu⸗ 
fielen, daß der Gerichtöbote aus dem Landeommiffariate, 
wo bie Güter liegen, genommen werben fol. Denn obs 
fhon die Gerichtöboten im ganzen Umfange ded Bezirke 
inftrumentiren dürfen, und ſonach wohl auch ein auffer- 
halb des Landeommiffariats wohnender Gerichtöbote zu eis 
ner Beihlagnahme verwendet werden kann, fo forgt doch 
das Gefek vom 4. Dftober 4825 dafür, daß daraus für 
ben Schuldner Fein Nachtheil erwachfen könne, indem es 
beftimmt, daß in diefem Falle der Gegenpartei feine hös 
here Neifegebühr angerechnet werben darf, als welche ber 
dem Orte, wo ber At vorgenommen wird, am nächſten 
wohnende Öerichtöbote bezogen haben würde. Rückſichtlich 
der Perfon des Gerichtöboten kann alfo um fo mehr dem 
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betreibenden Gläubiger die freie Wahl gelaffen werben, 
da hier von einem fehr wichtigen Gefhäfte die Nede ift, 
wobei ed weſentlich darauf ankommt, daß der Gerichts⸗ 
bote das Vertrauen des Glänbigers beſitze. — 


Was nun die Art betrifft, wie das durch den Gerichts» 
boten zu fertigende Befchlagnahmeprotofoll eingerichtet wers 
den fol, fo find die Vorfchriften, welche der Art. 675 des 
code de proc. darüber aufftelt, im Allgemeinen durchaus 
zwedmäßig. Es muß hier nochmals erinnert werden, daß 
diefes Protokoll die Grundlage ded ganzen Berfahreng, 
ſo wie auch der Acquifition des Anfleigererd bildet; daß 
es fonach, und zwar bei Strafe der Nichtigkeit, Alles ent⸗ 
halten muß, was für den Schuldner, für die übrigen Glaͤu⸗ 
biger deffelben und für die Steigliebhaber von wefentlichem 
Intereſſe ift. 

Demzufolge fchlägt die Commiſſion in diefer Beziehung 
den Artifel 4 des Entwurfes vor. 

Daß die Redaktion diefed Artifeld in mehreren Punk⸗ 
ten mit den Borfchriften nicht übereinftimmt, melde ber 
Art. 5 des dermaligen Geſetzes über den Inhalt des durch 
den Notär zu fertigenden Güteraufnahmeprotofolls aufftellt, 
ift eine natürliche Folge des veränderten Verfahrens. 

“ Weber die Abweichungen ift zu bemerken: 

4) Rüdfihtlih der Bezeihnung ber gepfänbeten 
Gegenftände find beide Redaktionen im MWefentlichen gleich» 
lautend, ausgenommen : 

a) Daß der Entwurf bei Gebänlichfeiten nicht blos bie 

“Angabe der Gemeinde, fondern aud der Straße 

fordert, was nicht unmefentlich fcheint, da ein Indi⸗ 
viduum in berfelben Gemeinde mehrere Häufer befigen 

fann, und da bie Angabe der Straße, felbft wenn 
von Dörfern bie Rede iſt, die nur wenige Straßen 
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haben, in jedem Falle feine Schwierigfeit dbarbieten 
kann. Auch der code de proc. (Art. 675) verlangte 
diefe Angabe, ' 
b) Daß die Angabe zweier Angränzer conjunftiv 
duch und, und nicht, wie im Tert bed Art. 5 
Lit. d., diejunftiv durch oder vorgefchrieben ift. Daß 
diefed oder .ein offenbares Derfehen ſeyn müſſe, ift 
ſchon weiter oben bemerklich gemacht worden. 
2) Die Verfteigerungsbedingniffe kann dad Bus 
fhlagnahmeprorofoll nicht enthalten, weil fie, nad dem 
Entwurf, erft fpäter aufgeftellt werden. 


Auch find fie dem Zweit des Befhlagnahmepros- 
tokolls fremd und beziehen fich auf einen andern Theil 
der Procedur. 


3) Nüdfihtlih des von dem betreibenden Gläubiger 
zu machenden Angebot gilt diefelbe Bemerfung. 


4) Die Angabe der Eigenthumstitel des Schulds 
ners und der auf dem Gute haftenden Reallaften kann 
nicht vorgefchrieben werden, weil, wie fchon oben bemerft 
. wurde, ber Schuldner nicht verbunden ift, die darüber 
vorhandenen Urkunden dem Gerichtöboten vorzulegen, bie 
Angaben aber, welce dieſer allenfalls durch Hörenfagen 
ſich verfchaffen könnte, nicht zuverläßig genug find, um in 
das Protofoll aufgenommen zu, werben. 

5) Ebenfo ift, fobald die Befchlagnahme durch ben Ges 
richtsboten an Ort und Stelle vorgenommen wird, und 
nicht mehr, wie bisher, in einem bipfen Auszuge aus-den 
Grundbüchern befteht, die Unterfchrift des Bürger 
meifters oder Adjunften eine unmüge Formalität. 
Die des Gläubigers ift ed noch mehr, zumal da ohne, 
hin, nach Art. 556 des code de proc. der Gerichtöbote, 
welcher zu einer Smmobiliarbefchlagnuahme fehreitet, mit 
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einer Spezialvollmacht von Seiten bed Glänbigers verfes 
ben feyn muß. 

6) Dagegen muß bas Beſchlagnahmeprotokoll ‚wie ed 
auch der code de proc. vorfchreibt, nothwendig eine Ans 
waltsbeftellung enthalten, welche die Erwählung eines. 
Wohnſitzes in ſich ſchließt, damit der betreibende Gläu- 
biger bei dem Bezirfsgerichte vertreten fey, und damit 
jeder Betheiligte, ber einen Einwand gegen das Verfahren 
zu erheben, oder eine fonftige, auf daffelbe bezügliche Zus 
ftelung zu machen hat, dies auf die einfachfte und wohls 
feilfte Weife thun koͤnne. Nach dem Gefeß von 1822 muß 
schon der Zahlungsbefchl eine Anmwaltöbeftellung ent 
halten, was aber, wie bereitd weiter oben audgeführt wurde, 
ganz zweckwidrig ift. 

7) In Betreff des, bei dem Anwalte von Nechtöwegen 
erwählten Wohnfiges, fcheint es zwedmäßig auszudrüden, 
daß diefer Wohnſitz fih nur auf das Berfahren (die 
actes de proc&dure) bezieht; daß alfo z. B. bei dem Ans 
walte fein Realanerbieten gemacht werden kann, ale 
wofür das im Zahlungsbefehl erwählte Domicil bes 
ſtimmt ift, u. f. w. Das Prinzip, daß der Anwalt blos 
rücfichtlich derjenigen Aften, welche die Procedur ans 
gehen, Vollmacht bat, liegt in der Natur der Sache und 
fann feinem Bedenfen unterliegen. 

Ueber die weitern Verfügungen des Artifeld 4 in Bes 
treff. der dem Bürgermeijter zuzuftellenden Gopie werden 
fpäter, an eimer paffendern Stelle, die nöthigen Bemers 
fungen folgen. 

Nachdem die Vorfchriften über die Art, wie die Bes 
fhlagnahme felbft beweirfftelligt werden fol, aufgefteltt find, 
fo erhebt fih vor Allem die Frage, ob es nöthig fey, daß 
das Befchlagnahmeprotofoll auf dem ei trands 
jeribirt werde? 
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Der code de proc. hatte eine doppelte Trangferip- 
tion deffelben, fomohl auf dem Hypothefenbäreau, als auf 
der Kanzlei des Bezirfögerichts, vorgefhrieben. (Art. 677 
und 680.) 

Das Gefek von 1822 hielt jede Art von Trangferips 
tion für unmwefentlich, und fie verſchwand ſonach gänzlich 
aus dem Zwangsveräußerungsverfahren. 

Das K. Bezirksgericht in Kaiferslautern hat fich dahin 
geäußert, daß die Wiederherftellung der Trandfeription auf 
dem Hypothefenamte ihm dienlich fcheine, um Gefährde 
bei Veräußerungen zu verhüten. Bon Seiten aller übrigen 
Behörden und Perfonen, welche gutachtlich über die Lücken 
und Fehler bed dermaligen Gefeged vernommen wurben, 
ift diefer Punkt mit Stillſchweigen übergangen worden. 

Bei Beurtheilung der Frage feldft "bieten fich folgende 
Betrachtungen bar: 

1) Im Allgemeinen fcheint es —— eine Förm⸗ 
lichkeit, welche das beſtehende Geſetz als unnöthig weg— 
geſchnitten hat, in den neuen Entwurf nur dann wieder 
aufzunehmen, wenn ſie als abſolut weſentlich erſcheint. 
Jede Hinzufuͤgung einer Formalitaͤt trägt dazu bei, das Ver⸗ 
fahren langwieriger und koſtſpieliger zu machen, und die 
Koſten der Trangfeription auf dem Hypothekenamte find 
nicht unbedeutend. Sie betragen im Durchfchnitte 6— 8 fl. 

2) Wenn nun gefragt wird, ob die Trangfeription 
eine abſolut nöthige Förmlichfeit fey, fo iſt vor Allem 
zu bemerfen, daß fie mit dem Hypothefenfyftem in 
feinem wefentlihen Zufammenhange fteht. In diefem Sy- 
ftem befteht befanntlich die Wirkung der Transfeription 
darin, daß fie, nach Ablauf einer weitern vierzehntägigen 
Frift, jede fernere hypothekariſche Infeription ausfchließt. 
Allein diefer Grundfag gilt nur von der Trangfeription 
von Beräußerungsurfunden (code proc. art. 834), 
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Bon einer folchen Wirkung kann fonach bei der Trand- 
feription eines Befhlagnahmeprotolls, weldes noch 
lange feine Veräußerungsnrfunde ift, nicht die Nede ſeyn. 

Eben fo kann diefe Trangfeription, obgleich fie im Alls 
gemeinen auf Bublizität zielt, nicht etwa ben Zwed 
haben, die Gonfurrenz bei der Berfteigerung zu 
vermehren. Diefe Beftimmung haben die Anfchlagszettel, 
die Snfertionen in Öffentliche Blätter und die, der BVerfteis 
gerung vorhergehenden Publikationen durch bie Schelle, u. ſ. w. 

Sm Sntereffe des Schuldners kann die Trangfeription 
gleichfalls nicht weſentlich feyn, da derfelbe durch die Zus 
ftelung des Befchlagnahmeprotofols den Inhalt deſſelben 
vollftändig erfährt. 

Auch die Hypothefarrehte ber Gläubiger fann 
biefe Trangfeription bed Befchlagnahmeprotofolld nidyt bes 
rühren, da bie Hypothefargläubiger durch Zuftellung der 
Anfchlagzettel von der Eriftenz und dem wefentlichen Ins 
halt der Befchlagnahme in Kenntniß gefegt werden. 

Iſt aber nicht die Trangfeription darum wefentlich, 
damit das Publifum in den Stand gefeßt werde, zu ers 
fahren, daß die Güter ded Schuldners, oder ein Theil 
berfelben, in Befchlag genommen find, daß ſonach der 
Schuldner die Befugniß verloren habe, darüber zu dis— 
poniren (code de proc. art. 692) und daß alfo Jeder fich 
zu hüten babe, von ihm zu Faufen, oder ihm auf hypotbes 
Farifches Unterpfand zu leihen? 

Diefer Gefihtöpunft würde vielleicht zu Gunften der 
ZTrangfeription entjcheidend feyn, wenn der beabſich— 
tigte Zwed burch fie erreicht werden fönnte, 

Allein was würde die Transfeription in Diefer Bezie— 
ziebung helfen, fo lange der Grundfaß befteht, daß bie 
Beräußerung liegender Güter gegen Dritte geltend gemacht 
werden kann, fobald fie ein fihered Datum bat?‘ Gefegt, 
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A will bem X ein Darlehn gegen Berpfändung eines Grunds 
ftüdf8 geben, oder ihm dieſes Grundftück abfaufen. Was 
nügt es ihm nun, wenn er auch auf dem Hypothefenamte * 
die Ueberzeugug gewinnen kann, daß in Bezug auf diefes 
Grundftü feine Beſchlagnahme eriftirt, da er immer 
in der Ungewißheit bleibt, ob nicht das Grundftüd bereits 
an einen Andern verfauft oder fonft veräußert fey? 

Diefen Bemerfungen zufolge könnte zwar bie Trans 
feription bisweilen, — wiewohl nur felten und in unvolls 
fommenem Grade, — von einigem Nugen feyn; allein als 
wefentlic im Syſtem unferer Gefeßgebung erfcheint fie 
nicht, wie ed allerdings der Fall feyn würde, wenn ber 
heilfjame Grundfaß des Geſetzes vom, 44. Brumaire VII., 
wonach die rechtliche Wirkfamfeit jeder Veräußerung uns 
beweglicher Güter, Dritten gegenüber, durch die Trans 
feription bedingt war, in unfere Givilgefeggebung aufges 
nommen worden wäre, 

E8 liegen ſonach für die Wiederherftelung der Trans 
feription des ‚ Befchlagnahmeprotofolld Feine überwiegende 
Gründe vor. 

Fällt die Transfeription weg, fo ift der erfte Aft, wel 
cher nach Bewerfftelligung der Befchlagnahme felbft gefches 
ben muß, die Zuftellung des Befhlagnahmeprota 
kolls an den Schuldner. 

Daß diefe Zuftellung durchaus nöthig fey, fann nicht 
bezweifelt werden, da der Schuldner von der gegen ihn 
Statt gehabten Beſchlagnahme vollftändig in Kenntniß ge— 
feßt werden muß. 

Sn der Regel wird zwar ber Schuldner, went er an 
bem Drte, wo die Befchlagnahme gefchieht, wohnhaft ift, 
biefelbe im Augenblid der Befchlagnahme felbft ſchon er; 
fahren. Mein eine folche, vom Zufall abhängende Kunde 
kann in keiner Beziehung ald genügend angefehen werden, 
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und es Faffen fich hundert Fälle denken, wo der Schuld« 
ner von der Befchlagnahme auf biefem Wege nicht unters 
richtet wird. Er kann in einer andern Gemeinde wohnen; 
er fann, wenn er auch an dem Orte ber Befclagnahme 
wohnt, durch eine augenblidliche Abwefenheit oder fonftige 
Umftände verhindert werden, die Befclagnahme zu erfahs 
ren, Auch genügt es nicht, daß der Schuldner blos im 
Allgemeinen das Faktum der Befchlagnahme wife; er muß 
von derfelben, jo wie von dem ganzen Inhalte der dars 
über errichteten Urkunde vollftändige Kenntnig haben, um 
genau beurtheilen zu Fünnen, welche Gegenftände fie be— 
treffe und ob biefelbe auf gefegmäßige LBeife vorgenommen 
worden fey oder nicht. Sonſt wäre das Recht, meldyes 
ihm das Geſetz ertheilt, die Beichlagnahme wegen Unters 
laffung wefentlicher Förmlichfeiten als nichtig anzufechten, 
ohne alle Realität für ih. 

Hieraus ergibt fih fchon von felbit, daß das Gefeg 
von 4822, weldyed blos die Zuftellung des Anſchlags, 
zettels und des Anheftungsprotofold an den Schuldner . 
vorfchreibt (Art. 8), in diefem Punkte höchft mangelhaft 
ift, und zwar um fo.mehr, da nad) diejer Vorfchrift der 
Schuldner erft dann von der Befchlagnahme in Keuntniß 
gefegt wird, nahdem fhon ber größte Theil der 
Koften gemacht if. Denn nicht nur find die Koften 
des Gommifforiums, des Hypothekenauszugs und der 
Güreraufnahme bereitd erwachfen, ehe jene Zuftellung 
gefchieht, fondern auch die Anfchlagszettel find bereits 
gefertigt (Art. 6), überall angehefter (Art. 7) und in 
das Intelligenzblatt eingerücdt (Art. 14); und gerade 
die hier genannten Alten find bei Weitem die Eoftfpielig- 
ften der ganzen Procedur; fo daß der Schuldner, went 
er auch unmittelbar nach dem Augenblide, wo er durd) 
eine Zuftelfung die Eriftenz der Befchlagnahme erfahren 
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hat, die Befriedigung des Gläubigerd bewirkt, body fehr 
bedeutende Kuften, und zwar, wie bereitd ohne alle Ueber—⸗ 
treibung gefagt worden it, bei Weitem den größten 
Theil der Koften, welche durch die ganze Zwangsveräußes 
rungsprocebur veranlaßt werden, zu tragen hat; ein Feh— 
ler, der zu auffallend ift, ald daß er noch einer weitern 
Auseinanderfeßung bedürfte, 
Auch muß im Vorbeigehen nod; bemerkt werden, daß 
der Urtifel 8 des Gefeges von 1822 rücfichtlich der Frift, 
die er feitfegt, mit dem Artifel 7 durchaus. nicht zu reimen 
ift. Der Artikel 7 geftattet nämlich für die Anheftung des 
Anfchlagszerteld an den im Gefege bezeichneten Orten eine 
achtlägige Friſt — die fchon ar fi fehr kurz und in 
manchen Fällen unzureichend if). Es find alfo hier 8 
volle Tage gegeben, um die Anheftung zu bewirken. Nun 
aber will der Artifel 8, daß während der nämlidhen 
Frift dem Schuldner das Anheftungsprotofoll nebft 
einem Gremplar des Anfchlagszetield zugeftellt werden 
fol. Beides kann aber nur fucceffiv und nidt 
gleichzeitig gefchehen, d. h. die Zuftelung des Anhef— 
tungsprotofolls an den Schuldner fegt Die bereits 
gefhehene Anheftung voraus. Indem alfo das Gefeg 
8 Tage zur Anheftung gab, und fodann verfligte, daß 
innerhalb der ſelben Frift die Zuftellung des Anheftungss 
protokolls gefchehen müffe, hat es fich im einen offenbaren 
Widerfpruch verwickelt. 

Es iſt gezeigt worden, baß bad eiälackähn es 
protofoll dem Schuldner zugejtellt werden muß. Nun 
fragt ſich aber weiter, ob hiezu eine Frift feftzufegen fey, 
und welche? Eine Frift kann nur da nöthig feyn, wo ber 
Aufſchub der Förmlichfeit, von welcher die Nede ift, dem 
Schuldner oder dritten Betheiligten wefentlichen Nachtheil 
bringen fann. Dieſes fcheint aber, rüdfichtlich der Signis 
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fication der Befchlagnahme, keineswegs der Fan zu feyn. 
Man fönnte zwar auf der einen Geite fagen, tie Bes 
ſchlagnahme ſei ein Aft, welcher, fobald er ftatt gefunden 
babe, den Gredit ded Schuldners zu erfhüttern pflege. 
Das Intereſſe des Schuldners mache ed daher nöthig, daß 
ihm, innerhalb einer befiimmten Fritt vom Tag 
ber Befhlagnahbme gerechnet, vermittelft Zuftellung 
einer Abfchrift des Beſchlagnahmeprotokolls der Inhalt 
deſſelben volftändig befannt gemacht werde, damit er wifje 
was gefcheben ift, und feine Maasregeln darnach ergreis 
fen koͤnne. Sonft könnte es gefchehen, daß eine Beſchlag— 
nahıne vorgenommen, dann aber von Seiten des Gläubis 
gers jahrelang liegen gelaffen würde. Der Schuldner fähe 
nun feinen Gredit durch die Befchlagnahme gefährdet, ohne 
im Stande zu ſeyn, gegen diefelbe aufzutreten, weil er den 
Inhalt derfelben nicht näher kennt, und auch den Gläubi- 
ger nicht zwingen fann, ihm das Driginal ber Befchlag» 
nahme zur Einficht vorzulegen, 

Auf der andern Geite aber liegen Gegengründe vor, 
welche bei weitem überwiegend fcheinen, und zwar 

41) Durd einen Aufſchub der Zuftellung des Befchlag- 
nabmeprotofoll8 werden, wenn man die Sache näher bes 
leuchtet, in der That durchaus feine Nechte gefränft. Die 
bed betreibenden Gläubigers nicht; denn es ift fein 
freier Wille wenn er die Zuftellung verfchiebt. Die ber 
übrigen Hypothefargläubiger nicht; denn fie find 
noch nicht in die Procedur gezogen, — diefe ift ihnen noch 
völlig fremd, und es fteht einem jeden derfelben frei, im 
eigenem Namen BVerfolgungen vorzunehmen, wenn er es 
für nöthig hält. Die des Schuldners nicht; denn eine 
Beichlagnahme fann ihm, fo lange fie ihm nicht zugeftellt 
ift, feinen wefentlihen Nachtheil bringen, da fie ihn nicht 
‚hindert, frei über feine Güter zu verfügen, während dem 
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mit dem Augenblid der Zuftellung die Linfähigfeit des 
Schuloners, über die gepfändeten Gegenftände zu dispo⸗ 
niren, ihren Anfang nehmen muß. 

2) Ein Auffhub der Zuftelung ift in der Regel hoͤchſt 
wuͤnſchenswerth für den Schuldner. Es ijt, wie ſchon frit- 
ber bemerft wurde, nicht felten der Fall, daß derfelbe den 
Zahlungsbefehl wenig beachtet, und erjt durch die Beichlagr 
nahme, die ihm die Gefahr näher zeigt, aufgefchredft und 
bewogen wird, ernftlih auf Zahlung zu denfen, fich, dem 
Gläubiger zu nähern, ihn um Auffchub zu bitten, um durch 
eine freiwillige Veräußerung oder ein Anlehen fich helfen 
zu koͤnnen ıc. Wenn nun das Geſetz den Gläubiger zwingt, 
die Befchlagnahme in einer gewiffen Frift zuftelen zu lafs 
fen, und dem Schuldner dadurch rücfichtlich der Dispo— 
fition über feine Güter die Hände zu binden, fo fieht fich 
der Gläubiger durch das Geſetz felbit verhindert, den Bits 
ten des Schuldners Gehör zu geben. Einer der größten 
und gerechteften Vorwürfe, welche man dem Gefege von 
4822 macht, befteht, wie bereits bemerft worden ift, eben 
darin, daß es den Gläubiger nöthigt, unaufhaltfam fort 
:zufahren und fogar wider feinen Willen den Schuldner zu 
ruiniren. Der Entwurf würde aber ganz in bdenfelben 
Fehler verfallen, wenn er für die Zuftellung der Befchlag» 
nahme an den Echuldner eine Frift vorfchriebe, 

3) Auch der code de procedure fegte für denjenigen 
Procedurakt, welcher zunaͤchſt auf die Befchlagnahme folgte, 
feine Friſt feſt. Diefer Aft war die Trangfcription der 
Beifchlagnahme auf dem Hypothefenamte, Erft nachdem 
diefe gefchehen war, und durch diefen Publifationdaft die 
Beſchlagnahme gewiffermaßen aufgehörg hatte, ein Privat: 
eigenthum des betreibenden Gläubigerd zu feyn, waren 
die weitern Alten des Verfahrens an beflimmte Friften ges 
bunden. — Ahlen diefen Betrachtungen zufolge mußte alfo 
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der Entwurf zwar bie Zuftellung bes Beſchlagnahmepro—⸗ 
tofolls, bevor irgend ein weiterer Aft des Verfahrens vors 
genommen werden barf, bei Strafe ber Nichtigkeit vor— 
fhreiben, ohne jedoch zum Behuf diefer Zuftellung eine 
Friſt feftzufegen. 

Damit jedoch der Schuldner in den Stand geſetzt wer; 
de, ſich auch vor der Zuftellung des Beſchlagnahmeprokolls 
nöthigenfall® Kenntniß von dem Inhalte deifelben zu vers 
fhaffen, ſcheint ed wefentlich, die Vorſchrift aufzuftellen, 
daß der Gerichtsbote unmittelbar nach der Befchlagnahme 
eine Copie des Beſchlagnahmeprokolls bei dem Bürgernieis 
fter zu Sedermanns Einfiht hinterlegen muß; eine Maas, 
regel, welche auch fchon der Artıfel 676 des code de pro- 
cédure vorfchrieb, und welche, außer dem fo eben ermähn- 
ten Zwede, auch dazu beitragen wird, der Befchlagnahme 
Publizität zu geben, und die Erfundigungen zu erleichtern, 
welche dritte Betheiligte fich veranlaßt finden koͤnnen, über 
bie dermalige Lage ded Schuldners und über den Inhalt 
des Beſchlagnahmeprotokolls einzuziehen. Daher die Schluß 
verfügung bed Art. 4, in welchem, der logifhen Ordnung 
zufolge, biefe Beſtimmung ihre Stelle finden mußte, 

Diefen Bemerfungen zufolge wird der Artikel 5 bed 
Entwurfs in Borfchlag gebracht. 

E8 liegt in der Natur ber Sache, daß die Befchlag- 
nahme unbeweglicher Güter bem Schuldner die Befugniß 
entziehen muß, über das Eigenthum, fo wie über die fies 
- henden Früchte diefer Güter zu verfügen. Die Beflimmuns 
gen, welche die Artifel 688 — 694 des code de proce- 
dure in diefer Beziehung aufftellen, find vollfommen ſach⸗ 
gemäß. Der Artifel 10 des Gefeted von 4822 hat daher 
mit vollem Recht diefe Verfügungen anwendbar erklärt, 
Nur ift der erwähnte Artifel 40 in fofern hoͤchſt fehlers 
haft, als er die Unfähigkeit des Schuldners ſchon anfan- 
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gen Iäßt, ehe noch ber Schulbner von der Be— 
fhlagnahme Kenntniß erhalten bat. Denn nad 
Artifel 8 des erwähnten Gefeted erlangt er diefe Kennts 
niß erft durch die Zuftellung des Anhbeftungspro- 
tokolls, und bie Unfähigkeit fängt fchon im Moment der 
Anheftung an; fo duß alfo der Schuldner fich eine Zeits 
lang in einem Zuftande der Sncapacität befindet ohne et- 
wad davon zu wiffen, und daher in den Fall kommen 
fann, optima fide ungültige Verträge zu fchließen, und fi 
und feine Mitcontrahenten in Schaden zu bringen. 

Nichts ift dagegen natürlicher, als daß die Incapacität 
von dem Augenblick ihren Anfang nehme, wo bie Be 
fhlagnahme dem Schuldner zugeftellt worden ft, wie es 
auch die Artifel 689 und 692 des code de nn 
feftfesten. 

Demzufolge bringt gie Gommiffion in diefer Begehung 
ben Artifel 6 bes Entwurfs in Borfchlag. 

Hier ftoßen wir aber noch auf einen Punft, welcher 
befondere Beachtung zu verdienen feheint, und eine legie- 
Iative Verfügung nöthig miachen dürfte. 

Es ift nämlich in den Fällen, wo der in Beſchlag ge 
nommene Gegenftand von der Art il, daß er leicht zers 
ftört ober befchädigt werden kann, z. B. ein Wald, ein 
Weinberg, eine Baumpflanzung ꝛc. zu befürchten, daß ber 
Schuldner, (der nicht felten, befonders wenn er fich ge 
drängt flieht, die Hilfe die er früher von dem Gläubiger 
empfing, mit Haß und Rache vergilt,) fich verleiten Laffer 
bie gepfändete Sache ganz oder theilweife zu verderben, 
um wenigftens die Hoffnung des Glaͤubigers zu vereiteln, 
wenn er fein Mittel mehr fieht, das Grundſtuͤck für fich 
ſelbſt zu erhalten ; und dies fol, wie es indbefondere von 
bem Staatöprofurator in Frankenthal angegeben worben 
if, in der dortigen Gegend nur allzuoft gefchehen, Auch 
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ber franzoͤſiſche Gefeggeber hegte diefe Beſorgniß, und bes 
brobte daher, im Artifel 690 bed code de procddure ben 
Schuldner, welcher in dem gepfändeten Grundftüde einen 
Holzhieb oder eine Beſchaͤdigung vornehmen würde, nicht 
nur mit einer Entfhädigungsflage unter Leibeshaft, fons 
dern auch mit firafrechtlichen Verfolgungen. Allein diefe 
Drohung mußte unmwirkffam bleiben. Denn von Schadens 
erfag kann bei einem Schuldner, der es bid zur Zwangds 
veräußerung fommen läßt, in der Regel feine Rede fepn; 
und die Androhung einer fonftigen Strafe zerfiel von felbft, 
weil weder der code de procedure noch auch das fpäter 
publizirte peinliche Gefeßbuch für diefen Fall eine Strafe 
feftjegte, alfo auch die Gerichte ſich in der Unmöglichkeit 
fahen, eine ſolche auszuſprechen. Denn als Diebftahl 
ließ fi) das Niederhauen der Bäume, das Berderben der 
Weinftöce, das Ausreigen und Wegfchieppen der Wingertds 
hoͤlzer ꝛc. nicht behandeln, da ein gepfändetes Grunditüd 
immerhin noch Eigentum des Schuldners ift; und eben 
fo wenig fonnten die Artifel 444 und folgende des code 
penal in Anwendung fommen, weil fie nur von der Zers 
förung fremden Eigenthums fprechen. Dennoch ift eine 
folhe Handlung offenbar widerrechtlich und firafbar Es 
foheint daher fachgemäß und möthig, für den Fall einer 
böslichen Befchädigung des in Beichlag genommenen Grund» 
ftüdd von Seiten des Schuldners, eine Strafe audzus 
fpreben, und zwar eine Gefängnißftrafe, bei des 
ren Zumefjung dem Nichter, wegen der unendlichen Mans 
nigfaltigfeit der Fälle, welche fi darbieten koͤnnen, 
ein möglichft großer Spielraum gelaffen werden müßte, 
und deren Minimum daher auf 8 Tage, dad Maximum 
aber auf 5 Sabre feftzufegen feyn dürfte. | 
Zu bemerken ift, daß ber Art. 444 des code penal, 
welcher von ber Zerflörung fremder Erndten oder Pflaus 
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zungen fpricht, zwar eine weit firengere Strafe verhängt, 
nämlich eine Gefängnißftrafe mit dem Minimum von 2 
und dem Marimum von 5 Sahren. Allein da die Beichäs 
digung einer fremden Befigung immerhin einen höhern - 
Grad von Strafbarfeit darbietet, ald der Fall, wovon hier 
die Rede ift, und da auch die Leidenfchaftlichkeit und Aufs 
regung, weldye hier im Spiele zu feyn pflegt, einige Rück⸗ 
fiht verdient, fo fcheint die vorgefchlagene geringere Strafe 
ſchon hinreichend zu feyn. 

Daß übrigens diefe Strafverfügung auch auf die naͤch— 
ften Verwandten des Schuldners ausgedehnt werden müffe, 
ergiebt fi) aud der Betrachtung, daß biefe die leidenfchaft 
liche Stimmung des Sculdnerd gegen den verfolgenden 
Gläubiger gewöhnlich zu theilen pflegen. Auch britte Pers 
fonen, welche, im Einverſtändniß mit dem Schuldner, die 
That begehen, verdienen biefelbe Strafe. Würde die Bes 
fhädigung durh Dritte ohne Wiffen und Willen 
des Eigenthümers verübt, fo fiele der Thäter unter 
die Anwendung des Artikeld 444 und folgende des peinlis 
dien Geſetzbuches. 

Diefen Bemerkungen zufolge wird der Artifel 7 des 
Entwurfes vorgefchlagen. 

Nachdem die Befchlagnahme — und dem Schuld⸗ 
ner befannt gemacht iſt, fo kommt es zunächſt darauf an, 
baß der Zeitpunft und bie Bedingungen der Ders 
fteigerung feftgefegt und dem Ganzen die RE Publici⸗ 
tät gegeben werde. 

Daß die Berfleigerung an Ort und Stelle zu ges 
fchehen habe, ift eine Borfchrift, welche offenbar zweckmä⸗ 
Big und ſonach beizubehalten if. Die Verſteigerung muß 
alfo durch einen von dem Gerichte zu belegirenden Com— 
miffarius vorgenommen werden. Denn die von einigen 
Seiten geäuferte Idee, daß au En gerichtliched Com⸗ 
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mifforium , fey ed durch einen Notär, fey ed durch den 
Gerichtöboten, zur Verfteigerung gefchritten werden könnte, 
verdient wohl feine Berüdfichtigung, weil dadurch das 
Berfahren den Charakter einer gerichtlichen Zwange- 
veräußerung ganz verlieren nnd noch mehr verunftaltet 
werden würde, ale es durch das Gefeg von 1822 bereits 
geſchehen ift. 

Die Felfegung bes befiimmten Tages und 
ber Stunde, wo die Berfteigerung Statt finden 
foll, muß dem Commiſſarius überlaffen werben, weil ders 
felbe befjer ald das Gericht die dabei eintretenden Rück 
fihten auf die Zofalverhältniffe, auf feine fonftigen Ger 
fhäfte und andere Umftände beachten kann. 

Da nun die Bekanntmachungen, wodurd die Betheilig« 
ten und das Publifum das Nöthige erfahren follen, tie 
erwähnten Punkte nothwendig enthalten müffen, fo ergibt 
fi) von felbft, daß der erſte Schritt, welchen der. betreis 
bende Gläubiger nach der Zuftelung des Beſchlagnahme⸗ 
protofol8 an den Schuldner zu machen hat, darin beftehen 
muß, die Ernennung eines Commiffarins zum Behufe der 
Berfteigerung an Drt und Stelle zu bewirfen, und zwar, 
wie es die Natur der Sache und die Analogie des Artis 
feld 3 des Gefeged von 1822 mit ſich bringt, durch Eins 
reichung eines von bem Anwalt bes betreibenden Gläubf- 
gers unterzeichneten Geſuchs an bad K. Bezirksgericht. 

Nun erhebt fich aber vor Allem die Frage, welcher 
Beamte fih am meilten zur Beforgung des Berfteiges 
rungsgejchäfts eigne, 

Die Wahl kann wohl nur zwifchen dem Notär und 
bem Friedensrichter ſchwanken. Denn ein Mitglied 
bes Bezirfögerichts felbft zu diefem Zwecke zu delegiren, würbt 
einestheild zu Foftfpielig feyn, anderntheild aber auch, in B 
tracht der geringen Zahl des Perfonals bei den Bezirksgerich⸗ 
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ten, Störung im laufenden Dienft und andere Nachtheile 
zur Folge haben. 

Für die von mehreren Seiten geänßerte Anficht,, daß 
der Friedensrichter mit dem fraglichen Gefchäfte zu 
beauftragen ſeyn dürfte, fcheinen zwar einige Gründe zu 
ſprechen, namentlich die Betrachtung, daß der Friedendrich- 
ter, als Gerichtöperfon, im Allgemeinen zu einem gerichts 
lichen Gefchäfte geeigneter fey, ald der Notär; ferner daß, 
wenn das Gefeg den Friedendrichter mit dem Berfteiges 
rungsgeſchäfte beauftragte, vielleicht dad Gommifforium des 
Bezirksgericht gefpart werden könnte, weil der Friedens 
rüchter ohnehin fchon eim richterlicher Beamter ift. 

Allein auf der andern Seite bieten ſich für die Anficht, 
daß dad Verfteigerungsgefchäft den Notarien zu belaffen 
fey, wichtige Grinde dar, und zwar: _ | 
1) Eine Abänderung des dermaligen Verfahrend fcheint 
Rberhaupt nur in fofern rathfam, als ein evibenter und 
bedeutender Vortheil dadurch erzielt werden kann. 

+ 2) Zmwangöverfteigerungen gehören zwar allerdings nicht 
in die amtliche Sphäre des Notärs, die nur die foge 
genannte freiwillige Gerichtöbarkeit in fich fchließt; als 
lein ‚dies Kindert nicht, daß der Notär für einen fpeziellen 
Fal, vermittelſt einer ausdrücklichen Delegation des Ges 
sichts, als gerichtlicher Commiſſarius agiren fünne, wie es 
auch in manchen andern Fällen, 3.3. bei Theilungsflagen 
defchieht. Auch ift bei Zwangsveräußerungen das Odium 
des Verſteigerungs-Geſchäfts bei Weitem nicht fo 
groß, ald dasjenige, welches der At der Befhlag- 
nahme mit fich bringt, da der Notär ohnehin derjenige 
Beamte ift, welcher Verfteigerungen aller Art vorzu⸗ 
nehmen pflegt. Das Gefchäft der Verſteigerung fteht 
daher weder mit dem Wirfungsfreife des Notariats, 
noch mit dir Würde biefes Amtes in fo grellem Wider 
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ſpruch, als das der Befchlagnahme, die Anheftung ber 
Anfchlagszettel u. ſ. w. Auch ift der Notär, vermöge feis 
ner Berhältniffe, feiner Lokalkenntniſſe und feiner Uebung 
und Gewandtheit in dergleichen Gefchäften mehr als jeder 
andere Beamte im Stande, ein günſtiges Reſultat der 
Berfteigerung herbeizuführen. 

3) Die Verfteigerung würde mehr Koflen verurfas 
chen, wenn fie durch den Friedensrichter, ald wenn fie 
durch den Notär vorgenommen würde. Denn der Fries 
‚bensrichter muß überall von feinem Gerihtsfchreiber, 
als Protofollführer,, begleitet feyn, mährend der Notär 
allein agirt, alfo auch nit eine Gebühr veraulaßt. 
Mas aber das Commiſſorium betrifft, mweldes dem Notär 
ertheilt werden muß, fo können die Koften, welche ein 
foldyes Sommifforium dermalen verurfacht, um 3 vermiu⸗ 
dert werden, wenn verfügt wird, daß daffelbe nicht and» 
gefertigt, fondern (wie ed auch, nad dem Geſetze vom 
41. September 4825, bei freiwilligen Immobiliarveraͤußerun⸗ 
gen, wozu ein gerichtliched Commiſſorium nöthig ift, ge 
fchieht) dem betreibenden Theile in Urfchrift ausgeliefert 
und auf der Gerichtfchreiberei nur Bormerfung bavon ge 
‚halten werden fol. 

4) Wollte man das Verfteigerungsgefchäft beim — 
densrichter uͤbertragen, ſo wuͤrde die ganze Zwangsveraͤuße⸗ 
rungsprocedur eine veraͤnderte Geſtalt gewinnen, und es 
wuͤrde von dem dermaligen Verfahren faſt gar nichts uͤbrig 
bleiben. Nun aber iſt es immer weit weniger gefährlich, 
bloß die einzelnen Fehler eines beftehenden Geſetzes zu 
verbeffern, als einen ganz neuen Weg einzufchlagen, auf 
welchem man fi, wie die bisherige Erfahrung mehrfach 
gelehrt hat, nur allzu Teicht in ein Labyrinth von Widers 
fprühen und Inconfequenzen aller Art verirrt. 

Es fcheinen ſonach Keine Hinreichenden Grunde vor 
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zuliegen, anftatt ber Notarien künftighin die Kriebensrichter 
mit dem Berfteigerungsgefchäfte zu beauftragen. 

Bon dem Zeitpunfte an, wo durch die Zuftellung bes 
Deihlagnahmeprotofols an den Schuldner das Dispofis 
tionsrecht des Legtern aufgehoben wird, muß das Geſetz 
für jeden Aft des Zwangsveräußerungsverfahrens eine Friſt 
beftimmen, weil von uun an fowohl der Schuldner felbit, 
als auch die Mitgläubiger wefentlich dabei intereffirt find, 
daß das Verfahren nicht ungebührlich verzögert werde, 
und weil den Leitern das Recht zufteben muß, falld ber 
betreibende Gläubiger die gefeglichen Friften nicht einhält, 
die Procedur ftatt Seiner zu übernehmen, 

Es wäre ſonach auch für die Einreichung eined Ges 
ſuchs an das Bezirfögericht, um die Ernennung eines No— 
tärs zum Behuf der Verfteigerung zu erlangen, eine Frift 
feftzufegen, und zwanzig Tage fiheinen bier ein ange: . 
mefjener Zeitraum zu feyn. Eine ſolche Frift laͤßt auf der ei- 
nen Seite dem Schuldner, der oft erft durch die Zuftellung 
ber Beichlagnahme in Bewegung geſetzt wird, bie nöthige 
Zeit, um fih mit dem Gläubiger in gütliche Unterhand⸗ 
lungen einzulaffen; und auf der andern Seite ift fie nicht 
fo lang, daß irgend ein Intereſſe dadurch gefährdet wers 
ben Fönnte. 

Auf die Nichtbeobachtung dieſer Frift muß, nah dem 
Ermeffen der Gommiffion, die Strafe der Nichtigkeit 
gefegt werden. Gefchähe dies nicht, fo würde es in ber 
Gewalt des Gläubigers ftehen, feinen Schuldner auf die 
empfindlichite Weife zu chifaniren. Er könnte nämlich, 
nachdem er vermittelft der Zuftelung des Beſchlagnhmepro⸗ 
tokolls dem Schuldner die Hände gebunden, das weitere 
Berfahren nach Belieben auffchieben, und fonach den Schuld: 
ner Sahrelang in diefem peinlichen und nachtheiligen Zus 
fiande laſſen. Denn dieſem ftünde weder ein Mittel zu 
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Gebot, den Gläubiger zur Fortfeßung des Verfahrens zu 
nöthigen, noch auch die Befchlagnahme annulliren zu laffen, 
weil die Strafe der Nichtigkeit nicht durch das Gefeg aus— 
gefprochen wäre. 

Die, im Artifel 3 des Gefeßes von 4822 enthaltene 
Borfchrift, daß dem Gefuch die Urfunde, auf welcher bie 
Beichlagnahme beruht, beigefügt feyn müſſe, ift hoͤchſt uns 
nuͤtz. Denn gefegt auch, die Gültigfeit oder erefutorifche 
Kraft diefer Urfunde wäre zweifelhaft, fo würde ed doch 
dem Gerichte keineswegs zuftehen, von Amtewegen, und 
ohne daß der Schuldner mit einer Einwendung aufges 
treten wäre, einen folchen Umftand geltend zu machen, und 
die Ernennung eines Gommiffarius zu verweigern. Diefe 
muß gefchehen, fobald eine Befchlagnahme eriftirt, und 
mit der Würdigung der Urfunde, kraft deren fie gejcheben 
ift, fann das Gericht fih, nach den Grundprincipien des 
. gerichtlichen Verfahrens im Nheinfreife, nur dann befaffen, 
wenn fie von dem Schuldner angefochten wird; folglich 
braucht auch dieſelbe dem Gericht vorerft nicht vorgelegt 
zu werden, eben fo wenig als der Zahlungäbefehl, Es 
genügt, daß das Befhlagnahmeprotofoll dem Ge 
fuch beigefügt werde, damit das Gericht fih von der Eri- 
jtenz einer Befchlagnahme überzeuge und zu beurtheilen 
wiffe, welcher Notär zum Behuf der Berfteigerung zu ers 
nennen’ fey. 

Es ift fachgemäß, daß wenn nicht befondere Umftände 
oder Verhinderungen die Ernennung eines Bezirksnotaͤrs 
noͤthig machen, der Verfteigerungscommiffär aus dem Lands 
commiffariate genommen werde, wo die gepfändeten Güs 
ter liegen. Allein auch der Kall muß vorhergefehen wers 
ben, wo bie Güter in mehreren Landcommiffariaten bes 
findlih find. Es wuͤrde, wie fchon weiter oben bemerft 
worden ift, große Koften und Schwierigkeiten veranlaffen, 
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wenn man in biefem Sale mehrere Commiſſarien er, 
nennen wollte, und ber befte Ausweg dürfte feyn, nach 
Analogie der Artifel 2210 und 2241 des code eciv., fo 
wie des Artifeld 676 des code de proc., den Notär aus 
demjenigen Landcommifjariate zu nehmen, in welchem ber 
bedeutendere Theil der Güter liegt, und diefem die Pros 
cebur für das Ganze zu übertragen. 

Diefen Bemerkungen zufolge bringt die Sommiffion bie 
Artifel 8 und 9 des Entwurfs in Borfchlag. 

Zu bemerken it noch, daß das DBezirfögericht Feine 
Frift für die Verfteigerung feftzufegen braucht. Denn bie 
allgemeine Frift, d.h. den Zeitraum, welcher zwifchen dem 
Commiſſorium und der ‚Berfteigerung liegen muß, beftimmt 
das Gefeg ſelbſt; Tag und Stunde der Verfleigerung aber 
der Gommiffarius. 

Nachdem das Commiſſorium ermwirft ift, fo müffen, be- 
vor die Anfchlagszettel gefertigt werden fönnen, vor Allem 
Tag, Stunde und Ort der Berfteigerung feftgefet werden, 
und dies gefchieht, wie fo eben bemerft wurde, burch den 
Commiſſaͤr, nach genommener Einficht des Befchlagnahme- 
protokolls nnd Commiſſoriums. Eine Frift von 14 Tagen, 
von dem Datum des Commiſſoriums gerechnet, genügt zu 
dieſem Behufe vollfommen. Diefe Frift muß jedoch, fo 
wie es der Artikel 8 riickfichtlich der Frift zur Einreihung 
des Gefuchd um Ernennung eines Verfteigerungscommifjärd 
beftimmt, und aus gleichen Gründen, unter Androhung 
ber Nichtigkeit vorgefchrieben werben. 

Die Commiffion bringt daher den Artikel 10 des 
Entwurfs in Vorſchlag. 

In Anfehung des Zeitpunfts der Berfteigerung 
muß das Gefeg ein Minimum des Zwifchenraumsd bejtims 
men, welcher nothwendig zwifchen dem Commifforium uud 
bem Tag der Verfteigerung liegen muß, damit der Schuldner 
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bie nöthige Zeit behalte, um, wo möglich, durch Zahlung 
oder Vergleich dad Ungewitter abzuwenden. Die im Ars 
tifel 3 des Gefeges von 1822 feftgefegte Frift von 3 Mos 
naten vom Tage des Commiſſoriums an gerechnet, fheint 
ganz angemefjen, und wäre ſonach beizubehalten. 


Allein die Feftfegung eines Marimumg, d. h. einer 
Friſt, innerhalb welcher die Verfteigerung nothwendig ge 
ſchehen muß, ift, wie fchon weiter oben ausgeführt wurde, 
durchaus zwedwidrig. Nur muß auf der andern Geite 
bafır geforgt werden, daß der Gommiffarius nicht, aus 
mißverftandener Schonung oder Parteilichfeit zu Gunften 
des Echuldners, willführlichermeife uud wider den Willen 
des Gläubigers, die Berfteigerung allzumweit hinaus— 
fegen und dadurch das Intereſſe des Gläubigerd ver; 
legen fönne. Nur in diefen Sinne wäre alfo ein Mas 
ximum fejtzufegen, d. h. ein Zeitraum zu beitimmen, wels 
chen der Gommiffarius nicht überfchreiten darf, ohne daß 
entweber der Gläubiger feine Einwilligung dazu gibt, oder 
daß es durch Incidentprozeſſe nöthig geworden ift. 


Es wird daher der Arttfel 44 ded Eutwurfeg 
in Vorſchlag gebradır. 

Nachdem der Zeitpunft der Berfteigerung feftgefegt ift, 
fo müffen nunmehr, nach dem natürlichen Gange des Vers 
fahrend, diejenigen Akten erfolgen, welche bejtimmt find, 
‚der VBerfteigerung die nöthige -Publizität zu geben, 
nämlich: 

1) die Fertigung eines Anſchlagzettels; 

2) die Anheftung deſſelben an verſchiedenen Orten; 

3) die Zuſtellung deſſelben, ſowohl an den Schuldner, 
als an ſämmtliche Hypothekargläubiger; 

4) die Bekanntmachung der Verſteigerung in einem öfs 
fentlidyen Blatte. 
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Alle diefe Akten, fo wie überhaupt das ganze weitere 
Verfahren bis zur DBerfteigerung felbft, müffen nothwendig 
dem betreibenden Gläubiger, resp. dem durch ihn beaufs 
tragten Anwalt und Gerichtöboten, überlaffen werden, denn 

4) diefe Aften ziemen fich, wie fchon früher ausgeführt 
worden ift, durchaus nicht für dad Amt eined Notärs; 

2) Es liegt wefentlid im Geifte unferes Verfahrens, 
daß alle Zuftellungen, Bekanntmachungen und fonftige Als 
ten, welche zur regelmäßigen Einleitung einer Procedur _ 
erforderlich find, durch die betheiligte und betreibende Pars 
tei, keineswegs aber durch einen gerichtlichen Commiſſarius, 
beforgt werden. Auch wird, wie gleichfalls fchon früher 
bemerkt worden ift, die Partei dieſes am beften und pünft» 
lichften beforgen, weil Niemand fo fehr dabei interefirt 
ift als fie felbft, daß fein Fehler gefchehe. 

3) Die erwähnten Akten find, wenn ber Notär fie 
macht, bei weitem foftfpieliger. Schon früher ift im Als 
gemeinen bemerft worden, daß die Taxe der Notarien 
durchgängig höher ift, ald die der Gerichtöboten. In specie 
aber haben die Koften der Anfchlagdzettel, fo wie 
diefe nadı dem dermaligen Gefege gefertigt werden, zu den 
lauteften Klagen Anlaß gegeben; und wirflic find fie in 
manchen Fällen bis zu unerhörten Summen geftiegen. Diefe 
Koften überfteigen alles vernünftige Maaß, fobald die Ans 
fchlagszettel einigermaßen zahlreich oder ausgedehnt find, 
d. h. fobald mehrere Schulöner, z. B. mehrere Mirerben, 
oder eine bedeutende Anzahl Hypothefargläubiger vorhans 
den, oder endlich die gepfündeten Güterftüde zahlreich find. 

Einige Beifpiele, die fi aus den eingegangenen Notis 
zen ergeben, werden died näher belegen. 

In einem Falle, wo nur ein Schuldner und 45 Hypo— 
thefar:Inferiptionen vorhanden waren, fertigte ber Notär 
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zweiundzwanzig Eremplare des Anfchlagezettels, 
- nämlid : 

für die zweimalige Einrückung ins Intelligenzblatt 2 

für die 45 Hppothefargläubiger . . 2... ..45 

zum Affihien . - « oo 0 02 0 0200 

zur Signififation an den Schuldner . ... 4 

ald Beilage zum Anheftungsprotofol . . » 


Diefe koſteten, ohne Zuftellung, 44 fl. 9 fr. 
In einem andern Falle, wo nur 47 GEremplare bes 
Anfchlagszetteld gemacht wurden, die Güterſtücke aber zahls 
reich waren, fofteten diefe 47 Copien, ohne Zuftellung, 
406 fl. 26 fr., und die Koften der ganzen Erpropriation 
fliegen dadurch auf 220 fl. 47 Fr. 


In einem dritten Falle, wo mehrere Schuldner und zu⸗ 
gleich zahlreiche Glaͤubiger und viele Güterſtücke waren, 
koſteten die Anſchlagszettel, ohne Zuftellung, nicht weniger 
als 354 fl. 54 fr., nämlich für verwendeted Stempelpa- 
pier 450 fl. 9 Er. und für Gebühren des Notärs 204 fl, 
45 fr. !! 


Die Urfachen diefer fürckterlichen Koftfpieligfeit Tiegen 
hauptfächlich darin: 

a) daß die Anfchlagszettel nicht, wie früherhin, ges 
druct, fondern fammt und fonders, es mögen noch fo 
viele Exemplare nöthig feyn, gefchrieben werden; 


b) daß dies durch die Notarien gefchieht, und zwar 


erpeditiondmäßig, d. h. auf größerem Stempelpapier 
zu 24 fr, per Bogen und unter Beobachtung der für No— 
tarialerpeditionen vorgefchriebenen Linien- und Sylbenzahl, 
wodurch denn nicht nur große Auslagen für Stempelpa- 
pier, fondern auch übermäßige Copialgebühren veranlaßt 
werben. 
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Diefem Unfug, mwoburd manche feit dem Gefeß von 
4822 eingeleitete Zmwangsveräußerungsprocedbur dreimal 
theurer geworden ift, ald wenn fie unter der Herrfchaft 
des code de proc. Statt gefunden hätte, kann auf dop⸗ 
pelte Weife abgeholfen werben. 

Durdy die Verfügung, daß fünftighin die zum Behuf 
der Anheftungen und Zuftelungen nöthigen Gopien des 
Anſchlagszettels durch die Gerichtöboten gefertigt werben 
follen, würde fchon viel gewonnen feyn; benn der Gerichtd- 
bote bedient fich des Fleinen Stempelpapierd zu 8 fr. und 
erhält für die Rolle zu 200 Sylben 6 fr., während der 
Notär, wie fchon bemerkt, nnr Stempelyapier a 24 fr. vers 
braucht und weit höhere Gopialgebühren bezieht, nämlic) 
30 fr. für die erfte Role zu 300 Sylben und für jede 
der folgenden 15 fr. 

Allein noch weit beffer wird es feyn, die Borfchrift 
des code de proc., daß biefe Copien gedruckt werden 
follen, wieder herzuftellen. Es wird wenig Zwangsverſtei⸗ 
gerungen geben, wo nicht wenigſtens 8-AO Exemplare 
des Anfchlagszetteld nöthig find, und eine ſolche Anzahl 
wird immer ſchon wohlfeiler gedruckt ald gefchrieben. Steigt 
aber die Zahl der Exemplare höher, wie es fehr oft der 
Fall iſt, fo wird die Wohlfeilheit der gedrucdten Anfchlags- 
zettel im Vergleich mit den gefchriebenen noch mehr fühlbar. 

Was den Inhalt des Anfchlagszetteld betrifft, fo find 
in dieſer Beziehung die Bemerkungen zu berücfichtigen, 
weld;e bereitd weiter oben (pag. 335— 341) vorgetragen 
worden find. | 

Die Commiſſion ſchlägt ſonach, rückſichtlich der Fertis 
gung des Anſchlagszettels, die im Artikel 42 des Ent— 
wurfes enthaltenen Beſtimmungen vor. 

Was die Bedingungen der Verſteigerung betrifft, 
fo iſt die Entwerfung derſelben, wie? es ſowohl der code 
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de‘ proc., als auch das dermalen beftehende Geſetz von 
1822 vorfchreibt, dem betreibenden Släubiger zu überlaf- 
fen; unbefchadet jedoch, wie fid) von felbft verjteht, ber 
Defugniß, welde den übrigen Betheiligten geftattet feyn 
muß, gegen diefe Bedingungen, wenn fie fich dadurch ges 
fährdet glauben, ihre Einwendungen zu erheben, und dies 
felben dem Gerichte zur Entfcheidung vorzulegen. Ueber 
diefen Gegenftand find nun mehrere wichtige Bemerkungen 
zu machen. 

1) Es ift fehr darüber geklagt worden, daß ſeit dem 
Geſetze von 1822 die Anſchlagszettel und ſonſtigen Akten, 
welche die Steigbedingniſſe enthalten müſſen, dadurch uns 
gebührlich lang und koſtſpielig werden, daß man eine 
Menge Bedingungen in dieſelben einrückt, welche ſich von 
felbft verfiehen, weil fie nichts find, als eine Wiederholung 
gefegliher Beſtimmungen. Diefer Mißbraud, läßt fich füge 
lich dadurch heben, daß die allgemeinen und gewöhnlichen 
Bedingungen jeder Zwangsveräußerung in einem Artifel 
bes Geſetzes aufgeftellt, und zugleich verfügt wird, daß 
dieſe Bedingungen, bei Verluft der deffallfigen Koften, in 
den Aften nur durch eine kurze Beziehung auf den Geſe— 
Besartifel zu erwähnen find. 

2) Ein Punft, welcher von der hoͤchſten Wichtigkeit 
ift, und welder bier zur Sprache kommen muß, iſt die 
Frage: ob und in wie weit dem Anfteigerer zur Zahlung 
des Kaufſchillings Termine gefeßt werden dürfen? Die 
Commiſſion bat diefe Frage furgfältig von allen Seiten 
erwogen, und fie macht es fich zur Pflicht, die Gründe 
und Gegengründe, welche eine nähere Prüfung derſelben 
darbietet, ausführlich darzulegen. 

Auf der einen Seite ift ed gewiß, daß eine Berfleige- 
rung ohne Termine bad Gut felten an feinen wahren 
Werth bringt, und daß daffelbe, bei einer folchen Berfteis 
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gerung, in der Negel dem betreibenden Gläubiger um ein 
Spottgeld zugefchlagen wird. Auf der andern Seite aber 
ſcheinen folche Zahlungstermine, fofern nicht die Gläubi- 
ger dazu einmwilligen, mit den Rechten berfelben, und fos 
nach mit der Gerechtigkeit felbft, in Widerfpruch zu ſtehen. 
Man falle insbefondere den Standpunkt und das Recht 
bes betreibenden Gläubigers ins Auge. 

Die Forderung beffelben it bereits verfallen, wenn 
er zur Befchlagnahme fchreitet. Denn eine Zwangsveräus 
Berung kann nur wegen einer bereits fälligen Fordes 
rung vorgenommen werben. Code de proc. Art. 551. 

Nun aber verfügt [das Givifgefeg einerfeits, daß ber 
Gläubiger nicht gezwungen werden fann, theilmeife 
Zahlungen zu empfangen; und anberfeits, daß die Ge— 
richte zur Bezahlung einer fälligen Schuld nur bei befons 
dern Umftänden, und nur mit großer Vorſicht maͤ— 
ßige Friften bewilligen dürfen. C. civ. Art. 1244. 

Dazu fommt noch ber Artifel 2212 des code civ., wel 
cher verfügt, daß dem Zwangsveräußerungsverfahren nur 
dann Einhalt gethan werden darf, wenn ber Schuldner 
beweist, daß ber reine und freie Ertrag feines unbeweg» 
lihen Vermögens hinreicht, um bie Forderung binnen 
Jahresfriſt vonftändig zu bezahlen, und wenn er erbös 
tig ift, den Gläubiger auf diefen Ertrag anzumeifen; 
woraus hervorgeht, daß der Gläubiger, welcher eine Zwangs⸗ 
veräußerung betreibt, ſich nur unter ben erwähnten Lms- 
fländen, und höchſtens auf ein Sahr, eine Frift gefallen zu 
laffen braucht. Zudem ftellt der Artifel 4188 c. civ. das 
Prinzip auf, daß felbit vertragsmäßige Friften weg— 
fallen, fobald der Schuldner in entfchiedbenen Vermögens, 
verfall geräth, und dies ift rücfichtlich eined Schuldners, 
gegen welchen eine Zwangsveräußerung betrieben wird, 
ohne Anftand der Fall. Art. 124 c. de proc. 
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Es ſcheint ſonach nicht zweifelhaft, daß es durchaus 
ungerecht feyn würde, bei jeder Zwangsverfteigerung Zahr 
Iungsfriften zu geftatten, und zwar mehrjährige Friften. 


Um dies noch mehr ins Licht zu feßen, denfe man fich 
ben Fall, daß ein Gläubiger feinen Schuldner verklagt, 
um ein Urtheil zum Behuf der Erefution gegen ihn zu 
erlangen. Der Schuldner fhüßt feine bedrängte Lage vor, 
» nd bittet das Gericht, in Anwendung des Artifeld 1244, 
um eine Zahlungsfrift. Er erhält diefelbe durch Urtheil, 
läßt fie aber unbenußt verftreichen, und wird fobanı der 
finitiv zur Zahlung verurtheilt. Der Gläubiger leitet nuns 
mehr, auf diefes Urtheil hin, ein Zwangsveräußerungsver, 
fahren ein. Wenn nun bei der Berfteigerung abermals 
Termine geftattet würden, ift es nicht augenfcheinlich, daß 
dadurch nicht nur das Recht des Gläubigerd auf dad Em; 
pfindlichite gefränft, fondern auch die Rechtskraft des 
Urtheils verlegt werden würde? Daffelbe würbe der Fall 
feyn, wenn der Schuldner auf die Klage des Gläubigers 
eine Frift verlangt, mit dieſem Begehren aber, als den 
Umftänden nicht angemefjen, von dem Gericht abgewies 
fen und pure et simpliciter verurtheilt worden wäre, 


Würde nicht auch bier, wenn man bei der Zwangevers 
Außerung Friſten geftattete, der Rechtskraft des Urtheils 
dadurch Troß geboten ? 


Auh darf man fid unter dem Gläubiger nicht immer 
einen reihen Mann, ber feines Geldes nicht bedarf, 
» oder gar einen haffenswertben Wucherer benfen. Abges 
fehen davon, daß das Recht eines jeden Glänbigers res 
fpeftirt werden muß, gibt e8 auch manchen Gläubiger, der 
ſelbſt in Noth ift, der feines Geldes dringend bebarf, 
und deſſen Ruin durch unzeitige Friften BROT wer; 
den kann. 
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Man Fönnte zwar fagen, baß bie bei ber Zwangsver— 
fteigerung zum Behuf ber Zahlung ded Kaufpreifes feſtge⸗ 
fegten Termine feine eigentlichen Zahlungsfriften feyen, 
welche dem Schuldner, feinem Gläubiger gegenüber, be 
willigt werben. Denn folche Berfleigerungstermine heben, 
fireng genommen, die Eigenfchaft der Forderung, als einer 
fälligen Forderung nicht auf, und hindern z. B. den 
Gläubiger nicht, fie auch während ded Laufs der Termine 
durch andere Erefutiondmege, 3. B. durch saisie-mobiliere, 
saisie-arr&t, contrainte par corps etc. geltend zu machen. 

Allein wenn auch eine foldhe Diftinftion dem Begriff 
nach gemacht werden kann, fo fcheint fie doch ohne praftis 
fhen Werth zn feyn, da in der Regel die Lage eines 
Schuldners, deffen unbewegliche Güter in Befchlag genoms 
men werben, feine andere Zahlungsmittel barbietet, Auch 
bat ber Gläubiger wohl das Recht zu verlangen, daß der 
Gegenftand, welchen er ald Pfand feiner Forderung (v. Art. 
2092 c. eiv.) in Befchlag genommen bat, auf diejenige 
Art und Weile zu Geld gemacht werde, wie es feinem 
Rechte angemefjen ift, und daß nicht durch die Art ber 
Berwerthbung dieſes Recht paralyfirt werde, — Für bie 
entgegengefegte Anficht, welche Berfteigerungstermine für 
zuläffig und rechtmaͤßig hält, laſſen ſich dagegen folgende 
Gründe aufftellen. | 

Faftifch wird allerfeits zugegeben, daß die Güter in 
der Negel nicht an ihren Werth fommen, wenn fie nicht 
auf Termine verfleigert werben. 

Rechtlich it nun im’ Betracht zu ziehen, daß wenn . 
auch folche Termine, dem Rechte des Gläubigerd, nad) dem 
firengften Begriffe deffelben, zuwider zu laufen fcheinen, 
dennoch in allen vernünftigen und humanen Gefeßgebun- 
"gen das Prinzip herrfhen muß, daß die Strenge bes 
Rechtsbegriffs durch Ruͤckſichten der Menfchlichfeit, des als 
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gemeinen Wohls und der Zeitumftände gemildert und mo- 
difizirt werden muß. 

Diefes Prinzip berrfcht auch durchgängig in unferer 
Givilgefeßgebung. 

So ift ed zwar Grundfaß, daß Verträge zwifchen den 
Parteien ald Gefeg gelten, Art. 4434. Nichtedeftoweniger 
geftattet der Artifel 1244 dem Richter, für eine Forderung, 
welche nach Inhalt des Vertrags verfallen ift, aus NRüds 
fiht auf die Lage des Schuldners noch mäßige Zahlungss 
friften zu geftatten. 

So ift ed Prinzip, daß ber Echuldner dem Gläubis 
ger mit feinem gefammten Bermögen verhaftet ift, Art. 
2092. Nichtsdeftoweniger dürfen diejenigen Gegenftände, 
welche dem Schuldner zu feiner Eriftenz unentbehrlich find, 
ihm nicht genommen werden. Art, 592 code de procedure. 

Eben fo fohügte der code de proc&dure den Schuld» 
ner, gegen welchen zur Immobiliarexekutiou gefchritten 
wurde, defien Schuld alfo auf alle Weife verfallen war, 
durch Friften die ihm Auffhub gaben (z. B. die 3Otägige 
Frift nach dem Zahlungsbefehl u. ſ. m.;) ja man kann 
fagen, daß das ganze Erpropriationsrerfahren fo wie ber 
code de proc. es vorfchrieb, darauf berechnet war, durch 
viele Friften und durch die lange Dauer ber Prozedur - 
dem Schuldner die Möglichkeit einer gütlichen Abfindung 
fo lang ald nur immer thunlich zu laſſen. Dem Rechte 
bes Gläubigerd wurde zwar gehufdigt, allein es wurde 
im Intereſſe des Schuldners befchränft und gemildert. 

Allein noch mehr! Es Täßt fih nicht einmal mit Grund 
behaupten, daß das Recht des Gläubigerd durch eine Vers 
fteigerung auf Termine verfeßt oder gefchmälert werde. 

. Diefed Recht befteht darin, daß der Gläubiger befugt 
feyn muß, falls der Schuldner nicht in Güte zahlt, durch 
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Zahlung zu gelangen. 

Unter Berfilberung muß aber bier nothmendig vers 
fanden werden: die Erzielung des rechten und wah⸗ 
ren Werthed der Sache, weil einestheild dem Schuldner 
nicht mehr Eigenthum entzogen werden darf, als zur Be 
friedigung des Gläubigers nöthig ift, und weil andern» 
theild die Veräußerung nicht blos im Intereſſe des vers 
folgenden, fondern auch in dem der übrigen Gläubiger ge 
ſchieht. Auf eine Verfchleuderung der Habe des Schuldners 
unter ihrem Werthe kann der Gläubiger fein Recht haben. 

Das ‚Gefeg muß daher diejenigen Maaßregeln vor 
ſchreiben, welche nöthig find, um das Gutan feinen 
wahren Werth zu bringen. Zu dieſem Behufe bes. 
ſtimmt auch das beftehende Gefeß bereits mehrere Friften 
bes Verfahrens, Publifationen u. f. w. 

Wenn es nun aber factifh wahr ift, daß, nad den 
obwaltenden Zeitumftänden , die bereits durch das Gefek 
in biefer Bezichung vorgefchrieberen Maaßregeln noch nicht 
genügen, um den angegebenen Zwed zu erreichen; daß viels 
mehr nur durch eine Berfteigerung auf Termine ber 
rechte und wahre Werth erzielt werden kann, fo ift das 
mit auch bie. rechtliche ne und Nothwendigfeit fols 
her Termine erwiefen. 

Auch ſtehen dergleichen Termine mit den Beftimmungen 
ber beftchenden Givilgefege nicht im Widerfpruch. Denn 
die Artifel 1244, 2212 ꝛc. des code eiv. beftimmen nur 
bie Fälle, in welchen dem Schuldner eine Zahlung 8 
frift gegeben, und fonadh die Erefution felbfi auf 
gejchoben werden fann. Hier ift aber von feinem Auf 
Thub der Erefution die Rede. Die Erefution geht 
vor ſich: fie foll blos anf eine folche Art und Weife ge 
(heben, daß fie ihrem mefentlichen Zwecke entfpricht und 
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nicht den Schuldner ohne Noth zu Grunde richte. Es 
handelt ſich bier nicht von einer dilatio subhastationis, 
fondern von einem durch die Zeitverhältuiffe gebotenen 
modus subhastandi. 

Faßt man die factifchen Folgen einer Berfieigerung 
auf Termine ins Auge, fo ift zu bemerken: 

1) Der Gläubiger verliert nichts durch die Termine; 
er erhält, wiewohl etwas fpAter, feine Zahlung und zwar 
mit Zinfen. 

2) Sft der Gläubiger ein Kapitalift, — und dies kann 
man als Regel annehmen, — fo genügt ed ihm, daß «er 
fein Kapital gefichert weiß, und daß es ihm verzinst 
wird. Sollte, in einem Ausnahmsfalle, der Gläubiger 
felbft arm, oder in dringender Geldnoth feyn, fo wäre es 
an den Gerichten, dies gehörig zu beruͤckſichtigen; denn bie 
Termine dürfen allerdings nicht überall und ale abfos 
folute Regel eintreten. 

3) Gefchieht die Verfteigerung ohne Termine, fo vers 
bleibt ‚das Gut oft dem betreibenden Gläubiger um das 
Angebot. Allein, alsdann bat er ja auch fein baares 
Geld, fondern ein Gut, welches er nunmehr feiner Seits 
auf Termine zu verkaufen pflegt. Das baare Gelb 
erhält er alfo doch erft nad Ablauf der Termine, nur 
mit dem Unterfchied, daß ber durch die Termine erzielte 
Bortheil nunmehr in feine Taſche fließt, Itatt daß er dem 
Schuldner oder den übrigen Gläubigern hätte zu gut kom⸗ 
men follen. | 

4) Der Grundſatz ber Verfteigerung auf Termine wirb den 
allgemeinen Credit befördern, weil er eine Garantie 
barbietet, daß dad Grundſtück im Fall einer Zwangsver 
Außerung nicht unter feinem Werthe verfehleudert werden 
wird. Im entgegengefegten Falle kann Niemand ohne Ge; 
fahr auf ein Gut, welches ſchon mit einer hypothekariſchen 
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Schuld belaftet ift, nochmals Geld Leihen, wenn auch ber 
wahre Werth des Guted den Betrag der erſten Hypotbes 
Farfchuld um das Vierfache überftiege. 

5) Se leichter, einfacher und wohlfeiler das Verfahren 
bei Zwangsveräußerungen eingerichtet wirb, befto mehr 
muß dafür geforgt werben, doß das Gut des Schuldners 
nicht unter feinem Werthe verfchleudert werden koͤnne. 
Sonft würde ein vereinfachtes Verfahren als ein Unglüd 
anzufehen feyn, und man müßte ben fchwerfälligen und 
langwierigen Gang des code de proc. zuruͤckwuͤnſchen, uns 
ter defjen Herrfchaft die Zwangsveräußerungen bei weitem 
feltener waren, als heut zu Tage. | 

Nach langer und reiflicher Erwägung aller Gründe und 
Gegengründe hat die Commiſſion ſich dahin entfchieden: 

4) daß den Gerichten die Befugniß zu ertheilen ſey, 
mäßige Berfleigerungstermine feftzufegen, wenn eine ber 
betheiligten Parteien es verlangt, und wenn die Umftände 
es erfordern; 

2) daß ihnen jedoch zur Pflicht zu machen fey, auch 
bie Lage des Gläubigers zu berücfichtigen, und 

3) dag ein Marimum von drei Jahren feitzufegen fey, 
welches ber Richter in feinem Fall überfchreiten dürfe, 
damit die erwähnte Befugniß nicht in Wilführ ausarten 
koͤnne. 

Allem Obigen zufolge bringt daher die Commiſſion die 
Artikel 13 und 44 bes Entwurfs in Vorſchlag. 

Ueber die Verfügung am Schluffe des Artikels 14 ift 
zu bemerken, daß bei fehr vielen Zmangdveräußerungen Die 
Bedingung aufgeftellt wird: der Anfteigerer müſſe alle rück⸗ 
fländigen Steuern, Gemeindegelder und anderweite Koften 
ohne Abzug vom Kaufpreife tragen. Died darf aber aus 
einem doppelten Grunde nicht geduldet werden, und zwar 

4) weil .eine folche Bedingung bie Liebhaber nothwen- 
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dig vom Bieten abfchreden muß, da in ber Regel Nies 
mand weiß, noch wiffen fan, wie hod) dergleichen Rüds 
ftände ꝛc. fich belaufen mögen; 

2) weil die Bedingung an ſich rechtswidrig if. 
Denn der Kaufliebhaber, welchem eine folhe Bedingung 
auferlegt wird, bietet natürlid um fo viel weniger ald 
Kaufpreis, oder mit andern Worten, ber für die Hypothes 
fargläubiger beftimmte Erlös muß um fo geringer ausfal⸗ 
fen. Diefes ift aber augenfcheinlic; Unrecht, da diefe Gläus 
biger ein erworbenes Recht auf den ganzen Werth ihres 
Unterpfands haben. Sind rüdftändige Steuern, Gemeins 
degelder u. ſ. w. zu bezahlen, fo mögen diejenigen, welche 
dergleichen Forderungen beizutreiben haben, bied auf dem 
gefeglichen Wege thun. Iſt alſo 3. B. eine ſolche Forde⸗ 
rung hypothekariſch, fo kann fie bei dem Rangordnungs⸗ 
verfahren geltend gemacht und nach ihrem Range collocirt 
werden; iſt ſie nicht hypothekariſch, ſo kann derjenige Weg, 
welcher nach der Natur des Gegenſtandes der geeignete 
iſt, eingeſchlagen werden. 

Ueber die vorgeſchlagene Redaktion der Artikel 15 
und 16 des Entwurfs ift zu bemerken: 

4) Der Gerichtöbote, welcher die Zuftelung bes Arts 
ſchlagszettels an den Schuldner macht, kann füglich biefe 
Zuftellung und die durch ihn vorgenommenen Anheftungen 
des Anfclagszetteld durch einen und denfelben Alt beurs 
kunden, wodurch eine nicht unbedeutende Koftenerfparni ß 
erzielt wird. 

2) Die im Art. 7 des dermaligen Gefeged enthaltene 
Beftimmung, daß zu den hier in Frage flehenden Anhefs 
tungen und Zuftellungen nur Gerichtsboten bes Kantons 
oder Landceommiffariats, in welchem die gepfändeten Güter 
liegen, verwendet werben follen, ift, wie ſchon weiter oben 
ausgeführt wurde, durchaus zwedwidrig, fobald die Zur 
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ftellung aufferhalb des erwähnten Landcommiſſariats, und 
gänzlih unausführbar, wenn fie aufferhalb ded Bezirks 
gefchehen muß. Ueberhaupt-bebarf ed, in Bezug auf bie 
Wahl des Gerichtöboten, durchaus feiner befondern Bes 
flimmung, da das Gefeg vom 4. Dftober 4825, wie fchon 
früher bemerkt worden ift, jeden Mißbraud; in diefer Be- 
ziehung unmöglich gemacht hat. 


3) Es ift wefentlich, den Zeitpunkt feitzufegen, wo die 
Befugniß des betreibenden Gläubigerd, ein angefangenes 
Zwangdveräußerungsverfahren nad Belieben wieder aufs 
zuheben, aufhört; ein Punft, welcher bei dem dermaligen 
Gefege ganz auffer Acht gelaffen wurde. Es liegt in ber 
Natur der Sache, daß biefer Zeitpunft eintritt, fobald das 
Verfahren den übrigen Hypothefargläubigern durch Zuftels 
lung des Anfchlagszettels befannt gemacht ift, und diefe 
Gläubiger dadurch gewiffermaßen in den Prozeß gezogen 
find. Die deßfallfige Verfügung des Art. 16 rechtfertigt. 
fi daher von felbft. Auch iſt fie mit der aus gleicher 
Anfiht hervorgegangenen Beftimmung ded Art. 696 des 
code de prvoc. analog. 


2 


Die durch den Art. 46 weiter vorgeſchriebene Hinterle 
gung eines Eremplard des Anſchlagszettels bei dem Ver⸗ 
ſteigerungs⸗Commiſſär erfüllt einen doppelten Zwed. Fürs 
Erfte befördert fie die Publizität des Zwangsveräußerungss 
verfahrens überhaupt, und zwar vielleicht auf eine zuver- 
läßigere Weife als felbft die Anheftung des Anfchlagszet: 
teld an öffentlichen Orten, wo er jeden Augenblick heruns 
tergeriffen werden fan. Fürs Zweite aber ift eine folche 
Hinterlegung darum nöthig, weil nad) Art.48 die Anzeige 
im Snteligenzblart dem Publikum anfündigt, daß das Des 
tail der zu veräußernden Güter bei dem Berfleigerungss 
Commiffär eingefehen werben könne, und weil baher auch 
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in der Schreibftube deffelben ein Aktenſtück befindlich feyn 
mus, welches biefes Detail enthält. 

Was die im Artikel 47 des Entwurfs fefigefepte 
Friſt betrifft, fo ift zu bemerfen, daß nach dem Entwurf 
die Anheftung der Anfchlagszettel nicht mehr, wie nach 
dem dermaligen Gefege Art. 7 und 10), den Zeitpunkt 
der Beichlagnahme, fo wie denjenigen, wo das Difpofitiond- 
recht des Schuldners aufhören fol, beftimmt. Sie hat, 
fo wie die Zuftelung des Anfchlagszetteld an den Schulds 
ner und die Hypothefarglänbiger,. Tediglich den Charakter 
und Zwed einer Kundmachung der Berfteigerung. Es 
ift daher ſachgemäß, die Frift zu diefer Kundmachung, wie 
ed auch im code de proc. der Fall ift, rückwärts vom 
Berfleigerungstage fejtzufeßen, d. h. zu beftimmen, wie 
lange vor der Berfleigerung fie Statt finden müſſe, ohne 
fie im Uebrigen näher zu befchränfen. Der Zeitraum von 
40 Zagen fcheint aber zu dem Ende ganz angemeffen. 
Denn einescheild gewährt er den Betheiligten Zeit genug, 
um bei dem Verfahren interveniren zu können, wenn ihr 
Intereſſe es erforbert; anderntheild läßt er auch dem bes 
treibenden Gläubiger den nöthigen Raum: zur Beforgung 
der erwähnten Anheftungen und Zuftellungen. Wenn man 
nämlich erwägt, daß die Zeit zwifchen- dem GCemmifforium 
und der Berfleigerung menigftens drei Monate (90 Tage) 
beträgt (Art. 44), und daß hievon die Frift zur Erwir- 
fung der Tagbeftimmung mit 44 Tagen in Abrechnung zu 
bringen ift Art. 10), fo ergiebt fich, daß dem betreibenden 
Gläubiger im fchlimmften Falle wenigſtens 36 Tage übrig 
bleiben, um die fraglichen Anheftungen und Zuftellungen 
zu bewerfitelligen. 

Auſſer der Anheftung des Anfclagszettels an den durch 
das Geſetz bezeichneten Drten und der Zuftellung deffelben 
an den Schuldner und die Hypothefarglänbiger, ift nun 
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aber auch ferner eine Belanntmachung im Sntellis 
genzblatt nöthig. 

Die Art, wie dieſe Bekanntmachung bisher nach Vor—⸗ 
fhrift des Art. 44 des Geſetzes von 1822 gefchehen mußte, 
hat eben fo laute und gerechte Klagen veranlaßt, ald der 
bereits gerügte Unfug in Betreff der Anfchlagszettel. 

Fürs Erfte ift naͤmlich die Frift, welche der erwähnte 
Artifel 11 zum Behuf der Einrädung in das Intelligenz 
blatt bei Strafe der Nichtigfeit feftfegt, von der Art, daß 
die Beobachtung derfelben in den allermeiften Fällen rein 
unmöglich if. Die Einruͤckung fol nämlich innerhalb 
3 Tagen vom Datum ded Güteraufnahmeprotofolg ges 
rechnet, geſchehen; fo daß der Notär, laut Art. 6 und 44, 
bie Aufgabe zu loͤſen hat, innerhalb diefer 3 Tage den 
Anfchlagszettel zu fertigen, denfelben regiftriren zu 
laſſen, (wobei zu bemerken ift, daß der Notär nicht immer 
am Sitze bes Rentamts wohnt, und daß der Rentmeifter 
berechtigt ift, den Akt 24 Stunden lang auf feinem Buͤ—⸗ 
reau zu behalten,) fodann eine Eopie oder einen Auszug 
des Anfchlaggzetteld nah Speyer zu befördern, und 
dort die Snfertion in das Sntelligenzblatt zu bewirken; 
alles dieſes, wie ‚gefagt, innerhalb 3 Tagen und bei 
Strafe der Nidtigfeit!! 

Daß .diefes abfolut unmöglich fey, bedarf wohl kei⸗ 
ned weitern Beweifes, befonderd wenn man bebenft, daß 
manche Notäre in einer Entfernung von mehr. ald 20 
Stunden von Speyer wohnen, und daß das Intelligenz⸗ 
blatt nicht einmal jeden Tag gedrudt wird. Das Gefeg 
bat alfo hier eine Nulität aufgeftellt, die Em nicht 
vermieden werden kann. 

Man follte denfen, daß, bei fo bewandten Umftänden, 
und da noch fo manche andere unpaffende Frift und Forms 
Hichfeit durch das dermalige Gefeg vorgefchrieben wird, 
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faum irgend eine Zwangsveräußerung der Annullation habe 
entgehen können, und man wird erfiaunen zu erfahren, 
daß deffen ohngenchtet die Nullitätsflagen nicht fehr haus 
fig waren. | 


Allein das Räthfelhafte diefer Erfcheinung verfchwins 
det, wenn man bemerft, daß baffelbe Geſetz, welches fo 
viele Nulitätsflagen eröffnet, auf der andern Seite wie 
der die Ausuͤbung derfelben außerordentlich erſchwert bat. 


Um naͤmlich eine Nulitätöflage geltend machen zu koͤn⸗ 
nen, muß man vor Allem in den Stand gefegt feyn, fi 
Einfiht von den Proceduraften zu verfchaffen, um beur: 
theilen zu fönnen, ob eine Nullität vorgefallen ift oder nicht. 


Unter dem code de proc. war biefes leicht, denn jeder 
Berheiligte hatte das Recht, durch feinen Anwalt von dem 
des betreibenden Gläubigers, in deffen Händen die Proces 
duraften fich befanden, die communication derfelben auf 
dem gewöhnlichen Wege zu begehren. 

Allein nach dem dermaligen Geſetze beruht das ganze 
Verfahren und die darauf bezüglichen Aften in den Haͤn— 
den des Notärs, ohne daß demfelben zur Pflicht gemacht 
wäre, jedem Betheiligten, oder dem Anwalt deffelben, die 
Einfiht der Aften zu verflatten. Dazu fommt noch die 
faftifche Schwierigfeit, daß der Notär oft in einem von 
dem Amtsfige des Anwalts entfernten Kantone wohnt ; 
fo daß die Frift, welche der Artifel 37 zur Anbringung 
einer Nullitaͤtsklage feftjegt Gi. e. fpäteftend 30 Tage vor 
der Berfteigerung) in der Regel laͤngſt verftrichen ift, ehe 
der Betheiligte oder deſſen Anwalt etwas von der Nullis 
tät erfährt. 

Sa, was nod; mehr ift, es finden ſich in dem Geſetze 
von 4822 ſogar Nullitaͤten, welche ſchon gedeckt find, ehe 
fie noch eriftiren ! 
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Der Artikel 37 verfügt nämlich, wie ſchon bemerkt, daß 
jede Nullität, welche ſich auf das ber Verfteigerung vors 
bergehende Verfahren bezieht, fpäteftend 30 Tage vor ber 
Berfteigerung geltend gemacht werden müffe, "Nun gibt 
es aber Nullitäten, welche erft 14 Tage vor der BVerfteis 
gerung entfteben, z. 3. die Verabſaͤumung ber durch 
Artikel 42 vorgefchriebenen zweiten Einrüdung in das Ins 
telligenzblatt und weitern Bekanntmachungen, welche bei 
Strafe. der Nichtigfeit vorgefchrieben find. Es ift alfo 
buchftäblich wahr, daß das Gefeg hier Nullitäten, welche 
es doch felbft gefchaffen hat, ſchon vor ihrer Geburt wies 
der erfticht !! 

Nicht genug aber, daß die Kürze ber Frift, welche der 
Artikel 44 für die Infertion in das Intelligenzblatt feft- 
fegt, eine Nullität unvermeidlich macht, fo überfteigt auch 
bie Koftfpieligfeit diefer Infertion alles vernünftige 
Maaf. | 

Nach den eingelaufenen Notigen Foftete, in einem ziems 
Lich gewöhnlichen Kalle, die zweimalige Einruͤckung in das 
Sneeligenblatt 2 Ao fl. 6 kr. 

Und in einem andern, wo bie Zahl der, Güter bedeu- 
tender war . . . 51 fl. 18 fr. 

Die Urfachen biefer ——— Koſtſpieligkeit 
ſind hauptſächlich folgende: 

4) Daß, nach Artikel 44, die Inſertion eine —* — 
lirte Bezeichnung der in Beſchlag genommenen Güter ent- 
halten muß, während, nach dem code de proc&dure (682 
und 683) diefe Bezeichnung nur fummarifch war. Sn 
der That fcheint für"das große Publifum eine bloß fums 
merifche Angabe der Güter, verbunden mit der Bemers 
fung, daß das Detail bderfelben von dem allenfallfigen 
Steigliebhaber bei dem zur Verfteigergng committirten No- 
tär eingefehen werben könne, vollfommen hinreichend. Auch 
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find alle Stimmen über diefen Punkt einig, und es ift 
nicht befannt, daß unter der Herrfchaft bed code de proc. 
die fummarifche Einruͤckung jemals nachtheilige Folgen ges 
habt hätte, Zudem ftellt fchon das Gefeg vom 11. Sep: 
tember 1825, Artifel 20 und 32, die Borfchrift einer blos 
fummarifchen Snfertion nicht bloß für die freiwillige Vers 
Außerung der Immobilien von Minderjährigen, fondern 
auch für alle übrigen Veräußerungen liegender Güter, welche 
Öffentlich verfteigert werden müffen, auf, und es liegt durch» 
aus Fein Grund vor, bei Zwangsveräußerungen eine Aus 
nahme von diefer Regel zu machen, 

2) Ein weiterer Grund ber dermaligen Koſtſpieligkeit 
liegt darin, daß auch ſaͤmmtliche Steigerungsbedingniſſe in 
der ganzen Ausfuͤhrlichkeit, mit welcher ſie bisher entwor⸗ 
fen zu werden pflegten, in das Intelligenzblatt eingeruͤckt 
werden, waͤhrend es doch vollkommen hinreicht, in dieſe 
Bekanntmachung nur diejenigen Bedingungen ausdrücklich 
einzufuͤhren, welche das Publikum beſonders intereſſiren 
koͤnnen, und zwar in der Art, wie der Anſchlagszettel nach 
Vorſchrift des Artikels 12 Nro 5 des Entwurfs dieſelben 
enthalten muß, alſo mit Ausſchluß derjenigen, welche im 
Artikel 43 aufgezählt find. 

3) Der dritte Grund endlich befteht darin, daß, da 
nach Artikel 41 des dermaligen Gefeges, die Snfertion alle 
Angaben des Anfchlagszettels felbft enthalten fol, die Nos 
tarien dadurch veranlaßt werden, zu biefem Behuf eine 
förmfiche, erpeditionsmäßig gefertigte Gopie des Anſchlags— 
zetteld zu machen, und daß fie dieſes bei der durch Art. 
42 vorgefchriebenen zweiten Einrüdung wiederholen, ans 
ftatt bloß auf die erfte Sinfertion zu vermweifen, 

Die Abhuͤlfe iſt übrigens bier leicht, und man hat fie 
bereitd angedeutet, Mehrere Stimmen find fogar der Meis 
nung, daß eine zweimalige Infertion unnoͤthig fey, und 
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daß eine einzige Bekanntmachung fehon genüge, wie denn 
auch das mehrerwähnte Gefeß vom 141. Sept. 1825 für Die 
Güter der Minderjährigen nur eine Snfertion vorfchreibt. 

Indeſſen möchte dieſe Anficht doch ihr Bedenkliches has 
ben, ba eine moͤglichſt volftändige Publizität bei einer 
Zwangsveräußerung, welche das Intereffe dritter Perfonen 
auf fo mannigfache Weife berühren kann, mefentlicher ift, 
als bei jeder andern gerichtlichen Veräußerung. Auch wers 
den die Koften, wern man das Inſerat nach den obigen 
Bemerkungen abfürzt, ſich fehr vermindern. 

Dabei fann man nicht umhin den Wunfch auszudruͤ⸗ 
den, daß bie Snfertionsgebühren, welche dermalen übers 
mäßig boch find, durch die Adminiftrativbehörde für alle 
Ankündigungen, welche ſich auf ein gerichtliches Erefutiond- 
verfahren beziehen, ermäßigt und wenigftens auf die Hälfte 
ihres dermaligen Betrags herabgefegt werden moͤchten. 

Sm Uebrigen feheint es fachgemäß, daß die Friftbeftims 
mung zum Behuf der Bekanntmachung durch das Sntellis 
genzblatt auf diefelbe Weife aufgeftellt werde, wie für bie 
Anheftung und Zuftellung der Anfchlagszettel; wobei je 
doch dafür geforgt werden muß, daß die zweite Inſertion 
nicht allzufrüh gefchehen könne, und in einen der Ver⸗ 
fteigerung nahe Tiegenden Zeitpunft falle. 

Demzufolge bringt die Commiffion rüdfichtlich der Be 
fanntmachung durch ein Öffentliches Blatt, den Artikel 
18 des Entwurfs in Borfchlag. 

Was die weitern ortsüblichen Bekanntmachungen bes 
trifft, welhe um die Zeit der Berfleigerung und in ber 

Nähe des Ortes, wo fie Statt finden fol, gefchehen müf- 
fen, um die noͤthige Concurrenz zu bewirken, fo ift bie 
Borfchrift, welche der Artikel 12 des Gefeßed von 1822 
in diefer Beziehung aufftelt, im Ganzen fachgemäß. Nur 
fcheint die, im erwähnten Artifel 42 enthaltene Art der 
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Friſtbeſtimmung nicht zweckmaͤßig. Es heißt nämlich: 
„vierzehn Tage vor der Verfteigerung muß” ıc. Streng 
genommen, müßte alfo die Bekanntmachung genau auf 
den 44. Tag geſchehen, da doch fein Grund vorliegt, 
warum fie nicht auch einige Tage früher gefchehen koͤnnte. 
Dder will man die Beftimmung fo veritehen, daß wenig 
ſtens 14 Tage vorher diefe Befauntmachung gefchehen 
müffe, daß fie aber fo früh geſchehen Fönne, ale es bem 
betreibenden Gläubiger beliebt, fo ift auch dies wieder uns 
zweckmaͤßig, weil eine allzufrüähe Ankündigung Ing: wieder 
in Vergeſſenheit geraͤth. 

Demzufolge bringt die Commiſſion den Artitel 19 
des Entwurfs in Vorſchlag. 

Was den Ort der Verſteigerung anlangt, ſo läßt ſich 
über die Zweckmäßigkeit der Verfügung des Art. 14 des 
beftehenden Geſetzes, wonach die Verfteigerung an Ort 
und Stelle, und nicht, wie früherhin, in der Sitzung des 
Bezirksgerichts gefchehen fol, wohl fein ernftlicher Zweifel 
erheben. Nur einige Anwälte haben eine entgegengefegte 
Meinung geäußert. Allein der Grund, welchen fie anges 
ben, und welcher darin befteht, daß biefer Berfteigerungs- 
modus den Intriguen des betreibenden Gläubiger, web 
cher dad Gut um einen geringen Preis an fich bringen 
wolle, zu viel Spielraum laffe, iſt zu vag und nichtsſa— 
gend, um eine befondere Beachtung zu verdienen, 

In einer andern Beziehung bedarf. jedoch die befte- 
hende Borfchrift einer wefentlichen Verbefferung. 

Der erwähnte Art. 14 ftellt nämlich die Verfügung, 
daß die DVerfteigerung in der Gemeinde, wo die Güter 
liegen, gefchehen müſſe, in unbedingter Allgemeinheit auf. 
Liegen alfo die Güter in verfchiedenen Gemarfungen, 
fo muß die Verfteigerung nothwendigerweife und unbedingt 
in mehreren Gemeinden abgehalten werben. Dies iſt aber 
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in verfchiedenen Fällen durchaus zweckwidrig, und 
namentlich: 

1) Wenn die Güterſtücke auf benachbarten Bännen liegen. 

Denn alsdann iſt es unpaſſend, daß der Notär mit 
der Verſammlung der Steigluſtigen aus einer Gemeinde 
in die andere ziehe, zumal da angenommen werden kann, 
daß die Kaufliebhaber aus den benachbarten Gemeinden 
ſich ohnehin ſchon bei der Verſammlung eingefunden haben. 
Auch hat eine ſolche Unterbrechung gewöhnlich einen nach⸗ 
theiligen Einfluß auf das Refultat der Verfteigerung. 

2) Wenn der Zufchlag.im Ganzen (en bloc) geſche— 
hen fol. Eine folche Verfteigerung ift eigentlich durch 
die Verfügung des erwähnten Artifeld 44 völlig unmög- 
lich gemacht, fobald die Güter in verfchiedbenen Gemarfuns ° 
gen liegen, da für jeden Banır eine befondere Verſteige⸗ 
rung in ber betreffenden Gemeinde Statt finden muß. 

Für diefe Fälle muß daher beftimmt werden, daß bie 
Berfteigerung in derjenigen Gemeinde Statt finden fol, 
wo der anfehnlichere Theil der Güter liegt. 

Was die Frage betrifft, in wiefern die Berfleigerung 
gepfändeter Güter im Ganzen oder im Einzelnen zu 
gefchehen habe (en bloc ou en detail), fo ſetzt der Artis 
fel 44 die Berfteigerung im Ganzen ald Regel voraus, und 
läßt die ftüch oder theilweife Verfteigerung nur ausnahms⸗ 
weife zu. Nun aber ift über diefen Gegenftand zu bemerken: 

4) Eine Berfteigerung im Ganzen kann blos bei Güs 
tercompleren (Hofgütern) vortheilhaft feyn, und auch bei 
diefen wird bisweilen eine Detailverfleigerung beffere Res 
fultate liefern. 

2) Bilden hingegen die in Befchlag genommenen Gü- 
ter feinen Complex, fondern einzelne Grundftüde, fo ift 
eine Berfleigerung im Ganzen gewöhnlich fehr unpaf- 
fend und nachtheilig. Sie iſt ed fogar dann, wenn eine 
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Detailverfteigerung vorausgeht. Denn diejenigen, welche 
einzelne Stüde zu erfteigern wünfchen, werben vom Bies 
ten abgefchreckt, fobald fie wiffen, daß die Güter nach ber 
Detailverfteigerung nod; einmal im Ganzen audgeboten 
werden. Die Detailverfteigerung giebt alddann ein fehr 
geringes Reſultat; ber betreibende Gläubiger bietet auf 
dad Ganze einige Gulden weiter, und erhält auf biefe 
Weiſe gewöhnlich den Zufhlag um einen Spottpreis. 

Diefen Bemerfungen zufolge wäre für einzelne Güters 
flüde die Parcellarverfteigerung, für Gutscomplere hints 
gegen die Verfteigerung im Ganzen ald Regel aufzu— 
ftellen, und eine Ausnahme nur dann zuzulaffen, wenn 
entweder die im Anfchlagszettel aufgeftellten und ſämmt⸗ 
lichen Betheiligten befannt gemachten Bedingungen es ans 
derſt beftimmen und alle intereffirten Parteien fich dabei 
beruhigt haben; oder wenn, auf erhobenen Einſpruch, bie 
Gerichte ſich durch befondere Verhältniffe bewogen finden, 
eine von jener Regel abweichende Berfteigerung anzuordnen. 

Die Commiffion bringt ſonach die Artikel 20 und 21 
des Entwurfs in Borfchlag. 

Die- VBorfchriften,, welche der Artikel 45 bed Gefetes 
von 4822 im Bezug auf bie Art, wie die Gebote gefchehen 
follen, enthält, find im Ganzen zwedmäßig. 

Nur enthält der erfte Abfak bes Artifeld in Bezug auf 
die fogenannte declaration de command einen offenbaren 
Mipgriff. 

Die declaration de command, d. h. die Erflärung eines 
Individuums, daß der Vertrag, den es abgefchloffen hat, 
im Namen eined Andern eingegangen worden fey, ift, 
nach den franzöfifchen Gefegen, nur dann einer befon- 
dern Regiftrirung unterworfen, wenn bie Erklärung erft 
hintennach, d. h. nach dem Abfchluß und der Unterfchrift 
des Akts erfolgt. Denn nur in diefem Falle ift fie ein 


390 


befonderer, von ber Vertragsurkunde felbft getrennter 
und daher einer befondern Regiftrirung unterworfener Aft. 
Auch war nur in dieſem Falle die technifhe Benennung 
declaration de command üblich. | 

Erflärte dagegen der Bietende gleich bei dem Vertrag 
und vor ber Unterfchrift der Urkunde ſelbſt, daß er nur als 
Mandatar agire, fo bildete Died, wie natürlich, einen integris 
renden Theil des Alte, und war weder einer befondern Res 
giftrirung, noch) irgend einer Regiftrirungsgebühr unterworfen. 

Nun hat das Gefeß von 1822 verfügt, daß berjenige, 
welcher für einen Dritten bietet, fogleih nad dem 
Zuſchlage und vor der Unterſchrift erklären folle, 
für wen er gefteigert habe, — und zwar mit vollem Redht, 
ba der Bietende wiffen muß, für wen er fteigert, und ba 
fein Grund vorliegt, warum er nicht fogleich erklären 
ſollte, daß er blos ald Mandatar agirt. 

Allein dann konnte auch eine folhe Erflärung Feiner 
befondern Regiftrirung unterworfen ſeyn, und das Gefeg 
mußte, zur Vermeidung von Mißverfländniffen, fih dar⸗ 
über ausſprechen. Statt deffen aber fagt der Text: bie 
Erflärung fey feinem frühern Regiftrirungster 
mine unterworfen ald dad BVerfteigerungsprotofoll ſelbſt. 
‚ Er fegt alfo ganz irrigerweife voraus, daß eine folche, im 
Akt feldft und vor der Unterfchrift gegebene Erklärung 
einer befondern Regiftrirung und einer befondern Negiftris 
rungsgebühr unterworfen fey. Diefer Punkt wäre alfo 
abzuändern, und die Gommiffion bringt ſonach ben Ars 
tifel 23 des Entwurfs in Vorfchlag. 

Dabei wird bemerkt, daß man für dienlich erachtet bat, 
hier von der Neihenfolge der Artifel, welche das Gefek 
von 4822 aufftellt, abzugeben, und die Folge der Borfchrifs 
ten dem natürlichen Gange des Verfahrens und der logis 
fhen Ordnung mehr anzupaffen. Daher handelt ber Ars 
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titel 22 des Entwurfs von ber Eroͤffnung ber Verfteiges 
rung und von bem bei berfelben zu befolgenden Regeln im 
Allgemeinen; bie Artikel 23 und 24 aber von dem Detail 
einzelner Beftimmungen und von den Ausnahmen. 

Außer dem fchon ausgeführten Punkt enthält die Redak⸗ 
tion des Artifeld 23 nur wenige leichte Abweichungen von 
der bes Arzikel 45 des Gefeged won 4822, bie fi übris 
gend von felbft rechtfertigen. 

Sp ift, in der erften Zeile, bad Wort Kauflieb—⸗ 
haber paſſender, ald das Wort Bürger, weil man fonft 
glauben Fönnte, daß Ausländer oder fonftige Nicht-Bürger 
vom Bieten ausgefchloffen feyen. 

Eben fo fcheinen, am Schluß bed Artikels, die Worte: 
derjenige, weldher die Gebote gemadht hat, ans 
gemefjerter, ald die im Artikel 45 befindlichen Worte: 

„derjenige, welcher für den Dritten geboten hat.“ 
Denn daß er für einen Dritten geboten babe, fol ja ges 
rade, ba bie Genehmigung unterblieben ift, nicht ferner 
angenommen werben. 

Die Berfügung des Artifeld 46 des Geſetzes won 1822, 
welches ausfpricht, daß der Schuldner weder felbft noch 
durch Andere bieten könne, ift fachgemäß, bedarf aber ei- 
ned doppelten Zuſatzes. Fürs Erfte ift nämlich, um mans 
nigfaltigen Nachtheilen und felbft argliftigen Gollufionen 
vorzubeugen, das Verbot auf alle Perfonen auszudehnen, 
welche notorifher maaßen infolvent find. Diefes 
Verbot war auch ſchon durch dem Artifel 713 des code 
de proc. ausgefprochen, und die Vollziehung deffelben fin» 
bet, nach Erfahrungen und nad) der Weberzeugung der 
Commiſſion, in praxi weniger Anftand, ald man vielleicht 
im erften Augenblick glauben möchte, 

Fürs Zweite hat fich eine Gontroverfe über die Frage 
erhoben, ob das gegen den Schuldner ausgeſprochene Vers 
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bot, bei der Verſteigerung zu bieten, auch den dritten 
Beſitzer treffe, gegen welchen, in Anwendung des Ars 
tifeld 2169 des Civilgeſetzbuchs, eine Zwangsveräußerung 
eingeleitet wird. | 

Der Zweifel gründet ſich darauf, daß ber Art. 2167 
ausfpricht, daß der dritte Befiger, als folder, für die 
hypothefarifchen Schulden hafte, und daß er ihm alfo, in 
gewiffen Sinne wenigfteng, die Eigenfchaft ald Schuldner 
beilegt; ferner darauf, daß, nad) Art. 2169, die Zwangs⸗ 
veräußerung gegen den dritten Beſitzer gerichtet wird. Da 
indeffen der dritte Befiger, wenn er fih nicht perfönlich 
zur Zahlung verpflichtet hat, nur in einem fehr uneigents 
lichen Sinne Schuldner genannt werden kann; da ferner 
ber Grund, aus welchem dem Schuldner das Bieten uns 
terfagt werden muß, darin liegt, weil er als unzahlfähig 
anzufehen ift, und weil e8 lächerlich feyn würde, wenn das 
Zwangsveräußerungsverfahren Fein anderes Refultat hers 
vorbrächte, als ein Zahlungsverfprechen von Seiten deffels 
ben Individuums, welches wegen Nichterfüllung feiner Ber; 
bindlichfeiten erproprlirt wird‘, — Gründe, welche den 
dritten Beflger durchaus nicht treffen, fo kann es wohl 
feinen Augenblick zweifelhaft feyn, daß das Verbot, bei 
Bwangsveräußerungen ald KRaufliebhaber aufzutreten, nicht 
auf den dritten Befiger auszudehnen if. Die Commiſſion 
bringt daher den Artikel 24 des Entwurfs in Bors 
ſchlag. | | oo 
Die Vorſchriften bed Artifeld 17 des beſtehenden Ge— 
feges unterliegen feinem Tadel, und find mit der für der 
Artikel 22 des Entwurfs angenommenen Redaktion 
Deizubehalten. 

Der Zufag, daß der Bietende nicht ferner gebunden 
fey, fobald ein weiteres Gebot erfolgt, felbft wenn das 
Letztere annullirt würde, bedarf Faum einer Rechtfertigung, 
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Diefe Verfügung war durch den Artifel 707 des code de 
proc. ausgefprochen; fie ift der Natur der Sache und ben 
Grundfägen angemeffen, und es fann wohl nur einem Ber; 
feben zugefchrieben werben, daß fie in das Geſet von 1822 
nicht aufgenommen wurde. 

Die Verfuͤgung des Artikels 18 des beſtehenden Ge⸗ 
ſetzes in Betreff der Koſten des Zwangsveraͤußerungs⸗ 
verfahrens, ſodann jener der Verſteigerung ſelbſt, ſcheinen 
vollkommen ſachgemaͤß und bedürfen ſonach Feiner weſent⸗ 
lichen Abaͤnderung. 

Es ſind zwar uͤber dieſen Artikel folgende Bemerfuns 
gen gemacht worden; 

4) Mandyer Kaufluftige werde vom Bieten abgeſchredt, 
weil er nicht wiſſe, wie hoch die Koſten bes Verſteigerungs-⸗ 
protokolls und des Kaufbriefö, welche, nach dem erwähns 
ten Artikel, dem Anfteigerer noch außer dem Saufpreife 
zur Laſt fallen, ſich belaufen. 

Allein: diefer Einwurf fcheint ohne alles Gewicht - zu 
feyn, da einestheils fchon nach allgemeinen civilrechtlichen 
Grundfägen (1593 e: eiv.) die Koften des Verkaufs dem 
Käufer zur Laft fallen, und da es ihm anderntheils nicht 
fhwer fallen kann, bei dem Berfteigerungscommiffär den 
ohngefähren Betrag dieſer Koften mit ziemlicher Genanig- 
feit zu erfahren. 

2) Eine weitere Bemerkung bezog ſich auf den Fall des 
Mehrgebotsnah einem freiwilligen Berfauf, 
und ift von mehr Bedeutung. . 

Nach Artikel 2185 ded code eiv. muß nämlid das 
Mehrgebot eines Hypothefargläubigers, um gültig zu ſeyn, 
den im Vertrag flipulirten Kaufpreis wenigftend um ein 
Zehntel erhöhen. Das Gefeß will alfo, daß aus dem 
Mehrgebot den Gläubigern ein Vortheil erwachfe, der we⸗ 
nigftens einem Zehntel des Kaufpreifes gleichfommen muß. 


Yen 
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Nun aber fol, im Kal eines ſolchen Mehrgebots, bie 
Verfteigerung nach den Formen bes Zwangsveraͤußerungs⸗ 
Verfahrens gefchehen, Artikel 2487. Wenn nun bie Bers 
fügung bes Artikel 48 ded Zwangsveraͤußerungsgeſetzes, 
wonad die Koften des Verfahrens auf ven Kaufpreis 
in Abzug fommen, auch in diefem Fall angewendet 
würde, fo koͤnnte fich ein ganz anderes Refultat ergeben, 
als dasjenige, welches das Givilgefeß gewollt hat. Denn 
gefegt, der Zufchlag gefhehe nur um ben Betrag des 
Mehrgebots, d. h. um ben urfprünglichen Kaufpreis und 
Stel weiter, fo wuͤrden die Koften des Verfahrens auf dies 
ſes „gtel in Abzug kommen, alfo den Gläubigern Feines, 
wegs der Betrag des urfprünglichen Kaufpreifes und Zutel 
weiter gutfommen. Sa noch mehr! E8 wäre leicht moͤg⸗ 
lich, befonders bei minder bedeutenden Verfäufen, daß bie 
erwähnten Koften des Zehntel völlig erfchöpften oder gar 
überftiegen, fo daß nicht nur der Zwed, warum bad Ges 
feg ein Mehrgebot erlaubte, gänzlich verfehlt, fondern auch 
fogar der urfprängliche Kaufpreis durch dad Nefultat deſ⸗ 
felben noch gefchmälert werben koͤnnte! 

Sindeffen ift zu bemerken, daß ſchon das Civilgeſetzbuch 
burd; eine befondere Verfügung bafür geforgt hat, daß, 
in Fall eined Mehrgebots bei einem freiwilligen Verkaufe, 
ber urfprüngliche Kaufpreis und das weitere Zehntel den 
Glänbigern rein und ohne Koftenabzug verbleiben muß. 
Denn der Artifel 2188 beftimmt, daß derjenige, welcher in 
Folge eines ſolchen Mehrgebotd Anfteigerer wird, auffer 
dem Zufchlagspreis fammtliche Koften bed in Folge des 
Mehrgebots eingetretenen Verfahrens zu tragen habe. 

Es fommt alfo, um allen Nachtheil zu vermeiden und 
alle Schwierigkeit zu heben, blos darauf an, auszuſprechen, 
daß die Beftimmung bed Artifeld 18 des bermaligen Ges 
ſetzes, wonach Die Koften des Verfahrens anf ven Kaufs 
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preis in Abzug kommen, blos auf eigentliche Zwangsver⸗ 
Außerungen, nicht aber auf Berfteigerungen, welche in 
Folge eines Mehrgebotd bei freiwilligen Beräußerungen 
Statt finden, anwendbar fey, und daß, im leßteren Falle, 
der erwähnte Artifel 2188 feine Anwendung behalten fol. 

Demzufolge wird der Artifel 25 bed Entwurfs 
in Borfchlag gebracht. 

Der Artifel 48 inf. des eſetes von 1822 ſpricht, 
rüdfichtlic der Taration der Koften, von ber Genehmigung 
des Gerichts. Allein da befanntlich nicht bad Bezirks— 
gericht im Ganzen, fondern der Präfident, oder ein zu 
bem Ende bdelegirter Richter die Taration der Gerichtöfos 
ften beforgt, fo fann dies nur Folge eines Verſehens feyn. 
Ueberhaupt aber findet eine deßfallſige Verfügung in der 
Tarorbnung, welde dem Entwurfe beizufügen ift, eine 
paffendere Stelle, ald in dem Gefege über dad Verfahren 
ſelbſt. 

Ueber den Artikel 49 des dermaligen Geſetzes iſt Fol⸗ 
gendes zu bemerken: 

1) Die Worte Verſteigerungs⸗ und Zuſchlag s⸗ 
protokoll ſind eine Tautologie. 

2) Die Worte: „deſſen Haupttheil in der wört— 
„lichen Abfchrift der Kaufbebingungen beſteht“ 
bilden eine durchaus nichtöfagende Phrafe, da einestheils 
die übrigen wefentlichen Beftandtheile dieſes Protokolls, 
namentlich die Bezeichnung der verfteigerten Güter und 
die Beurfundung ded Hergangs, der Gebote und des Zus 
ſchlags, eben fo gut ald Haupttheile anzufehen find, und 
da es fich ferner von felbft verfteht, daß eine DVerfteiges 
sungsurfunde auch die Bedingungen derfelben enthalten müffe. 

3) Kückfichtlich der perſönlichen Haft zum Behuf der 
Räumung des verfteigerten Grundſtücks hat ſich folgender 
Anftand erhoben : 
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Nach Artikel 780 des code de proc. fol die Zuftelung, 
welche dem Bollzug der yerfönlichen Haft vorhergehen 
muß, durch einen Gerichtöboten gefchehen, welcher entwe⸗ 
der durch das Urtheil, welches die Leibeshaft ausſpricht, 
oder durch den Präſidenten des Bezirksgerichts, wo der 
Schuldner ſich befindet, zu dem Ende ernannt wird. 


Nun aber iſt der Fall vorgekommen, daß der Präſident 
ſich weigerte, auf die bloſe Vorlegung des Zufchlagsprotos 
kolls einen Gerichtsboten zu ernennen, weil ein ſolches 
Protokoll nicht mehr, wie früherhin, ein förmliches Urtheil 
iſt, und weil der Artikel 2067 des Civilgeſetzbuches vers 
fügt, daß die Leibeshaft, felbft in den Fällen, wo fie ges 
feglich ift, nur in Folge eines Urtheild vollzogen werden 
darf, der Artikel 19 aber Feine deutliche Ausnahme von 
diefem Grundfage aufftellt. Die Folge dieſer Bedenklich⸗ 
feit war denn, daß der Anfteigerer erft noch durch ein 
befonderes Urtheil die perfönliche Haft ausfprechen laſſen, 
und fomit bedeutende Koften machen mußte. 

Die Befeitigung dieſes Anftandes fcheint Feine Schwies 
rigfeit darzubieten. Da nämlich der Notär hier ald Coms 
miffär des Gerichts Handelt, mithin der im Zufchlagspros 
tokoll ausgefprochene Befehl, dad Gut bei Vermeidung pers 
fönliher Haft zu räumen, in biefem Sinne als ein ges 
richtlicher Befehl angefehen werden kann, und ba fer- 
ner die oben erwähnte Verfahrungsweife zu unnügen und 
Toftfpieligen Weitläuftigfeiten führt, fo ift nicht abzufehen, 
warum nicht auf den erwähnten Befehl hin die Ernennung 
eines Gerichtöboten zum Behufe ber erwähnten Zuftellung 
unmittelbar follte gefchehen können, und diefes wäre ſonach 
bei der Redaktion auszufprechen, 


Diefen Bemerkungen zufolge wird der Artifel 26 des 
Entwurfs in Vorſchlag gebracht. 


397 


Die Verfügung des Artifels 20 bes dermaligen Ge— 
fees ift der gefunden Vernunft, fo wie den allgemeinen 
Rechtsprinzipien wllfommen angemefjen. Denn in feinem 
Falle darf ein Zwangsveräußerungsverfahren den Reals 
rechten Dritter, welche bei demfelben nicht Partei waren, 
Eintrag thun. Bon einer Abänderung diefes Artikels kann 
daher nicht wohl die Rebe feyn, und er wäre mit ber für 
den Artifel 27 des Entwurfs angenommenen, Bu 
vereinfachten Redaktion beizubehalten. 

Der Artikel 21 des Geſetzes von 1822 verfügt, daß 
der Commiſſaͤr das Verſteigerungsprotokoll und die dar- 
auf bezüglichen Aften an die N des Bezirfögerichts 
eingufenden habe. 


In diefer Beziehung it von mehrern Seiten die Meis 
nung geäußert worden, daß es zwechmäßiger ſeyn dürfte, 
wenn der Notär felbft das Berfteigerungsprotofoll in 
Verwahr behielte und die nöthigen Ausfertigungen davon 
erteilte, wie es auch bei der DBerfteigerung der Immobi—⸗ 
lien von Minderjährigen der Fall fey. 


Die Einfendung "an die Gerichtöfanzlei verurfache uns 
nöthige Koften, und zwar 

4) Für einen Hinterlegungsaft . » . 2 fl. 10 fr, 

2) Die Ausfertigungen, welche der Gerichtsfchreiber 
ertheile, feien weit theuerer als bie der Notarien. Denn 
bei denen der Gerichtäfchreiberei Fofte die Rolle 39 fr. 
während der Notär nur 30 fr. für die erſte Rolle, und 15 
fr. für jede der folgenden zu beziehen habe, 

3) Auch fei es für die Partei felbft, welche einer Aus- 
fertigung bebürfe, Täftiger und Foftfpieliger, wenn fie deß⸗ 
baib den mweitern Weg nad) dem Site des Bezirksgerichts 
machen muͤſſe, ald wenn fie die Ausfertigung bei dem nds 
ber wohnenden Notär holen könne. 
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Dagegen haben andere Stimmen fic, für bie entgegen: 
. gefegte Meinung, mithin für die Beibehaltung der jest 
beftehenden Berfügung ausgefprochen, und zwar aus fol 
genden Gründen: 

4) Weil die IZmmobiliarzwangsveräußerung wefentlich ein 
gerichtliches Berfahren fey, alfo aud das Zufchlagss 
protofoll auf der Gerichtöfanglei deponirt werden müffe; 
gerade hierin Liege der Unterfchied zwifchen einem Zwangs⸗ 
veräußerungsverfahren und der Veräußerung der Güter 
eined Minderjährigen, welche Lebtere nur ein, unter ges 
richtlicher Aufficht vor fich gehendes Privatgefhäft fey- 

2) Weil auf eine Zwangsveräußerung in der Regel 
ein Rangorbnungsverfahren folge, welches bei dem Ges 
richte betrieben wird, alfo auch die. Akten der Zwangs⸗ 
veräußerung dahin gehören. Man kann noch hinzufügen, 
daß auch die Koften des Hinterlegungsafts füglich 
gefpart werden können, wenn das Gefeg vorfchreibt, daß 
ber Gerichtöfchreiber die Hinterlegung bed Verfteigerungs- 
protofoll8 Lediglich durch eine, in das durch Artifel 9 des 
Entwurfs vorgefchriebene Negifter einzutragende und ber 
Negiftrirung nicht unterworfene Bormerfung zu beurfuns 
den Babe, 

Indeſſen ift, bei näherer und unbefangener Prüs 
fung nicht zu verfennen, daß dieſe Gegengründe weit we⸗ 
niger Gewicht haben, als diejenigen, welche für die Hin⸗ 
terlegung des Verfteigerungsprotofolld bei dem Notär ftreis 
ten; denn | | 

4) Der Unterfchied in Anfehung der Koften beträgt 
wirklich zwei volle Drittheile; fo daß eine Augfers 
tigung, für welche die Partei auf ber Gerichtsfchreiberei 
412 Gulden bezahlen muß, bei dem Notär faum 4 fl. fos 
ftet. Dies ergibt fich nicht blos aus der bereits angeführs 
ten Differenz der Ausfertigungsgebühren, fondern auch 
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außerdem noch daraus, daß, nach Vorfchrift der Tarords 
nung für die Notarien, vom 9. April 4822, die von eis 
nem Notär gefertigten Erpeditionen 145 Silben in jeder 
Zeile enthalten müffen, während nad); dem Geſetze vom 21. 
Ventose 7, Art. 6, die Ausfertigungen ber Gerichtsfchreis 
berei nur 8 — 10 Silben in jeder Zeile enthalten, wor 
durch eine weit größere Anzahl Rollen und ſonach viel bes 
beutendere Koften für Stempels und Gopialgebühren vers 
anlaßt werden. | 

2) Auch die Bequemlichkeit für das Publifum, welche 
allerdings fehr gefördert wird, wenn man jeden. Anfteige- 
rer in den Stand ſetzt, feine Ausfertigung. bei dem in der 
Nähe wohnenden Notär zu holen, und eine Zeit und 
Geld raubende Reife nach dem Hauptorte des Bezirksge— 
richtd zu fparen, muß um fo mehr in Betracht kommen, 
als dergleichen Schwierigfeiten manchen Kaufliebhaber vom 
Bieten abhalten, aljo ben Erfolg der Berjleigerung wes 
fentlich gefährden. 

3) Die Betrachtung, daß das Berfteigerungsprotofoll 
barım auf der Gerichtsfanzlei hinterlegt werden muͤſſe, 
weil die Zwangsveräußerung ein gerichtliches Berfahs 
ren fey, hat bei näherer Beleuchtung wenig Gehalt. Denn 
wenn einmal der Notär als gerichtlicher Commiſſarius 
zum Behuf der Zwangsverfteigerung belegirt wird, fo ift 
nicht einzufehen, warum nicht auch das Verfteigerungspros 
tofoll bei ihm hinterlegt und durch ihn erpedirt werden 
folte, wenn dieſe Anordnung fonft vortheilhaft erjcheint. 
Eine fcheinbare, nafte Sonfequenz, die mehr in dem Wort 
als in ber Sache liegt, kann nicht als überwiegend anges 
fehen werden, wo auf der andern Geite reelle, praftifche 
Vortheile von Belang in der Waagfchale liegen. 

4) Auch dad Nangordnungsverfahren ift fein haltbas 
ver Gegengrund. Denn in jedem Falle ift zum Behuf def 
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felben eine Ausfertigung bed Berfteigerungsprotofolls 
erforderlih , und die Ausfertigung des Notärs ift hiezu 
eben fo tauglich, als die des Gerichtsfchreiberg, — 
wie ſchon bemerkte, um 3 theuerer ift. 

5) Daß übrigens das Verfteigerungsprotofoll bei dem 
Notär in eben fo fiherem Berwahr ift, als bei dem Ges 
richtöfchreiber, kann nicht bezweifelt werben, da das Ges 
feß dem Notär die Bewahrung der wichtigften Urkunden 
anvertraut, und dieſes Vertrauen auch durch bie Em 
rung volllommen gerechtfertigt worden ift. — 

Eine weitere Bemerfung, welche bier ihre Stelle fins 
ben muß, betrifft die Redaktionsgebuͤhren, welde, 
nad) dem Kaiſerl. Defret vom 12. Suli 1808, bei DVerftei- 
gerungen, die vor Gericht gefchehen, zum Bortheil ber 
Staatsfaffe entrichtet werden müffen, und welche, bei eis 
nem Erloͤſe von 2500 fl. oder weniger, Z pCt. bei höhern 
Summen Z pCt. betragen. 

Es ift eine offenbare Inconſequenz und Ungerechtigkeit, 
daß diefe Gebühr noch heute von den Zwangsverfteigerungds 
protofollen erhoben wird, da bdiefelben nicht mehr, wie 
- früher, durch den Gerichtöfchreiber, fondern durch einen 
Notär, welchen die Partei bezahlt, redigirt werden. 

Der Sinn der erwähnten Abgabe, (wie es fchon ihr 
Name droit: de redaction beweißt,) ift fein Anderer, als 
daß fie eine Vergütung für die Fertigumg des betrefs 
fenden Afts feyn ſollte. Es fchien nicht unbillig, für die 
Redaktion von Aften, welche der Gerichtsfchreiber fertigte, 
der Partei eine Abgabe aufzulegen, welche der Gebühr, 
die fie fonft dem Notär hätte zahlen müffen, nngefähr gleich 
fam. Sie floß in die Staatsfaffe, weil der Staat ben 
Gerichtsfchreiber befoldet. Auch empfängt der Gerichts⸗ 
fchreiber, nad Artifel 49 des Gefeßed vom 24. Ventose 
VI, als Emolument einen verhältnißmäßigen Antheil ver 
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erhobenen Redaktionsgebuͤhren; ein Umſtand, welcher bie 
Natur diefer Gebühr in das hellfte Licht fegt. 

Hieraus folgt aber von felbft, daß die Redaktionsge⸗ 
bühr vernünftigermweife nicht mehr von einem Afte erhos 
ben werden kann, ber, nach dem neuen DBerfahren, von 
einem Notär gefertigt wird, welcher dafiir feine Zahlung 
von der Partei felbft empfängt. Auch war, nad) dem Terte 
des Defrets von 1808, die Redaktionsgebuͤhr nur auf die 
adjudications faites en jusfice (d. h. vor dem Gericht und 
durch befoldete Gerichtsperfonen) gelegt. 

Nach dem dermaligen Stand der Sache muß der Ans 
fteigerer die Redaktion des Verfteigerungsprotofolld do ps 
pelt bezahlen; einmal an den Notär, welcher den Aft 
wirklich fertigt, und dann nochmals an die Staatsfaffe, 
welche dazu durchaus Fein Recht haben kann, weil der Ge- 
richtsfchreiber, welchen fie befoldet, mit der Redaktion des 
VerfteigerungsprotofoNs nicht das Mindefte zu fchaffen hat. 

Es ift mwefentlich, daß diefe fchreiende Inconſequenz, 
welche das Verfahren auf die unpaffendfte Weife vertheuert, 
und welche die dringendfte Befchwerden veranlaßt bat, 
fünftig verfchwinde, 

Die Commiffton bringt, diefen Bemerkungen zufolge, 
ben Artifel 28 des Entwurfs in Vorfchlag. 

Die Verfügungen des Artifeld 22 des dermaligen Ges 
fees find im Allgemeinen fachgemäß. 

Doch ift über diefelben Folgendes zu bemerfen : 

4) Die Vorschrift, daß die Quittungen und Belege über 
die Erfüllung der Verfteigerungsbedingungen der Urs 
fhriftdes Berfteigerungsprotofolls anzufügen 
feyen, ift, nah dem Erachten der Commiſſion, nicht beis 
zubehalten. Sie ift einestheild Außerft läftig für den An— 
feigerer, welcher fAmmtlihe Beweiſe über die Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit aus den Händen geben fol, und 
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tönnte daher einen umfichtigen Kaufliebhaber gar leicht 
vom Bieten abhalten. Anderntheild widerfpricht diefe Ver: 
fügung dem Grundfage, daß Jeder befugt ſeyn muß, Pas 
piere, welche ihm gehören, in feinem Befite zu behalten; 
und endlich ift fie für die übrigen Betheiligten ohne we⸗ 
fentlihen Nutzen, weil der Anfteigerer ohnehin, fo oft es 
barauf anfommt, gehalten ift, die feinerfeits gefchebene 
Erfüllung der Bedingungen nachzumeifen. Die Commifs 
fion glaubt Daher, daß es, um die Ausfertigung des Kaufs 
briefs zu erlangen, genügen muͤſſe, wenn der Anfteigerer 
die erwähnten Papiere blos zur Einficht vorlegt. 

2) Was die im Artifel 22 angedrohte Strafe der folle- 
enchere betrifft, fo hält es die Commiſſion für dienlicher, 
bie Grundfäge über die folle-enchere, ‚und die Fälle in 
welchen diefelbe eintritt, im zweiten Abfchnitte zugleich mit 
den Borfchriften über das dabei zu beobachtende Verfahren, 
anfzuftellen. 

Diefen Benerfungen zufolge wird der Artifel 29 
des Entwurfs in Vorfchlag gebracht. 

Auch die Beftimmung des Artifeld 23 des beftehenden 
Geſetzes ift zweckmaͤßig, und daher nur in fofern abzuän 
dern, ald die Redaktion einer, Verbefjerung bedarf. 

Insbeſondere fcheint ed, da von einem allgemeinen 
Prinzip die Nede ift, vollfommen überflüffig, die einzelnen 
Artikel, in welchen Nullitäten angedroht find, dabei nam⸗ 
haft zu machen. — 

Es wird daher der Artikel 30 des Entwurfs 
in Vorſchlag gebradıt. 

Mit diefer Beftimmung fchließt dad Gefe von 1822 
den erften Abfchnitt, welcher von dem Zwangsveräuße- 
rungsverfahren an fich, ohne Rückſicht auf Incidentftreitige 
feiten, handelt, und es it fein Grund vorhanden, bei dem 
neuen Entwurfe hievon abzugehen. 


403 


Zwar zeigt ſich in dem bermaligen Gefege eine große 
Lücke, in fofern daſſelbe nirgends eine Vorfchrift über die 
Art, Form und Fri des Rekurſes gegen den Zu- 
ſchlag ſelbſt, im Fall derfelbe ungeſetzlich wäre, enthält, 
Allein diefer Gegenftand wird in bem zweiten Abs 
ſchnitt, welcher die bei dem Zwangsveräußerungsverfahr 
ren vorfommenden Streitigkeiten zum — hat, 
eine paſſendere Stelle finden. 


In dem zweiten Abſchnitte des Geſetzes von 1822, die 
Incidentſtreitigkeiten bei dem Zwangsveräußes 
rungsverfahren betreffend, finden ſich eben fo auffals 
Iende, ja zum Theil noch grellere Fehler, als in dem ers 
ften Abfchnitre. Man behält übrigens auch hier, fo weit 
es fich thun läßt, bei der Beleuchtung derfelben, die in 
dem erwähnten — angenommene Reihenfolge ber Ars 
tifel bei, 

Zu Art. 24 des Gefepes von 182. 

Diefer Artikel verfügt, daß jede Incidentſtreitigkeit, 
ohne Borladung vor das Vermittelungsamt, bei den Ges 
richten fummarifc verhandelt und entfchieden wers 
den fol. 

Diefe Verfügung ift fachgemäß; allein ed muß hinzus 
gefügt werden, daß in allen Fällen die Verhandlung in 
öffentliher Sigung Statt finden foll. 

Bekanntlich ift, nach den Inſtitutionen des Nheinfreis 
ſes, Deffentlihfeit und Mündlichfeit der Vers 
handlung ein Fundamentalprinzip alled gerichtlichen Vers 
fahrens, fobald von wirklichen Rechtöftreitigfeiten, 
und nicht allenfalls blos von Genehmigung auffergerichtli- 
cher Akten, 3. B. von Homologation eines Familienraths⸗ 
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die Rebe ift. 


Die Artikel 31 und 32 verlegten, ohne irgend einen 
haltbaren Grund, diefed wefentliche Prinzip, indem fie ver- 
fügten, daß die Streitigfeiten, welche fi im Laufe des 
Zwangsveränßerungsverfahrens erheben, in gewiffen Fällen 
blos auf das darüber errichtete Protofol des Notärs hin 
in der Rathskammer, und zwar ohne weitere Verneh— 
mung ber Parteien, entfchieden werden fünnten. 


Diefe Berfügung erregte im Nheinfreife allgemeines 
Erftaunen und die entfchiedenfte Mißbilligung aller Sach— 
fundigen. Denn nicht nur verlegte fle, wie ſchon bemerft, 
bas Grundprinzip der Deffentlichfeit, fondern fie wider» 
forach auch dem allgemeinen, in allen Gefeggebungen heis 
lig geachteten Grundfage, daß der Richter, bevor er ent⸗ 
fcheivet, beide Parteien hören fol, Denn es ift zu bemers 
fen, daß der Sncidentbeflagte nicht immer bei dem foges 
nannten Schwierigfeitsprotofolle anmefend ift und feine 
Einwendungen gegen die Klage vorbringen kann; ferner, 
daß beide, der Kläger wie ber Beklagte, bei der Verhand⸗ 
lung vor dem Notär ber Hülfe eines Rechtsbeiſtandes ent- 
behren, was oft eben fo gut if, als op fie aller Verthei⸗ 
digung beraubt wären, weil Leute, welchen die Gefegfunde 
fehlt, ihre Klagen oder Einreden felten richtig vorzutragen 
wiffen. Dazu fommt noch, daß dad Protofoll, welches eis 
ner folhen Entfcheidung ausfchließlich zum Grunde gelegt 
wird‘, nicht immer, wie bereits weiter oben näher ausge— 
führt wurde, mit gehöriger Sachkenntniß abgefaßt ift, da 
nicht alle Notarien die hiezu nöthigen Nechtsfenntniffe 
befigen; daß daher eine fehlerhafte Darftelung im Protos 
folle, und ſonach eine ungerechte oder doch gewagte, un⸗ 
fihere Entfheidung etwas Alltägliches feyn müſſen. 
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Artifel 32, gerade gegen ſolche in ber Rathskammer ers 
laffene, unförmliche, von aller rechtlichen Garantie ent: 
blößte Urtheile, die Appellation unterfagt, da doch, 
nad einem andern Fundamentalprinzip unfered Rechts, 
jeder Nechtsftreit in ber Negel feine zwei Inſtanzen haben 
ſoll, und da die zweite Inſtanz am wenigften da entbehrs 
lich ift, wo daß Urtheil des erften Richters auf einer fo ſchwan⸗ 
fenden Baſis, wie ein Schwierigfeitöprotofoll ift, beruhet! 
Wollte man etwa fagen, daß durch ein fo unfoͤrm— 
liches Verfahren eine Koftenerfparniß erzweckt werde, 
fo ift einestheils zu beachten, daß wefentliche Formen, 
ohne welche das Necht felbft gefährdet ift, dem Zweck der 
Koftenerfparniß nicht aufgeopfert werden dürfen; andern: 
theils aber auch, daß dieſer Zweck hier gänzlich verfehlt 
wird. Denn fürs Erfte if das Schwierigfeitsprotofoll 
ſelbſt fchon ein Foftfpieliger Alt, Fürs Zweite pflegen die 
Gerichte, die ſich über das Zweckwidrige und Gewagte 
einer Entfheidung in der Rathskammer nicht täufchen 
fönnen, in der Regel jede Sache, wenn fie nur den mins 
deſten Anſtand barbietet, in die Öffentliche Sitzung zu ver 
weifen, wie e8 ber Artikel 32 geftattet, — und bie Folge 
davon iſt alddann, daß zwei Urtheile, anftatt eines ein— 
zigen ergehen. jede Incidentſtreitigkeit veranlaßt ber- 
malen, der Regel nad, 4) ein Schwierigfeitsprotofoll; 
2) eine fehr Foftfpielige Ausfertigung deffelben ; 3) ein 
Bermeifungsurtheil zur Verhandlung in Öffentlicher Sitzung; 
4) eine Borladung in Folge der Verweifung, und 5) ein 
Urtheil über die Sache felbft, auf die Öffentliche Verbands 
lung bin; während früher das ganze Verfahren mit einer 
Klagſchrift von Anwalt zu Anwalt und einem contrabif 
torifchen Urtheil abgethan war, was bei. Weitem wenis 
ger Koften verurfachte, als Die dermalige Procedur, 
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Es iſi ſonach durchaus wefentlih, daß daß Prinzip 
ber Verhandlung in öffentlicher Sigung wieder hergeftellt 
werde. Auch LAßt fi, da nach dem Entwurfe das Schwies 
rigfeitöprotofoll ganz wegfaͤllt, eine andere —— 
weiſe nicht wohl mehr denken. — 


Uebrigens iſt es, da die Artikel 31 und folgende all⸗ 
gemeine Vorſchriften uͤber alle Arten Incidentſtreitigkeiten 
enthalten, noͤthig, durch eine ausdruͤckliche Verfuͤgung zu 
beſtimmen, welche Prozeſſe als Incidentſtreitigkeiten anzus 
ſehen und zu behandeln find, damit die mannigfachen Zweis 
fel, welche in praxi über diefen Punft entftanden find, 
Zünftig wegfallen. Man it bei diefer Beftimmung von der 
Anſicht ausgegangen, daß die Befhlagnahme ber erfte 
Aft des eigentlichen Zwangsveräußerungsverfahrens if, 
und daß daher auch jeder auf die Zwangsveraͤußerung be- 
zuͤgliche NRechtöftreit, welcher nach diefem Afte einges 
führt wird, als ein Incidentprozeß angefehen werden muß, 
Der Zahlungsbefehl ift noch Fein Beftandtheil der 
Zwangsveräußerungsprocebur, fondern blos ein Vorläufer 
derfelben, Man konnte daher nicht jeden Prozeß, welcher 
nad Zuſtellung des Zahlungsbefehls eingeführt wird, den 
Charakter einer Jncidentftreitigkeit beilegen; um fo mehr 
Da, wie bereits früher bemerft worden ift, durch eine gegen 
den Zahlungsbefehl eingelegte Oppofition oft die weitwen- 
digſten, fchwierigften und wichtigften Prozeffe, welche meift 
ben Fond des Rechts betreffen, anhängig gemacht zu wers 
den pflegen, und da es fonft von der Willführ eines jeden 
Gläubiger abhängen würde, durch vorläufige Zuftellung 
eined Zahlungsbefehls jedem gegen ihn zu erhebenden Eins 
wanb den Charakter einer Sncidentftreitigfeit zu geben, und 
bie fummarifche Form bed Verfahrens, fo wie bie abges 
Türzten Friſten dafür in Anfpruch zu nehmen. 
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Diefen Bemerkungen zufolge wird der Artifel 31 
des Entwurfs in Vorfchlag gebracht. 

Die zweckmaͤßigſte und wohlfeilfte Art der Einführung 
einer Incidentklage ift die durch eine Klagfchrift von Ans 
walt zu Anwalt, welche die Gründe ber Klage und bie 
Anzeige eines beftimmten Situngstages enthält; oder, 
falls der beflagte Theil feinen Anwalt bat, durch eine 
Borladung in gewöhnlicher Form. 

Die Artifel 27, 34 und 37 des Geſetzes von 1822 
fehreiben. gleichfalld diefe Form vor. Allein es fcheint weit 
einfacher, diefe Borfchrift durch eine allgemeine Vers 
fügung für alle Fälle aufzuftelen, als fie bei jeder eins 
zelnen Art von Incidenzſtreitigkeiten befonderd zu wiebers 
holen. . | 

Was die Erfcheinungsfrift betrifft, fo genügen 8 
Zage, wenn die Sncidentklage durch eine Klagfchrift von 
Anwalt zu Anwalt eingeführt wird, d. h. wenn der Bes 
Hagte bereits einen Vertreter bat. Iſt dies nicht ber Fall, 
fo find, für alle Parteien, welche innerhalb des Rheins 
freifes wohnen, acht Tage hinreichend, ohne daß’ es einer 
Verlängerung der Frift rücfichtlich der Entfernung des 
Wohnortes der geladenen Partei bedürfte, da man von 
jedem Punkte des Nheinfreifes in einem oder hoͤchſtens 
zwei Tagen bequem nach dem Sitze eines jeden ber vier 
Bezirfsgerichte reifen fan. Für die außerhalb des Rhein- 
freifes wohnenden Betheiligten forgt der Artifel 50, 

Demzufolge wird der Artikel 32 des Entwurfs 
in Borfchlag gebracht. 

Die Artifel 31 und 32 des Entwurfs ftellen allgemeine, 
für alle Sneidentitreitigfeiten geltende Beftimmungen auf. 
Ebenso fcheint es durchaus zwedmäßig, auch die Vorſchrif—⸗ 
ten in Betreff der Appellation gegen Urtheile, welche über 
Sneidentflagen ergangen find, durch allgemeine und gleich» 
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förmige Beftimmungen feftzufegen. Nach dem bermaligen 
Gefege berrfcht im dieſer Beziehung eine Verfchiedenheit, 
welche auf feinen hinlänglichen Gründen beruhet, und 
welche nur dazu dient, das Verfahren zu verwirren. Bald 
it die Berufung ganz ausgefhloffen, obfhon bie 
Streitfrage von großer Wichtigkeit für die Parteien ſeyn 
kann, 3. B. bei der Klage wegen Subrogation an bie 
Stelle des betreibenden Gläubigerd (Art. 29), fodann bei 
ben Urtheilen, welche auf das Schwierigfeitsprotofoll hin 
in ber Rathsfammer erlaffen werben, (Art. 32). Bald 
dauert bie Berufungsfrift zehn Tage nah der Zw 
Rellung des Urtheils an den Anwalt, wie bei 
Diftraktiondflagen (Art. 36); bald ift fie auf 8 Tage vom 
Zage der Ausfprechung des Urtheils feftgefeßt, wie bei 
Nulitätöflagen (Art. 38); bald tritt gar die gewöhnliche 
Berufungsfrift von 3 Monaten ein, wie dies bei allen 
Incidentklagen der Kal ift, für welche das Geſetz nicht 
ausdrücklich eine befondere Berufungsfrift beftimmt hat. 
Eben fo verſchieden ift dermalen die Form der Appella⸗ 
tionserflärung, indem der Artifel 38 für den Kal der 
Nichtigkeitsklage worfchreibt, Daß die Berufung durch einen 
Alt von Anwalt zu Anwalt zu gefchehen habe, wäh- 
send für alle übrigen Fälle die gewöhnliche Regel fortbefteht. 

Dffenbar it Gleihförmigfeit in allen diefen Punks 
ten hoͤchſt wünfchenswerth, und es Tiegt, wie fchon bemerkt, 
kein binreichender Grund zu dergleichen Diftinftionen vor, 
welche mit ber beabfichtigten Vereinfachung des Verfahrens 
fo wenig barmoniren. 

Bor Allem muß von dem Satze andgegangen werben, 
daß alle Incidentklagen, falls der Gegenftand derfelben 
nad allgemeinen Grundfägen den appellabeln Betrag er 
veicht, ber Berufung unterliegen müffen, wie ed auch unter 
ber Herrſchaft des code de proc. der Kal war. Denn 
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jede Streitigfeit, welche eine Immobiliarerefution betrifft, 
fie beziehe fih nan auf die Form des Berfahrene, auf die 
Bedingungen der Berfteigerung, auf die Forderungsrechte 
ber betheiligten Parteien, oder auf Nealrechte, welche von 
Dritten in Anfpruch genommen werden, kann und muß 
in der Regel für die Betheiligten von hohem Jutereſſe 
feyn, und es liegt durchaus fein haltbarer Grund vor, 
warum bier von dem allgemeinen und heilfamen Prinzip 
der beiden Inſtanzen abgewichen werden follte. Es ber 
barf übrigens in diefer Beziehung feiner befondern Bers 
fügung. Denn es verfteht ſich von felbft, daß das fo eben 
erwähnte allgemeine Prinzip überall eintritt, wo nicht bas 
Geſetz eine fpezielle Ausnahme ausfpricht. 


Was die Berufungsfrift anlangt, "fo find zehn 
Tage, von ber Zuftellung des Urtheils an den 
Anwalt gerechnet, in der Negel binlänglid,. Nur 
bei Diftraftiondflagen, welche die Vindication eines Im— 
mobiliareigentbums zum Gegenftande haben, fcheint eg, 
wegen ber befonderu Wichtigkeit folcher Klagen, räthlich 
und nöthig, eine etwas längere Frift zu geftatten, und 
dDiefelbe erft von dem Tage ber Zuftellung an die Partei 
felbft anfangen zu laffen. | 


Ruͤckſichtlich der Form des Appellakts ſcheint es 
nicht rathſam, von der allgemeinen Regel abzugehen, da 
ed in der Natur der Sache liegt, daß die Appellations⸗ 
Erflärung auf Anftehen der Partei felbft, und nicht auf 
Anftehen ihres Anwalts, d. h. mit andern Worten, daß 
fie durch ein exploit de partie à partie und nicht durch 
einen acte d’avoue à avoud gefchehe. Doc kann man, um 
Koften und Zeit. zu erfpareg, füglich geftatten, daß bie 
Zuftellung bes Appellafts in dem erwählten Domizil der 
obfiegenden Partei bei ihrem Plnwalt gefchehen Fönne. 
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Aufferdem ift es nöthig, noch einen andern Punft bes 
Verfahrens, welcher bisher fchwierig und controvers war, 
durch eine ausdrücliche Verfügung näher zu beftimmen. 
Man war nämlicdy nicht einig über die Frage, ob Gontus 
macialurtheile, welce in einem auf dad Zwangsveräußes 
rungsverfahren bezüglichen Ineidentprozeſſe ergehen, gleich 
andern Gontumacialurtheilen durch Oppofition angefochten 
werden. fönnen oder nicht. Der Zweifel beruhte darauf, 
weil die Oppofttiongfriften, fo wie die Artikel 157, 158 
und 459 des Geſetzbuchs über den Givilprozeß fie feſtſe— 
gen, mit dem Zmwangsveräußerungsverfahren nicht wohl 
vereinbar fihienen, befonders in den Fällen, wo die unters 
liegende Partei feinen Anwalt hat, und wo ſonach die Op: 
pofitiongfrift bis zur Erefution dauert. 

Im Allgemeinen liegt fein Grund vor, bei den fraglis 
chen Incidentprozeſſen das Dppofitionsverfahren auszus 
fließen, um fo mehr, da dafjelbe kuͤrzer und wohlfeiler 
ift, ald der Weg der Appellation. Auch gebt es darum 
nicht an, weil fonft in den Fällen, wo der Streitgegenftand 
ben appellabeln Betrag nicht erreicht, weder Oppofition 
noch Appellation zuläffig, alfo der Prozeß durch ein Gons 
tumacialurtheil definitiv entfchieden feyn würde, was fidh 
mit den erften Grundfägen des Rechts ſchwer vereinigen ließe. 

Auch bietet das DOppofitiondverfahren durchaus Feine 
Nachtheile dar, fobald die Friften gehörig regulirt werben, 
und alle Schwierigfeit verfchwindet, wenn die Oppofitiond« 
frift, ohne allen Unterfchied der Fälle, auf acht Tage feft- 
gefegt wird, melde, wenn die unterliegende Partei einen 
Anwalt bat, von der Zuftellung bes Urtheild an biefen 
Anwalt, und falls fie ohne Anwalt ift, von ber ._—. 
an die Partei felbft ihren Anfang nimmt, 

Demzufolge bringt bie Commiffion ben —— 2 
bes Entwurfs in Borfchlag. JE 
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Zu Art, 35, 26, 27 und 28 bes Gefebes von 1822, 

Diefe Artifel find fachgemäß und bedürfen, auffer einis 
gen nähern Beftimmungen, welche ſich von felbft rechtfer- 
tigen, und einer verbefjerten Rebaftion, Feiner wefentlichen 
Abänderung. Nur ift der Artifel 25 mit dem Artikel 4, 
welcher weit beffer bier als im erften Abfchnitte feine 
Stelle findet, in eine Redaktion zufammen zu fchmelzen. 
Es werden fonadh die Artifel 34, 35, 36 und 37 
des Entwurfs in Vorſchlag gebradt. 


Zu Urt. 29 des Geſetzes von 1322 


Daß die Berbinbung mehrerer Zwangsveräußerungds 
prozeduren, und fonach auch das für den Weigerungsfall 
geitattete Begehren der Subrogation nicht mehr Statt fins 
den könne, wenn in dem erften Verfahren bereits die Anz 
beftung der Anfchlaggzettel oder, was damit auf gleicher 
Linie ſtehen muß, die Zuftellung deſſelben an die übrigen 
Hypothefargläubiger gefchehen iſt, jcheint ganz ſachgemaͤß. 
Denn die Verbindung der Prozeduren, welche lediglich die 
Erfparung unndthiger Koften zum Zwed hat, muß weg» 
fallen, fobald das erfte Verfahren feinem Ziele fchon fo 
nahe gerüct ift, daß es durch die Verbindung mit einer 
erit angefangenen Prozedur eine allzulange Unterbrehung 
erleiden würde; oder fobald Aften geichehen find, welche 
in Folge einer ſolchen Berbindung mit neuem Koftenauf- 
wand erneuert werden müßten. Auch hatte der code de 
proc., art. 749, feftgefegt, daß die Verbindung mehrerer 
Prozeduren nach der Hinterlegung des Bedingnißhefte auf 
ber Gerichtsfchreiberei nicht mehr beantragt werden koͤnne. 

Dagegen aber ift nicht abzufehen, warum der Art. 29 
auch die Klage auf Subrogation wegen Gollufion, 
Betrugs oder Nahläßigfeit von Seiten des betrei: 
benden Glaͤubigers, nach Anheftung oder Zuftelung der 
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Anfchlagszettel nicht mehr zuläßt. Es kann diefes in der 
That nur die Folge eines Verfehens feyn. Denn die Mit- 
gläubiger muͤſſen nothwendig das Recht haben, in jedem 
Stand der Sade an die Stelle des betreibenden Gläu— 
bigerd zu treten, wenn diejer durch ein argliftifches Eins 
verftändnig mit dem Schuldner, durch fonftigen Betrug 
oder Nachläßigfeit das Verfahren aufhält und dadurch die 
Rechte der übrigen Gläubiger gefährdet. Auch ift zu bes 
merfen, daß der code de proc., art. 722, diefe Klage uns 
bedingt, und ſonach in jedem Stande des Verfahrens 
geſtattete. | 

Demzufolge wird ber Artifel 38 bes anne 
in Borfchlag gebracht. » 


Zu Art. 30 des Geſetzes von 1822. 

Diefer Artikel giebt zu feiner befondern Bemerfung An— 
laß, und fann ſonach unverändert beibehalten werden. 

Nur find die am Schluffe des "Artikels befindlichen 
Worte: „aus dem Kaufpreife oder vom Erfteige 
rer“ unpaffend, und im Widerfpruch mit der Verfügung 
bes Artikels 48 (Artikel 25 des Entwurfd), wonach bie 
Koften des Zwangsveräußerungsverfahrens, bis zur Ber 
fteigerung exel., — und nur von ſolchen Koften kann hier 
die Rede feyn, — dem betreibenden Gläubiger, welcher fie 
vorgelegt hat, in jedem Falle aus dem Kaufpreife er 
feßt werden. A 

Es wird daher der Arttfel 39 des Entwurfes 
in Vorſchlag gebradit. 


Zu Art. 31 und 32 des Geſetzes von 18. 

Diefe beiden Artikel, welche von der Form des Schwies 
rigfeitöprotofols und von ber Art und Weife, wie die in 
dafjelbe aufgenommenen Streitigkeiten entfchieden werben 
foßen, bandeln, fallen gänzlich weg, weil ber Entwurf 
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fowohl das Schwierigfeitsprotofo, als auch die Urtheile 
in der Rathskammer, als hoͤchſt zweckwidrige Auswuͤchſe 
des Verfahrens ausgeſchloſſen, und in den Artikeln 31 und 
32 die einfache Regel aufgeſtellt hat, daß jede Incident— 
ftreitigfeit durch eine Klagfhrift von Anwalt zu 
Anwalt eingeführt, und in sffentlicher Sigung fum- 
marifch verhandelt und entfchieden werden fol. 

Zu Urt. 33 des Geſehes von 1822. 

Diefer Artifel enthält, auffer einer etwas ungeeigneten 
Redaktion, in feinem legten Abfage einen eben fo wichtis 
gen als grellen Verſtoß gegen allgemeine Prinzipien, inds 
befondere gegen bie ——— Grundſaͤtze des Ei— 
genthumsrechts. 

Dieſer Abſatz ſagt, daß wenn ein Dritter vor dem 
Verſteigerungs⸗Commiſſaͤr erklaͤrt hat, eine Diſtraktions⸗ 
klage anſtellen zu wollen, dieſe Klage binnen 10 Tagen 
bei Gericht eingeführt werben müſſe, und zwar bei Ber 
luſt aller feiner Redte. 

Diefe legte Phrafe if ed, in welcher der erwähnte 
Berftoß liegt. 

Die Befugniß, ein Eigenthumsrecht oder ein fonftiges 
Nealrecht durch eine Klage zu verfolgen, gebt nur durch 
Berjährung verloren, und ein ſolches Klagrecht dauert 
befanntlich 30 Sahre, oder, wenn die Sache von einem 
Dritten bona fide und justo titulo befeffen wird, 10 Jahre, 

Eine Zwangsveräußerung fann, nad der Natur ber 
Sacha, fo wie nach Artifel 20 des Gefeßes von 1822 
(und nach Artifel 27 des Entwurfs) den Realrechten, 
welche Dritte an der veräußerten Sache haben, nicht ſcha— 
ben: der Zufchlag überträgt nur diejenigen Rechte, welche 
dem Schuldner felbft an der Suche zuftanden. 

Hieraus folgt nun von felbft: 

4) daß ber Dritte, welchem folche Realrechte zuftehen, 
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diefelben im Laufe bed Zwmangsveräußerungsverfahrend ver; 
mittelft einer Incidentklage geltend machen und badurd 
ben Zuſchlag verhüten fann; 

2) daß, wenn er allenfalld nichts von dem Zwangs⸗ 
veräußerungsverfahren erfährt, oder überhaupt nicht für 
gut findet, im Laufe deffelben aufzutreten, er hintennach, 
zu jeder beliebigen Zeit und fo lang feine Nechte nicht 
verjährt find, eine feparate Bindicationdflage ans 
fielen fann. Denn das Zmwangsveräußerungsverfahren 
fann und darf fein Grund feyn, ibm, dem Dritten, feine 
Realrechte zu rauben. 

Wenn nun bied Alles unftreitig wahr ift, wie reimt 
fih damit die Verfügung des Artifeld 33, daß der Dritte 
alle feine Rechte verlieren fol, wenn er erflärt bat, 
eine Diftraftionsflage anftellen zu wollen, dies aber. ins 
nerhalb der nächftfolgenden 10 Tage nicht wirklich thut?. 
Wie kann in diefer Unterlafjung ein Rechtsgrund liegen, 
ben wahren Eigenthuͤmer feines Eigenthumsrechts verluftig 
zu erflären ? ! Ä 

Wird eine Diftraftionskflage nicht in gehoͤriger Frift 
oder Form angebracht, fo darf, vernünftigerweife, an diefe 
Unterlaffung feine andere Folge gefnüpft werben, als daß 
dieſe Sncidentflage, als ſolche, nunmehr unzuläßig ſeyn 
fol, d. bh. daß dad Zwangsveräußerungsverfahren nun 
mehr ohne weitern Auffchub fortgefegt und beendigt wer⸗ 
den ſoll, vorbehaltlich für den Dritten, ſeine 
etwaigen Realrechte in ſeparatem Rechtswege 
durch eine Prinzipalklage geltend zu machen, 
ſo lange nicht ein Rechtsgrund eingetreten iſt, 
welcher dieſe Realrechte aufhebt. 

Dieſe natürliche Anſicht lag auch dem code de proc. 
zum Grunde. Er fchrieb für. die demande en distraction 
gewiffe Formen vor, welde die Befchleunigung des In⸗ 
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cidentprogeffes bezweckten, namentlich daß fie durch ein 
Geſuch von Anwalt zu Anwalt eingeführt werben und bie 
Angabe der Eigenthumsbeweiſe, ſo wie die Copie des Hin— 
terlegungsakts enthalten muͤſſe. Wurden dieſe Formen 
nicht beachtet, ſo erklaͤrten die Gerichte die Incidentklage, 
als ſolche, unzulaͤßig. Allein nie lieg man ſich einfals 
len zu behaupten, daß dadurch die Nealanfprüche des 
Dritten felbft erlofhen feyen, und auf dem gewöhnlichen 
Wege, d. h. auf dem einer in separato anzuftellenden Bins 
bicationsflage, nicht mehr geltend gemacht werden koͤnnten. 
In diefem Sinne muß daher auch notbwendig die Res 
dbaftion des bier in Frage ftehenden Tertes abgeändert 
werdet. | | 
Aufferdem ift aber auch die Beftimmung, daß die Di- 
ftraftionsflage ſogar noch bei ber Verfteigerung und vor 
bem Verſteigerungs-Commiſſär zuläßig fen, unzweckmäßig. 
Sie würde unfehlbar in vielen Fällen chifanöfe und 
foftfpielige Verzögerungen veranlaffen, indem es von dem 
Schulduer abbienge, jedesmal im Augenblick der Verfteiges 
rung durch Gonnivenz mit feiner Frau, mit einem Ans 
verwandten, oder mit irgend einem dritten unzahlfähigen 
Sndividuum, eine Diftraftionsflage anzumelden, und bas 
durch die DVerfteigerung zu verhindern und neue Weitläufs 
tigfeiten nöthig zu machen, wenn auch die Klage nachher 
gar nicht erfolgt. Dies wird wegfallen, wenn das Geſetz 
beftimmt, daß die Diftraftionsflage eine gewiſſe Zeit vor 
ber Verfteigerung eingeführt werden muß, und zwar, wie 
ſich nach der allgemeinen Verfügung des Artifeld 32 des 
Entwurfs von felbft verfteht, durch eine Klagfchrift von 
Anwalt zu Anwalt. Sobald die Sache vorerft durch die 
Hand eines Rechtskundigen geht, der den Anfpruch einer 
vorläufigen Unterfuchung unterwirft, und ein motivirteg 
Klaggeſuch auffegen muß, fo find rein chifandfe Diftraf- 
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tionsflagen weit weniger zw befürchten. Auch werben 
durch die Feftfegung einer Friſt die Realrechte Dritter auf 
feine Weife gefährdet, weil es nach dem, was bereitö weis 
- ter oben gefagt worden ift, Jedermann unbenommen bleiben 
muß, folche Rechte in separato geltend zu machen, wenn 
er auch unterlaffen hat, deshalb mit einer Incidentklage 
aufzutreten. 

Was die Berufungsfrift bei Diftraftionsflagen bes 
trifft, fo iſt ſchon früher bemerft.worden, daß die für ans 
dere Incidentklagen feftgejegte zehntägige Frift, von der 
Zufellung an den Anwalt gerechnet, bier, wo es Eigen» 
thumsrechte gilt, und wo der Nechteftreit gewöhnlich von 
bedeutendem Intereſſe ift, unpafjend feyn würde, 

Die Appellationgfrift muß bier, wie im gewöhnlichen 
Prozeffe, erft vom Tage der Zuftellung an’ die Partei ihr 
ren Anfang nehmen; und wenn man ihre Dauer auf ein 
Drittel der gewöhnlichen Zeit, nämlich auf einen Monat 
feftfegt, fo ıift Damit dem Prinzip der Befchleunigung, wels 
ches bei Incidentprozeſſen vorherrfchen fol, ſchon hinreis 
chend gehuldigt. 

Die Eommiffion bringt fonach den Artikel 40 des 
Entwurfs in Borfchlag. 

Zu Art. 34 des Geſetzes von 1892. 

Die in dieſem Artikel vorgefchriebene Form der Eins 
führung diefer Incidentklage bedarf feiner Wiederholung, 
da der Artifel 32 des Entwurfs eine allgemeine Vorſchrift 
über die Form aller Incidentflagen enthält. ES bleibt 
alfo hier nur übrig zu beftimmen, gegen wen die Dis 
firaftionsflage gerichtet werden muß, und in diefer Bezies 
hung ift die Verfügung des beftehenden Geſetzes fachgemäß, 
fo wie fie auch mit dem Artikel 727 des code de proc. 
übereinftimmt. Der Entwurf hat übrigens diefe Verfuͤ⸗ 
gung bereits in feinen Artifel 40 aufgenommen. 
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3u Art. 35 des Geſetzes von 1822. 

Die in diefem Artikel aufgeftellte Regel, daß im Fall 
einer partiellen Diſtraktionsklage mit ber Verfteigerung der 
übrigen Güter fortzufahren fey, ift als fachgemäß beizubes 
halten. Ebenfo liegt ed ganz in ber Natur der Sade, 
daß eine Ausnahme von dieſer Negel eintreten und bie 
Verfteigerung für das Ganze aufgehoben werben müffe, 
wenn die Parteien darüber einverftanden find. 


‚Allein es ift nothwendig, ben Fall vorberzufehen, wo 
die Betheiligten über diefen Punft, von welchem oft der 
günftige oder ungünftige Erfolg der Verfteigerung abhaͤn⸗ 
gen fann, uneinig find, und die Art, wie ein folcher 
Streit zu fehlichten if, muß regulirt werben. 


Die Entfheidung fann bier, wie bei jeder andern 
Streitfrage, nur dem Gerichte zuftehen. Sie dem Vers 
fleigerungs-Gommiffär überlaffen, bieße auf eine eben fo 
unndthige als auffallende Weife von den Grundfägen ab» 
weichen, und dem Notär eine richterliche Funktion übers 
tragen; was nach dem Entwurf um fo unpaffender feyn 
würde, da die Anmeldung einer Diftraftionsflage bei der 
Verfteigerung felbft und vor dem Gommiffär nicht mehr 
geftattet ift. 


Die Erklärungen der Parteien muͤſſen baher durch Aft 
von Anwalt zu Anwalt gewechfelt, und falls nicht in kurs 
zer Frift die Einwilligung erfolgt, die Entfcheivung des 
Gerichts in gewöhnlicher Form provozirt werden. Die 
Frift zur Erflärung muß kurz ſeyn, weil die Diftraftiond» 
age bis zum achten Tage vpr ber Berfteigerung zuläs 
fig if. | | 

Uebrigens verſteht fih, daß die Befugniß, den Auf- 
ſchub der Verfteigerung für das Ganze zu provoziren, auch 
den Hypothefargläubigern geftattet werden muß, da ein 
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jeber derfelben bei dem guten oder übeln la ber Der 
fteigerung wefentlich intereffirt ift. 

Die Commiffion bringt ſonach beit artitel 41 des 
Entwurfs in Vorſchlag. 


Zu Art. 36 des Geſehes von 1822. 
Dieſer Artifel, welcer von der Appellationdfrift bei 
Diftraftiondflagen handelt, fällt gaͤnzlich weg, ba der Ars 
tifel 40 ded Entwurfs die Frift der Appellation bereits 
beftimmt hat, die Form berfelben aber durch Artifel 33 
für alle Incidentklagen gleichmäßig feftgefegt ift. 
Su Art. 37. 

Der Inhalt dieſes Artikels giebt zu mehrern —— 
lichen Bemerkungen Anlaß, und zwar: 

4) Die Beſtimmung, daß die Klagen wegen Nichtigfei- 
ten in dem Verfahren nicht früher als nach der Befannts 
machung ded Verfahrens durch Anheftung und Significas 
tion der Anfchlagszettel, fo wie durch Einruͤckung in das 
Intelligenzblatt, angebracht werben dürfen, feheint durch» 
aus nicht fachgemäß. Denn es läßt fich fein Grund den, 
fen, warum eine Nullität nicht follte geltend gemacht wer⸗ 
den können, fobald fie eriftirt. Geſetzt, die Befchlag- 
nahme ift null, weil fie vor Ablauf der 30 Tage nach 
dem. Zahlungsbefehl bemerfftelligt wurde, — oder bad 
Commiſſorium ift null, weil ed beantragt wurde, ehe bie 
Beichlagnahme dem Schuldner fignifizirt war u. f. w., 
warum foll bier der Schuldner mit feiner Nichtigfeitöflage 
warten müffen, bis die erwähnten Befanntmachungen ge⸗ 
fchehen find? Warum fol er erft dann damit auftreten 
dürfen, wenn einestheild die Koften durch weitere Aften 
des Verfahrens fich gehäuft haben, und anderntheild dem 
Schuldner durch jene Bekanntmachungen ein vielleicht uns 
beilbarer Schaden erwachſen it? 
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Offenbar ift ed für alle Theile vortheilhafter, wenn 
eine nichtige Prozedur fogleich, als wenn fie erft gegen 
ba Ende des Berfahrend annullirt wird. Auch findet 
fih im code de proc. feine ähnliche Prohibition, und fie 
kann faum anders ald durch ein Verfehen ſich in dem 
Artikel 37 des Geſetzes von 4822 eingefchlichen haben. 

2) Daß alle Klagen wegen Nichtigfeiten, ohne Unter- 
ſchied, fpäteftens 30 Tage, vor der Verſteigerung ange 
bracht werden follen, ift, wie bereitd früher bemerft wurde, 
in Bezug auf manche Fälle ohne allen Sint, da ed Nich⸗ 
tigfeiten giebt, welche erſt 44 Tage vor ber Berfleigerung 
entftehen, namentlih die Verabfäumung der durch Art. 12 
(Artifel 19 des Entwurfs) vorgefchriebenen zweiten Eins 
ruͤckung in das Intelligenzblatt und der Bekanntmachun⸗ 
gen durch die Schelle. Das Gefeg muß daher im diefer 
Beziehung eine geeignete Diftinftion aufftellen, und bie 
Klage wegen ber erwähnten fpätern Nullitäten wenigſtens 
bis zum achten Tage vor der Verfteigerung zulaffen. 

3) Die Beftimmung eined Zeitraums von dreißig 
Tagen fcheint nicht fachgemäß, indem ed unbillig ift, daß 
der Schuldner und andere Betheiligte ſchon fo geraume 
Zeit vor ber Berjteigerung ihrer Nichtigkeitseinreden vers 
Iuftig ſeyn follen. Befonders kann dies nicht ferner neben 
dem Artifel 47 des Entwurfs fortbeftehen, wonach die 
Anheftung und die Signiftcationen des Anfchlagszettels 
nicht früher als AO Tage vor ber BVerfteigerung zu gefche- 
ben brauchen, fo daß nur ein Zeitraum von 40 Tagen 
übrig bliebe, binnen welchem die auf diefe Akten bezüglis 
hen Nichtigfeitöflagen zuläßig wären. Es fcheint daher 
zweckmaͤßig, flatt dreißig Tagen zwanzig Tage vor 
der Verfteigerung feftzufegen, wie ed auch der Artifel 735 
bed code de proc. beflimmte, Diefer Zeitraum genügt, 
um die Nulitätöflage noch vor der Verfteigerung zu erle 
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digen, wenn die Inſtanz rafch betrieben wird; und ges 
fchieht dies nicht, fo find auch 30 Tage nicht hinreichend, 
und die Berfieigerung muß doc verfchoben werden. 

4) Der Artifel 14 des Entwurfs beftimmt, daß die 
Betheiligten befugt find, gegen bie von dem betreibenden 
Gläubiger fefigefegten Verfteigerungsbedingungen ihre Ein⸗ 
reden zu erheben. Ä 

Diefe Befugniß ift jedoch noch näher zu reguliren. Ei- 
nestheild muß nämlich feftgefegt werden, gegen wen 
eine ſolche Klage.zu richten ift, und bier erfcheinen natür- 
lich der betreibende Gläubiger und der Schuldner ald wes 
fentlihe Parteien. Anderntheild muß dieſe Klage in der 
Art befchränft werben, daß, wenn innerhalb eines gewiſ— 
fen Zeitraums Fein Einwand erhoben wird, die Bedingun— 
gen ald genehmigt anzufehen find. Nun aber werden, 
nach Artikel 17 des Entwurfs, dieſe Bedingungen fpäter . 
ſtens 40 Tage vor der Verfteigerung den Betheiligten 
durch die Zuftelung des Anfchlaggzetteld befannt. Es ges 
nuͤgt alfo vollfommen, wenn die Einreden gegen biefelben 
gleihfand bis zum 2Often Tage vor der Berfteigerung zus 
gelajfen werden, und diefe Verfügung laͤßt ſich fonach ganz 
paffend mit derjenigen, welche die Nichtigfeiten betrifft, 
zufammenfchmelzen. | 

5) Ueber die Form, in welcher ſowohl die Nichtigs 
feitöflagen, ald auch die auf die Bedingungen Bezug has 
benden Incidentklagen einzuführen find, bedarf es feiner 
weitern Beftimmung, da der Artifel 32 diefen Punkt bes 
reitd durch eine allgemeine Borfchrift regulirt bat. 

Nach diefen Bemerfungen wird ber Artifel 42 des 
Entwurfs in Vorfchlag gebracht. 

Zu Urt. 38 des Geſetzes von 182. 

Die in diefem Artifel enthaltene Verfügung, . baß ber 

Appelaft durh Akt von Anwalt zu Anwalt ge 


421 


ſchehen ſolle, hat zu manchen‘ Zweifeln und nicht felten 
gu doppelten Appellaften Beranlaffung gegeben. Ein 
Akt von Anwalt zu Anwalt (acte d’avoud à avoue) 
wird, ber Negel nah, auf Anftehen des Anwalts 
fignifizirt. Nun aber ſchien es gar zu unnatürlih, daß 
eine Appellationderflärung auf Anftehen des Anwalts und 
nicht auf Anftehen der Partei felbft gefchehen ſolle. Um 
daher in jedem Falle das Rechte zu treffen und ſich Feiner 
Nulität auszufegen, wurde Öfterd der Appellaft in dop⸗ 
pelter Form, d. h. einmal par acte d'aroué à avoud, und 
fodann auch par exploit de partie à partie fignifizirt. 


Diefer Zweifel ift durch dem Artifel 33 des Entwurfs 
gehoben; und da der erwähnte Artifel fowohl die Form 
als die Frift der Berufung für alle Incidentklagen durch 
eine allgemeine Verfügung feftfetst, fo fällt der Artifel 38 
bes beftehenden Gefetes gänzlich weg. Die Beltimmung, 
daß in der Appellations-Inftanz feine andere Nichtigkeiten 
geltend gemacht werden fönnen, ald vor dem erften Rich 
ter, ift fchon in den Art. 42 des Entwurfs aufgenommen, 


zu Art. 29 des Geſetzes von 1822. 


Diefer Artikel bedarf. in-fofern einer Abänderung, als 
ed den Grundfägen nicht entfpricht, daß die Verbindlich, 
feit, den Berfteigerungs-Gommiffär von der Exiftenz einer 
Incidentklage in Kenntniß zu fegen, dem betreibenden 
Gläubiger auferlegt werde. Vielmehr liegt es im der 
Natur der Sache, daß diejenige Partei, welche die Inci—⸗ 
dentflage erhebt und dadurch den Aufichub oder die Aufs 
hebung der DBerfteigerung in ihrem Intereſſe zu erwirken 
fucht, die erwähnte Notififation mache, und daß die frus 
firatorifchen Koften oder fonftigen Nachtheile, welde aus 
der Unterlaffung derſelben entfpringen Tonnen, ihr zur Laſt 
fallen. R 


422% 


Uebrigens verfteht fich von felbit, daß bie in bem Ars 
tifel 39 vorfommenden Worte: „wenn diefelbe vor 
„der Berfleigerung eingeführt wurde,“ wegfallen 
müffen, ‚weil, nach Artifel 40 bes Entwurfs, jede Diftraf- 
tiondflage wenigſtens 8 Tage vor der Berfteigerung eins 
geführt werben muß. 

Demzufolge wird der Artifel 43 bes me 
in Borfchlag gebracht. 


Zu Art. 40 des Geſetzes von 1822, 


Diefer Artifet veranlagt verfchiebene wichtige Bemer- 
fungen, und zwar: 

4) Der erſte Abſatz befjelben beruht auf der Voraus⸗ 
fegung, daß die in Folge einer Incidentklage eingetretene 
Verzögerung bed Verfahrens nur die zweite Bekannt 
machung (Art. 42) betreffen Fönne, und verfügt daher, daß 
die Verfteigerung erſt dann vorgenommen werden bürfe, 
wenn diefe Befanntmachung in vorgefchriebener Form, und 
zwar 10 Tage vor ber Berfteigerung, gefchehen ſeyn würde, 


Allein jene Vorausſetzung ift unrichtig, ba durch eine 
Ssneidentklage nicht bloß die im Artifel 42 vorgefchriebene 
zweite Befanntmachung, fondern auch die erfte Einruͤckung 
in das Intelligenzblatt, fo wie bie Anheftung bed Ans 
fchlagszetteld und die Zuftelung deſſelben an den Schuldner 
und bie Hypothefargläubiger, verzögert werben koͤnnen. Dies 
ift Schon nach dem Gefeke von 1822 der Fall, obgleich nach 
Artifel 37 deffelbden die Nichtigfeitstlagen erft nad 
den erwähnten Befanntmachungen und Zuftellungen zuläßig 
find; denn es gibt, auch nach dieſem Geſetze, Incidentkla⸗ 
gen, welche fruͤher angebracht werden können, z. B. Diſtrak⸗ 
tionsklagen. Noch weniger aber paßt die beruͤhrte Verfuͤ⸗ 
gung des Artikels 40 zu dem Syſtem des Entwurfs, wos 
nash auch die Nichtigkeitöflagen in jedem Stande bed Ber 
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fahrens, nur nicht in den legten 20 Tagen vor ber Ber 
fteigerung zuläßig find. 

Sene Verfügung muß daher allgemeiner, b. h. nicht 
6108 für die zweite Verkündigung, fondern überhaupt für 
fämmtlihe durch die Artikel 45, 16, 48 und 49 vorge 
fhriebenen Anheftungen, Zuftelungen und Befanntmachuns 
gen aufgeftellt werden. 

Dabei liegt, wie es fcheint, Fein hinreichender Grund 
vor, den Zeitraum, welcher zwifchen der zweiten Berfünz - 
digung und der DVerfteigerung liegen foll, für dieſen Fall 
abzufürzen,, und denfelben von 44 auf 10 Tage herabzus 
fegen, wie der Artikel 40 es thut. Denn wenn ed über: 
haupt wahr ift, daß die zweite Verfündigung wenigftens 
um 14 Tage der Berfteigerung vorhergehen muß, um mit 
einiger Zuverläßigfeit annehmen zu können, daß fie bie 
gehörige Publizität erlangt babe, fo iſt nicht einzufeben, 
warum bied in dem Falle, wovon hier bie Rede ift, we; 
niger nöthig ſeyn ſollte. In der That ift von Seiten der 
Notariatsfammer in Zweibräden fogar die Hinlänglichkeit 
ber vierzehntägigen Frift in Zweifel gezogen worden, ins 
bem fie bemerkt, daß bei der Art, wie das Sntelligenzblatt 
in die Gemeinden verfendet zu werden pflege, daſſelbe 
manchmal erft nach der Verfteigerung anfomme. Um fo 
weniger fcheint daher die Abkürzung dieſer Frift in irgend 
einem Falle rathſam zu feyn. 

2) Der zweite Abſatz des Artikels 40 betrifft den Fall, 
wo die Verfteigerung dur eine Incidentklage verzögert 
wird, nachdem bereits die zweite Berfündigung 
gefhehen war. Es verſteht füh, daß alsdann eine 
neue Berfünbigung Statt finden muß, weil nunmehr die 
Berfteigerung an einem andern, als dem früher angekuͤn⸗ 
digten Tage vor fih geht; und diefes wird benn auch 
durch den erwähnten Abſatz vorgefchrieben. Allein dieſe 
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Vorſchrift enthält dem wefentlichen Fehler, daß fie blos 
eine neue Einruͤckung in das Sntelligenzblatt 
anordbnet, und nicht auch eine neue ortsübliche VBerfündis 
gung in der Gemeinde, wo die Berfteigerung gefchieht, 
und in dem Hauptorte des Kantons. Eine foldye Verfüns 
digung ift in der Regel weit mehr geeignet, der Berfteige- 
rung eine ihren Erfolg befördernde Publizität zu geben, 
ald die Anzeige im Sntelligenzblatt, und fcheint daher, 
wenn der Tag ber Verfteigerung abgeändert worden ift, 
noch weſentlicher als biefe. 

3) Der dritte Abfag des Artikels 40 verfügt, daß in 
jedem Falle die Verfteigerung erft einen Monat nad dem 
Tag des definitiven und rechtöfräftigen Urtheild über die 
Incidentklage Statt finden dürfe. 

Diefe Verfügung ift in der That faum erflärlich, und 
ſteht mit andern Beflimmungen des Gefeged in auffallen» 
dem Widerfpruch. Denn erftlich ift durchaus Fein haltba- 
ver Grund denkbar, warum die BVerfteigerung, die ohnehin 
ſchon durch die Incidentklage gewöhnlich eine Verzögerung 
erleidet, noch um einen ganzen Monat nad) eingetretener 
Rechtskraft des Urtheils, welches die Incidentbeſchwerde 
verwirft, aufgefchoben werben follte. 

Fürs Zweite verfügt der Artifel 37 des dermaligen 
Geſetzes, daß Nichtigfeitöflagen wenigſtens dreißig 
Tage vor dem feſtgeſetzten Verſteigerungstage 
angeſtellt werden ſollen. Der Zweck dieſer aus dem Ar⸗ 
tikel 735 des code de proc. entnommenen Verfügung iſt 
offenbar fein anderer, als daß, wo möglich, innerhalb dies 
fed Zeitraums die Incidentflage abgeurtheilt werben fol, 
um die Verfteigerung an dem feflgefegten Tage vornehmen 
zu können, und nicht genöthigt zu feyn, fie auf einen ans 
dern Zeitpunkt zu verfchieben, und dadurch neue Bekannt: 
machungen und neue Koften zu veranlaffen. 
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Wie reimt ſich num damit die Verfügung des Artikels 40, 
wonach die Berfteigerung erft einen Monat nach rechts- 
fräftiger Aburtbeilung der Incidentklage foll erfolgen 
fönnen ?! 

Geſetzt, die Incidentklage wird am 4Often Tage vor 
ber Berfteigerung angeftellt. Das Gericht erledigt fie rafch, 
und die Appellationsfriſt verftreicht. Beides kann inners 
halb 20 Tagen gefchehen. Nun find noch 20 Tage bie 
zur Berfteigerung übrig. Die Incidentklage ift rechtsfräfs 
tig erledigt, und dennoch fol die Berfteigerung nicht auf 
ben feftgefegten Tag vor fich gehen, weil fie nach Artifel 40 
erft einen Monat nach der definitiven Aburtheilung Statt 
finden darf! 

Ueberhaupt ift nicht abzufehen, warum nicht bei dem 
Zwangsveräußerungsverfahren, fo wie ‘in jedem andern 
Falle, ein Urtheil follte zur BVollziehung kommen Fönnen, 
ſobald es feine Nechtöfraft erlangt bat; — warum nicht 
das Verfahren follte fortgefegt und zu Ende gebracht wer: 
ben, jobald das Hinderniß, welches demfelben in den Weg 
gelegt war, definitiv weggeräumt ift. 


Auch enthielt der code de proc. durchaus Feine ähnliche 
Beftimmung, und in der That ift jede Verfiigung über 
biefen Punft überflüffig , da die allgemeinen Grundfäße 
über die Vollziehbarfeit der Urtheile und die fuspenfive 
Kraft der Appellation auch hier vollfommen genügen. 


Alen diefen Bemerkungen zufolge wird ber Artifel 44 
des Entwurfs in Vorſchlag gebradht. 


Nachdem nunmehr die nöthigen Vorfchriften in Betreff 
ber Incidentklagen aufgeftelt find, fo muß noch eine we 
fentliche Lücke des dermaligen Geſetzes ausgefüllt und die 
Art und Weife des Refurfes gegen den Zuſchlag 
felbft beftimmt werben. 
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Ein ſolcher Rekurs muß nothwendig geſtattet werben. 
Denn abgeſehen von manchen allgemeinen Rechtsgruͤnden, 
aus welchen der Zuſchlag unguͤltig ſeyn kann, ſind auch 
mehrere Foͤrmlichkeiten vorgeſchrieben, welche bei dem Zu⸗ 
ſchlage ſelbſt unter Strafe der Nichtigkeit beobachtet wer⸗ 
den muͤſſen, z. B. daß die Verſteigerung an Ort und Stelle 
geſchehen ſoll, — daß der Zuſchlag nur nach dem Erloͤ⸗ 
ſchen einer gewiſſen Anzahl Lichter geſchehen darf u. ſ. w. 
Es muß daher auch einen Rechtsweg geben, um dieſe 
Rechtsmittel geltend zu machen. 

Nach dem Syſtem des code de proc., wo der Zuſchlag 
durch das Gericht felbft und in öffentlicher Sigung ge 
fhah, wurde diefer Zufchlag als ein Urtheil (jugement 
d’adjudication) angefehen. Der Rekurs gegen daſſelbe 
mußte daher, wie natürlich, auf dem Wege ber Appella- 
tion ergriffen werben, Dies verftand fich fo fehr Yon 
felbft, daß der code de proc. nicht einmal eine befonbere 
Bellimmung über diefen Punkt enthält. Form und Frift 
der Appellation waren bie. gewöhnlichen. 

Nah dem dermaligen Verfahren aber, wo ber Zufchlag 
nicht mehr dad Werk des Gerichts felbft, fondern eines zu 
dem Ende bezeichneten Notärs ift, würde es in hohem 
Grade fonderbar feyn, wenn der Rekurs dagegen vermit- 
telft einer Berufung an das Appellationsgericht ergriffen 
werden müßte, und wenn auf dieſe Weife der Verfteige- 
rungsakt auf gleiche Linie mit den fontradiftorifchen Ur- 
theilen eines Bezirksgerichts geftelt würde. 

Offenbar ift es fachgemäßer, diefen Rekurs in berfelben 
Form zuzulaffen, wie bie eigentlichen Incidentklagen, da 
ed in diefer Beziehung gleichgültig feyn muß, ob die Ber 
ſchwerde einen frühern Aft des DVerfahrens, ober benz 
jenigen, welcher den Schluß | — zum Gegen⸗ 
ſtande hat. 
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Der Rekurs wäre alfo vermittelft einer, nach Vorſchrift 
bes Artikels 32 einzurichtenden Klagfchrift vor das Bes 
zirfögericht zu bringen, vorbehaltlich der Berufung an das 
K. Appellationsgericht. 

Was endlich die Frift zur Einführung der Refurds 
Hage anlangt, fo feheinen 30 Tage ein angemeffener Zeitz 
raum zu feyn. Ein längerer würde das Eigenthums⸗ 
recht des Anfteigerers zu lange ungewiß laffen, und ein 
fürzerer koͤnnte die Rechte des Schuldners gefährden. 


Uebrigend muß bei einer folchen Klage natürlich auch 
ber Anfteigerer Partei im Prozeß ſeyn. 

Rüdfichtlih der Appellation gegen bad über Die 
Klage erlaffene Urtheil des Bezirksgerichts können füglich 
die bed Artikels 33 anwendbar erklärt 
werben. 


Diefen Bemerkungen zufolge bringt man bie Artikel 
45 unb 46 bes Entwurfs in Vorſchlag. 


Zu Art. 41, 42, 45 und 44 des Geſetes von 1822. 

Diefe Artifel, welche von der Wiederverfteigerung auf 
Koften und Gefahr des Anfteigerers im Falle der Nichts 
erfüllung der Kaufbedingungen handeln, —— mehrerer 
weſentlichen Abänderungen, 

Im Allgemeinen iſt es ſachgemaͤß, daß, wenn der An⸗ 
ſteigerer ſeine Verbindlichkeiten nicht erfuͤllt, zu einer neuen 
Verſteigerung auf feine Gefahr und Koſten geſchritten wers 
den könne, jedoch unbefchadet der übrigen Zwangsmittel, 
welche das Geſetz gegen jeden fäumigen Käufer geftattet. 


» Diefe Wiederverfteigerung P unter abgekuͤrzten Fri⸗ 
ſten, vertritt die Reſolutionsklage, welche das im Rhein⸗ 
kreiſe beſtehende Civilrecht bei allen zweifeitigen. Verträgen 
für den Fall der Nichterfüllung des Vertrags zuläßt. 
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Allein fie ift der eigentlichen Nefolutionsflage vorzus 
ziehen, weil fie auf einem weit fürzern und wohlfeilern 
Wege zum Ziele führt, da die erwähnte Klage jedesmal 
einen förmlichen Prozeß vorausfegt, deſſen Nefultat nur 
die Auflöfung der frühern Verfteigerung feyn würde, und 
nad befien Beendigung alfo doch zu einer neuen Berfteis 
gerung gefchritten werben müßte, Auch läßt fich nicht bes 
haupten, daß das Verfahren der Wiederverfteigerung im 
Bezug auf den Anfteigerer unbillig fey; denn einestheild 
unterwirft er fich bei der Anfteigerung diefer Bedingung, 
und anderntheild fennt er den Zweck der Zwangsveraͤuße⸗ 
rung, ber bie baldmögliche Befriedigung der Gläubiger 
zum Gegenftande bat, und ber alfo ein raſcheres Berfahr 
ren nöthig macht, wenn ber Anfteigerer bie Kaufbebinguns 
gen unerfüllt laͤßt. 

Bor Allem aber ift es nöthig, durch eine beftimmte 
Verfügung auszufprechen, in welchem Falle überhaupt die 
Wiederverfteigerung auf Gefahr und Koften des Anfteige, 
rers eintreten koͤnne, was durch den Artifel 44 des beite- 
henden Gefeges nur implicite gefchieht. Diefer Kal tft 
natürlich fein anderer, als der, wo der Anfteigerer in Ers 
füllung der Verbindlichfeiten, unter welchen er den Zus 
fhlag erlangt bat, faumig if. 

Allein die Gerechtigfeit fordert, daß er föormlich in Ver⸗ 
zug geſetzt werde, bevor die Wiederverſteigerung gegen ihn 
betrieben wird; und dies muß auf die gewoͤhnliche Weiſe, 
d. h. durch eine Aufforderung, unter Androhung der Wies 
derverſteigerung, gefchehen. Der Artikel 41 begnügt fich 
mit einer Befcheinigung bed Gerichtöfchreiberd. Allein 
eine folche Befcheinigung Fann, in dem Spfteme des neuen 
Verfahrens, unmöglich ald ein Beweis ded Verzugs gel- 
ten, weil ber Gerichtöfchreiber nicht wiffen kann, ob ber 
Anfteigerer die Bedingungen feines Kaufs erfüllt hat, nas 
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mentlich, ob die Zahlung bed Steigfchillings an die ange- 

wiefenen Hypothefargläubiger (welche nah dem Entwurf 
terminenweiſe Statt finden, fann), gehörig gefchehen find 
oder nicht. 

Auch die am Schluffe des erwähnten Artifeld 41 be- 
findlihe Verfügung, daß die dem Schuldner zu machende 
Zuftelung des Anfchlagszetteld an deſſen Anwalt zu ges 
fcheben habe, ift unpaſſend, weil die MWiederverfteigerung 
wegen nicht erfüllter Bedingungen jahrelang nach dem er» 
ften Verfahren eintreten kann, alfo zu einer Zeit, wo jedes 
Verhältnig zwifchen dem Schuldner und dem Anwalte, 
welcher ihn bei jenem Verfahren vertrat, längft aufge, 
bört bat. 

Uebrigens verfteht ſich von felbft, daß die Regeln bes 
Verfahrens bei der Wiederverfteigerung unter Strafe der 
Nichtigkeit vorgefchrieben werben müffen, weil fie fonft als 
ler Sanftion ermangeln würden. 

- Ueber die weitern Abweichungen bed Entwurfs von 
dem beftehenden Gefege ift noch ferner zu bemerken: 

4) Die Beftimmung bes Artifeld 43 des Gefeges von 
41822, wonach der DVerfteigerungs-Commiffär die Summe, 
welche zur Dedung der durch das neue Berfahren verars 
laßten Koften erforderlich ift, zu beftiimmen, und ber Ans 
fteigerer diefelbe zu hinterlegen bat, paßt nicht mehr zu 
dem durch den Entwurf feitgefeßten Gang des Verfahreng, 
weil daffelbe durch den Anwalt des betreibenden Theile 
beforgt wird, alfo auch nur diefer die Koftenrehnung aufs 
ftellen fann. Es iſt hinreichend, ganz einfach zu fagen, 
daß ber Anfteigerer, „welcher die Wiederverfteigerung vers 
- meiden will, die Berichtigung jener Koften vor der Bers 
fteigerung nachzumweifen babe. 

2) Der Sag, daß der Mehrerlös, welcher fich bei der 
Wiederverſteigerung ergibt, dem frühern Anfteigerer nicht 
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zu gut fomme, ift im Allgemeinen confequent und fachges 
maͤß. Allein er muß, allgemeinen Rechtögrundfägen zu— 
folge, in foweit eine Ausnahme erleiden, als der Mehr; 
erlöß erweislichermaßen in Verwendungen und Verbeffe; 
rungen, welche der frühere Anfteigerer während feines Bes 
fißed gemacht haben Fönnte, feinen Grund hat. Doch muß 
in dieſem Falle das Retentionsrecht ansgefchloffen werben, 
weil diefes in den Gang des Verfahrens allzuftsrend eins 
greifen würde, unb weil ber frühere Anfteigerer, der es zu 
einer MWiederveräußerung auf feine Gefahr und Koften 
fommen läßt, ben Verluſt des Beſitzes feiner eigenen culpa 
beizumeffen bat. | 

Alert diefen Bemerfungen zufolge bringt man, rüdfichts 
lih der Mieberverfteigerung im Kalle des Verzugs von 
Seite des Anfteigererd, die Artikel 47, 48 und 49 des 
Entwurfs in Borfchlag. 


Zu Art. 45 des Geſetzes von 1822. 


Diefer Artifel Cin deſſen Redaktion übrigens, am 
Schluſſe des erften Abfages, die Worte: „oder bei G« 
richt” durchaus ſachwidrig erfcheinen, da die Verfteige- 
fung nicht mehr, wie unter der Herrfchaft des code de proc., 
bei Gericht Statt findet) kann füglih ganz wegfal— 
len, und zwar and bem einfachen Grunde, weil die Bes 
fliimmungen, welche er enthält, fich ohnehin von felbft vers 
ſtehen. Der Sat, daß die Betheiligten, wenn fie voljäh- 
tig find und bie freie Dispofition über ihre Nechte haben, 
jederzeit von dem angefangenen Zmangsveräußerungsver; 
fahren abgehen und eine freiwillige Berfteigerung vornehs 
men fönnen, ift eine nothwendige Gonfequenz des freien 
Dispoſitionsrechts, fo wie ber im gerichtlichen Verfahren 
des Rheinkreiſes durchgängig herrfchenden Verhandlungs⸗ 
marime, vermöge welcher das Gericht, oder der Commiſſa⸗ 
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rind des Gerichts, nur in foferne handeln, als fie durch 
bie betheiligte Partei, bie immer vollflommen Herr und 
Meifter ihres Prozeffes oder Verfahrens bleibt, dazu aufs 
gefordert werden. Eben fo fehr verfteht es ſich yon felbft, 
daß, wenn Minderjährige oder Interdicirte bei dem Ver⸗ 
fahren betheiligt find, die gewöhnlichen, zur Wahrung der 
Nechte ſolcher Perfonen fetgefegten Foͤrmlichkeiten beobachs 
tet werben müffen, im Kal von bem Zwangsveräußerungss 
verfahren abgegangen und zu einer freiwilligen Beräußes 
rung gefchritten wird. 

Eine befondere Beltimmung über bie Befugniß der 
Parteien, eine freiwillige VBerfteigerung vornehmen zu laf- 
fen, erfcheint daher nicht nur vollfommen überflüffig, fon» 
bern fie - könnte auch leicht zu Verwirrung und Mißvers 
ftändniffen Anlaß geben, weil man in derfelben einen bes 
fondern Sinn fuchen und vielleicht auf den Gedanken ges 
rathen fönnte, einer ſolchen Berfteigerung andere Rechts⸗ 
wirfungen beizulegen, wie jeder andern freiwilligen Ver⸗ 
Außerung, und fie rücfichtlih der bypothefarifchen Vers 
hältniffe, des Purgationsverfahrend u. f. w. mit einer ges 
richtlichen Zwangsveräußerung auf gleiche Linie zu ftellen. 

Der Artifel 50 des Entwurfs enthält wefentliche 
Beftimmungen, welche in dem Gefebe von 4822 gänzlich 
fehlen, und welche am beften hier, am Schluffe des Ent 
wurfs, in einem befondern Artikel ihre Stelle finden. Sie 
betreffen die Verlängerung der Friſten des Verfahrens, 
rücfichtlich derjenigen Betheiligten, welche aufferhalb des 
Nheinkreifes wohnen. 

Die Friften, welche der Entwurf feftfest, find — 
lich von der Art, daß ſie, in Bezug auf Perſonen, welche 
innerhalb des Rheinkreiſes wohnhaft ſind, in keinem Falle 
einer Verlaͤngerung rückſichtlich der Entfernung des Wohn⸗ 
orts bedürfen. Sn einer ganz andern Lage aber befindet 
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fih die Partei, welche außerhalb des Nheinfreifes wohnt. 
Jede Zuftelung an diefelbe muß, wenn nicht die Partei 
in Perfon innerhalb des Nheinfreifes angetroffen wird, 
ober dafelbft einen erwählten Wohnſitz hat, nad Borfchrift 
des Artikels 69, Nro 9, des Geſetzbuchs über den Eivil- 
prozeß, im Domizil des Staatsprokurators gefchehen, eine 
Regel, welche übrigens, weil der erwähnte Artifel nur von 
Borladbungen fpridht, zur Befeitigung aller Zweifel 
durch eine ausbrüdliche Beſtimmung auf alle übrigen Zus 
ftelungen auszudehnen if. Diefe Form der Zuftellung, 
in Folge welcher ber Stantsprofurator den Aft an die 
Behörde des Wohnorts der Partei übermacht, fo wie die 
Nothwendigfeit, diefer Partei die nöthige Zeit zu laſſen, 
um bei dem betreffenden Gerichte des Nheinfreifes die ges 
eigneten Maaßregeln zur Wahrung ihrer Rechte zu ergreis 
fen, machen eine Verlängerung gewiſſer Friſten unerläßlich. 


Diefe Verlängerung kann jeboch, wie fi von ſelbſt 
verfteht, nicht bei denjenigen Friſten eintreten, welche für 
den Gang bes Verfahrens felbft, nachdem der Betheiligte 
gehörig beigerufen worden ift, feftgefegt find, eben fo we— 
nig als bei denjenigen, welche von einer Zuftellung an 
ben Anwalt ihren Anfang nehmen, fondern blos bei denjes 
nigen Aufforderungen, Vorladungen, Oppofitionds und Ap⸗ 
pellationgfriften, welche eine Zuftellung an die Partei felbft 
voraugfegen. | 


- Was nun die Dauer ber verlängerten Friften betrifft, 
fo ift, nach dem Erachten der Commiſſion, für alle Länder, 
welche zum deutfchen Bunde gehören, eine Friſt von zwei 
Monaten hinreichend, weil die amtlichen Mittheilungen in 
Bezug auf diefe Staaten weniger Schwierigfeit darbieten 
und für mehrere derfelben durch befondere Verträge erleich- 
tert und abgekürzt find. Für alle übrigen Länder glaubt 
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man, ohne weitere Unterfcheibiingen, eine gleichmäßige Frift 
von drei Monaten feftfegen zu koͤnnen. 


Zu Art. 46 des Geſetzes von 1822, 


Diefer Artikel ift, nach feiner bermaligen Faffung, in 
mehreren Beziehungen äußerft mangelhaft, und zwar: 

41) Er follte nicht blos von den conftituirten Renten, 
db. b. yon denjenigen, welche auf immer ald Preis eines Mos 
biliarfapital® creirt werden, fondern aud von den lebens 
länglihen und Grundrenten fprechen, um der Gons- 
troverfe ein Ende zu machen, welche ſich über die Frage 
erhoben hat, ob das durch die Artikel 636 und folg. des 
code de proc. vorgefchriebene Verfahren auch auf Renten 
der genannten Art anwendbar fey, — eine Frage, welde 
in jedem Kalle, von dem legislativen Standpunfte aus bes 
trachtet, ohne Bedenken zu bejahen ift. 

2) Die Beftimmung, daß das neue Gefeg nur in fo 
weit auf Renten anwendbar fey, als burd die 
Artikel 647 und 652 des code de procedure auf das 
Berfabren bei der saisie immobiliere verwiefen 
werde, und daß ſonach die Artifel 648, 649, 650 
und 651 aufgehoben feyen, ift hoͤchſt unzureichend, und 
muß nothwendig zu großer Verwirrung führen. Denn 
auch noch andere Artifel des betreffenden Titels des 
code de proc., oder vielmehr alle, mit Ausnahme ber 
fieben eriten (Art. 636 bis 642 inclus.) und bed legten 
(Art. 655), bermoniren durchaus nicht mehr mit. dem 
neuen Syftem des Verfahrens. So verfügt der Artifel 643, 
daß der betreibende Gläubiger das von ihm gefertigte 
Bedingnißbeft auf der Gerichtskanzlei hinterle— 
gen, und daß die erfte Publifation in Öffentlidher Si 
gung gefchehen fol. So verordnet ber Artikel 644 die 
Bekanntmachung durch Infertion in eine im Gigungsfaale 
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des Gerichts angeheftete Tabelle, und ber Artifel 645 
durch Anheftung an ganz andern Orten, als bie, welde 
das neue Geſetz bezeichnet. Eben fo unpaffend. ift dermas 
Ien die Beftimmung des Artifels 653, weil nad) dem Or⸗ 
ganismus des neuen Gefeged die Eigenfchaft ale betreis 
- bender Theil demjenigen zufommt, welcher zuerſt die Er⸗ 
nennung eines Berfteigerungs-Gommiffärg er 
wirft, und nicht demjenigen, welcher zuerft die Befchlag> 
nahme fignifizirt. Auch der Artikel 654 paßt auf feine 
Weiſe mehr, da die adjudication preparatoire abges 
ſchafft if. 

Es muß daher, um Verwirrung zu verhüten und ben 
einfachen Zufammenbang der Prozedur herzuftellen, ausge: 
fprochen werden, daß die Zwangsveräußerung von Nenten 
auf diefelbe Weife betrieben werden foll, wie die von lies 
genden Gütern, und daß nur die Artifel 636 bis 642 
einfchl. und Artifel 655 des code de proc. noch ferner in 
Anwendung fommen follen. Bei diefer allgemeinen Be: 
flimmung müffen jedoch diejenigen Abweichungen namhaft 
gemacht werden, welche die befondere Natur einer folchen 
Zwangsveräußerung erfordert, wobei immer zwei Schuld» 
ner (nämlich derjenige, gegen welchen das Verfahren ger 
richtet ift, und derjenige, welcher bie Rente fchuldet) 
figuriren. BE 

Dabei ift noch zu bemerfen, daß ber Artifel 637 bed 
code de proc., welcher im Allgemeinen beizubehalten iſt, 
dem betreibenden Gläubiger eine Förmlichkeit auferlegt, 
deren Beobachtung demfelben in den meijten Fällen uns 
möglich feyn muß, nämlich die in den Beſchlagnahmeakt 
aufzunehmende Bezeichnung der Urkunde, fraft welcher bie 
Rente gefchuldet wird. Bon diefer Urkunde fann ber bes 
treibende Gläubiger in der Regel, wenn ihm auch im Als 
gemeinen die Exiftenz der Rente befannt ift, Leine nähere 
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Kenntniß haben, weil jene. Urkunde nicht in feinen Häns 
den, fondern in denen feines Schuldners if. Später hin- 
gegen, nachdem der Rentenſchuldner in Gemäßheit ded Ars 
tifeld 638 feine Erflärung Über die Rente, ihren Urs 
fprung u. ſ. w. gemacht hat, ift der betreibende Gläubis 
ger im Stande, bdiefelbe näher zu bezeichnen, und diefe 
nähere Bezeihnung kann und muß daher im Anfchlagss 
zettel gefordert werden, wo fie wefentlich iſt, weil eine 
Ankuͤndigung keine Kaufluſtigen herbeiziehen kann, wenn 
ſie nicht eine deutliche Beſchreibung der zu verkaufenden 
Sache enthaͤlt. 

Ferner muß die am Schluſſe des Artikels 641 befind⸗ 
liche Verfügung, nach welcher dem Schuldner, zugleich mit 
der Zuftellung der Befchlagnahme, der Tag der erften 
Publikation angezeigt werden mußte, wegfallen, weil 
dad dermalige Verfahren Feine Publikationen im Sinne 
bed code de proc. (d. h. Bekanntmachungen ded Beding- 
nißheftes in Öffentlicher Sikung) mehr fennt, und weil der 
Schuldner durch die Zuftellung des Anfchlagszetteld von 
dem Tage der Berfleigerung in Kenntniß geſetzt wird. 

Was die Publikationsart betrifft, ſo iſt daruͤber zu be⸗ 
merken: 

1) Da auf einer Rente keine Hypotheken haften koͤn⸗ 
nen — ausgenommen in dem ſeltenen Fällen, wo die Hys 
yothef ſchon vor dem Gefet vom 44. Brumaire VII. cons 
ftitwirt worden wäre — fo fallen, bei der Zwangsveräußes 
rung einer Rente, in der Regel alle Zuftellungen an bie 
Hppothefargläubiger weg. Die Zahl der Anfchlagszettel 
kann daher nur gering feyn, und der Grund, warum der 
Artifel 42 des Entwurfs feftgefegt bat, daß diefelben ges 
drudt werben follen, fällt baber weg. Im Gegentheil 
würde bier der Druck weit Eoftfpieliger werden, als die 
Fertigung der nöthigen Abfchriften durch den Gerichtsboten. 
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2) Die Anheftung des Anfchlagszetteld in der Gemeinde, 
wo der Rentfchuldner wohnt, fcheint unnöthig. Eine ortd- 
üblihe Befanntmahung in bdiefer Gemeinde wird dem 
Zwecke weit beffer entfprecdyen, und zugleich weit weniger 
foften. Daß übrigens die ortsübliche Verkündigung außer— 
dem auch an den im Artifel 49 beftimmten Orten, fo wie 
in der Gemeinde, wo die Verfteigerung gefchehen fol, Statt 
finden miüffe, verfteht fih wohl von felbft. 

3) Wenn eine Rente Gegenftand der Veräußerung ift, 
fo läßt fich nicht, wie im Falle der Verfteigerung von 
Grundſtuͤcken, annehmen, daß in der Negel die meilten 
Kaufliebhaber fih an Ort und Stelle finden werden, weil 
Renten ein Eigenthum find, welches meift nur Kapitalis 
ften oder Spekulanten an fich bringen. Dergleihen Leute 
aber pflegen meiftentheife in Städten zu wohnen. Für 
den guten Erfolg einer Rentenverfteigerung feheint ed das 
ber wefentlih, daß die Bekanntmachung ber Verfteigerung 
in das Anzeigeblatt des Bezirks, wo bie DVerfleigerung 
Statt finden foll, eingerict werde. Jede der vier Bezirks⸗ 
ſtaͤdte des Nheinfreifes befigt ein ſolches Anzeigeblatt, und 
daffelbe wird nicht bloß in der Stadt felbft, fondern auch 
in der Umgegend allgemein gelefen. Die Koften einer jols. 
chen Einrüdung aber dürfen um fo weniger abfchreden, 
da im Kalle einer Nentenverfteigerung bie Koften der Zu 
ſtellungen und Anheftung des Anfchlagszettels weit gerins 
ger find, als bei einer Zwangsveräußerung von Grunds 
ftücen. 

Was endlich den Ort der Verfteigerung anlangt, 
fo verfügt das beftehende Geſetz, daß fie da geichehen folle, 
wo der Schufoner, gegen welchen die Zmangsveräußerung 
betrieben wird, wohnhaft ift. Allein diefe Beſtimmung er 
ſcheint unpaffend. Denn wenn z. B. der erwähnte Schulds 
ner in Zweibräden wohnt, die Rente felbft aber in ber 
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Gegend von Frankenthal gefchuldet wird, fo ift es offens 
bar nicht zwedmäßig, die Verfteigerung in Zweibrüden 
vorzunehmen. Auf der andern Seite aber läßt fih aud 
nicht wohl die Regel aufftellen, daß die Berfteigerung da 
gefchehen fol, wo die Nente gefchuldet wird, weil, wie 
bereitdö bemerft wurde, die Liebhaber zu einer ſolchen Acs 
quifition nicht immer an Ort und Stelle, fondern eher in 
der nächftgelegenen bedeutenden Stadt zu vermuthen find. 
Unter diefen Umftänden dürfte daher das Beſte feyn, die Bes 
ftimmung bed Orts der Verfteigerung dem jedesmaligen Ers 
meſſen des Gerichts zu überlaffen, welches am beiten zu beur- 
theilen wiffen wird, welcher Ort im gegebenen Fall ber paſſend⸗ 
fte für die Verfteigerung fey. Liegt diefer Ort außerhalb des 
Bezirks Cein Kal, der leicht eintreten fann, wenn ber 
Schuldner der Rente in einem andern Bezirfe wohnt ald 
der verfolgte Theil, oder wenn von einer Grundrente die 
Rede ift, welche auf einem Gute haftet, das in einem ans 
dern Bezirke liegt), fo hätte das competente Gericht, bei 
welchem das Geſuch eingereicht wird, das einfchlägige Bes 
zirfsgeriht um Ernennung eines Commiffarius zum Behuf 
der Berfteigerung an dem beftimmten Orte amtlich zu er: 
fuchen, weil ein Gericht in feinem Falle befugt feyn Tann, 
einen Notär aus einem andern Gerichtöbezirfe zu delegiren. 

Allen diefen Bemerfungen zufolge bringt die Commiſſion 

ben Artifel 51 des Entwurfs in Vorfchlag. 
Zu Urt. 47 und 48 des Gefebes von 1822, 

Die Verfügungen diefer beiden Artitel, welche fuͤglich 
in einen zuſammengeſchmolzen werden können, find ſach— 
gemäß, nur daß die auszufprechende Abolition nunmehr 
das Geſetz vom A. Juni 4822 treffen muß. 





438 


Um nichts unberührt zu laſſen, was in Bezug auf bie 
Zmwangsveräußerung von Smmobilien zur Sprache gebracht 
worden ift, und um alle Sdeen, welche über etwaige Abs 
Änderungen geäußert worden find, gehörig zu beleuchten, 
ſieht man fich fchließlich zu nachfolgenden allgemeinen Bes 
merfungen veranlaßt, welche fih auf Anfihten und Bors 
fchläge beziehen, die in den eingelaufenen gutachtlichen Bes 
sichten vorkommen, und für deren Beurtheilung fich bis 
jest feine paffende Stelle fand. 


I. 


Ein Beamter hat die Meinung geäußert, man folle 
eine gewiffe Summe beftimmen, unter welcher feine Im⸗ 
mobiliarzwangsveräußerung Statt finden dürfe, damit ein 
folches Verfahren nicht wegen einer unbedeutenden Forde⸗ 
zung eingeleitet werben koͤnne. 


Allein fchon das Bezirksgericht, welchem ber gedachte 
Beamte angehört, hat fich lebhaft gegen diefe Aeußerung 
erhoben, und in der That ftehen berfelben die entſcheidend⸗ 
ſten Gründe entgegen. 

4) Eine foldye Befchränfung würde dem Grundfage des 
Artifeld 2092 des Civilgeſetzbuchs widerſprechen, wonach 
bad ganze Vermögen des Schuldners, alfo auch feine 
Smmobilien, für die Forderung ded Gläubiger haftet, 
diefe mag von hohem oder. geringem Betrage ſeyn. 

2) Wenn e3 nicht verboten ift, ſich für geringe Fors 
derungen eine Hypothek geben’ zu laſſen, fo fann es 
auch nicht verboten ſeyn, das verbypothezirte Grundftüd 
zum Berfauf zu bringen, 

3) Der Gredit würde dadurch noch mehr erjchüttert 
werden; insbefondere würde Niemand mehr foldje Eleinere 
Summen, für welche die Zwangsveraͤußerung unterfagt 
wäre, barleihen wollen. 
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4) Auch der Gläubiger kann ein unbemittelter Mann, 
und daher auch eine Fleinere Summe von Wichtigkeit für 
ihn ſeyn. Man darf fih unter dem Gläubiger nicht ims 
mer einen reichen Kapitaliften denfen, zumal da bei weis 
tem nicht alle Forderungen von Darlehen herruͤhren. 

5) Wenn ed auf der einen Seite hart fcheint, daß ber 
Berfauf eined Grundſtuͤcks wegen einer geringen Forbe- 
rung. betrieben werde, fo ift es auf der andern Seite auch 
befto unverzeihlicher von dem Schuldner, daß er nicht für 
bie Bezahlung diefer geringen Summe forgt, da er doch 
durch den Befig von Immobilien in den Stand geſetzt iſt, 
ſie zu tilgen. 

6) Immobiliarzwangsveräußerungen fuͤr geringe Sum⸗ 
men werden ohnehin wegfallen, ſobald die Mobiliarexeku— 
tion wohlfeiler feyn wird ; wenigftend werden fie da weg⸗ 
fallen, wo das Mobiliarvermögen ded Schuldners hinrei- 
chende Erefutionsmittel darbietet, Und wo dies nicht der 
Fall ift, da laͤßt fih auch fein Rechtsgrund denken, bie 
Smmobiliarerefution zu unterfagen. 


1. 


Ein zweiter Borfchlag von ähnlicher Art befteht darin, 
daß man, um muthmwillige Zwangsveräußerungen zu vers 
hüten, feinem Nachhypothefargläubiger geftatten folle, eine 
folche zu betreiben, wenn vorauszuſehen ſey, daß fuͤr ihn 
nichts herauskommen werde. 

Allein fürs Erſte iſt es kaum denkbar, daß jemals ein 
Glaͤubiger thoͤrigt genug ſeyn werde, die Zeit, Muͤhe und 
Koſten, welche ein Zwangsveräußerungsverfahren erfordert, 
zu verwenden, wenn er mit Gewißheit voraugfehen kann, 
daß daſſelbe Fein Nefultat für ihn haben wird. 

Fuͤrs Zweite ift nicht abzufehen, auf welche Weife zum 
Voraus mit Zuverläßigfeit entfchieden werden Fünnte, wie 
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hoch ber Erlös der Verfteigerung fi) belaufen, und ob 
ſonach diefer oder jener Gläubiger etwas erhalten werde 
sder nicht. 


Dies ift um fo unmöglicher, da in dem Auszuge aus 
den Hypothefenbüchern fehr oft noch Hypothefargläubiger 
figuriren, die längft bezahlt find, weil man nicht felten uns 
terläßt, die Einfchreibungen ausftreichen zu laffen. Erft 
bei dem NRangorbnungsverfahren zeigt fich, welche Gläubi- 
ger noch Forderungen geltend machen fönnen und wollen. 


Kurz, der erwähnte Vorſchlag ift offenbar eine höchft 
unreife, von allen guten Gründen entblößte Idee. Man 
überlaffe die Frage, ob ein Erefutionsverfahren dem Gläus . 
biger, welcher es unternimmt, ein gutes oder fchlechtes 
Reſultat verfpreche, nur feiner eignen Beurtheilung, und 
begnüge fih, nach feinem Rechte zu fragen. Gein Ins 
tereffe weiß ein Geber am beften felbft zu würdigen, und 
dieſes Intereſſe, der mächtigfte Hebel aller menfchlichen 
Handlungen, wird ihn von felbft von zwedlofen Erefus 
tionsprozeburen abhalten. 


II. 


Eine andere, jedoch gleichfalls ifolirte Stimme hält es 
für hart, daß der betreibende Gläubiger mit der Zwangs⸗ 
veräußerungsprozedur fortfahren dürfe, wenn auch der 
Schuldner ihm notifizire, daß er freiwillig verfteigern 
wolle. Sie meint daher, man folle verfügen, daß, wenn 
nach der Befchlagnahme der Schuldner dem Gläubiger 
förmlich erflären laſſe, binnen einer gewiffen Frift freimwil- 
lig und unter Bedingungen, bie das Geſetz oder Gericht 
feftzufegen habe, verfteigern zu wollen, ber Gläubiger eins 
halten muͤſſe, und nur nach fruchtlofem Ablauf der Friſt 
das angefangene Verfahren fortfegen dürfe, 
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Allein abgefeben davon, baß eine ſolche Verfügung ſtoͤ⸗ 
rend in den Gang und die Kriften des Zwangsveräußes 
rungsverfahreng eingreifen, auch mit dem Prinzip des Ars 
tikels 40 des dermaligen Geſetzes (Artikel 6 des Entwurfs) 
nicht harmoniren würde, fo fprechen dagegen noch befons 
ders folgende Betrachtungen: 

4) Der Schuldner hat ohnehin Zeit genug zu einer 
freiwilligen Verfteigerung, wenn es ihm Ernft damit if. 
Zuerft erfolgt der Regel nach eine dreimonatliche Auffüns 
digung des Kapitals, oder, wenn von einer Verurtheilung 
die Rebe ift, eine Zuftellung des Urtheild, nad, welcher 
der Ablauf der dreimonatlihen Appellationgfrift abgewars 
tet wird, ehe der Gläubiger zur Erefution fehreitet. So— 
dann wird ein Zahlungsbefehl zugeftellt, welder dem 
Schuldner abermals 30 freie Tage läßt. Dann erft ges 
fchieht die Befchlagnahme , und felbft diefe bindet dem 
Schuldner noch nicht die Hände, fo lange fie ihm nicht 
figniftzirt worden ift. 

2) Wenn der Gläubiger, nach Ablauf aller diefer Zeits 
räume, endlich das Zwangsveräußerungsverfahren eingeleis 
tet hat, fo muß er darauf rechnen fönnen, daß dajjelbe 
nun auch in der gefeglichen Frift zu Ende gehen werde, 
und die Dauer diefes Verfahrens ift ja forgfältig fo abs 
gemefjen, daß das Intereſſe des Gläubigers wie des Schuld» 
nerd dabei nicht leiden fünne Müßte er nun einhalten, 
fobald e8 dem Schuldner einftele zu erflären, daß er freis 
willig verfteigern wolle, fo würde die Dauer des Verfahs 
rens dadurch um Vieles verlängert werden. 

3) Diefe Erklärung des Schuldners, welcher eine fo 
große Kraft beigelegt werden fol, was ift fie? Nichte 
als eine Erklärung, d. h. ein leeres Wort, das von 
dem Schuldner nad Belieben gehalten oder gebrochen wers 
den kann, — von dem Schuldner, bei dem ohnehin ſchon 
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fein guter Wille vorausgeſetzt werben kann, da er es bis 
zur Zwangsverdäußerung bat kommen laffen, obgleich er fie 
durch eine freiwillige Veräußerung hätte abwenden füns 
nen. Welche Bürgfhaft härte der Gläubiger, daß der 
Schuldner feinem Berfprechen wirklich nachkommen werde, 
und baß es ihm nicht blos darum zw thun fey, die Eres 
fution zu verzögern und den Gläubiger zu chifaniren ? 
Durdaus feine. Es iſt mithin augenfcheinlih, daß eine 
ſolche Verfügung zu nichts führen würbe, als zu einer 
Bannalchifane, die bei jedem Zwangsveräußerungs- 
verfahren dem Gläubiger von Seiten ded Schuldners ent 
gegengeworfen werben würde, da der Letztere nie etwas 
dabei wagen, immer aber die Prozedur auf eine Zeitlang 
unterbrechen und verzögern wuͤrde. 

4) Ueberhaupt wird, in der Regel, ber Gläubiger fich 
ohnehin eine freiwillige DVerfteigerung gern gefallen laſſen, 
wenn ber Schuldner fie ihm ernftlich vorfchlägt, und wenn 
das Intereſſe des Gläubigers dadurch nicht gefährdet wird. 
Leidet aber dieſes Sntereffe, fo würde es nicht gerecht 
feyn, den Gläubiger zur Annahme eines nachtheiligen Vor⸗ 

ſchlags zu nöthigen. 


IV. 


Es ift weiter vorgefchlagen worden, man fole, wenn 
ber betreibende Gläubiger felbft Anfteigerer wird, dem 
Schuldner ein Jahr lang das Einlöfungsrecht geftatten. 

Allein auch diefem Vorſchlage ftehen ‘die entfcheidend- 
fien Gründe entgegen, und derfelbe erfcheint, bei näherer 
Beleuchtung, vielleicht als der ausfchweifendfte von allen, 

Fürs Erfte würde es im höchften Grade fonderbar feyn, 
wenn ber betreibende Gläubiger, im Falle er Anfteigerer 
wird, ein weniger vollkommenes Eigenthum erwer- 
ben und in einem andern Rechtsverhaͤltniſſe ſtehen ſollte, 
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als jeder andere Anfteigerer! Gefett, bie Gebote wechfeln 
mehrmals: zuerft bietet Peter, dann Paul, dann Philipp; 
dann macht ber betreibende Gläubiger ein Gebot, und dies 
ſer erhält den Zuſchlag. Warum in aller Welt fol diefer 
nun ein widerruflihes Eigenthum erwerben, während 
Deter, Paul und Philipp, wenn der Zufchlag auf ihre 
Gebote erfolgt wäre, ein unwiderrufliches erworben 
haben würbe!! 

Fürs Zweite würbe bie Kolge eines ſolchen Einlöfung ds 
rechts feyn, daß der Anfteigerer während der Dauer defs 
felben das Gut nicht weiter veräußern fönnte, 
was nicht nur dem Prinzip der freien Veräußerlichkeit ber 
Güter zumwiderlaufen, fondern auch für den Anfteigerer, 
ber fich vielleicht in einem dringenden Geldbebürfnifje bes 
findet, Außerft hart fegn würde. Welcher betreibende Glaͤu⸗ 
biger würde wohl, wenn eine fo IAftige Befchränfung eins 
träte, fich zu einem bedeutenden Gebote entfchließen wollen? 

Endlich ift zu bemerfen, daß eine folche Verfügung der 
Saumfeligfeit und dem übeln Willen des Schuldners freien 
Spielraum geben, und im Grunde nichts als eine erzwuns 

gene Zahlungsfrift zum Refultate haben würde, 


V. 


Es iſt der Wunſch geäußert worden, daß die Grund» 
fäge in Bezug auf das Verfahren gegen dritte Befiger 
eines verhypothezirten Grundftüdes abgeAndert 
werden möchten. 

Da nämlih, nach Artikel 2169 des Givilgefegbuches, 
bad Zmangsveräußerungsverfahren gegen den britten 
Befiger geführt werden müffe, fo folge daraus, daß die 
Anfchlagszettel auch den Hypothefargläubigern der dritten 
Beſitzer zuzuftellen feyen,, was in manchen Fällen, beſon⸗ 
derd wenn die Grundftüde firh in den Händen mehrerer 
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dritten Beſitzer befinden, große Koften veranlaffe. Dies 
fönne vermieden werden, wenn man verfüge, daß, nad 
einer fruchtlofen Aufforderung an den dritten Befiger, das 
‘ Verfahren lediglich gegen den urfprünglichen Schuldner, 
ohne alle weitere Ruͤckſicht auf den dritten Befiger oder 
deſſen Gläubiger, zu richten fey. 


Allein es fiehen dieſer Anficht überwiegende Gründe 
entgegen, und zwar: 

4) Der Zwed eines jeden Zwangsveräußerungsverfahr 
rens ift: Ä 

Dem Eigenthümer eined Grundſtuͤcks diefes Eigenthum 
durch gerichtlichen Zwang zu entziehen (expropriation), 
um durch Berfilberung defjelben die darauf haftenden Schul; 
den zu tilgen. Soll alfo vermitteljt diefed Verfahrens ein 
Eigenthumsrecht aufgehoben werden, fo verfteht es ſich von 
ſelbſt, daß das Verfahren auch gegen den bermaligen 
Eigenthümer cd. h. gegen diejenige Perfon, welche im 
Angenblide der Befchlagnahme Eigenthümer ift) gerichtet 
werben muß, und diefer dermalige Eigenthümer ift gerade 
der fogenannte britte Befiger. Wie fönnte eine Prozedur 
Rechtskraft gegen denfelben haben, wie fönnte fie ihn fei, 
ned Eigenthums berauben, wenn fie nicht gegen ihn ges 
führt würde? Die erwähnte Vorfchrift des Artifeld 2169 
ift alfo der Natur der Sache und den allgemeinen Rechts⸗ 
prinzipien vollfommen angemeffen und könnte ohne Verle⸗ 
tzung berjelben nicht abgeändert werben. 


2) Da die Gläubiger des bdermaligen Eigenthuͤmers 
(dritten Befigers) Hyporhefarrechte auf die in Befchlag 
genommenen Güter haben können, fo ift es auch wefents 
lich, daß die Prozedur ihnen befannt gemacht werde, das 
mit fie ihr Sntereffe wahren fönnen. Zwar ftehen fie im 
Rang den Hypothefargläubigern des vorherigen Eigenthuͤ⸗ 
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merd nach (Art. 2177), allein ihr Hypothefarrecht ift im» 
mer für denjenigen Theil des Erlöfes, welcher nach Bes 
friedigung der erwähnten Gläubiger übrig bleibt, wirkfam. 


Bei allen bisherigen Betrachtungen und bei Ausarbeis 
tung des Entwurfs hat man fih zum Ziel gefegt, eines— 
theils ein zwecfmäßiges, die Rechte aller Berheiligten ficherns 
des und mit dem Ganzen der biefjeitigen Gefeßgebung 
in Harmonie ftehended Zmwangsveräußerungsverfahren zu 
Stande zu bringen; anderntheild aber auch die Koften 
defjelben fo fehr zu vermindern, ald es mit dem fo eben 
angegebenen Hauptzwede nur immer verträglich ift. Die 
fer leßtere Punkt iſt nunmehr etwas näher ins Auge zu 
fafien, und vollftändig zu reguliren. 


Bor Allem ift zu bemerfen, daß zu dem Ende eine 
"neue Tarordnung für das Zwangsveräußerungsverfahs 
ren unumgänglich nöthig erfcheint, und zwar bauptfächlich 
ans folgenden Gründen: 

4) Weil bei dem veränderten Gang des Verfahrens 
verfchiedene Akten vorkommen, welche in dem beftehenden 
Zarregulativ vom 46. Februar 41807 nicht vorgefehen 
find; ein Umftand, welcher zur Folge hatte, daß feit ber 
Publikation des Gefeges vom 1 Juni 1822 die Taration 
der Koften bei den verfchiedenen Bezirfsgerichten des Rheins 
freifes durchaus nicht nach einem gleichförmigen Manpftabe 
geſchah. 

2) Weil mehrere Anſaͤtze des erwaͤhnten Regulativs 
von 1807 übermäßig hoch find, — eine Folge der bei dem 
franzöfifchen Gefeßgeber vorberrfchenden Tendenz, das 
Zwangsveräußerungsverfahren gefliffentlich mit Koften und 
Schwierigkeiten aller Art zu überladen. 


446 


Die Eommifflon hat es daher für unerläßliche Pflicht 
gehalten, in Bezug auf das Zwangsveräußerungsverfahren 
eine vollfiändige Tarordnung für alle Beamten, 
welche dabei mitwirken, zu entwerfen und vorzulegen. Sie 
bat dem Detail diefer Arbeit die größte Sorgfalt und 
Aufmerffamfeit gewidmet, um einestheild den Zweck ber 
Koftenverminderung möglichft zu erreichen, auf der andern 
Seite aber auch nicht unbillig gegen die erwähnten Beam⸗ 
ten zu werden und ihnen feinen Anlaß zu gerechten Bes 
fchwerden zu geben. Man hält es jedoch für unnöthig, 
die Motive, welche die Commiſſion bei der Beſtimmung 
eined jeden einzelnen Anfates geleitet haben, hier näher 
anzugeben, um fo mehr, da eine folche Auseinanderfegung 
Außerft weitläuftig werden würde, und da die Anfäge fich 
in den Augen eines jeden Sachkundigen von felbft rechts 
fertigen werden. 

Die Refultate, welche fih rüdfichtlih der Koften aus 
dem von der Commiffion vorgelegten Entwurfe und der 
dazu gehörigen Taxordnung ergeben, lafjen ſich am beiten 
dadurd vor Augen ftellen, daß man zwei genaue und voll 
ftändige Berzeichniffe vorlegt, wovon das Eine die Koften 
enthält, welche burch eine Zmangsveräußerung nach dem 
Gefege von 1822 in einem gegebenen Falle (wo eine 

a ziemlich bedeutende Zwangsveräußerung mit Angabe aller 
hieher gehörigen Umftände fupponirt iſt) veranlaßt wer, 
den; dad Andere die Koften,. welcde, in bemfelben Falle, 
nah dem neuen Entwurf und Tarif entftehen. 

Diefe beiden vergleichenden Koftenverzeichniffe werben 
unter N’? 4 und 2 vorgelegt, und ed ergibt fih aus dem, 
felben im Wefentlichen : 

4): Daß, in dem gegebenen alle, bad Zwangsveräußes 
sungsverfahren bis zur Berfteigerung nad dem Geſetze 
von 1822 die Summe von 84 fl. 48 kr., nad dem Ent 
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wurfe hingegen nur 51 fl. 17 fr., alfo um mehr als ein 
Drittel weniger koſtet; wobei noch wefentlich zu bemerfen 
ift, daß nad dem Gefege von 4822, wenn gewiffe Um: 
ftände eintreten (namentlich wenn eine bedeutende Anzahl 
von Anfchlagszetteln erforderlich ift, oder die gepfändeten 
Güterftüce zahlreich find) die Koften ins Ungeheuere fteis 
gen können, wie bereitd weiter oben (pag. 368 u. f.) naͤ⸗ 
ber audeinandergefegt wurde, während dies nach dem neuen 
Entwurfe und Tarif nicht denkbar ift, indem nach benfels 
ben eine größere Zahl von Anfchlagszetteln oder eine grö⸗ 
Bere Ausdehnung bderfelben durch die Befchreibung zahlrei- 
cher Güterftüde, böchftens eine Koöftenvermehrung von eis 
nigen Gulden veranlaffen kann. Auch muß bier noch er: 
innert werden, baß nach dem code de proc. ein Zwangs⸗ 
veräußerungsverfahren bis zur Berfteigerung in feinem 
Falle weniger ald 450 fl., fehr oft aber nody weit mehr 
foftete, 

2) Bad die Koften der Berfteigerung felbft und 
der Regiſtrirung derfelben betrifft, fo werden bie 
felben zwar von dem Anfteigerer, ohne Abzug von dem 
Kaufpreife,. getragen. Allein fie fommen bier dennoch in 
foferne in Betracht, ald anzunehmen ift, daß jeder Käufer, 
indem er bietet, auch auf die Koften, welche er außer dem 


Hauptpreife zu tragen hat, Rüdfiht nimmt, und fein Ges 


bot hienach einrichtet. Diefe Koften betragen nad dem 
Gefege von 1822 68 fl. 41 fr., nach dem neuen Entwurfe 
hingegen 63 fl. 14 fr. Der Unterfchied Ffonnte bier darum 
nicht bedeutend feyn, weil der Hauptbeftandtheil dieſer 
Koften in der Regiftrirungsgebühr befteht, welche der 
Fisfus von jeder Veräußerung unbemweglicher Güter mit 
4 pCt. vom Erlöfe bezieht; fo daß, wie das Verzeichniß 
Nro 2 näher nachweist, von den 63 fl. 44 kr., welche die 
Verfleigerung mit Subegriff der Regiſtrirung koſtet, nicht 
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weniger ald 49 fl. 57 fr. in die Staatöfaffe fließen, mit, 
bin für die anderweiten Koften nur 13 fl. 14 fr. übrig 
bleiben! 

Somit wäre nun Alles, was dad Zwangsveraͤußerungs⸗ 
verfahren von Immobilien und die darauf bezüglichen Kos 
ften angeht, beleuchtet und erledigt, und die Commiſſion 
glaubt ihre deßfallſi ige Aufgabe auf eine erfhöpfende Weife 
gelöst zu haben. 

Allein es bleibt noch ein anderer, in der engften Bers 
bindung damit ftehender Gegenftand übrig, welcher bie 
Aufmerkfamkeit des Gefeßgebers nicht weniger in Anſpruch 
nimmt, und welcher einer eben fo dringenden Abhülfe bedarf. 

Diefer Gegenftand ift das Rangordnungsverfab- 
ren, und zwar nicht ſowohl die hierauf bezügliche Pros 
zedur an und für fih, als die unerhörte Koftfpielige 
feit derfelben. 

Es ift von mehreren Seiten in Anregung gebracht wor 
ben, ob nicht auch das Verfahren felbft bei der Rang» 
ordbnungsprozedur abzuändern und zu vereinfachen fey ? 

Allein bei unbefangener Würdigung diefes Verfahrens, 
fo wie e8 durch den code de proc. regulirt ift, Fan man 
nicht umbin, daſſelbe ſchon jetzt fehr einfach und zwedmäs- 
fig zu finden, fo daß nicht einzufehen ift, wie es ohne 
wefentliche Nachtheile abgekürzt werden könnte. Ein fur- 
zer Ueberblick defjelben wird diefe Bemerkung rechtfertigen. 

Zuerft geftattet das Geſetz eine Monatsfrift, binnen 
welcher die Betheiligten ſich in Güte über die Bertheilung 
des Erloͤſes verftändigen fönnen. 

Gefchieht diefes nicht,. fo erwirft der betreibende Theil 
die Ernennung eines Commiſſaͤrs, auf deſſen Ordonnanz 
bin die Gläubiger aufgefordert werden, binnen Monats» 
frift ihre Urkunden zu produziren und ihre Rechte geltend 
zu machen. 
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Nach Ablauf dieſer Frift fertigt der Commiſſaͤr den 
Rangordnungsfiatus. . Die Gläubiger werben durch einen 
einfangen Aft von Anwalt zu Anwalt hievon in Kenntniß 
geſetzt, mit der: Aufforderung, den Status auf der Ges 
richtskanzlei einzufehen, und ihre allenfallfigen — 
gen binnen Monatsfriſt vorzubringen. 


Werden nun Einwendungen aufgeſtellt, fo verweist der 
Commifjär Ddiefelben zur Entfcheidung vor das Gericht. 
Werden feine vorgebracht, fo fehließt der Commiſſaͤr den 
Status definitiv, und verordnet, daß die Anweifungen 
auögefertigt und bie Hypothelareinſchreibungen gelöfcht 
werben follen. 


Die Streitigfeiten werben durch ein fummarifches Vers 
fahren erledigt. 


Es fcheint in der That an möglich, einen einfachern 
und zwedmäßigern Gang für das Rangorbnungsverfahren 
zu erfinnen. Auch haben diejenigen, welche die Bereinfas 
hung dieſes Verfahrens für wuͤnſchenswerth halten, ſich 
der Mühe überhoben, die Punkte, welche, ihrer Meinung 
nach, ‚wegfallen oder abgeändert werben koͤnnten, näher 
zu. bezeichnen, jo daß man berechtigt ift, diefe Ruͤge für 
eine vage und eben nicht fonderlich durchdachte Aenßerung 
zu halten. 


Dagegen aber veranlaßt, wie fchon bemerkt, die übers 
mäßige Koftfpieligfeit bes Rangordnungsverfahreng 
die Inuteften und gerechteften Beſchwerden, und es ift um 
fo nöthiger, dieſem Uebel abzuhelfen, da alle Bemühungen, 
das Verfahren ber Zwangsveräußerung einfach und wohl- 
feil zu machen, unmöglich zu einem befriedigenden Refuls 
tate führen können, fo lange, wie bisher, nach gefchehener 
Veräußerung ein großer Theil des Erlöfed durch die Kos 
fen des Rangordnung sverfahrens verfchlungen wird, 

29 
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Die Urfache diefer anffallenden Koftfpieligfeit liegt 
eineötheild darin, daß die auf biefes Verfahren bezüglichen 
Anwaltsgebühren nach den Anfägen ber dermaligen Tars 
ordnung zu hoch find, anderntheild aber, und haupt ſäch⸗ 
lich, im den babei vorkommenden “übermäßigen: ——— 
des Fiskus. 


Schon ſehr oft, und bei mancherlei Veranlaſſungen, iſt 
die Koſtſpieligkeit der Juſtizpflege im Rheinkreiſe beſpro⸗ 
chen und getadelt worden. Man hat ſogar hieraus ein 
Argument gegen die Gerichtsverfaſſung des Rheinkreiſes 
uͤberhaupt zu ziehen geſucht. Allein dem Sachkundigen war 
es nie ein Geheimniß, daß dieſe Koſtſpieligkeit nicht ſowohl 
den Prozedurgeſetzen, als den fiskaliſchen Einrich— 
tungen dieſes Kreiſes zugeſchrieben werden muß, da jeder 
Schritt des gerichtlichen Verfahrens mit unmaͤßigen Abga⸗ 
ben zu Gunſten des Staatsaͤrars, unter dem Namen von 
Stempeb, Regiſtrirungs⸗,, Mutations/ und Redaktions⸗ 
gebühren beſteuert iſt, ſo daß in dieſer Beziehung die Ger, 
rechtigkeitspflege in der That mehr eine auf den Vortheil 
der Staatskaſſe, als auf das Wohl des Landes berechnete 
Sache zu ſeyn ſcheint. Dieſes Syſtem iſt nirgends drüfs 
kender, als bei dem Zwangsyeraͤußerungs⸗ und Raug⸗ 
ordnungsverfahren, welches in der Regel nur arme, be⸗ 
dauernswuͤrdige Individuen trifft, ſo daß man in Wahr⸗ 
heit ſagen kann: der Staat beiteuere auf die unbarmher⸗ 
zigfte Weife die Noth feiner unglüdlichften Unterthanen. 


Um ben Beweis zu geben, daß biefer Ausdruck keines, 
wegs übertrieben ift, will man bier bemerken, daß derma⸗ 
fen bei einer Zwangsveräußerung unbeweglicher Güter und 
dem darauf folgenden Nangorbnungsverfahren ber Fiskus, 
außer ben. Stempels und firen Regifiriuungsgebühren der 
einzelnen Alten des Berfahrens, nicht weniger als fieben- 
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mal proportionelle Gebühren, d. h. gewiffe ‚Prozente, von 
dem Erlöfe des verfteigerten Gutes bezieht, nämlich: 
4) die Mutationsgebühr mit . » » . . 4 plt. 
2) die Redaktionsgebuͤhr des ee 
protofold mit. . » . . 
3) bie Tranferiptionggebühr — ... € 
4) für die Collocation der Glaͤubige 5 
5) Redaktionsgebuͤhr der Zahlungsanweis 
fungen . x 2.2. * 
6) Regiſtrirung des Radiatio nsatts uns 
ber Empfangöbefcheinigung . - ». E„ 


” 


Zufammen. . . 7 „ 


wozu noch 7) ein weitered Zehntel unter dem Namen der 
Kriegsfteuer fommt! 


Hieraus ergibt fh alfo, daß, nachdem das Ungluͤck 
einen Unterthanen ereilt und in die traurige Lage verfegt 
hat, zur Befriedigung feiner Gläubiger eine Zwangsvers 
Außerung erbulden zu müflen, der Fiskus hinzutritt, um 
ihm noch obendrein über 8 pCt. feiner Habe zu entreißen 
und dadurch feinen Ruin zu vollenden! 


Man werfe einen Bli auf bie anliegenden Koftenvers 
zeicniffe unter Nro 2 und 3, in welchen derjenige Theil 
der Koften, welcher dem Fiskus zufließt, jedesmal in einer 
befondern Columne audgefchieden ift, und man wirb dar⸗ 
aus erjehen: 

4) Daß bei einem Zwangsveräußerungsverfahren, wo⸗ 
bei ein Erlös von 1000 fl. erzielt wurbe, und welches 
nad dem neuen Entwurfe in Allem, mit Subegriff ber 
BVerfteigerung felbft und ber Regiftrirung berfelben, 444 fl. 
28 fr. koſtet, mehr ald bie Hälfte biefed Betrages, nämlich 
60 fl. 46 kr., in die Staatskaſſe fließt. 
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2) Daß das Rangorbnungsverfahren, welches 
anf diefe Zwangsveraͤußerung folgt, nach der bermaligen 
Lage der Sache, nicht meniger ald 488 fl. 38 Fr. Toftet, 
wovon abermals 60. fl. 13 fr. dem Fiskus zu Theil werben! 

3) Daß alfo der Fiskus bei einem Gefammtfoftenbe- 
trag von 251 fl. 6 fr. mit nicht weniger ald 420 fl. 44 fr. 
zu Theil geht! 

Daß dieſes nicht fo bleiben dürfe, wird. ſelbt derjenige 
zugeben muͤſſen, dem das fiskaliſche Intereſſe uͤber Alles geht. 

Die Commiſſion hat, zur Abſtellung dieſer ſchreienden 
Ungebuͤhr, ihre Arbeiten und ihren Entwurf auf dieſen 
Gegenſtand ausgedehnt F und iſt dabei von folgenden Ans 
fiihten ausgegangen: 

4) Daß die für das Rangordnungsverfahren durch den 
dermaligen Tarif feftgefesten Anwaltsgebähren (welche aus 
dem ‚Berzeichniffe Nzo: 3.nÄher zu erſehen find) auf — 
gere Beträge herabzuſetzen ſeyen 

2). Daß zwar die im Zwangsveraͤußerungs⸗ und Rang⸗ 
ordnungsverfahren vorkommenden: After’ fm Allgemeinen 
der Stempels und Regiſtrirungsgebuͤhr unterworfen bleiben 
fönnen, — wie dent: auch der Entwurf Über das Zwangs⸗ 
veräußerungsverfahren, ‚nur ‚wenige unbedeutende Akten, 
bei welchen die Formalität; ber. Regiſtrirung ftörend oder 
unpaffend, ſeyn wuͤrde, von derſelben befreit hat. 2 

3) Daß ebenſo die allgemeine Mutationsge buͤhr 
von 4 pCt., fo drückend fie auch iſt, fortbeſtehen könne, 
weil ſie ſowohl bei freiwilligen, als auch bei gerichtlichen 
Beräuperungen eintritt, mithin. noch zur, ‚Zeit, und jo lange 
dieſe Mutafionsgebähr nicht, überhaupt, abgeſchafft oder 
vermindert wird, fuͤr gerichtliche Beräußerungen night wohl 
eine” Ausnahme eintreten kann. er | - 

4) Daß dagegen alle“ weiter, im "Hangordnungever 
fahren an ind weiter oben” aufgezählten pros 
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portionellen Regiftrirungsgebüähren wegfallen 
müffen, und fAmmtliche Aften, fowohl des Zwangsveraͤuſ⸗ 
ferungs>, ald auch des Rangordnungsverfahrend, nur der 
einfachen firen Gebühr von 28 fr. zu unterwerfen‘ ſeyen. 

5) Daß die bei dem Rangordnungsverfahren vorkom⸗ 
menden fogenannten Redaftionsgebühren, welde 
theils in firen, theild in proportionellen Beträgen befiehen, 
fo wie die Erpeditionsgebühren, nur in fo weit 
beizubehalten feyen, als fie eine Verguͤtung für die Mühe 
und Arbeit des Gerichtöfchreiberd bilden und: nicht‘ dem 
Fisfus anheimfallen; daß daher diefe Abgabe, welche bis⸗ 
ber in die Staatskaſſe floß, und an deren Ertrag dem 
Gerichtöfchreiber ein gewiſſer Antheil ald Emolument zw 
tam (nämlich von den Redaktionsgebuͤhren 40 pCt. und 
‚von den Erpeditionsgebühren 30 Gentimen von jeder Rolle), 
in eine einfache Gebühr für den Gerichtöfchreiber zu vers 
wandeln fey, und zwar nach. Maaßgabe des Verhältniffes 
in welchem er bisher daran participirte. | 

6) Daß die Gebühren der Transfcription, welche 
insbefondere ‚bei "jedem. Rangordnungsverfahren, das in 
Folge einer. freiwilligen. Veräußerung Statt findet, noths 
wendig gefchehen muß, von dem unmäßigen Betrage ad 
4% pCt. zum wenigftens auf 3 pCt. herabzufegen fey. 

Nach diefen- Grundideen iſt der hieher gehöriger Theil 
der neuen Taxordnung abgefaßt,. deren Detail, wie bie 
Commiſſion hofft, Feiner weitern Rechtfertigung bedürfen 
wird, 

Die NRefultate diefer Abaͤnderungen find, wie bie beis 
gebogenen Berzeichniffe unter N” 3 und 4 ausmeifen, daß 
ein Rangordnungsverfahren, welches dermalen 136 fl, 38 fr, 
foftet, fünftighin nur 57 fl, 44 fr. Eoften wird. 

Man glaubt ficd) mit Zuverfiht der Hoffnung überlafs 
fen zu Fönnen, daß dieſe Borfchläge allerhöchiten Orte . 
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nicht zurücdgemwiefen werben bärften, und zwar um fo 
mehr: 

41) Weil, wie man ſich überzeugt hält, die Summe, 
welche dadurch der Staatskaſſe entzogen würde, im Gans 
gen keineswegs von Bedeutung ift, während doch bie ers 
wähnten Fisfalgebühren für den Einzelnen, welchen das 
Unglüd einer Smmobiliarerefution trifft, fo äußerft bedeu⸗ 
tend und brüdend find. Eine Nachweife, welche bei ben 
K. Nentämtern der vier Bezirkögerichtdorte leicht zu erhe⸗ 
ben wäre, würde ficherlich diefe Bemerkung rechtfertigen. 

2) Weil die Erfahrung lehrt, daß, wenn bie Gebühren mä- 
Biger find, der Fall der Erhebung häufiger eintritt; eine Bemer⸗ 
fung, welche befonders der Transfcription von Ber 
äußerungsurfunden gilt, wor welcher fi dermalen Jeder, 
mann, ber hohen Gebühren wegen, mit Recht ſcheut, und 
welche, bei einer mäßigen Gebühr, wohl zehnmal öfter 
vorfommen würde, ba fo manches rechtliche Intereffe an 
diefelbe geknuͤpft ift. 

3) Weil auch dann, wenn alle dieſe Abänderungen eins 
treten, das Staatshrar doch immer noch in einem fehr 
hohen Berhältniffe an den Koften ded Zwangsveraͤuſ⸗ 
ferungs- und NRangordnungsverfahrens Theil nimmt, ins 
dem daffelbe, wie fi) aus den Berzeichniffen unter Nro 2 
und 4 ergibt, in einem Falle, wo der Erlös 1000 fl. ber 
trägt, immerhin noch an Stempel: und Regiftrirungsges 
bühren eine Summe von 77 fl. 52 fr. bezieht, nämlich: 


fl. ir 
a) Bon den Koften des Zwangsveräußerungs⸗ 


verfahrens bis zur Verfteigerung, welche fich in 

Allem auf 51 fl. 17 fr. belaufen . » » 2... 40 49 
b) Bon den Koften der Berfteigerung, wels 

he in Allem 63 fl. 41 fr. betragen . » . . 49 57 


60 46 


Uebertrag » .» + 60 46 
c) Bon ben Koften bed Rangordrnungsvers 
fahrens, welche im Ganzen eine Summe von 
87 f.6 fr. außmahen . 2 2 2 2005. 417 6 


Der erhabene Monarch, unter befien Scepter Bayern 
einer fchönern Zufunft entgegen fieht, wird auch dieſe Ge— 
legenheit nicht vorübergehen laſſen, fi) ein neued Denkmal 
in dem Herzen Seiner Unterthanen im Nheinfreife zu er- 
richten. Die Bewohner diefes Kreifed wifjen, daß Seine 
Majeftät den hohen Zwed, durch ein weifes und preißs 
wuͤrdiges Erſparungsſyſtem die Laſten des Volkes mög- 
lichſt zu erleichtern, unausgeſetzt verfolgen. Sie duͤrfen 
ſich daher auch der Hoffnung uͤberlaſſen, daß ein Vorſchlag, 
welcher dieſem Zwecke entſpricht, ſich des Beifalls Seiner 
Majeſtaͤt erfreuen, und daß die vermehrten Staatskraͤfte, 
welche aus jener wohlthätigen Verwaltungsmaxime ent- 
fpringen müffen, jedes Hinderniß, welches ber Ausführung 
diefes Vorſchlags im Wege ftehen Fönnte, befeitigen werben. 


* 


Zweibruͤcken, 1827. 


v. Vöolderndorf. Böcking. Siegel. 


Spach. Hilgard, 
Berichterſtatter und Concipient. 
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N® II. 
Entwurf 
zu einer 


Taxrordnung 


für das Zwangsveraußerungsverfahren von Immobilien 
und das Rangordnungsverfahren. 





Erſter Abſchnitt. 
Zwangsveraͤußerungsverfahren. 


Art. 1. 


Der mit einem Zwang sveraͤußerungsverfahren von Im⸗ 
mobilien beauftragte Anwalt hat folgende Gebühren zu 
beziehen: 
1) Fuͤr a, und allgemeine Einleitung des 
Verfahrene . . ; .. 2 fl. 30 Fr 
2) Fuͤr das Geſuch um ke eines Berfteigerungss 
Commiſſaͤrs — Art. 8 des Geſetzes . . 30 fr. 
3) Für das Gefuh an deu Verfteigerungs:Commiffär, 
um Tag, Stunde und Ort der Verfteigerung feftfegen zu 
laſſen — Art. 40 des Geſetzes . 2.2... 30 fr 
4) Für die Fertigung des ie — Art. 12 
des Geſetzes — :: 2 E00 
Die Beforgung des Drucs * Anfchlagszettef ift hier⸗ 
unter mitbegriffen, und ed werden, außer den Druckkoſten, 
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feine weitern Gopialgebühren für bie Fertigung ber nöthis 
gen Eremplare bed Anfchlagszetteld gebilligt. 

5) Für die Erhebung des Auszugs ber beftehenden Hy⸗ 
pothefareinfchreibungen und die Leitung der Zuftelungen des 
Anfchlagszetteld an die DENE — At. 16 
bes Geſetzes . 2 2 2 0. ..:. +: AR 

6) Für die Fertigung der Anzeige im Sutelligenzblatt — 
Art. AB des Geſetzes 5⸗.... 4 A 

Die ſe Gebuͤhr wird in jedem Zwangsveraͤußerungsver⸗ 
fahren nurſeinmal gebilligt. 

7) Für die Correſpondenz und Bergätung von Poſt⸗ 
porto-Auslagen, ohne Unterfchied, ob die Correſpondenz 
innerhalb oder außerhalb des Bezirks geführt wird, 4 fl. 

Wo die Umftände die Abfendung erpreffer Boten nds 
thig machen, wird ber ausgelegte Botenlohn beſonders 
gebilligt. 

Art. 2. 

Bei der Einfuͤhrung von Incidentprozeſſen — Art. 32 
des Geſetzes — wird kein Geſuch um Feſtſetzung eines 
Sitzungstags taxirt, ed wäre denn, daß auf außergewoͤhn⸗ 
liche, kurze Friſt geladen werden müßte. Im Uebrigen tres 
ten bei Incidentprozeſſen bie Gebühren des fummarifchen 
Verfahrens ein. 

Art. 3. 

Nach Beendigung der Zwangsveräußerung bat ber bes 
treibende Anwalt fämmtliche Koften des Verfahrens in ein 
Verzeichniß zu bringen und baffelbe durch ben Bezirfäges 
richtspräfidenten tariren zu laffen. Für jeden Artifel dies 
fe8 BVerzeichniffes werden ihm gebilligt . . » . 2 Mr. 


Art. 4 


Sowohl bei dem Zwangsveraͤußerungs⸗ als Rangords 
nungsverfahren haben die Anwälte bei dem Bezirkögerichte, 
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weldyes an bemfelben Orte, wie bad Appellationsgericht, 
feinen Sig hat, Feine höhern Gebühren zu beziehen, als 
die Anwälte bei den uͤbrigen Bezirfögerichten des Rhein⸗ 
kreiſes. 
Eee Art. 5. 
Der Gerichtsbote hat bei dem Zwangsveraͤuße⸗ 
rungsverfahren von Smmobilien, außer ſ einer gewöhnlichen 
Gebühr‘ für die Reife, für die Abfchrift der Schuldurfunde, 
falls diefelbe zugeftellt wird, und für die Eintragung ber 
Arten in fein Repertorium, folgende Gebühren zu beziehen: 
4) Kür das Driginal des Zahlungsbefehle . 42 fr. 

Für jede Abfchrift deffelben 4 des Originals. 

5 2) Für die Befchlagnahme uud das darüber zu errich- 
tende Protokoll, nämlich: 

für jede der beiden erften auf dieſes Gefchäft ver 
wendeten Stunden Zeit... . . 36 fr. 
für jede weitere Stunde . oo... AM 

Die auf die Einficht der Grundbuͤcher — Art. 3 bes 
Geſetzes — und etwaige Aufzeichnung der nöthigen Notis 
zen verwendete Zeit ift als zum Befchlagnahmegefchäft ge 
börig zu berechnen. 

Für die dem Bürgermeiſter zu übergebende Abſchrift 
des Beſchlagnahmeprotokolls — Art. 4 des Geſetzes — 
bat ber Gerichtöbote 4 der für das Driginal feftgefegten 
Gebühr zw beziehen. Eine befondere Reife wird für diefe 
Zuftelung nicht gebilligt. Ebenfo erhält der Gerichtöbote 
für das Visa feine beſondere Gebühr. 

3) Kür bas Original ber Zuftellung. des Beſchlagnah⸗ 
meprotofols an den Schuldner . . «2. 42 Mr. 

Für jede Abfchrift des Zuſtellungsalts 4 des Originale. 

Für die Abfchrift des Beſchlagnahmeprotokolls die ge: 
woͤhnliche Gopialgebähr nach der Anzahl ber Blaͤtter. 
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4) Kür das Original der Urkunde über die Anheftutz 
des Anſchlagszettels, ſo wie uͤber die Zuſtellung dieſer 
Urkunde und des Anſchlagszettels an den Schuldner 1 fl. 

Für jede Abfchrift J des Originals. 

Geſchieht die Anbeftung durch einen andern Behäik, 
boten, als denjenigen, welcher bie erwaͤhnte Zuſtellung 
macht, fo hat er dafür zu beziehen . >...’ 42 fr. 

5) Für das Original der Zuftellung bes —— 
tels an die Hypothefargläubiger . i 42 tr. 

Für jede Abfchrift 4 des Originale. 

Art. 6 

Der Gerihtsfchreiber hat für die durch den Art. 9 
bed Geſetzes vorgefchriebene Vormerkung in dem dazu bes 
ſtimmten Negifter zu beziehen. . «0 +... » MA 

Art. 7. | 

Der ald Verfteigerungs,Commiffär ernannte Notär 
bat für die Feftfegung des Zeitpunfted und Ortes der 
BVerfteigerung — Art. 10 des ame — feine re 
zu beziehen. 

Ruͤckſichtlich des Berfteigerungegefihäftee bleibt es bei 
der fuͤr die Notarien beſtehenden allgemeinen Tarordnung. 
Art. 8. 

Die Ernennung des Verſteigerungs⸗Commiſſaͤrs iſt um 
die Gebühr von 28 fr. zu regiftriren, und die im Zwangs- 
veräußerungsverfahren an mehrere Schuldner oder Hypo⸗ 
thefargläubiger zugeftellten Gerichtöbotenaften unterliegen 
nur einer einzigen Negiftrirungsgebühr für jeden Originals 
aft, wenn auch mehrere Abfchriften an werfchiebene Be⸗ 
theiligte zugeftellt werden. 

Art. 9. 
Die obigen Beftimmungen find auch auf die Zwangs- 
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veränferung ‚von ‚Renten anwendbar, jedoch mit folgen 
ben Mobifiationen: . 
3} Ruͤckſichtlich derjenigen Akten, welche durch die Ver⸗ 
fuͤgungen der Art. 636 „637, 638, 639, 640, 641 und 
642 des Geſetzbuchs über den Civilprozeß veranlaßt wers 
ben, bleibt, es bei ber. bermalen beftehenden Taxordnung. 
2 Die gefchriebenen Copien des Anfchlagszetteld find 
durch den ‚Anwalt oder Gerichtöboten zu fertigen. In bei⸗ 
den Fallen wird eine Copialgebuͤhr von 6 Kreuzern fuͤr 
jedes Blatt (Rolle) gebilligt. 





—Zweiter Abfhnitt. 
Rangsrdbnungsverfahren. 
Art. 10. 


| Die Gebůhren des Anwalts im. EIER 
fahren ‚find .feftgefegt wie folgt: 

4) Kür das Geſuch um — eines Commiſſaͤrs — 
Art. 750 und 751 des Geſetzbuchs über den Civil prozeß — A fl. 

2) Für die. Erlangung der Drdonnang des Cominifs 
färs, wodurch das Rangorbnungsprotofoll eröffnet wird — 
Art. 752 — » . ee SEO — 

3) Für die Erbebung bed Aus zugs der beſtehenden Hy⸗ 
pothekar⸗Einſchreibungen und Leitung der noͤthigen Auffor⸗ 
derungen an die Hypothekarglaͤubiger — Art. 752 — A fl. 

4) Kür das Original der an bie Hypothefargläubiger 
zu erlaffenden Aufforderung, ihre Urkunden zu produziren, 
wenn dieſe Aufforderung von Anwalt zu Anwalt geſchieht — 
Art. 7363 a an. er 360 kr. 

Für jede Abſchrift J des Originals. 

5) Fuͤr den Vobuitiensat — Art.754 —. fl. 
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6) Für das Original’ der den Glänbigern und beim 
Schuldner von Anwalt zu Anwalt zu machenden Anzeige 
der gefchehenen Aufftelung des Rangordnungsſtatus, nebit 


Aufforderung, Davon Einficht zu nehmen — Art. 755, o 
Für jede Abfchrift 2 des Originalbls. 


7) Für die Einficht ber geſchehenen Produktionen und 
zwar ohne Unterſchied zwiſchen dem Anwalt des betreis 
‚benden Theils und denen der übrigen une, Art. 
ER EN pr) 

8) Für die Aufftellung der Einreden — einen vder 
mehrere Gläubiger — Art. 755° — wenn · ſotche Statt 
finden, außer der vorhergehenden Gebühr. 1 RE TE 

9) Kür die Aufforderung an den Schuldner and: die 
Gläubiger, Einfiht von verfpäteten Probuffionen zu neh 
win — ME BT TFT DE 

40) Für die Erwirkung * Ausſtreichung einer ober 
mehrerer Hypothekar⸗ Einſchreibungen in Gemaͤßheit der 
desfallfigen Verfügung des Commiſſärs 759 — 30 tr. 

44) Für die Ermliuug | ber Baptungsanmeifuhgen — 


At. 89 — .. 36 fr. 
12) Für das Original eines veſich dm She 
ee ↄννöσ 
Fuͤr die dem — —* nni pe 
des Originals. nu⸗d 8 
Fuͤr dieſe Zuſtellung wird bem anwatt feine‘ (weitere 
Gebühr gebilligt. rl ale; 
43) Für die Einrücung des nn Geſuche 
in das Rangordnungsprotokoll — Art. 779 — . 80 tr. 


44) Für das Original der Beantwortung . „30 fr. 
Fuͤr die Abfchrift deſſelben J des Originale. 


Entftehen im Laufe eines — 30 


cidentprozeſſe, fe, treten, bie Gebühren bes Pe 

en. sein, - 
ul — — Art. 12. 

di gn ber Gerichtsboten bleibt es im Rang— 

ordnungs verfahren bei den dermalen feſtgeſetzten IR 


ah BT = Art. 13. 


Riagtlih der Gebuͤhren der Gerichtskanzlei 
(draits de greffe) werben folgende Beftimmungen feſtge⸗ 
Mn: 

— Die Ernennung des Commiſſars zum: Behuf des 
Rangorbnupgsverfahrend ſoll nicht ausgefertigt werden. 

ne} Daſſelbe gilt von der Eroͤffnung des Protokolls und 
von, ber deßfallſigen Verfügung (Drdonnanz) ded Com⸗ 
miffärd Diefe Verfügung it in ben Anfforderungsakten 

SR, au ‚erwähnen. F 
* ür bie, Redaktion ber Protolollseroffnung und Be⸗ 
ER der. Hinterlegung des Hypothekaraus zugs hat 
der Gerichtsſchteiber als Gebuͤhr zu beziehen. . 465 kr. 

Eine Redattionsged uͤhr * ——— der Sltctate 
if, nicht, zu enfrichten. 

„2 Diefelbe Beftimmung gitt für Bi Akt A —8 
bie, Brohuftion, ber. Urkunden eines ‚jeden Hopolhetarglan⸗ 
bigers beurkundet wird. 
6)Fur die Mittheilung dex, auf ber Gerihtötanglei be⸗ 
findlichen Urkunden und Akten des Rangordnungsverfah⸗ 
rens an, die Anwaͤlte, welche davon Einſicht nehmen wol⸗ 
len, hat der Gerichtsſchreiber keine beſondere Gebühr zu 
beziehen. 

6) Für die Redaktion des Originals der Zahlungsan⸗ 
weiſungen hat der Gerichtsſchreiber, ohne Ruͤckſicht auf die 
Zahl oder den — der ————— als Gebuͤhr zu 
beleben ee ee kr. 
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Eine Redaktionsgebuͤhr zum Vortheil der Staatskaſſe 
ift nicht zu entrichten. | 

7) Zür die im Rangorbnungsverfahren und den darauf 
bezüglichen Sncidentftreitigfeiten vorkommenden Ausfertis 
gungen ber Gerichtöfanzlei hat der Gerichtöfchreiber als 
Gebühr zu beziehen, für jedes Blatt (Role). . AO fr. 

Eine Erpeditionsgebühr zum Bortheil der Staatskaſſe 
ift nicht zu entrichten. 

Art. 14. 
Die nachbenannten Akten, nämlich: 

4) die Verfügung (Ordonnanz), womit der Commifs 

für das Rangordnungsprotofoll eröffnet; 

2) die Urfunde über die von Seiten der Gläubiger ges 

hehene Hinterlegung ihrer Urfunden und Belege; 

3) der definitive Rangorbnungsftatus, ohne Rückſicht 

auf die Zahl und den Betrag ber Anweifungen ; 

4) die Urkunde, wodurch die Betheiligten zur Radiation 

ber Hypothefar-Einfchreibung einwilligen, mit In- 
begriff der darin enthaltenen Empfangsbefheinigung 
über die angewiefene Summe, 
find Fünftig für die fire Gebühr von 28 Kreugern zu res 
giftriren. 

Das Collocationsgefuh (Produktionsakt) ift der Res 
giftrirung nicht unterworfen. 

Die an mehrere Schuldner oder Hypothefargläubiger 
zugeftellten Gerichtöbotenaften unterliegen nur einer eins 
‚sigen Regiftrirungsgebühr für jeden Originalaft, wenn 
auch mehrere Abfchriften an verfchiedene Betheiligte juges 
ftelt werben. i 

Art. 15. 

Die Trangfeription von Beräußerungen unbeweglicher 
Güter auf dem Hypothekenamte fol fünftig nur eine pros 
portionele Gebühr von einem halben Prozent eröffnen. 


464 


Art. 16. 


Alle frühern Gefege und Verordnungen, welche den Bes 
fimmungen der gegenwärtigen Tarordnung entgegenftehen, 
find aufgehoben. 


v. Bölderndorf. Böcking. Siegel. 


Spach. Hilgard, 
Berichterſtatter und Concipient. 
m — nn — _ . N 


en 
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aus dem KRegifter der Beratbfhlagungen 
des K. Bair. Uppellationdgerihtsd für den 
Rheinkreis zu Zweibrüden. 


— —— 


Plenarverſammlung vom 12., 13. und 
14. Juli 4827. 
| Zugegen : 
v. Birnbaum, Präfident; Böcking, Direftor; A. Mos 
litor, Siegel, Ansmann, Closmann, $. £ Mor 
litor, Hilgard, Räthe; Spach, Affeffor, und Freis 
herr v. Bölderndorf, Königl. General-Staatöprofurator. 


Der Präfident eröffnete die Situng durch die Bemer⸗ 
fung, daß das Koͤnigl. Appellationsgericht von allerhöch- 
fter Stelle beauftragt worden fey, den Entwurf zu einer 
zwecmäßigen Abänderung des Zwangsveräußerungsverfahs 
rend von Immobilien im Nheinfreife vorzulegen ; | 

daß der Präfident zu biefem Behufe den Appellationd- 
gerichtsratb Hilgard mit der vorläufigen Ausarbeitung 
des Entwurfs und der Motive deſſelben, unter Benugung 
der von verfchiedenen Behörden über dieſen Gegenftand 
eingegebenen Bemerfungen, beauftragt babe; 

daß, nach Beendigung diefer Vorarbeit, eine Commifs 
fion, beftehend aus dem Direftor Böding, den Räthen 

30 
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Siegel und Hilgard, und dem Affeffor Spach, unter 
Mitwirkung ded Königl, General-Staatsprofurators Freis 
berrn v. Bölderndorf, jene Vorarbeit einer genauen 
Prüfung und Berichtigung unterworfen, und dieſem wich, 
tigen Gefchäfte mehrere Monate lang die größte Sorgfalt 
gewidmet habe; 

daß diefe Arbeit nunmehr beendigt, und daher das 
Königl. Appellationsgericht zur Plenarverfammlung beru- 
fen ſey, um bie Refultate berfelben zu vernehmen. und zu 
begutachten, 

Hierauf nahm Appellationsgerichtsrath Hilgard, als 
Berichterfiatter, im Namen der Gommiffion das Wort, 
legte dem K. Appellationsgerichte die unter Nro L und III. 
beigefügten Entwürfe vor, und machte den mit Nro II. bes 
zeichneten, die Motive ded Entwurfs in ausführlicher Ents 
widelung enthaltenden Vortrag. : 

Nach Bernehmung defjelben in ben drei auf einander 
folgenden Sigungen, weldye Eingangs bemerkt find, und 
nad gepflogener Berathung über diejenigen Punkte, welche 
einer neuen Disfuffion empfänglich fchienen, — 

tritt dad K. Appellationsgericht einftimmig den durch 
bie Commiſſion vorgelegten Entwürfen * den vorgetra⸗ 
genen Motiven deſſelben bei, 

und verordnet, daß die gedachten —— ‚ famt den 
Motiven derfelben und den UWeberfichtstabellen, dem ges 
genwärtigen Sitzungsprotokolle, gehörig unterfchrieber, 
beigefchloffen werden follen. 

Unterfchrieben: v. Birnbaum, Böding, A, Mos 
litor, Siegel, Ansmann, Closmann, F. X. Mor 
litor, Hilgard, Spach. 

Für den Auszug: 
(L. 8.) Bleßmann, Obergerichtöfchreiber. 


Entwurf 
zu. einem 


Geſetze, 

enthaltend zuſaͤtzliche und abändernde Verfügungen zu 
dem Str und gt Titel des. Str Buches des Mn 
Theiles des in dem Königl. bayerifchen Nheinkreife 
geltenden Geſetzbuches über den Civilprozeß und 
zu den betreffenden Artikeln der Taxordnung (decret 
contenant le tarif des frais et depens) vom 16, 
Februar 1807, 


I. 
Zu dem Verfahren ber Zwangsveräußerung 
von Mobilien. 


* Art. 683 und 584 des Geferbuches über den 
Civilprozeß. 

Art. 4. In dem Zahlungsbefehl iſt dem Schuldner 
ausdruͤcklich anzukuͤndigen, daß bei ausbleibender Zahlung 
ſeine Mobilien oder ſeine ſtehenden Fruͤchte, nach Verlauf 
eines freien Tages, in Beſchlag genommen werden ſollen. 

Art. 2. Die Beſchlagnahme der Mobilien darf nicht 
fruͤher als am zweiten Tage nach dem der Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls Statt finden. 


468. 


Erfolgt fie fpäter als Ein Jahr nad dem Tage diefer 
Zuftellung, fo muß derſelben ein neuer Zahlungsbefehl in 
gefeglicher Form und Frift vorangehen. 


3u Art, 588 und 589. 


Art. 3. Die Schägung von Kleinodien, Gold» oder 
Silbergeräthe durch Sachverftändige fol ſtempel- und re— 
giftrirungsfrei erhoben werden, wenn fie nicht bereits in 
das Pfändungsprotofol aufgenommen worden iſt. 


Zu Art. 595 


Art. 4. Dad Pfändungsprotofoll fol den Tag, die 
Stunde und den Ort der Berjleigerung, nah Maßgabe 
der gefeglichen Beſtimmungen, angeben. 

Einwendungen in Betreff der Zmwedmäßigfeit des Zeit: 
punftes oder des Drtes der Verfleigerung find nur inners 
halb drei freien Tagen nad der dem Schuldner geſchehe⸗ 
nen Bekanntmachung derfelben zuläßig. 

Erhebt der- Schuldner die Einwendung, fo ift der bes 
treibende Gläubiger, oder der Gerichtsbote an defjen Stelle, 
zu hören; macht fie eine andere betheiligte Perfon, fo fol, 
nebft dem betreibenden Gläubiger oder deſſen Gerichtöbos 
ten, auch der Schuldner vernommen werben, | 

Der Friedensrichter des Kantons entfcheidet, vermittelft 
einer regiftrirungsfreien, weder der Dppofition, noch ber 
Appellation unterworfenen Verfügung (Drdonnanz), welde 
im Urfchrift abzugeben, und nicht zuguftellen iſt, wenn bie 
Parteien dabei zugegen waren, 

Sm Nichterfcheinungsfalle fol die Zuſtellung nur dann 
Statt finden, wenn eine Abaͤnderung der Zeit oder des 
Orts verfuͤgt worden iſt. | 

Für den betreibenden Gläubiger kann bie IR 

an den Gerichtöboten geſchehen. 
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Zu Art. 596 — 598. 

Art. 5. Die Beltelung eines Wächterd in dem Pfäns 
dungsprotofoll eröffnet Feine Negiftrirungsgebühr. 

Art. 6. Die für das Staatsaͤrar in Befchlag genom; 
menen Mobiliargegenftände follen, wo möglih, in das 
durch die Verwaltung hiezu beftimmte Lofal zur Bewah— 
rung gebracht werden. Im Ermangelungsfalle iſt ein 
Wächter, nad Inhalt der Artifel 596, 597 und 398 bed 
genannten Geſetzbuches, zu beſtellen. 


Zu Art. 600. 

Art. 7. Wer bewegliche Sachen, ftehende oder —7 
gende Fruͤchte jeder Art, welche gegen ihn, oder gegen 
ſeine in Artikel 380 des Strafgeſetzbuches genannten Ver— 
wandten, ober Verſchwägerten, in Beſchlag genommen wor— 
den find, böslichermeife befhädigt, zerftört, verbringt, oder 
auf andere Art der Pfändung entzieht, oder wer foldye 
Befchädigung, Zerfisrung, Entziehung in Einverftändnig 
mit dem Eigenthuͤmer begeht, ſoll zu einer Gefaͤngnißſtrafe 
von ſechs Tagen bis zu einem Jahr, oder zu einer Geld- 
firafe von acht bis zu fünfzig Gulden, oder zu beiden 
Strafen zugleich verurtheilt werden. 

Jedoch kann der Artifel 463 des Strafgefeßbuches in 
Anwendung fommen. 

Zu Art, 608. 

Art. 8. Die in Artitel 608 vorgefchriebene Angabe 
der Eigenthumsbeweiſe ift ferner nicht mehr bei Strafe 
der Nichtigkeit erforderlich. 

Anſtatt Art, 614. 

Art. 9. Wird die Verſteigerung an einem — als 
dem fruͤher angekuͤndigten Tage oder Orte vorgenommen, 
ſo muß der Schuldner wenigſtens drei freie Tage zuvor, 
ohne Rüdficht auf die Entfernung feines Wohnortes, aufs 
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Neue davon in Kenntniß gefeßt werben, unbeſchadet der 
oben in Artikel 4 enthaltenen Verfuͤgungen. 


Zu Art. 616. 
Art. 40. Findet der Gerichtöbote alle in Beſchlag ge- 
nommenen Gegenftände vor, fo foll er hierüber feine be; 
fondere Urfunde (acte de recolement) errichten, bagegen 


dem Wächter einen Foftenfreien Schein Über die richtige 


Ablieferung bderfelben ausftellen. 


Anſtatt der Art. 617 bis 621 einfchließlid. 
Art. 41. Die Mobilien follen an einem öffentlichen 
Orte, wo möglich an einem Markitage, verfteigert werden, 
entweber in der Gemeinde, wo fie fich befinden, 
oder in einer nahe gelegenen größern Gemeinde, 
oder auf einem für biefelben befonders geeigneten Marfte 
in ber Umgegend. 


Art. 42. Die Verfteigerung fol mittelft der Schelle, 


oder auf andere ortsübliche Weife, dreimal befannt ges 
macht werben: 

das erfiemal wenigftend drei volle Tage vor derfelben, 
und zwar: 

4) in der. Gemeinde, wo fie gefchehen fol, i 

2) in ber Gemeinde, wo die Pfändung vorgenommen 

wurde, fulld diefe von jener verfchieden ift, und 
3) wenigſtens in zwei ‚andern, bem DARSSENNDBSNIE 
nahe gelegenen Gemeinden ; 

dad zweitemal an dem Tage vor ber Derfteigerung a an, 
denfelben Orten, und 
. das bdrittemal unmittelbar vor ihrem Anfange in ber 
Gemeinde, wo fie gehalten wird. | 

Art. 13. DVerfteigerungen in Gemeinden, welche ein 


Anzeigeblatt haben, ſollen überdieß einmal in bemfelben 


angekündigt werben. 


471 


Art. 14. Verſteigerungen in andern Gemeinden von 
Kleinodien, Gold» und Silbergeräthen, im beildufigen 
Werthe von mehr als fünfzig Gulden, 

ferner von fonftigen Gegenftänden jeder Art im unges 
fähren Werthe von mehr als zweihundert Gulden find eben, 
fans, wo möglih, in einem in ber Nähe. des Berfteiges 
rungsortes erfcheinenden Anzeigeblatt- einmal befannt zu 
machen. 


Art. 15. Außerdem folen Verfteigerungen von Klei⸗ 
nobien, Gold; und Silbergeräthen, im ungefähren Werthe 
über zweihundert Gulden, 

von Vieh, Frucht, Crapp, Reps, Hopfen, Wein, Holz, 
Kaufmannswaaren, Bibliorhefen, Kunftfahen, Kunfts oder 
Gewerbögerätbichaften, Fahrzeugen und dergleichen, wenn 
folche Gegenftände einen muthmaßlichen Werth von mehr 
als fünfhundert Gulden haben, wenigftens vierzehn Tage 
zuvor in bem Intelligenzblatte Coder in deſſen Ermangelung 
in einem andern Öffentlichen Blatte) bes Kreifes einmal 
angefünbigt werden. | 

Art. 16. Auf dem Frucht oder Viehmarkte Fönnen je⸗ 
doch Früchte oder Vieh im beiläufigen Werthe von zweis 
hundert Gulden und weniger nach der im Artikel 42 vors 
gefchriebenen erften Bekanntmachung und nad einer auf 
dem Markte felbft und in der Gemeinde, wo derfelbe ges 
halten wird, unmittelbar vorgängigen Publikation zur Ber 
fteigerung gebracht werben. 

Doch iſt in diefem Falle die Bekanntmachung in den 
unter No 3 des Artifeld 42 gedachten Gemeinden nicht 
erforderlich. | 

Art, 17. Die in dem voranftehenden Artifel 16 er- 
wähnte zweimalige Bekanntmachung ift auch für die ander 
wärts eintretende Verfteigerung von gepfändeten Mobilien 
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jeder Art hinreichend, wenn deren muthmaßlicher Werth 
nicht mehr als fünfzig Gulden beträgt. 

Art. 18. DVerfleigerungen in Gemeinden von 3000 
Seelen und darüber find nur dann nad Borfchrift des Ar- 
tifeld 42 in benachbarten Gemeinden befannt zu machen, 
wenn fie Adergeräthe, Vieh, Holz, Landprodufte oder 
Kramwaaren im muthmaßlichen Werthe von mehr als 
zweihundert Gulden zum Gegenftande haben. 

Art. 19. Die Bekanntmachungen follen enthalten: 

4) den Ort, den Tag und die Stunde ber Berfteis 

gerung ; 

2) bie Iandesübliche Bezeichnung der Sachen nad 
ihren Arten, mit näherer Befchreibung der Gegen- 
fände von höherem Werthe. | 

Art. 20. Die Belege der Bekanntmachungen mittelft 
ber Schelle und der öffentlichen Blätter find ftempel- und 
regiſtrirungsfrei. | & 

Art. 24. Kleinodien find unter dem Taxwerthe und 
Silber: oder Goldgeraͤthe unter ihrem innern Werthe nicht 
zuzufchlagen. — 





1. 
Zu dem Verfahren der Zwangsveräußerung von 
Rebenden oder Hängenden Früchten. 


Zu Artikel 626 des Geſetzbuches über den 
Cibilprozeß. 
Art. 22, Die zu dem perſoͤnlichen Lebensunterhalt des 
Schuldners und ſeiner Familie auf Einen Monat erfor⸗ 
derlichen Kartoffeln oder Brodfruͤchte duͤrfen nicht gepfaͤn⸗ 
det werden, ausgenommen: 
41) für Summen, welche der Schuldner für das Eigens 
thum-oder ben Genuß, oder für Saat⸗ und Baufos 
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ften bed Grundſtückes, das bie Früchte trägt, zu 
zahlen hat; 

2) für Darlehen zur Tilgung folcher Schulden; 

3) für den Miethzins der perfönlihen Wohnung des 

Schuldners und feiner Familie, und 

4) für Nahrungsmittel, welche ihm geliefert worben find. 

3n Art. 627. | 

Art. 23. In dem Pfändungsprotofoll fol, nebft dem 
Zage und ber Stunde, aud ber Ort der BVerfteigerung 
angegeben werden. 

Zu Art. 628. 

Art. 24. Der Bürgermeifter fol Fünftig weder das 
Driginal ded Pfändungsprotofolld vifiren, noch eine Ads 
ſchrift deffelben erhalten. | | 

Begreift die Beſchlagnahme Früchte auf Grundſtuͤcken 
in verfchiedenen Bännen, fo fann die Aufficht darüber auch 
ben betreffenden Feldſchuͤtzen übertragen werben. 


Anftatt der Art. 629 bis 632 einfhließlid. 


Art. 25. Die BVerfteigerung der Früchte ift befannt zu 
machen: | 
4) in einer jeden Gemeinde, auf deren Banne bdiefelben 
ſtehen, und 
2) fald auf einem und bdemfelben Banne mehr ale 25 
Aren Tabak, Grapp, Reps, Hopfen oder Trauben, 
oder mehr ald ein Hectar fonftiger Früchte in Be- 
fchlag genommen worden find, außerdem noch mes 
nigftend in zwei biefem Banne nahe gelegenen Ger 
meinden.- 
Art. 26. Die Belanntmachung fol den Tag, bie 
Stunde, ben Ort der Berfleigerung, die Namen und ben 
Wohnort des Schuldners, die Fruchtarten, ben. beiläufigen 
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Flächeninhalt und bie betreffende Gemarkung enthalten, 
und im Webrigen nad — ber obigen Artikel 12 
und 13 gefchehen. 

gu 4 rt. 654, 

Art. 27. Die durch den Artifel 634 bed Geſetzbuches 
über den Civilprozeß aufgeftellte Verfügung gilt auch für 
die in gegenwärtigem Gefege enthaltenen Beftimmungen. 

Art. 28. Die Artifel 614, 617, 618, 619, 620, 624, 
629, 630, 6341 und 632 des genannten BEN find 
aufgehoben. 

Zu, 1 und I. 

Art. 29. Wenn die ganze Hauptſchuld und alle Ac⸗ 
cefforien derfelben zufammen nicht mehr als fünfzig Guls 
ben betragen, fo find der Zuftellungsaft der Schuldurfunde 
und fämmtliche Akten des Erefutionsverfahrens auf Mo— 
bilien und fiehende Früchte bis zu dem DVerfteigerungspros 
tokoll einfchließlich ftempelfrei und gratis zu regiftriren. 

Daffelbe gilt für alle Forderungen des Staatsaͤrars 
von jedem Betrag 

Art. 30. Die Hinweifungen im Artifel 579, 821, 825 
und 830 des Gefegbuches über den Givilprozeß find auch 
von dem gegenwärtigen Gefege zu verfichen. 


IN. 
Zu dem Tarif vom 16. Februar 1807. 


A. | 
Pfändung der Mobilien und der Früchte auf 
dem Dalme 
gu Art. 9 des Tarife. 

Art. 4. Für die Zuftelung des Schulbdtiteld und fuͤr 
bie Zuſtellung des Zahlungsbefehls zum Behufe der Pfün 
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bung ber Mobilien und ber ftehenden Früchte find nur bie 
Koften einer einzigen Urkunde zu bewilligen, wenn fein 
rechtliche Hinderniß beftand, beide Akten mit einander zu 
verbinden, | 
Zu Art, 31, 43 und 44 des Tarifs. 

Art. 2. Für das Pfändungsprotofol von Mobilien 
ober ftehenden Früchten, mit Inbegriff zweier Abfchriften, 
‚bat der Gerichtöbote zu beziehen: 

4) für jede der beiden erften u das Geſchaͤft verwen⸗ 

beten Stunden Zeit . . » .... 368 kr. 

2) für jede weitere Stunde24 kr. 
und | 

3) für jede weitere Abfchrift ein Viertel des Originals. 

Für das Visa, in den Fällen, wo baffelbe vorgefchrie- 
ben ift, wird dem Gerichtsboten nichts vergütet. 

Ein Zeuge erhält fir das Pfändungsgefhäft 42 Fr. 
und wenn die Pfändung länger als drei Stunden dauert, 
für jede weitere Stunde . - 2 2 2 2 22.2. kr. 

Für das Protofoll, wodurch beurfundet wird, daß Feine 
pfaͤndbaren Gegenftände vorhanden find, ift dem Gerichtss 
boten zu bemwilligen: für bad Original. . . . 4 fr, 
für eine Abfchrift deffelben ein Viertel des Originals. 


Zu YArt.6 und 32 des Tarife, 
Art.3. Den in Artifel 6 und 32 des Tarifs erwähns 
ten Beamten wird für ihre darin bezeichnete Amtshands 
Iung nichts vergütet. 


Zu Art. 4 des Modifikationsgeſetzes. 

Art. 4. Dem Gerichtöboten fteht für feine Bernehmung 
vor dem Friedensrichter wegen Beftimmung ber Zeit oder 
bed Orts der BVerfteigerung nur bie verorbnungsmäßige 
Reifegebühr zu. 
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3u Art, 54 des Tarife. 

Art. 5. Der Wächter erhält für jeden Tag feiner 
——— © 5 ie oe er ee A 

Dauert die Aufficht laͤnger als vierzehn Tage, fo kann 
jeboch der tarirende Richter diefe Gebühr für die weitere 
Zeit berabfeßen, a 
Zu Art. 35, 56 und 37 des Tarifs. I 27 

Art. 6. Wenn das Vergleichungsprotofoll nach Arti- 
fel 410 des Mobdififationsgefeges nicht errichteti wird, ſo 
bezieht der Gerichtöbote für die Unterfuchung, ob alle ges 
pfändeten Gegenftände vorhanden feyen, fo wie für feine 
Beforgung wegen des Transports derfelben, nach Umſtaͤn⸗ 
den eine Gebühr von . - » 2.20 Er. bis zu 40 fr. 

Die Koften ded Transportd der Sachen fi en befonders 
zu erſtatten. 

Sn den Fällen, wo ein Bergleichungsprotofol (proces 
verbal de recolement)) erforderlich ift, erhält der Gerichts⸗ 
bote für daffelbe . . ... re ec re 
und für jede Abfchrift ein Biertel bes Originale, 

Enthält ein ſolches Protokoll zugleich eine neue Pfäns 
dung, jo bleibt e8 bei Artifel 36 des Tarifs. 

Zu Art, 53 und 39 bes Tarifs und zu Art. 2, 20, 

25 und 26 des Modifikationsgeſetzes. 

Art. 7. Für die Beforgung der Publifation der Vers 
fteigerung, nach Borfchrift der Artikel 12 bis 20, 25 und 
26 des Modififationsgefeged, werden dem Gerichtöboten, 
außer der Erftattung ber Publifationskoften, nach Umſtaͤn— 
ben vergütet . 2 2. 0... 45 bi 30 Fr. 

Für eine Publikation Der Verfteigerung mittelft der 
Schelle find dem Ausrufer zu entrichten: | 

in Gemeinden von 3000 Seelen und darüber 18 fr. 
in Kleinern Gemeinden - 2: 222 + 42 Mr. 
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3u Art. 39, Abſatz 3, des Tarife, 

Art, 8. Für jede der beiden erften auf die Verfteiges 
rung verwendeten Stunden⸗Zeit bezieht ber Gerichtsbote 36 Fr. 
und für jede weitere Stunde . : . 2 2... Mfr 

Wird eine Abfchrift des Verfteigerungsprotofolls vers 
langt, fo fommen ihm für jedes Blatt derfelben zu 6 fr, 


Zu Art, 45 des Tarife, ı 

Art. 9. Dem Feldfchügen find für bie Hut der auf 
feinem Banne in Befchlag genommenen Früchte täglich 6 fr. 
und dem befonders beftellten Hüter täglich. . . 45 fr. 
zu bezahlen. 

Art. 10. Sn Betreff aller übrigen Aften der Zwangs⸗ 
veräußerung von ftehenden Früchten fol die Tare für bie 
Exekution an den Mobilien befolgt werben. 


B. 
Befondere Beftimmungen wegen Forderungen 
des Staatsärars. 


Art. 41. Bei Zwangsveränßerungen von Mobilien und 
fiehenden Früchten, welche von den K. Rentämtern wegen 
Forderungen bes Aerars von fünfzig Gulden im Ganzen 
und darunter betrieben werden, find zu bezahlen: 

4) An den Gerichtöboten für die Zuftelung des Zwmangss 
oder Zahlungsbefehld Ceontrainte) mit Inbegriff der Ab- 
fohriften defjelben und der Reie. . x». ..80 ir 

Falls eine fonftige vollziehbare Urfunde zugeftellt wird, 
findet die gewöhnliche Gebühr Statt. 

2) An denfelben für das Pfändungsprotofol mit Inbe⸗ 
griff der Abfchriften und der Reife, ohne Ruͤckſicht auf die 
verwendete Jet . » . .» i ee, WIE 

3) An jeden Zeugen bei der Pfändung, ohne Rücdficht 
auf deren Dauer > 2 2 2 12 
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4) An den Wächter, falls einer nöthig iſt, täglich 40 Fr, 

Die richterliche Ermäßigung, in bem unfer obigem 
Artikel & vorgefehenen Falle, vorbehalten. 

5) An den Gerichtöboten: 

a) falls fein Vergleichungsprotofoll zu errichten iſt, 
für feine in obigem Artifel 6 bezeichnete Muͤhwal⸗ 
tung .. . ..: Mi 

b) für das Vergleichungsprototol, wenn ſolches erfor⸗ 
derlich iſt, und keine neue Pfaͤndung enthält, mit 
Inbegriff der Abſchriften.. 30 kr. 

c) für das Vergleichungsprotokoll, worin eine neue 
Pfändung aufgenommen ift, mit Inbegriff zweier 
Abfchrifen -. » m 2 nr een en 1 fl. 

fuͤr jede weitere Abfchrift von dem Blatte 6 fr. 

Sn den Anfägen diefer Numer 5 ift die Reife gleich, 

falls inbegriffen. 

6) An den Ausrufer für eine publitation der Verſtei⸗ 

gerung: 

in Gemeinden von 3000 Seelen und darüber 12 fr. 

in Gemeinden unter diefer Seelenzahl. . . SM. 

7) An ben für die Beforgung der Publis 


fation * [2 . ® . * + * * ⸗ * 12 kr. 
8) An denſelben für das Berfteigerungsprotofohl , mit 
Ssnbegriff der Reife . . . » 7, ° 


9) An denfelben für die — daß der Schuld⸗ 
ner keine pfaͤndbare Mobilien beſitzt, mit Inbegriff der 
Reiſe 4 + * * % * * ® * + 30 fr. 

C. | 
Diftributiondverfahren, 
Art. 42. Dem Anwalt fol in Rechnung gebilligt 


werben: 
Zu Urt, 95 des Tarif. 


4) Für das Geſuch um Ernennung eines Commiſſaͤrs 4 fl, 
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Zu Art. %. 

2) Für die Erlangung der im Artifel 96 des Tarifs 
bezeichneten Orbonnanz des Commiſſaͤrs. » . 30 fr. 
3u Urt. 97. 

8) Für das Collocationsgeſuch (Produftionsaft) 4 fl. 30 fr. 
4) Für die Einficht der gefchehenen Produktionen, und 
zwar ohne Unterfchied zwifchen dem Anwalt des betreiben- 
ben Theiles und denen der übrigen Gläubiger . . 1 fl 
und für die Aufftelung der Einreden gegen einen ober 
mehrere Gläubiger, falls ſolche Statt finden, auffer der 
vorhergehenden Gebühr . . 2 2: 22... fl. 

Zu Art. 101 des Tarife, 

5) Für die Erwirfung der Zahlungsanweifungen 30 fr. 

Art. 13, Die Beitimmungen der Artikel 4, 41,13 
und 44 der Tarorbnung für das Smmobiliar » Rangords 
nungsverfahren gelten auch für das Diftributionsverfahs 
ren, infomweit diefelben ihre Anwendung finden. 

Art. 44. Die obigen Anfäge treten auch bei der Dis 
ftribution des Erlöfes aus der Verſteigerung gepfändeter 
Renten ein. 


Zweibrüden, 1877. - 


v. Böldernpdorf, Böding. Siegel, 
ilgard. 





OLITECA 
REGTIA 
MONACENSIS 





Beweggründe 
zu dem Entwurfe eines Mopdififationdgefeßes, die 
Zwangsveräußerung der Mobilien in dem Rheinkreiſe 
betreffend. 


Die Aufgabe ift: Verminderung der Koften ohne Bers 
letzung der Prinzipien, des Rechtsorganism, bes confers 
vatorifchen Zufammenhangs der Rechte, der Einheit des 
Ganzen, wodurch das Einzelne beherrſcht wird. 

Diefer Sat bedarf feiner weitern Bemerkung nach den 
zu dem Entwurf über das Immobiliar-Zwangsveräuße— 
rungsverfahren aufgeftelten Erörterungen und nad; den 
DBelehrungen der Erfahrung. 

Hierin find auch alle Kenner einverftanden. 

Da die Wefenheit der Prozedur, welche an ſich einfach 
if, beibehalten werben mußte, fo fielen die Abänderungen 
eigentlich in das Außerweſentliche. 

So laſſen fih 3. B. die in dem code de proc&dure 
eivile enthaltene Publifationsart und deffen Regel, daß 
die gepfändeten Sachen auf dem nächften Marfte verftei- 
gert werden follen, durch ein Anderes erfegen, ohne Eins 
fluß auf das Ganze und ohne Gefahr. Und gerade hier, 
in iſt ein Hauptfig der Koftfpieligfeit und zugleich der 
Zweckwidrigkeit für den beffern Erlös, nach den Rofalitä- 
ten des Rheinfreifes. | 
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Sn ſolchem, ben innern Rechtsorganism nicht berührenden 
Verhaͤltniß fichen entweder alle vorgefchlagenen Modififas 
tionen, oder fie find demfelben gemäß. \ 

Sie erzielen größere Wohlfeilheit der Procedur und 
beffern Erlös aus der Sache, indem mehr Rückſicht auf 
Lage und Verhältniß der Dinge, Sitte und Gebrauch bes 
Landes genommen iſt. Diefe Abänderungen hätten auf 
biefelbe Weiſe urfprünglich in den code de procddure ci- 
vile aufgenommen werben können. | 

Daher ergab ſich ganz einfach ber Ausweg, den Tert 
bed Gefeßed beftehen zu laffen und mit wenigen Modifi⸗ 
kationen zu helfen. 

Dieſe Modifikationen wird die Gommiffion bier nad 
ihrer Reihenfolge mit den nöthigen Bemerkungen begleiten. 


Zu Art. ı und 2 ded Modififationsgentwurfes, 


Der Zahlungsbefehl ward hie und da mehrfach wieder: 
bolt, wodurch unnoͤthige Koften entftanden. 

Jetzt wird gefagt, daß er ein ganzes Sahr lang wirke, 
wie bei dem Berfahren auf Perfonalarreft (code proc. civ. 
art. 784) welches eine firengere Erefutiondart ift und dem 
Schuldner wird angekündigt, daß er zur Erefution an ſei⸗ 
nen Mobilien oder Früchten auf dem Halme dienen ſoll. 

Die Koften der Wiederholung des Zahlungsbefehls 
innerhalb Jahresfrift find fruftratorifch und zu flreichen. 


- Zu Art. 


Diefe Verfügung ift nöthig zur Erleichterung der Sache 
und zur Vermeidung rein überflüßiger Koften. Das Aerar 
bezieht ohnehin nichtd von der Abfhägung, wenn fie in 
das Pfändungsprotofol aufgenommen wird. Ein Schäßer 
für Gold» oder Silbergeräth und Alcinohlen ift aber nicht 
an der Orte zur Hand. 

31 
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Der Gerichtöbote bewirkt dann die Sache auf die Weife, 

welche am wenigften koſtet. 
Zu Art. 4. 

Weil der Art. 11 des Entwurfs, innerhalb feiner Ber 
flimmungen, Wahl läßt für den Ort ber Verſteigerung, fo 
muß der pfändende Gläubiger diefe Wahl fogleich treffen 
und in dem Pfändungsprotofoll den Ort der Verfleigerung 
dem Schuldner anfündigen. 

Die Gleichheit der Rechte ließ bier, möglicher Weiſe, 
eine kleine Incidentprocedur vorausſehen, welche kurz und 
einfach zu reguliren iſt und nicht koſtſpielig werden darf. 
Bor dem Friedensrichter findet fie ihre natürliche Erledis 
gung nad Dertlichfeit und Umftänden. Sie wird felten 
vorfallen. 

Der Gläubiger oder fein Mandatar, der Gerichtsbote, 
hat Intereſſe die zweckmaͤßigſte Wahl des Verſteigerungs⸗ 
ortes fuͤr den beſten Erloͤs zu treffen, eben weil er widri⸗ 

genfalls Einſpruch zu beſorgen hat. 
8u Art. 5. 

Eine einmalige Regiſtrirungsgebuͤhr für das Pfaͤndungs⸗ 
protokoll iſt hinreichend. 

Die Bemerkungen über die wenigen ausfallenden Stem⸗ 
pels und Regiftrirungsgefälle bleiben zum Schluffe der ges 
genwärtigen Darſtellung der Beweggründe vorbehalten. 

Zu Art. 6. 

Hier wird ein bedeutendes Koftenerfparniß für bie 
Erecutionen bed Aerars erzielt. 

Die. Verwaltung. wird die Mittel dazu leicht finden. 
Dieß bleibt ihr überlaſſen. 

zu Art. 7. 

Weil es nach der diesfeitigen Griminaljurispruaden; 

entſchieden iſt, daß der Schuldner, welcher feine eigene 


483 


Sache aus der Pfändung entzieht, feinen Diebftahl begeht, 
und weil die früher beftandene befondere Strafverfügung 
hierüber durch den code penal aufgehoben wurde, ohne 
daß eine andere an deren Stelle trat, fo ift es wefentlich 
und dringend, deßfalls Färforge zu treffen. 

Dafjelbe gilt in Betreff der in Art. 380 code penal 
bezeichneten Perfonen. 

Da ber Gegenftand bed Vergehens bald fehr gering- 
fügig und werthlos, bald bedeutend feyn kann, fo erfcheint 
ed zwedmäßig, dem Richter einen größeren Raum für bie 
Ausgleihung der Schuld und der Strafe zu laffen. 

Das Marimum der Strafe ift mit ben verwandten 
und nahe liegenden Beftimmungen des code penal in Ver— 
haͤltniß gefeßt. 

Diefe Strafverfügung wird bewirken, daß bie — 
beten Sachen häufiger als bisher ber Aufbewahrung des 
Schuldners uͤberlaſſen und die Huͤtkoſten erſpart werden. 


Su Art. 8. 


Die in Art. 608 code proc. civ. bei der Bindifation 
unter Strafe der Nichtigkeit vorgefchriebene Angabe der 
Eigentbumsbeweife, fogleich zu Anfang der Prozedur und 
ebe man noch vor dem Nichter auftritt, ift Folge bes 
firengen franzöfifchen Rechtsſatzes: en fait de meubles la 
possession vaut fitre. 

Der Entwurf nimmt diefe Strafe der Nichtigkeit zu- 
rück, weil bie Prarid gelehrt hat, daß diefe Poͤnalverfuͤgung 
gar oft dem guten Rechte ſchadete. Damit wird an ber 
Bemweisauflage vor dem Richter nichts erlaffen und da 
der code fonft nirgends. in diefem Theile der Prozedur 
die Strafe der Nulität dietirt hat, fo mag fie auch bier 
wegbleiben. 
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3u Urt. 9 

Eingetretene rechtliche Hinderniffe koͤnnen die Verſtei— 
gerung zurücfegen. In dem Falle ber Zurücfegung muß 
dem Schuldner der Tag ihrer Vornahme aufs neue ange 
zeigt werden, | 

Neue Publikation derfelben verfteht fich von: felbit. 

Wird die Zurücfeßung von irgend jemand verfchuldet, 
fo hat diefer die wiederholten Koften zu tragen, was ſich 
nadı den Regeln des Rechts erledigt. 

Der Fall kann auch feyn, daß man fih mit dem 
Schuldner verwahrt, um bie Signiftfation an bdenfelben 
überflüßig zu machen. 

Su Art. 10. 

Wenn Gegenftände aus ber Pfändung fehlen, dann 
kann ber proc&s-verbal de r&colement, wegen bed Negrefs 
ſes an den Wächter, noͤthig werden. Er verurfacht aber 
überflüßige Koften, wenn dem Gerichtsboten alles zugehäns 
bigt wird, und das Verſteigerungsprotokoll weifet nach, 
daß alle gepfändete Sachen zur Verſteigerung gebracht 
worden find. Sn biefem Falle fann er unterbleiben. 

Zu Art. 11. 

Diefer Artikel erledigt einen Hauptbefchwerbepunft. 

Die Borfchrift des code proc. civ., art. 617, daß die 
Sachen auf dem nächftgelegenen Markte verfteigert werden 
follen, ward bei Pfändungen auf dem Lande und in Ges 
meinden, welche feinen Marft haben, entweder gar nicht 
befolgt, oder veranlaßte große Transportfoften. Und wollte 
der Gläubiger an einem andern Orte verfteigern laſſen, 
ſo entſtanden ihm deßfalls Gerichtskoſten 

Hier und zu dieſer Zeit wird man mit Erfolg in der 
Gemeinde der Pfaͤndung verſteigern koͤnnen, dort und zu 
jener Zeit in einer andern Gemeinde, in dieſem oder je⸗ 
nem Falle iſt ein Markt gelegen und geeignet. 
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Das Gefeg kann eine Negel aufitellen, aber nicht zu 
fehr in die Lofalität eingehen, nocdy dem Wechfel der Dinge 
vorgreifen. Das Intereſſe forgt für füch feld. 

Doch hält man für gut, daß das gehäffige Gefhäft an 
einem öffentlichen Orte in der Gemeinde, und nicht in ber 
Behaufung des Schuldners vorgenommen werde, worin 
die Liebhaber nicht gerne eintreten möchten. 

3u Art. 12 — 19, 

Die Publikation durch Anfchlagszettel iſt der theuerfte 
Theil der Procedur und doch nicht Iandesüblih, darum 
und weil die Anfchlagzettel häufig abgeriffen werden, wird 
zugleich, ex praxi, eine Publifation durch die Schelle das 
mit verbunden. 

Die Anfchlagszettel haben bier auch feinen Nebenzwed, 
darum hat man fie weggelaffen und die landesüblichen 
Publifationdarten aufgenommen, nach Berfchiedenheit des 
Ortsgebrauchs, nach der Wichtigkeit und ‚größerem Betrage 
- der Sachen und nach Unterfchied der Verhältniffe, fo wie 
der forgfamfte Hausvater und Vormund nicht vorfichtiger 
verfahren. 

Manchmal möchte eine mindere Publifation, als die in 
dem Entwurf enthaltene, hinreichend feyn. Allein man 
darf der Diflinftionen nicht zu viele machen und muß bei 
einer Regel ſtehen bleiben. 

Die aufgeftellten Diftinftionen aber find nöthig, wenn 
die Publifationsfoften im Verhaͤltniß zu einer geringen 
Sache nicht zu hoch kommen follen, für deren Verkauf auds 
gebreitete oder mehrfache Publikationen auch fehr über 
flüſſig find. | 

Freilich konnte man den Unterfchieb für’größere Publis 
fation, namentlih auch mittelft der öffentlichen Blätter, 
nur nad approrimativem Werthe der Sachen aufftellen. 
Allein dieß wird in der Praris Feine Schwierigfeit machen 
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und iſt nicht mit Nulität verpönt: Sm Zweifel wirb die 
Regel der größeren Publizität befolgt werden, deren Kos 
fien Sadhen von Werth um fo mehr vertragen können, 
als fie Doch nicht bedeutend find, 

3u Art. 20. | 

Diefe Beſtimmung befteht auch für den Verkauf ber 
Sachen der Minderjährigen. 

3u Art. 21. 

Diefe in Art. 624, code proc. eiv., enthaltene Verfuͤ⸗ 
gung mußte bier aufgenommen werben, weil der Art. 624 
wegen feines übrigen Inhalts aufgehoben wird. | 

Der vorgefehene Fall kommt in der Praris faum vor, 
weil, wer ſolche Gegenftände befigt, bamit lieber bezahlt, 
als fie auspfänden laͤßt. 

Zu Art. 22 

Die Gründe ber Verfügungen in Art. 592 N 7 und 
in Art. 593, code proc. civ., fprechen auch für dem übers 
giuftimmenden Inhalt des Art. 22 des Entwurfs. | 

Da die Familie des Schuldners zahlreicher oder klei⸗ 
ner, ber Boden fruchtbarer oder unfruchtbarer feyn kann, 
fo ift der Flächeninhalt nicht zum Maaßſtabe zu nehmen. 

Dem Gerichtöboten wird bier der Ueberfchlag nicht 
fohwieriger ald in dem angeführten Art. 592 Nro 7, 

Uebrigens wäre es den Rechten zuwider, die Pfändung 
ber fiehenden Früchte verbieten zu wollen. In dem Weins 
land ift dieß gerade ein Haupterefutionsmittel für den 
Gläubiger, zu welchem überhaupt nicht Leicht Jemand 
greift, ohne dazu gendthigt zu feyn. Die Koften diefer 
Erefution vermindern fich nach dem Entwurf um mehr als 
die Hälfte, 
Su Art. U. 

Eine Abfchrift an den Bürgermeifter und das Visa 
deſſelben verxurſachen Überfläfige Koſten. Diefer Umſtaͤnde 


487 


bebarf ed hier fo wenig als bei. ber poranbehanbelten 
Mobiliarpfändung. 

Eine Pfändung der Früchte auf dem Halme wird in 
ben Landgemeinden fogleich befannt, und in den Städten 
bat die Kenntniß des Bürgermeifterd ohnehin feine Bes 
deutung. Nur ber Hüter braucht, außer dem Schulbner, 
eine Abfchrift des Pfändungsprotofols. Bei diefem kann 
sie jeder Intereſſent einfehen, wenn fie der Schuldner nicht 
vorzeigen wollte. 

Daß die Hut aud dem refpeftiven Flurſchützen übers 
tragen werben barf, ift zur Erleichterung, nach Umftänden, 
aufgenommen. Der Gerichtöbote wird das Zweckmaͤßigſte 


Rn Zu Art. 25 und 26. 

Die bier vorgefchlagene Publifationdart beruft auf ben 
oben vorgetragenen Regeln. 

Der Art. 630, code proc. eiv., nimmt auch ben Nas 
men des pfändenden Gläubigers in die Bekanntmachung 
auf. Diefer ift, in fofern Jemand Intereſſe hat, ihn zu 
kennen, in den übrigen Akten der Procedur enthalten und 
von dem Gerichtöboten zu erfahren. 

Die Publikation kann von dem Ausſcheller ohne alle 
Schrift gemacht werden, und ein Publifationdauffag, ein 
proclama, ift fein erforberliches Aktenſtuͤck, da die placards 
wegfallen, baher fann auch in der Publikation der Name 
des pfändenden Gläubiger um fo mehr wegbleiben, als 
ſich ‚vielleicht eher mancher Liebhaber einfindet, wenn -bie 
Berfteigerung nicht als eine erzwungene angekündigt wird, 

Bu Urt. 29 

Befreiung von Stempel» und Regiftrirungsgebähren in 
dem Mobiliarerekutiondverfahren zum Bortheil des Staats» 
aͤrars bat die K. Regierung bes Rheinkreiſes felbft in 
Borfchlag gebracht. 
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Wohl ift es biffig, daß der Staat nicht noch eine Auf 
lage auf die Schulden feiner armen Debitoren lege, welche 
erequirt werben müflen. 

Es ift aber auch billig, daß dieß von Privaten zu 
Privaten für die geringe Summe von fünfzig Gulden und 
darunter Statt finde. 

Sol der Klage abgeholfen werben, bag man Fleine 
Zorberungen verlieren müfje, wegen ber. zu großen Erefus 
tionsfoften, fo wäre auch von Seiten des Staates ober 
bed Befteuerungsfgftemd um fo mehr dazu mitzuwirken, 
als es bier weniger ber Hälfe für dem reicheren, als für 
ben Äärmeren Gläubiger gilt, wenn gleich ein fich ergebens 
ber, vielleicht nur geringer Ausfall nicht nachgelaffen wers 
ben koͤnnte, fondern anberwärts her gebedt werben müßte. 


Das Negiftrirungsgefäl und eintretenden Falls die 
Stempelgebühr für den Schuldtitel felbft wird übrigens 
nach dem Vorſchlag nicht erlaffen, weil der Titel des Pris 
vaten bereits regiftrirt ift, wenn er in Erefution gefegt wird. 

Beamten, bie nicht von dem Staate befoldet, fons 
bern angewiefen find, wie der SProfeffionift von feinem 
Gefchäfte zu leben, koͤnnen nicht umfonft dienen, fondern 
müffen von bem bezahlt werben, ber fie braucht, wie auch 
fie bezahlen müffen, wen ‘fie brauchen. 

Es wäre ungeeignet, wenn bie Hülfe daher kommen 
folte, daß dieſe Beamten fat umfonft arbeiten müßten, 
damit folche geringe Staatögefälle fortbezogen wuͤrden. 


Sn den Zufagartifelm zu dem Tarif vom 46. Februar 
4807 hat die Commiſſion in Bezug auf die Gebühren ber 
Gerichtsboten und der Anwälte gethan, was nur billigers . 
weife gefchehen Konnte. Alles aber hat feine Gränzen. 

Befonders verkehrt wäre ed, dem Beſteuerungsſyſtem 
der Suftigpflege durch Unterdruͤckung ber die Gefäne eroͤff⸗ 
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nenden Proceburakten und buch Brechung ber Rechtsord⸗ 
nung ausweichen zu wollen. 

Man muß grad ausgehen, in dem Sintereffe des 
Ganzen. | 

Die Hülfe, die das Aerar in feinem Intereffe verlangt, 
ift auch Beduͤrfniß der Privaten. Daher wäre die Ans 
nahme des vorgefchlagenen Art. 29 allgemein zu wünfchen. 

Uebrigend enthält ſchon das NRegiftrirungsgefeg vom 
22. Frimaire VII, Tit. 44, Art. 70, $. 2, No 2, eine 
ähnliche Verfügung über gratis eintretende Regiftrirung. 

Zu IIL, Tarifzuſätze. 

Mittelft der allgemeinen Verminderung der Mobiliars 
Erefutionstoften ift nun auch ſchon dem Staatsärar für 
die Beitreibung feiner, Forderungen und Gefälle in fo weit 
gedient. 

Befonderd aber ift für daffelbe durch den vorgefchlage- 
nen Art. 44 der Tarifzuſaͤtze geforgt. 

Aus der beiliegenden Tabelle V. ift erfichtlich, daß das 
Staatsärar mit dem geringen Betrag von 3 fl. 42 Er. die 
Mobiliarerefution vollenden kann. 

Diefe Koften vermehren fich in Gemeinden von 3000 
- Seelen und darüber um 8 fr. Publifationsgebähr. 

Das bier entworfene Verfahren ift eben fo wohlfeil, 
als dasjenige, welches die K. Regierung des Rheinfreifes 
in ihrem „Verordnungs⸗Entwurf, die Beitreibung ber 
„Staatsdomänengefälle im Rheinkreiſe betreffend,” vorge⸗ 
ſchlagen hat (sub 24. Mai 1824 ad Num Exh. 9207 W., 
Num Exp. 40444), über welchen Entwurf bad K. Appel- 
lationsgericht ſich gutachtlich Außern fol. 

In Hinficht der Wohlfeilheit alfo erfüllt der Vorfchlag 
der Commiſſion Wunfch und Zweck der K. Kreisregierung. 

Zu diefem Zwede mußten die Gebühren der Gerichts⸗ 
boten namhaft herabgefeßt werben. 
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Nichtsdeſtoweniger ift diefer Dienft and gefichert in 
den Händen der Gerichtöboten. 

Sie, deren Anzahl hinreichend vermehrt ‚worden, deren 
Berdienft nicht mehr fo groß ift, wie früher, werben bier 
fen Erwerb keineswegs ablehnen. Ihr Intereffe wird durch 
die Mehrheit der Gefchäfte bei dem K. Aerar, gegen ben 
geringen Anfaß, befriedigt. 

Sie können und dürfen auch diefen Dienftzweig nicht 
verfäumen, denn gegenwärtig ‚wird firenge Aufficht über 
fie gehalten, fie haben unansbleiblihe Disciplinirung und 
felbft Abfegung zu erwarten, auch zu befürchten, daß auf 
neue Stellen zu ‚ernennende Gollegen mit beiden Händen 
zugreifen. 

Bei Wohlfeilheit und Sicherheit dieſes Dienftzweiges 
des k. Aerars bewahrt der Vorfchlag auch die Einfachheit 
und Einheit der Prozedur und ber Gerichtöverfafjung, vers 
bunden mit der erforderlichen Intelligenz bed Dieners. 

Kollifionen mit nicht unterrichteten Steuerboten, Ber; 
wirrungen durch verfchiedenartig konkurrirende Prozeduren 
der Steuers und Gerichtsboten, der Anfchein privilegirter 
Ssisfalerefution, Fehler und Weitläufigfeiten werben vers 
mieden und überhaupt aller Grund der Abweichung fällt 
weg, wenn bie Erefution durch die Gerichtäboten eben fo 
wohlfeil gefchieht, als durch die Steuerboten. 

Der ‚ganze Unterfchied fallt weder in die Materie no 
in die Form des Rechts, der Prozedur und des Organis⸗ 
mus, fondern nur in den Tarif oder Koftenanfag. 

Eine Unterfcheidung des Tarifs nach der Summe, für 
welche erequirt wird, ift faßlicher und einfacher als nach 
. ben verfchiedenartigen Forderungen. | 

Hierin liegt fo wenig eine Ungleichheit der Rechte als 
z. DB. in der Beitimmung, daß es ıfür 4000 Franfen und 
weniger feine zweite Inflanz gibt, ober daß gewiſſe Sa⸗ 
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chen nach fummarifchem, andere nach ordentlichen Verfahren 
verhandelt werben. 

Sm Gegentheil, der Vorſchlag beläßt es eben bei der 
Gleichheit der Nechte zwifchen dem Staat ald Gläubiger 
und dem Privatmann ald Gläubiger des einen und felben 
Schuldners. 

Daß der Staat für feine Srefutiondfoften bem Ber- 
mögen des Schuldnerd weniger entzieht, ift zum Bortheil 
des Schuldners und aller feiner Gläubiger, die durch eis 
nen einfachen Oppofitionsaft mit dem Staate für die Dis 
ftribution des Erlöfes konkurriren und fo aus der wohl, 
feilen Erefution des Staates ihren eigenen Bortheil ziehen 
koͤnnen. 

Dieſe Konkurrenz auf das Gemeingut des Schuldners 
will auch und könnte, ohne bad Recht zu verlegen, nicht 
verweigert werben. 

Man bat die Summe von 50 Gulden als Wendepunkt 
angenommen, weil damit die Beſchwerde des k. Aerars in 
Betreff ſeiner kleineren Schuldpoſten erledigt werden duͤrfte. 

Fuͤr größere Schuldpoſten kanx ed um fo mehr bei 
ber Regel bleiben, als nach dem Vorfchlag die Koften ber 
Mobiliarfchaftspfändung im allgemeinen um bie Hälfte 
fi vermindern und ſich der Gläubiger an dem fehr zweck⸗ 
dienlichen Gut von Vieh und Früchten mit fehr geringen 
Koften bezahlt machen kann, wie Tabelle IV ausweifet, 
wo, nach Ausfall von 2 fl. 29 kr., für das k. Aerar nur 
noch 5 fl. 26 fr. verbleiben. 

Wer mit dem Staate Kontrafte abſchließt, wer ihm 
Darlehen ſchuldet, foll den Gefchäftsmann bezahlen, wie 
wenn er mit einem Privaten kontrahirt hätte. Gerade ber 
Staat mag dieß wollen, weil er den Gefhäftsnann ange 
wieſen bat, von feinen Geſchaͤften zu leben. Auch if für 
größere Schuldpoften Arbeit und Berantwortlichkeit größer. 
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Demnach bürfte ber Vorſchlag in’jebem Betracht be 
friedigen und die für Gemeinden und Kirchen eingetretene 
Abweichung mitteld Erefution an den Mobilien durch 
Steuerboten (vide Intelligenzblatt des Rheinkreiſes, Jahr: 
gang 1819, Seite 549) nicht zur Norm zu nehmen, fons 
bern eher zu wänfchen feyn, daß auch die Gemeinden und 
Kirchen für Forderungen, in welchen fie als civiliftifche 
Perfonen erfcheinen, den an me das K. Aerar zu 
befolgen hätten. ' 

Wenn nun auf dieſe Weife be Zwed der K. Regierung 
bes Nheinfreifes ohne Abänderung der Suftizverfaffung ers 
reicht wird, fo dürfte derfelben 

„Derordnungsentwarf, die Beitreibung der Staatsdo⸗ 

„mänengefälle im Rheinkreiſe beereffend,“ 
um fo mehr als erledigt betrachtet werben, ald die koͤnigl. 
Kreisregierung felbit fein Privilegium, fondern nur Thuns 
lichfeit der Sache, Realifirung ber Erefution will. Jedoch 
mögen darüber noch einige kurze Bemerkungen erlaubt ſeyn. 
34 $. 21 — 4 des VBerordnungsentwurfs.der K. Regie 

rung des Rheinkfreifes, 

Wenn ſich die Forderung des K. Aerars auf eine Nor 
tarialurfunde gründet, fo bat deren Vollſtreckung nicht 
mehr und micht weniger burch die Gerichtöboten zu ges 
ſchehen, ald die Erefution eines Urtheils, welches die Fors 
derung zuerkannt hat. Nichterfpruch und Nichtrichterfpruch 
ift fein Grund bes Unterſchieds. Die Gerichtsboten find 
nicht die Fortfegung des Nichteramts, find auch nicht die 
Erefutoren für die Urtheile und Entfcheidungen allein, 
welche nur von den Juſtizſtellen, in engerer Bedeutung, 
erlaffen werden; fondern fie find minifteriele Beamten für 
das Verfahren und bie Erefution in dem ganzen Gebiet 
ber Eivils und Straffachen, ohne Unterfchied ver Behörden; 
fie handeln nach den geſetzlichen Borfchriften, die fie ken— 
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nen miüffen; eine Kenntnig die man bei ben beftchenden 
Nentamtss uud Steuerboten nicht findet und welche von 
dieſen biöher nicht verlangt wurde, 

Eine auf einen Zwangsbefehl (Contrainte) eintretende 
Erefution für Pachtfchillinge, Grundzinfe, Regiftrirungss 
gebühren ıc. würde nad $. A des BVerorbnungsentwurfs 
dem Steuerboten übertragen. Ergienge nun auf Oppofis 
tion des Schuldners ein Verdammungsurtheil gegen ihn, 
fo müßte dann der Gerichtsbote zur Erefution einfchreiten. 
Ob der Schuldner feine Schuld vor Gericht oder vor 
Notar befennt, oder ob er vor Gericht derfelben überwies 
fen wird, ändert nichts an der Natur der Sade. Dem: 
nach könnte auch der Stenerbote dad Urtheil und ber Ge- 
richtöbote die Contrainte erequiren. 

$. 3 beläßt die Erefution für Strafgelder den Ge 
richtsboten, während bier weniger Intelligenz erfordert 
wird, weniger Incidentpunkte fich ereignen, als bei den, 
in $. 4 bezeichneten Gegenftänden, welche den Steuerboten 
übertragen werden follen. 

Kurz alle diefe Diftinktionen, Abweichungen von ber 
Regel und Durchfreuzungen find überflüßig, da der dies 
ſeitige Vorfchlag eine Erefution durch die Gerichtöboten 
gibt, welche nicht allein eben fo wohlfeil ift, als die welche 
die erwähnten SS. 3 und 4 erzielen, nicht allein viel wohls 
feiler als die, welche $.2 beftehen läßt, fondern auch fürs 
zer, einfacher, regelmäßiger und ficherer ald die des Ver⸗ 
ordnungsentwurfs. 

Zu G. 4. 

Die dem Zahlungsbefehl oder der Contrainte voraus⸗ 
gehende Mahnung des Schuldners, wovon das Umſchrei⸗ 
ben der franzöfifhen Domänenverwaltung vom 5. April 
4792, Nr° 258 fpricht, gründet fih, fo viel man finden 
kann, nicht auf ein Gefeß, fondern auf einen, von der Regie 
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angenommenen Biligfeitögrumd zur Schonung des Schuld» 
nerd (menagemens & garder vis-A-vis des redevables. ) 
Das Gefe läßt den Zahlungsbefehl, und fofort die weitere 
Erefution unter gleichen Bedingungen und Friften für den 
Staat, wie für die Privaten, ohne vorgängige Mahnung, zu. 

Die allerhoͤchſte Könige. Verordnung vom 30. Dftober 
4817 (Amtsblatt Nro 36, Seite 526) hat eine zweite 
Mahnung ftatuirt, welche 15, 30 bis 48 fr. koſtet. 

Diefe Mahnungen find nicht in das neue Geſetz aufs 
zunehmen. Der Staat muß fih dadurch, in Perzeptiond- 
fahen der Rentämter, nicht nothwendig feine Erefution 
erfchweren, noch ſich binden, in dringenden Fällen, längere 
Zeit für diefelbe abzuwarten, als der Privatmann, vder 
als es die fpezielle Natur der Contrainte mit fi bringt. 


Mit diefen Mahnungen kann es eine Fünftige Verord⸗ 
nung der Adminiftrativgewalt halten, wie fie will. 

Das weitere diefed $. 5 ergibt fi ſchon aus den bes 
fiehenden Gefegen und aus dem diesfeitigen Borfchlag. 


3u $.6. 

Das auf bie Contrainte zu feende exequatur des Rich⸗ 
teramts foftet nichts. Darum liegt fein Grund vor, fol 
ches wegzulaſſen, einen wefentlichen Aft in dem Syſtem 
der Rechtsordnung aufzuheben und VBerwaltungsbeamten 
eine Erefutivgewalt in Fällen zu übertragen, wo die Ges 
fege und die Berfaffung folche nicht geftatten. 

Wenn der Schuldner nicht anmefend iſt, oder biefer 
die Empfangsbefcheinigung des Zahlungsbefehld verweigert, 
fo überläßt der Entwurf das zweite Exemplar dem Orts⸗ 
vorftand zur Zuftellung an den Schuldner. 

Aber was bürgt bern für dieſe Zuftelung bes Orts, 
vorftandes? und ift ed raͤthlich denfelben bei ihren übrigen 
Gefchäften, noch ſolche Beforgungen aufzulegen ? 
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Bu $. 7. 

Nach dem’ dermaligen Verfahren läßt das K. Rentamt 
den Gerichtsboten auf jede beliebige Weife wiffen, daß ges 
pfändet werden fol; es ift darüber feine Vorfchrift nöthig. 

Zu $$. 8 und 9. 

Das Verfahren durch die Gerichtsboten ift einfacher, 
als das nach dem Entwurf. Es bedarf feined Visa des 
Ortsvorſtandes; ob der Gerichtöbote verfteigern fol, ers 
fährt er von dem Nentamt, ohne Prozeburaft. 

Wie das Nentamt zu verrechnen habe, gehört nicht zu 
der Erefution, fondern zu der Verwaltung. 

Der Steuerbote foll nach dem Entwurf bei konkurriren⸗ 
der Erefution für fchuldige Steuern und Domänengefälle 
gefonderte Pfändungsgegenftände auswählen, gefonderte 
Protokolle machen. 

Wie denn, wenn er 3. B. nur Ein Pferd, Eine Kub 
zu pfänden findet, was geht vor, wenn der Verſteigerungs⸗ 
erloͤs geringer ift, als ber Sn der Steuer- und * 
maͤnenſchuld? 

Wie wenn andere Glaͤubiger durch Oppoſition zu dem 
Erloͤs aus dem Pfande konkurriren? 

Hier ift Die Sache doch einfacher, natürlicher und ſiche⸗ 
rer gefondert, wenn der Gerichtöbote für Domänengefälle 
and der Steuerbote für Steuern erequirt. 

Zu g. 10. 

Es moͤchte dem Steuerboten, der jetzt keine pfaͤndbare 
Gegenſtände finder, ſchwierig ſeyn, den Zeitpunkt zu bes 
ſtimmen, worin das weitere Verfahren mit guͤnſtigerem 
Erfolge ‚betrieben werden koͤnne! und es dürfte für das 
Staatsärar ein laͤſtiger Prozeß werden, den Steuerboten 
zu überweifen, daß er pfändbare Gegenflände außer Pfäns 
bung gelafjen habe, deren Erlös wenigſtens einen Theit 
der Schuld, nebft den Koften getilgt haben würde, 
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Eine ſolche Beltimmung braucht nicht in das Gefek 
aufgenommen zu werden. Der Gerichtöbote ertheilt ſchon 
von felbft dem NRentbeamten alle ihm mögliche Auskunft. 

Wenn erwiefen ift, daß von dem Gerichtsboten fälfch- 
lich beurfundet wurde, daß er Feine Zahlungsmittel vorge: 
funden babe, fo folgt feine Verantwortlichfeit und Beftras 
fung von felbft, — 

Zu Sf. 11 und 12. 

Der Verfügungen in dieſen $$. bedarf ed nicht, fie ver⸗ 
fteben fich von felbft und erledigen ſich nach den Regeln 
bed Rechts. 

3u$. 13. 

Ein Gehülfe, der dem Steuerboten beigegeben werben 
“wollte, müßte die Requiſiten des Steuerboten felbft haben, 
das heißt, die Zahl der Steuerboten müßte vermehrt werben. 

Auch die Zahl der Gerichtsboten Fönnte vermehrt wers 
den, wenn es das Bedürfniß erforderte und es würben 
fih der Individuen genug finden, welche, um eine Ges 
sichtsbotenftelle zu erhalten, fich verbindlich machten, die 
Gefchäfte der K. Nentämter gegen die vorgefchlagene Ges 
bühr auf das fleißigfte zu beforgen, und gerade dieß ift 
ein entfcheidender Beweggrund für die beftehenden Gerichts- 
boten zur eraften Beforgung diefer Geſchaͤfte. 

Uebrigend geht jett der Gerichtöbotendienft ordnungs⸗ 
mäßig von Statten. Beftrafungen haben gewirkt; der 
Stand bat fih durch gute Subjefte gehoben und es- ift 
ſehr zweckmaͤßig, nichts zu deſſen Verringerung zu thun; 
im Gegentheil wäre zu deſſen moralifchen Erhebung, unter 
anderen,” die Wiedereinführung der Gerichtöboten ⸗Diszi⸗ 
plinfammern fehr dienlih, damit Männern von Ehre, bie 
bieß wirklich wünfchen, ein Mittel gegeben fey gegen un 
ordentliche Collegen aufzutreten, ohne ald Denunzianten zu 
erfcheinen. 
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Die Zuftizverfaffung hat hinlänglich für die gute Ord⸗ 
nung unter ihnen geforgt, ed fommt nur darauf an, baß 
die K. Staatsprofuratur, wie died in dem Rheinfreife 
ber Fall ift, wachfames Aug habe und thätige Hand biete, 

Was ihre Gebühren anbelangt, fo find folhe, nad) 
einigen: eingetretenen Berbefferungen, nicht mehr übertrieben, 
bringen feine Bermögensmafjen mehr auf, und warum 
ſollte der Gerichtsbote nicht wie jeder Profeffionift fich 
und feine Familie ernähren, feine Kinder erziehen und 
verforgen dürfen ? 

Nicht die. Gerichtöboten find Schuld an einer Verars 
mung des Landeg, nicht anf ihnen ruht ed, daß nicht mehr 
bie Millionen . der Armeen auf unferen Heerftraßen cirfus 
liren, daß in Friedengzeiten alles fich in das Gleichgewicht 
ſtellt, daß endlich die Kriegsfchulden bezahlt werben müffen ; 
daß der Bauer, der früherhin theuere Güter auf Zah⸗ 
Iungstermine. gefauft hat, heute nicht mehr mit denfelben 
Gütern den Kaufpreis zahlen kann; nicht fie find Schuld 
an dem Duanenſyſtem Franfreihs und anderer Nachbar⸗ 
länder, die den ifolirten Rheinkreis wie feindlich belagern- 
Nur diefe Duanen weg! und man wird nicht über Ges 
richtsboten lagen hören! Und das in dieſer Lage des 
Landes gegebene Verhaͤltniß wird bleiben, wenn man auch 
die Geridhtsboten noch fo gering tarifirte. 

Auch das ift nicht den Gerichteboten beizumeffen, daß 
die Zuftizpflege bis zu dem legten Erefutiondaft zum Bes 
huf der Staatsbedürfniffe finanzirt ift. 

Man erlaffe, wenn ed feyn fann, diefe Finanzirung, 
und die Zuftizpflege in dem Rheinkreiſe mit ihrer Erefution 
wird auf einmal anders geftaltet feyn; das Licht der dies, 
feitigen Juſtizverfaſſung wird vor der Wolfe hervortreten, 
die ed verdunfelt und aus. der fo mancher Fritifire und 
berichtet. Aber die Steuerbaren werden fprechen, daß, 

32 
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wenn ber Ausfall anderwärtd her gebedt werben ſolle, 
dieſe Finanzirung nur bleiben moͤge. | 

Deßwegen wollte man im BVorfchlagen von Aerarial⸗ 
gebuͤhrenbefreiung nicht zu weit gehen, ſondern ſich nur 
auf das Noͤthigſte beſchraͤnken. 

Und ob der Ausfall von Belang ſeyn werde? dies iſt 
erſt Frage! 

Bei Gelegenheit des Vorſchlags einer wohlfeileren 
Prozedur für Vertheilung und Veraͤußerung der Guͤter der 
Minderjaͤhrigen hat das K. Appellationsgericht bemerkt, 
daß die wenigen Ausfälle der Stempel» und Regiſtrirungs⸗ 
gebühren durch die Mehrheit der Tünftig hevortretenden 
Gefchäfte diefer Art erfegt werben dürfen. Und nn 
hat die Erfahrung bereits bewährt. 

- Bon dem gegenwärtigen Entwurf möchte ein ähnliches 
| au fagen und zu erfahren feyn. 
"5. 30 große Koften vermeidet man auf allen Wegen und 
init jeder Gefahr, während, bei billiger Abgabe, der Zwea 
gerade verfolgt wird, 

Sedermann foll zu dem Geinigen gelangen! Sp will 
es das Recht, dafür befteht der Staat und wo ed nöthig 
ift, wird auch unfere weife Regierung bie ihr zu Gebot 
ſtehende Huͤlfe eintreten laſſen. 

Die beiliegenden Tabellen I und II weifen bie Verglei⸗ 
chung der Koſten nach dem gegenwaͤrtigen Verfahren und 
nach dem des Entwurfs nach. 

Tabelle III enthaͤlt die Modifilation, wenn fuͤr sich 
mehr als 50 fl. erequirt wird; | 

Tabelle IV die Mobififation, wenn Vieh ober Frucht 
für 200 fl. oder darunter auf dem Markte verfleigert wird; 


Tabelle V die Modifikation für das Aerar wegen Fr 
derung von 50 fl. und darunter. 
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Tabellen VI und VII geben die Vergleichung der Kos 
ften der Pfändung ber ftehenden Früchte nach dem code 
de procedure civile und nad dem Entwurf. 


v. Völderndorf. Böding Siegel, 
Spach. Hilgard. | 
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\ Tabelle 1. 


Koftenberehnung einer Mobiliarpfändang nad 
dem code de procedure civile und dem Tarif vom 
46. Februar 1807. 






1. Zuftellung des Schuldtitels: 
1) Original des Zuftellungsaktes 
2) 2 gie befielben, . des Ori⸗ 

inals 
3) Copialgebühr der, Urkunde, 
von 5 Blatt zu 6 kr.. 
4) Stempel lag 
ö) Regiſtrirung. * 
) Repertoriumm.. 
II. Baptungebefehl: 
1) DOrigiual . 
9) Eopie, Y% des Originais 
3) Stempel —— Zu 
4) Regiſtrirung.  .  . 
5) Repertorium Pe a Re 
III. Pfändung : j 
i Prot⸗o ol mit 2 Abfchriften, 
acation von 3 Stunden . 
2) Zeugengebühr. 
3) ang LS für den Akt und 
/ ven Wächter (gardien) ., «+ 
W Stmid, » . . 
5) Repertorium . 

IV. Gebühren des Wächters für 11 
Zage, die erffen 12 Tage zu 42kr., 
die anderen zu 21 Fr. 

V. Befanutmachung durch Anfchlag: 


tel: 
Kr Anfchlagzettel und 
2) Sriammale -Unheftungeprotofolt, 
3) —— rift wei 
egiftrirun : 
4) Stempel, 5° Blatt latt . 
5) Repertorium 
6) Uebliche Bekanntmachung durd 
die Shele -» Be 


Uebertrag ._ . _ + 

VI. Recolement: 1), für deu Ge 

—  richtsboten und die Zeugen — 

2) Stempel 8 fr., 3) Regiftri: 

rung 31 Er. und Repertorium 1 Pr, 

VII. Zransport der Sachen an den 

Verfteigerungsort, iſt verfchieden 
und wird nicht ausgeſetzt. 
VIII. Berfteigerungsprotokoll: 

1) Iecationsgehhhr von 5 Stuns 

en | 


2) Stnyll on» 
5) Regiftrirung für einen Erlös 

von 500 Franfen . . 
 Repertotium , +» + 0° 





Hat der Gerichtsbote zu ben obigen Gefchäften eine Reife von 
gel Stunden A machen, w bezieht er tür jede Reife sub I. II. JIL. 
. VII. 56 Pr., und weil in.der Megel anderwärtd als an Dem 
Drte der Pfändung verfleigert wird, fo kaun man noch hinzufegen 
28 Pr. für eine Stunde mehr, ale . . 2 ‚sfr 
Fedoch ift dies in praxi felten der Fall. Die Reilegebühr wird 
auf alle Akten vertheilt, die der Gerichtsbote an einem und demſelben 
age macht, und beträgt, 2* der Repertorien, nur einige 
er auf einen Akt. Deßwegen ift diefe Gebüpr bejonders aus⸗ 
geworfen, 


. 
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"gabelle HM. 


Koftenverzeihniß einer Mobiliarpfänbung 
nad dem Entwurf. 





I. 


II. 


Baftellungsaft der Urkunde mit 

——— Tarif⸗Zuſatzarti⸗ 

fel 1): 

1) Driginal und Eopie, wie Ta: 
belle I. 


2) Eopialgebühr der Urkunde, 
wie dafelbfl.. .  . . 
3) Stempel und Regiftrirung, 
wie dafelbft . 98 . 
4) Repertorium . . . 
fändungeprotofoll von 3 Stun: 
en Zeitverwendung, Driginal 
und zwei Abichriften . : 
Nota. Der Gerichtsbote wird Bilnfs 
tig nur ver Gtunde bezahlt (Tas 
rif⸗Zuſatzartikel 2). 
2) Für die zwei Zeugen zu 12Pr. 
3) Stempel 24 Er., Regıftrirung 
nur 31 Pr, Fällt für Gardien 
aus. (Tarif⸗Zuſatzartikel) 
4) Repertorium . 


III. Gebühren des. Wächters für 14 


Tage zu 12 Pr. 


IV. Für die Unterfuchung des Ge 


V. 


richtsboten, wenn nichts fehlt (Ta⸗ 
rif⸗ Zuſatzartikel 6). Hier das Ma: 
rımum * * R * — * * 
Für defien Publifationsbeforgung 
einer Pfändung und Verfteigerung 
aufdem Rande. Hier das Marimum 


Auslage- für dreimalige Publika— 


tion, zweimal in drei Gemeinden 
1 fl. ae das drittemal in einer 


ä 12 * ®* * * * 
VI. Transport, wie Tabelle I. Künf: 


tig kann in der Gemeinde der 
Pfändung verfteigert werden, 








e 3 u9 

nn — — — 

— Dritter. 

fl. Jr. I A, | Er. 

1 - 1 

A > 0 2 48 

ee 
lern 
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‚Uebertrag 00% 
vu. Berieigerumgeprotefeht: 

1) für 3 Stunden Zeitverwendung 

2) Stempel nnd Regiſtrirung, 

wie Tabelle . .- 

5) Repertorium, * . 


Nota, nfichtlih der Reifegebü ide Tas 
ar 1 fine, —— 





Wersleiguuk. 
Koftenbetrag nach Zabelle L. „. 27. 17 Er, 
" . " " I. . 15f. ı2W% Pr. 
alfo Fünftig über die Hälfte weniger, nämlih 14 fl. 45 kr. 





Zabelle MU. 


Beträgt die Summe der Erekution 50 fl. umd mes 
niger, fo fällt aus nach Art. 17 und 29 des Modifika⸗ 
—— und nach Tarif-Zuſatzartikeln 2, 6, 7 und 3: 
1) dem Gerichtsboten, wenigfteng ı Stunde Zeit: fl. Er. 

verwendung, jedesmal sub II. und VIEL mitt — 48 
2) dem Gerichtsboten, wegen Belorgung der Pu: 
blikation und Unterfuhung sub IV. und V. — 35 
3) dem Werar die Stempel: und Regiffrirungs: 
gebühren mit 7 
4) an den Publikationsauslagen, wenn in ber | 
Gemeinde der Pfändung verfteigert wird ., 1 & 


Summa '. . 5 12, 
und es bleibt noch ein Koftenbetrag 11) U u 8% 
Braucht der Gerichtsbote sub Il. und VII. der Ta⸗ 
belle IL nur 1 Stunde Zeit, fo fallen noch u . » 2 - 


Bleiben ., 6 Y 


Nota 4. Für das Staatsärar fallen Stempel: und Regiftrirungsges 
bühren für jeden Erefutignsbetrag aus. f. übrigens Zabelle V. 
Nota 2. Auch die Koften der Imwangsveräußerung der Früchte auf 
.. dem Halme vermindern fi um die Hälfte. Sie betragen 
im Durchfchnitt 8 fl., einige Kreuzer. mehr oder, weniger, je 
nachdem mehrmals in mehreren Gemeinden, publigirt, wird, 
oder weniger. Dies ohne Reifegebühr. 
Doch f. hierüber die befondere Tabelle VA. und VII. 
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zabelle I. 


Kofenberehnung einer Pfändung von einem 
Paar Dihfen zu Zweibrüden, welde auf 
dem Viehmarkte dafelbfi verfteigert, und 
woraus 200 fl. erlöfet. werden, nach Modi— 
fifations-Gefeg, Art. 16. 








B 
nn — — — 
des 
Gerichts⸗ 
boten 
U; 
I. Zuftellung der Urkunde mit Zah: 
Iungsbefehl und Abfchriften „IF 1] 44 
Stempel und Regiftrirung . tsIeij- 
II. Pfändungsprotofolt mit Abſchrift, 
bielfeicht nur 1%, Stunde a 54 Pr. 
Man fest jedoch aus für zwei 
— id oh 
ür zwei Zettaen ,\ , R .Ii-|I- 
tempel und Regiftrirung . 124 
III. Eines beſondern Wächters be— 
darf es nich. 
IV. Zweimalige Publifation durd) die 
Schelle . . ö * :I1—1- 
V. Pubtifationsbeforgung. des Ge: 
richtsboten 15 Pr. und anftatt Re: 
colement 20 fr, 15 


VI. Zransporrkoften des Vies auf 
Den Eure „4 0. are 
vo. Verſteigerungsprotokoll, zwei 
Stunden Zeitverwendung . «| 1[| 12 
Stempel und Regiftrirung . . 
VII. Für Repertgrium sub L, II. 
und II. * — 3— * * — 3 


41767 





Nota. Reifegebühren finden hier nicht Statt. 


Die Koften Pönnen 1 fl. 2 Er. weniger befragen, wenn ber Ge⸗ 
richtsbote für die Pfändung nur eine Stunde Zeit und ebenfovit 
für die Verfteigerung braucht. 
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Tabelle V. 


Wenn das Staatsärar für 50 fl. und weniger 
erequiren läßt. (XarifrZufagartifel 11.) 





3. Zuftellung des zemangbbeichib (eontrainte), 
Sopie und Reife inbegriffen . x . 
II. Pfändungsprotofoll, Copieen und Reife in 
—3— — 
Fuͤr 
IH. Wächte 
Moödififationsgefeges). Erforderlichen Falls 


per Tag 10 Fr. 

IV. Für Mühwaltung des Gerichtsboten (Ta: 
rif⸗ Zůſahartikel 11, Nro. 5.), nämlich wegen 
Unterfuhung und Transport - or 

V. Kür deffen Mublifationsbeforgung Gibid. 


ro. 7.) . . . a’! 2 + 

VI. Sweimalige Publikation durch die Schelle 
(die Verfteigerung wird meiftens in ber 
Gemeinde der a ndung gefchehen) » _ «» 
VIE. Für das Verfleigerungsprotofof mit Ins 
begriff der Reife. .  » —— 
VII. Transportkoſten ergeben ſich wenige, weil 
die Sachen in der Gemeinde der Pfändung 
werden verfteigert werden. Man kann ans: 
werfen etwa . u * . ae ’ 


f 


ei Zeugen zu 12 Pr. 2 ä J 
r it felten erforderlich (Art. 6 des 
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Tabelle VI 


Koftenverzeihniß der Pfändung der ftehbenden 
Früchte nad) dem code de procedure civile. 





I. Original des Pfändungsprotokolls, 


Dacation von 3 Stunden „  . 
Gebühren für drei Abfchriften a Y, 
des Originals .. R 
Für Visa des Bürgermeifterg . 
epertorium. . R 
Regiſtrirung (acte nnd gardien) i 
Stempel, Original und 3 Abſchrif⸗ 
ten, 4 Blatt . 
II. Hutgebühr für 14 Tage a21 Er. 


für den — (ein anderer: 


bat täglich 85 kr 


III. a ee wie bei Pfändung / 


der Mobilien ;- 
IV. Verfteigerung, Vacation des Ge 
richtöboten \ ” ‘ 
Stempel und Regiftrirung Bora 


Hierzu für Repertorinm noch 


B 
des 
Gerich ts⸗ 
boten. 
fl. | Er 
1152 
1 | 24 
— (22 
ar; 1 
2128 
ı1 52 
7158 


. ® 


Lt fl. 








ezug 
dei 
— Dritter. 
ke | fr 
ie — 
11101 - | 
ie Ar 
8 5.139 
3 | 30 
7158 
re 
17 8 
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Tabelle VII. 


Daffelbe nah dem Entwurf. 





I. Drigiualpfändungspratofel mit 2 
Abichriften . 


Revertorium, Regiftrirung und 3 
Blatt Stempel . 

1. Hutgebühr für 14 Tage a6 Er 
ür den — — * Cein anderer 
hat ver mt 5 fr. 

III. — —E din 3 Lan e 
meinden dreimal, in andern Zäl: 
len auch weniger 

IV. Publifationsbeforgung des Ge 
rihtsboten. . 

V. Verſteigerung, Bacation von 2 
Stunden 

Repertorium, Stempel und Regiſtri⸗ 
rung - . A 


. . + 





Bergleihung der Koften. 


VI. eo . 2.2. BER sim 
Unter Tabelle Zotalbetrag ne RR 


” " ” —— — — 
mithin betragen die Koſten nach dem Eutwurf weniger 9 il. 28 Er. 


Digitized by Google! 


ud ug 
aus dem NRegifter der Beratbfhlagungen 
des K. Bayr. Appellationsgerihts für ben 
Rheinfreis zu Zweibrücken. 





Plenarverfammlung vom 414. und 16. 
Suli 4827. 
Zugegen: | | 
v. Birnbaum, Präfident; Böcking, Direktor; 9. Mor 
litor, Siegel, Ansmann, Closmann, $. &- 
Molitor, Hilgard, Raͤthe; Spach, Affeffor, und 
Freiherr v. VBölderndorf, Könige. Generalprofurator. 


e % 
» 


Nach Beerdigung der Berathung jüber den Entwurf 
au "einer zweckmaͤßigen Abänderung des Zwangsveraͤuße⸗ 
rungsverfahrens von Immobilien im Rheinkreiſe eröffnete 
der Präfident, daß das K. Appellationdgericht auch beauf⸗ 
tragt ſey, einen Entwurf zu zweckmäßigen Abänderungen 
des Zwangsveräußerungsverfahrens yon Mobilien vorzus 
legen, und fich dabei über. den Verordnungsentwurf ber 
K. Regierung des Rheinfreifes „die Yeitreibung der Staats⸗ 
demänengefälle im Rheinfreife betreffend“ (sub. 24. Mai 
4824.ad Num Exh. 9207 W. Nm Expedt. 10441 der al 
Lerhöchften Stelle) gutachtlich.zu Außern, und bemerkte, 

daß er. zu diefem Zwede den Appellationsgerichtörath 
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Siegel mit ber vorläufigen Ausarbeitung des Entwurfs 
und der Motive defjelben unter Benugung der von vers 
fchiedenen Behörden über biefen Gegenftand eingegebenen 
Bemerkungen und mit Berüdfichtigung des erwähnten Bers 
ordnungsentwurfs der K. Kreisregierung, beauftragt babe; 

daß nach Beendigung diefer Vorarbeit die nemliche Com⸗ 
miffton, beftehend aus dem Direktor Böding, den Räs 
then Siegel und Hilgard, und dem Afeffor Spach, 
Unter Mitwirfung des K. Generalprofurators, Freiherrn 
v. Völderndorf, dieſelbe einer: forgfältigen Prüfung 
und Berichtigung unterworfen, und ben betreffenden Ent- 
wurf vollendet habe; | 

daß daber bas 8. Appellationsgericht des Weitern be⸗ 
rufen ſey, in ſeiner Plenarverſammlung die Reſultate der 
des fallſigen Eommiſſionsarbeit zu vernehmen und ‚a bes 
gutachten. | 

‚Hierauf nahm Appellatiensherichtsrath Sieg eL, als 
Berichterftatter, im. Namen ber Eommiffion das Wort, 
legte dem K. Appellationsgerichte den Entwurf zu einem 
—* enthaltend zuſaͤtzliche nnd abaͤndernde Verfügungen 

zu dem Sir und Hm Titel des fuͤnften Buchs des 
* Theils des in dem K. bayeriſchen Geſetzbuche über 
den Civilprozeß und zu ben betreffenden: Artifeln des Tas 
rifs vom. 46, Februar 1807, imgleihen ben mehrgenannten 
Verordnungsentwurf ber K. Kreisregierung mit; beffen 
Motiven: vor, und hielt feinen Vortrag des Gegenftandes 
mit den beigefügten Motiven und Ueberfichtötabellen. 
— Nach Vernehmung beffelben in den Eingangs bemerften 
Sigungen, nach vorgängiger Berathung und Entſchließung 
in Betreff derjenigen Punkte, bei’ welchen fich eine neue 
“ Disenffion ergab, ift das K. Appellationsgericht einftimmig 
dem aufgeftellten Extwurfe und den vorgetragenen Motiven 
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beffelben beigetreten, und hat verorbnet, daß diefer Ent- 
wurf fammt deſſen Motiven und Meberfihtstabellen dem 
gegenwärtigen Sigungsprotofofe, gehörig unterfchrieben, 
beigefchloffen werden folle. 


- Unterfchrieben: v. Birnbaum, Böding, 4. Mo⸗ 
litor, Siegel, Ansmann, Closmann, F. X. ne 
litor, Hilgard, Spach. 

Für den richtigen Auszug: 
(L. 8.) Bleßmann, Obergerichtöfchreiber. 


® 
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Digitized by Google 


Anhang 
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r.4° 


Digitized by Google 


1. 
Ueberfegung 


des 


das Hypothekenweſen betreffenden Theiles 
Des K. niederländischen Geſetzbuchs. 


Titel XV. 
Bon privilegirten Schulden, 
Erfte Abtheilung. 
Bon privilegirten Schulden überhaupt. 

1177. Alle bewegliche und unbewegliche Güter bes 
Schuldners, fowohl gegenwärtige als zufünftige, haften 
für deffen perfönliche Verbindlichkeiten. 

4178. Diefe Güter gereichen zum gemeinfchaftlichen 
Unterpfande für feine Gläubiger; der Ertrag derfelben 
wird unter fie *), nach Verhältniß der Forderung eines 
jeden, vertheilt, es fey denn, daß zwifchen den Gläubigern 
gefegliche Urfachen zum Vorrange beftehen möchten. 


#) Der an diefer Stelle fiehende Ausdruck: „ponds ponds gelyke‘ 
hat diefelbe Bedeutung, wie der darauf folgende Satz, nämlich: 
‚su gleihen Theilen nah Maßgabe der Größe je 
„der einzelnen Forderung,’ und ift defhalb, um Wieder: 
bolung zu vermeiden, im Text unüberſetzt geblichen, 

Anmerkung des Heberfebers.) 
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4479. Der Vorrang unter Gläubigern entfpringt aus 
dem Privilegium, aus dem Fauftpfande, und am ber Vers 
fchreibung oder Hypothek. 

Bon dem Fauftpfande und von ber Berfchreibung hans 
dein die Titel XIX und XX Diefes Buches. 

41480. Das Privilegium ift ein Recht, welches einem 
ber Gläubiger vor dem andern, einzig in Rüdfiht auf 
die VBefchaffenheit der Schuld, durch das Gefeg zuerkannt 
wird. | 

Fauftpfand und Hypothek haben den Vorzug vor bem 
Privilegium, mit Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen 
das Gefeß ausdrüdlich das Gegentheil beſtimmt. 

44181. Zwifchen privilegirten Gläubigern: wird bie 
Rangordnung nach ber verſchiedenen Art der Vorrechte bes 
ſtimmt. 

1182. Privilegirte Gläubiger, welche in derfelben 
Rangordnung ftehen, werden nad Verhältniß - Fors 
derungen bezahlt. 

1183. Der Borrang bes öffentfichen —— die 
Ordnung, in welcher derſelbe ausgeuͤbt wird, und die Zeit 
der Dauer deſſelben werden durch die darauf Bezug has 
benden befonderen Geſetze beftimmt. 

Die Vorzüge der Verwaltungen der Landestheile, Ges 
meinden, Deiche, Polder, Kanäle und anderer dergleichen 
Korporationen, wegen der durch felbige zu erhebenden Auf- 
lagen, werden durch die Gefeße und bie über diefen Ger 
genftand erfchienenen gefeglichen Verordnungen regnlirt. 

4184. Die Privilegien haben entweder gewiffe ber 
ftimmte Sachen, oder alle beweglichen und unbeweglichen 
Sachen im Allgemeinen zum Gegenitande. Die Erfteren 
haben den Borrang vor den legtgenannten. 


—— 
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Zweite Abtheilung. 
Bon den auf gewiffen beffimmten Sachen baf- 
tenden Privilegien. 

4185. Die privilegirten Schulden auf gewiſſen bes 
flimmten Sachen find: | 

4) Die Gerichtöfoften, welche ausfchlieglich durch den 
gerichtlichen Verkauf einer beweglichen oder unbeweglichen 
Sache veranlaßt worden find. Diefe werden aus dem 
Ertrage des erworbenen Gutes, vor allen andern priviles 
girten Schulden, und felbft vor dem Pfande und ber Hys 
pothef, berichtigt. 

2) Die Pachtgelder von unbeweglichen Gütern, bie 
Reparaturfoften, zu deren Tragung ber Pächter verpflich⸗ 
tet if. Desgleihen Alles, was auf die Erfüllung bes 
Pachtvertrages Bezug hat. 

3) Der noch unberichtigte Kaufpreis von beweglichen 
Sachen. 

4) Die zur Erhaltung einer Sache verwendeten Koſten. 

5) Die Koften, welche dem Arbeiter Behufs Bearbeis 
tung einer Sache verfchuldet find. 

6) Dasjenige, was burch einen Gaftwirth, als fol 
hen, dem Reiſenden geliefert worben ift. 

7) Die Frachtlöhne und die damit verbundenen Unkoften. 

8) Dasjenige, was an Maurer, Zimmerleute und ans 
dere Werfmeifter wegen des Aufbaues, Anbaues und ber 
Reparaturen unbeweglicher Güter verfchuldet ift, voraus⸗ 
gefegt, daß die Schuldforderung nicht Alter, als drei Jahre, 
und das Eigenthum ded Grundſtuͤckes dem Schuldner vers 
blieben ſey. | 

9) Die Vergütungen und Zahlungen, zu denen öffent 
liche Beamte, wegen Berfäumniffe, Irrthuͤmer und Berges 
bungen, welche fie bei Ausübung ihres Amtes begangen 
haben, verpflichtet find, 
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41186. Der Verpäcdhter kann fein Vorrecht geltend ma⸗ 
hen auf die Früchte, welche vermittelft Zweigen an ben 
Bäumen oder durch Wurzeln an dem Boden noch fefts 
haften; ferner auf die eingeerndteten und noch nicht eins 
geerndteten Krüchte, die fih auf dem Boden befinden, und 
auf alles dasjenige, was auf dem Boden ift, fowohl zur 
Ansftattung des gemietheten Haufed oder des Ackergutes, 
als zur Bewirthfchaftung oder zum Gebrauche des Ackers, 
fo wie dad Vieh, die Aderbaugeräthfchaften und dergleis 
. Shen; gleichviel, ob bie hier oben bezeichneten Beaeude 
dem Pächter zugehören oder nicht. 

. Wenn der Pächter einen Theil des verpachteten Gutes 
einem Andern auf gefegliche Weife in Pacht. überlaffen 
bat, fo kann der Berpächter fein Vorrecht auf diejenigen 
Gegenftände, welche ſich in oder auf dem gedachten Theile 
befinden, nicht weiter geltend machen, als blos im Bers 
hältniß zu dem durch den zweiten Pächter übernommenen 
Antheile, und nur in fofern, als der Leßtgenannte nicht 
barzuthun im Stande wäre, feine Pachtgelder zufolge ber 
Uebereinfunft berichtigt zu haben, 

4187. Gleihwohl werben der noch verfchuldete Kaufs 
preis für die gefaufte Ausſaat und die noch verfchuldeten 
Koften der Erndte bed laufenden. Jahres, vorzugsweife vor 
dem Berpächter, berichtigt aus dem Ertrage der Erndte, 
und der noch nicht bezahlte Kaufpreis von Geräthfchaften 
aus dem Ertrage diefer Geräthichaften. 

44188. Der Berpächter kann die beweglichen Sachen, 
auf welche ihm durch Artikel 4486 das Privilegium zuge“ 
fanden ift, in Befchlag nehmen, wenn felbige ohne feine 
Einwilligung weggeſchafft worden find; und er behält dars 
anf fein Privilegium, wenngleich foldye einem Dritten, 
durch Berpfändung oder auf eine fonftige Weife, verhafts 
bar wären, vorausgefegt, daß er diefe Gegenftände gericht 
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lich babe herausfordern Iaffen innerhalb eines Zeitraums 
von vierzig Tagen nad ber Abführung der zu einem Afs 
fergute gehörenden beweglichen Sachen, und innerhalb ber 
Zeit von vierzehn Tagen, wenn ed Sachen betrifft, welche 
zur Ausftattung eined Hanfes gedient haben. 


1189. Das Privilegium des Verpaͤchters erſtreckt ſich 
bis auf die während der letzten drei Jahre und bes lau⸗ 
fenden Jahres fälligen Mieth⸗ und Pachtgelder. 

4190. Der Verkäufer von beweglichen und noch uns 
bezahlten Sachen fann fein Vorreht auf den Kaufpreis 
biefer Sachen geltend machen, im Kalle felbige fih noch 
in den Händen ded Schuldners befinden, ohne Unterfchieb, 
ob er bie gedachten Sachen auf Termine oder ohne Zeit 
beftimmung verkauft hat. | 


4491. Wenn der Verkauf ohne Zeitbeftimmung gefcher 
ben ift, fo bat der Verkäufer felbft die Befugniß, die Gas 
hen zurüczufordern,, fo lange diefe fih in den Händen 
des Käufers befinden, und ben Wiederverfauf derfelben zu 
verhindern, unter der Vorausfegung, daß die Zurüdforder 
sung innerhalb dreißig Tagen nach der Ablieferung ger 
fchehe, und die Sachen ſich noch in demfelben Zuftande 
befinden, in welchem fie überliefert worden find. 

4192. Gleichwohl kann der Verkäufer fein Recht nicht 
eher ausüben, ald nach dem Berpächter des Hanfes oder 
bed Aderguted; es ſey denn bewiefen, daß der Berpächter 
Kenntnig davon hatte, daß die Mobilien und fonftigen 
Gegenftände, welche für das Haus oder für dad Adergut 
dienen, durch den Pächter nicht bezahlt worden feyen. 

44193, Die im Artikel 4485 unter Nro 4, 5, 6,7,8 
und 9 bezeichneten Privilegien werden ausgeübt, wie folgt: 

diejenigen unter Nro 4, auf ben Gegenftand, zu beffen 
Erhaltung die Koften verwendet worden find; 
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Diejenigen unter Nr 5, auf den bearbeiteten Gegen, 
ftand; 

diejenigen unter Nro 6, auf bie Gegenftände, welche 
durch den Reifenden in das Gaſthaus gebracht worden find; 

diejenigen unter Nr 7, auf das anders wohin ge 
brachte Gut; 

‚ Diejenigen unter Nro 8, auf den Ertrag des aufgebau⸗ 
ten, angebauten oder reparirten Grundſtuͤckes; 

Diejenigen unter No 9, auf den Betrag der durch bie 
Beamten geleifteten Kaution und die darauf rüdftändigen 
Zinfen. 

1194. Sn dem Falle, daß verfchiedene privilegirte 
Gläubiger, deren in diefer Abtheilung Erwähnung ge 
fhieht, concurriren möchten, haben die Unfoften, welche 
auf die Erhaltung des Gutes verwendet worden find, den 
Vorrang, wenn felbige nad dem Zeitpunfte gemacht wors 
den, in welchem bie übrigen privilegirten Schulden veran⸗ 
laßt worden find. 


Dritte Abtheilung. 


Don den Privilegien auf alle beweglide und 
unbeweglihde Sahen im Allgemeinen. 


44195. Die privilegirten Forderungen auf alle beweg⸗ 
liche und unbewegliche Sachen im Allgemeinen find bie 
hiernach benannten, und werben in — OnEt Ordnung 
geltend gemacht: 

4) Die Gerichtöfoften, welche ausſchließlich durch ge⸗ 
richtlichen Verkauf und Erbtheilung verurſacht worden ſind. 

Dieſe haben den Vorrang vor dem Fauſtpfande und 
der Hypothek. 

2) Die Begraͤbnißkoſten, vorbehaltlich der Befugniß 
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des Richters, ſeibige zu ermapıgen, im Falle fie unverhälts 
nißmäßig find. 

3) Ale Koften der legten Krankheit. 

4) Der Lohn von Dienfiboten und Arbeitslenten von 
dem verfloffenen Jahre, und derjenige, welcher. für das 
laufende Jahr ruͤckſtaͤndig ift. ni 

5) Die Schuldforderungen wegen Lieferung von. Les 
bensmitteln, welche dem Schuldner und deſſen Familie 
während der letzten ſechs Monate geleiftet worden find. 

6) Die Schuldforderungen von Erziehern für das legte 
Jahr. | 

7) Die Sculdfordberungen von Minderjährigen oder 
unter Kuratel Geftellten zu Laften ihrer Bormünder und 
Kuratoren, aus Anlaß ihrer Verwaltung, in fofern felbige 
nit aus den Hypotheken oder fonftiger Sicherheit gedeckt 
werben fönnen, welche nad Anleitung des XV. Titels 
I. Buchs diefes Gefegbuchs beftelt feyn möchte, 


Titel XIX. 
Bon dem Unterpfande CHauftpfande). 


41496. Das Unterpfand ift ein Recht, welches der 
Gläubiger auf eine bewegliche Sache erlangt, die ihm 
durch den Schuldner oder durch einen Andern in defjen 
Namen, zur Sicherheit der Schuld, eingebändigt worden 
ift, und welches dem Gläubiger die Befugniß verleiht, fich, 
vorzugsweife. vor den andern Gläubigern, aus diefem Ges 
genftande bezahlt zu machen, mit Ausjchluß der Koften 
des gerichtlichen Verfaufs und derjenigen Koften, welche 
nach der Berpfändung zur Erhaltung des Gegenftandes 
verwendet find, und die den Vorrang haben follen. 

4497. Hinfichtlich derjenigen Schulden, welche mehr 
als hundert Gulden betragen, findet Fein Pfandrecht Statt, 
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es fey denn, daß barüber eine. fehriftliche Urkunde ausge⸗ 
fertigt worden, welche mit einem bejlimmten Datum vers 
fehen ift, und die Angabe der verfchuldeten Summe, fo wie 
der in Pfand gegebenen Gegenftände enthält, 

4198. Ein Pfandredht auf Forderungen, welde auf 

einen beſtimmten Namen geſtellt ſind, kann nicht anders 
beſtehen, als in Folge einer Urkunde, welche mit einem 
beſtimmten Datum verſehen ſeyn und dem Schuldner der 
verpfaͤndeten Forderungen bezeichnet ſeyn muß. 
4499. In allen Fällen kann das Pfandrecht nur in 
fo fern Plag greifen, ald die verpfändete Sache in ben 
Befit des Gläubigers oder eined Dritten, wegen deffen 
die Parteien übereingefommen find, geftellt und darin vers 
blieben ift. 

1200, Der Gläubiger darf, bei Nricterfälfung der 
Verpflichtungen Seitens des Schuldners, ſich das Pfand 
nicht zueignen; alle hiergegen ftreitende Bellimmungen find 
nichtig. Er hat die Befugniß, im Wege Rechtens zu fors 
dern, daß das Pfand ihm an Zahlungdftatt bis zum Bes 
trage der Schuld, in Gemäßheit einer durch Sachverſtaͤn⸗ 
dige anfzuftellenden Berechnung verbleiben, oder daß 
daffelbe in Öffentlicher Feilbietung verkauft werden fol. 

4201. Es fteht den Parteien frei, vermittelft eines 
ausdruͤcklichen Vertrages überein zu Tommen, daß, bei 
Nichtberichtigung der Schuld, der Pfandinhaber unwider⸗ 
ruflich ermaͤchtigt ſeyn ſoll, nach einer an den Schuldner 
erlaſſenen Zahlungsaufforderung, das Pfand oͤffentlich nach 
oͤrtlichen Gebrduche und unter den gewöhnlichen Bedin⸗ 
gungen verkaufen zu laſſen, um aus dem Erlöfe den Bes 
trag der auf das Pfand vorgefchoffenen Summe, nebſt den 
Zinſen und Koſten zu decken. 

1202. Bei dem Verſatze oder der Verpfaͤndung von 
Effekten oder Obligationen koͤnnen die Partheien, ebenfalls 
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vermittelft eines ausdruͤcklichen Vertrages, Übereinkommen, 
daß, bei Nachläßigfeit des Schuldners in Erfüllung aller 
feiner, aus der Verſatz⸗ oder Verpfändungsurfunde herruͤh⸗ 
renden ' Verbindlichfeiten, der Berfag- oder Pfanbinhaber 
unmwiberruflih ermächtiget feyn fol, bie verfeßten oder 
verpfändeten Gegenftände, nach vorhergegangener Auffors 
derung, verkaufen zu laffen, und aus deren Erlöfe Alles 
zu entnehmen, wozu ber Berfeger oder Pfandgeber fich 
verbunden hat. 

Laufende Effeften oder Obligationen Finnen, in biefem 
Falle, am Tage nach der gefchehenen Zahlungsaufforderung, 
an der Börfe durch zwei für dieſes Fach angeftellte Mafler 
verfauft werden; während der Berfauf nicht Furrenter Ef 
feften oder Obligationen oͤffentlich, mit Beobachtung der 
Örtlihen Gebräuche und unter den üblichen Bedingungen 
gefchehen muß. 

1203. Der Gläubiger ift verantwortlich für .den Bers 
luft oder die Verminderung des Pfandes, in fo fern fols 
ches durch feine Nachläßigfeit etwa Statt gehabt hätte. 

Der Schuldner feinerfeits ift verpflichtet, dem Gläubi- 
ger die nützlichen und nothmwendigen Koften zu vergüten, 
welche der Legtgenannte auf die Erhaltung des Pfandes 
verwendet hat. 

4204. Wenn eine Schuldforderung in Pfand gegeben 
worden ift, und diefe Forderung Zinfen erträgt, fo vers 
rechnet der Gläubiger dieſe Zinfen mit denjenigen, welche 
ihm verfchuldet feyn möchten. 

Wenn die Schuld, zu deren Sicherheit eine Forderung 
in Pfand gegeben worden ift, feine Zinfen aufbringt, fo 
werden die Zinfen, welche ber Pfandinhaber empfängt, 
von dem Kapital abgezogen. 

41205. So lange der Inhaber die verpfändete Sache 
nicht mißbraucht, ift der Schuldner nicht eher befugt, deren 
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Zurücgabe zu fordern, als bis er ſowohl das Kapital, 
als auch die Zinfen und Koften der Schuld, zu deren Gi» 
herheit das Pfand gegeben ift, fo wie bie Koften, welche 
auf die Erhaltung des Pfandes verwendet worden find, 
vollftändig berichtigt hat. 

Im Falle zwifchen demfelben Schuldner und bemfelben 
Gläubiger eine zweite Schuld beftehen möchte, welche 
zwifchen ihnen felbit nach dem Zeitpunfte der Verpfändung 
fontrahirt worben ift, und vor der Bezahlung, ober au 
dem Tage der Bezahlung der erften Schuld felbft, ein- 
Hagbar wird, fo ift der Gläubiger nicht eher verbunden, 
das Pfand beraugzugeben, als bis ihm beide Schulden 
volftändig abgetragen worden find, felbft dann, wenn es 
nicht zur Bedingung gemacht worden wäre, daß bas Pfand 
für die Bezahlung der zweiten Schuld haften folle. 

1206. Das Pfand ift untheilbar, wenn auch die 
Schuld zwifchen den Erben des Schuldners oder den Er» 
ben des Glaͤubigers theilbar ſeyn möchte. 

Der Erbe des Schuldners, welcher feinen Antheil an 
der Schuld bezahlt hat, Tann die Zurädgabe feines Ans 
theils an dem Pfande nicht fordern, fo lange nicht bie 
Schuld vollftändig abgetragen ift. 

Don ber andern Seite darf der Erbe des Gläubiger, 
welcher feinen Antheil an der Schuld empfangen hat, das 
Pfand, zum Nachtheile derjenigen feiner Miterben, welche 
nicht bezahlt find, nicht zurückgeben. 

4207. Die hier oben aufgeftellten Bedingungen find 
nicht anwendbar auf Gegenftände des Handeld oder auf 
Leihbanken, welche unter Öffentlicher Autorität gegründet 
find, in fo fern durch das Handelsgeſetzbuch oder durch bie 
auf dieſe Inſtitute bezüglichen — beſondere 
Beſtimmungen erlaſſen worden ſind. 


en 
Lee) 
ar 


Titel XXX. 
Bon der Verpfändung oder Hypothek, 





Erfie Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1208. Die Verpfändung oder Hypothek iſt ein Ding» 
liches Recht auf unbewegliche Sachen, zu dem Zwede, um 
dadurch die Erfüllung einer Verbindlichkeit zu erlangen, 

41209. Diefes Recht ift vermöge feiner Natur untheils 
bar und ruhet auf allen verhafteten unbeweglichen Sachen 
in ihrem Ganzen, auf einer jeden diefer Sachen und auf 
jedem Theile derfelben. 

Die Sachen bleiben damit belajtet, in welche Hände 
folche auch übergehen mögen. 

4210. Zur Hypothek fönnen nur geftellt werben: 
4) unbeweglihe Sachen, welche Gegenftände des Hans 
dels find, mit ihrem Zubehör, im fofern das Lebtere als 
unbewegliches Gut betrachtet wird; 

2) der Nießbrauch an diefen Gütern und ihren Zube- 
börungen; 

3) bie regten van opstal *) und Erbpachtsrechte; 

4) die Grundrenten, welche, fey ed in Gelde oder in 
natura, verjchuldet find; 

5) dad Zehntrecht; 

6) daS Beklemmings-Redit **) Erbpachtsrecht). 

4214. Die Hypotheken erftrecfen fih auf alle fpätere 
Berbefjerungen des belafteten Gutes, auch auf dasjenige, 
was durch Anwuchs oder Aufbau mit demfelben vereinigt iſt. 


2) Regt van opstal ift dad Recht, ein Gebäude mit Zubehör auf 
den Grund und Boden eined. Dritten hinzuſtellen. 
+%) Regt van beklemming. (Aumerf, des Ueberſetzers.) 
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4212. Der unvertheilte Antheil an einem gemeinfchaft- 
lihen unbeweglichen Gute kann mit Hypothek beſchwert 
werben. Nach der Bertheilung deſſelben bleibt die Hypo⸗ 
thef blos auf demjenigen Theile baftend, welcher dem 
Schuldner, der die Hypothek verliehen bat, zugetheilt wors 
den ift, vorbehaltlich der Beftimmung des Art. 109. 

42413. Beweglihe Sachen find zu feiner Hypothek ges 
eignet. | 

412414. Hypothek kann nur durch denjenigen beftellt 
werden, ber die Befugniß bat, das befchwerte Gut zu 
veräußern. Ä 

4215. Diejenigen, die auf ein unbewegliches Gut blos 
ein folches Recht haben, welches durch eine Bedingung 
aufgefchoben ift, oder in gewiffen Fällen aufgelöst oder 
vernichtet werben kann, können. feine andere Hypothek bes 
willigen, als eine ſolche, die denſelben Bedingungen, ber, 
felben Aufhebung oder Vernichtung unterworfen ift. 

1216. Güter von Minderjährigen, von Perfonen, die 
unter Kuratel fiehen, und von Abmwefenden, fo lange deren 
Beſitz blos einſtweilen verliehen iſt, koͤnnen nicht anders 
mit Hypothek beſchwert werden, als wegen derjenigen Urs 
ſachen und in Uebereinſtimmung mit denjenigen Formali⸗ 
‘ täten, welche durch das Geſetz feftgefegt worden find. 

1217. Eine Hypothek Tann blos durch notarielle Urs 
funde beitellt werden, mit Ausnahme ber durch das Geſetz 
ausdrücklich bezeichneten Fälle. 

Die Vollmacht zur Berleifung einer Hypothek muß 
durch eine authentifche Urkunde gethätigt werden. 

Der Bormund, der Kurator, der Ehemann, ober jeder 
Andere, welcher, Kraft des Gefeßesoder einer Hebereinfunft, 
verpflichtet ift, Hypothek zu verleihen, kann durch ein Urtheil 
dazu angehalten werben, welches diefelbe Kraft haben fol, 
ald wenn er zur Hypothek feine Einwilligung ertheilt 
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hätte, und welches die Güter beflimmt anzeigen muß, auf 
welche die Eintragung gefchehen fol. | 

Die Ehefrau, welche durch Heirathevertrag fih Hypo⸗ 
thek ausbedungen hat, kann, ohne den Beiftand ihres 
Mannes, oder ohne die Ermächtigung des Richters, die 
hypothekariſchen Eintragungen bewirken und die dafuͤr 
vorgefchriebenen Formalitäten erfüllen laſſen. 


- 4218. Auf den Grund einer in einem fremden Lande 
gethätigten Uebereinkunft kann feine Hypothek eingetragen 
werden auf Güter, welche im Königreich belegen find, es 
ſey denn, daß das Gegentheil durch Traftate beftimmt 
wäre. 


4219. Die Urkunde, auf deren Grund Hypothek bes 
ftellt wird, muß eine fpezielle Nachweifung des befchwerten 
Gutes und von beffen Befchaffenheit und Lage, nad) Ans 
leitung der Katajtraleıntheilung, enthalten. 

In Anfehung der Zehnten und Grundrenten, binficht- 
Tich derer nicht beftimmt angegeben werden kann, welche 
befondere Parzellen damit belaftet find, foll es binreichen, 
wenn bie Urkunde die genaue Befchreibung und Nachweis 
fung der ſchuldpflichtigen Strede, Gemeinde oder Polder 
enthält, 


41220. Hypothek kann blos auf gegenwärtige Güter 
befiellt werden. Eine Hypothek auf zufünftige Güter iſt 
nichtig, cc: 

Sm Falle jedoch die Ehefrau durch Heirathsbedingun⸗ 
gen die Beftellung von Hypothefen vorbehalten, oder, im 
Allgemeinen, ein Schuldner ſich verpflichtet hat, dem Gläus 
biger Hypothek zu geben, kann ber Ehemann oder Schulds 
ner genöthigt werben, feiner Verpflichtung nachzukommen 
durch Anweifung auch folcher Güter, welche er nad der 
Entftehung der Verbindung möchte erworben haben. 
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4221. Eine Hypothek ift blos infofern gültig, als bie 
Summe, für welche fie zugeftanden ift, unzweifelhaft und 
durch die Urfunde beftimmt worden if. 

Wenn die Schuld unbeftimmt, oder ihre Größe nicht 
angegeben ist, fo fol die Beftelung der Hypothek blos bie 
zum Betrage bed abgefchägten Werthes gültig feyn, wels 
chen die Parteien gehalten find, in ber Urfunde anzugeben. 

1222. Der Gläubiger fann in feinem Falle eine Ver⸗ 
mehrung der Hypothek verlangen, es ſey denn, daß bad 
Gegentheil ausbedungen oder durch bad Gefeg beftimmt 
wäre. j 

1223. Alle Bedingungen, durdy welche der Gläubiger 
etwa möchte ermächtigt werden, ſich das hypothezirte Gut 
zuzueignen, find nichtig. | 

Es fteht jedoch dem erften Hypothefargläubiger frei, 
bei Beftellung der Hypothek ausdrücdlich zu bedingen, daß, 
in Ermangelung der gehörigen Abtragung des Kapitals, 
oder der Entrichtung der verfchuldeten Zinfen, er unwider⸗ 
ruflich ermächtiget feyn folle, das verfchriebene Grundftüc 
Öffentlich verfaufen zu laffen, um fi aus bein Ertrage 
fowohl für das Kapital, als für die Zinfen und Koften 
zu erholen. Diefe Bedingung muß in die Öffentlichen Re- 
gifter eingetragen werden, und muß der Berfauf auf bie 
im Artifel 4255 vorgefchriebene Weife Statt finden, mit 
der einzigen Ausnahme, Daß die Gegenwart bed Kantond- 
richterd nicht erforderlich if. 





Zweite Abtheilung. 
Bon der Eintragung der Hypotheken und der 
| Form der Eintragung. 
1224. Die Eintragung der hypothekariſchen Verſchrei⸗ 
bungen muß im die dafuͤr befiimmten öffentlichen Regifter 
gefchehen. 
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In Ermangelung diefer Eintragungen hat die Hypo⸗ 
the nicht die mindefte Kraft, felbft nicht in Hinfiht von 
Gläubigern, welche keine hypothefarifche Verſchreibung 
haben. 

1225. Die Eintragung einer Hypothek ift ohne Werth, 
wenn biefelbe zu einer Zeit gefchehen ift, zu welcher, wenn 
das Eigenthum der Sache auf einen Dritten übergegangen 
it, der Schuldner fein Eigenthumsrecht darauf bereits 
verloren hatte, u | 

41226. Der Rang ber Hypothefargläubiger wird nad 
dem Tage ihrer Eintragung beftimmt, vorbehaltlich ber in 
ben beiden folgenden Artikeln erwähnten Ausnahmen. 

Diejenigen, welche an demfelbigen Tage eingetragen 
worden find, haben gemeinfchaftlich eine Hypothek von 
bemfelben Datum, ohne Unterjchied, zu welcher Stunde 
die Eintragung erfolgt ift, felbft dann, wenn die Stunde 
durch den Hypothefenbewahrer bemerfr feyn möchte. 

1227. Wenn durdy den Kaufvertrag, Behufs Bürgs 
ſchaft für unberichtigte Kaufgelder, Hypothef auf das ver- 
faufte Gut bedungen und die Eintragung innerhalb acht 
freier Tage nach der Trandferibirung jenes Kaufvertrages 
in die dafür beftimmten öffentlichen Regiſter gefchehen ift, 
fo fol diefe Hypothef den Vorrang vor denjenigen Hypos 
thefen haben, welche der Käufer innerhalb biefes Zeit: 
raums auf das Gut bewilligt haben möchte. 

1228. Diefelbe Beftimmung findet Anwendung, wenn 
mittelft TrennungssUrfunde Hypothek ausbedungen worden 
ift, zur Sicherheit für dasjenige, was ein Theilnehmer dem 
andern, in Folge einer Trennung, fhuldig bleibt, oder Bes 
hufs Sicherheit für das zugetheilte Gut. Auch in diefem 
Falle verfchaffen die innerhalb acht freier Tage nach der 
Trangfeription der Trennungss Urkunde durch den Theil 
nehmer bewirften Tintragungen, in fofern es dieſen Vers 
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trag. ‚betrifft, den Vorrang vor. denjenigen Hypotheken, 
welche der Erwerber innerhalb biefes Zeitraums auf Das 
But bewilligt haben möchte. 

4229. Derjenige Gläubiger, der für ein Kapital ein: 
getragen, ift, welches Zinfen oder Renten erträgt, iſt be— 
vechtigt, hoͤchſtens für zwei Jahre und für das laufende 
Jahr wegen der Zinfen oder Renten im denfelben Hypos 
thekeurang gefegt zu werben, als wegen feines Kapitals, 
unbefchadet feines Rechtes, hinfichtlich anderer Renten ald 
derjenigen, welche bei der erften. Eintragung verfichert was. 
ren, befondere Eintragungen zu nehmen, welche, von ihs 
rem Datum an gerechnet, Hnpothef verleihen follen. 

1230. Wenn die Urfunde, durch welche Hypothek bes 
ftellt worden, eine ausdruͤckliche Bedingung enthält, wos 
. durch der Schuldner in feiner Befugniß beſchränkt ift, ent: 
weder: bad befehwerte Gut ohne Zuftimmung des Gläus 
bigers verpachten zu Finnen, oder: hinfichtlich der Weife, 
auf welche, oder ber Zeit, während wekher daffelbe ſoll 
derpachtet werden fünnen, oder in Anfehung. der Voraus⸗ 
bezabfung der Pachtgelder, fo fol eine derartige Bedin⸗ 
gung verbindlich ſeyn nicht allein zwifchen den Parteien, 
fondern fie fol auch durch den Gläubiger, welcher eine 
ſolche Bedingung in die oͤffentlichen Regiſter hat einſchrei⸗ 
ben laſſen, gegen den Pächter in Anfpruch, genommen, wers 
den fönnen; 

„Alles unbefchadet der Beflimmungen. des Artikels 409, 
welche, wenn Gründe dafür vorhanden, fi ind, durch ſaͤmmt⸗ 
liche Gläubiger in Anſpruch genommen. ‚werden. ‚önnen, 
gleichviel, ob irgend einz befchränfende Bedingung “auf den 
Gegenſtand ber Verpachtung oder Berauebt lung ge⸗ 
macht worden iſt, oder nicht. 

4231. Um bie. Eintragung, zu ‚bewerfiieligen,. behan⸗ 
digt der Glaͤubiger, entweder in Perſon oder durch, einen 
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Dritten, dem Hypotbefenbewahrer des Bezirks, in welchem 
die Güter belegen find, zwei von dem Gläubiger oder der 
dritten Perjon ‚unterzeichnete Bordereaur, wovon bad eine 
auf die ertheilte Ausfertigung bed Br geſebi werden 
kann. 

Dieſe Borbereaur enthalten: 

4) Eine beftimmte Bezeichnung bes Dänbigers und 
bes Schuldners und die Angabe des Wohnortes, welcher 
Seitens des Erftern innerhalb bed Bezirks des Hopothe⸗ 
kenamtes gewählt worden iſt. 

Die Eintragung auf die Guͤter eines Berftorbenen kaun 
im Namen des Verſtorbenen erfolgen. 

2) Das Datum und die Beſchaffenheit des Rechtstitels, 
mit Angabe des Beamten, durch welchen oder auf deſſen 
Anſtehen die Urkunde gethaͤtiget worden, oder des Richters, 
welcher die zu beſchwerenden Guͤter, nach Anleitung des 
vorletzten Abſatzes des Artikels 1217, bezeichnet hat. 

3) Den Betrag der Schuldforderung oder die Abſchaͤ⸗ 
zzung der bedingten und unbeſtimmten Rechte, welche ver; 
fihert werben follen, fo wie ben Zeitpunkt, au — die 
Schuld gekuͤndigt werden kann. 

4) Die Bezeichnung der Beſchaffenheit und der — 
der Güter, auf welche bie Hypothek beſtellt worden iſt, 
nach Anleitung der Kataſtraleintheilung, unbeſchadet desje⸗ 
nigen, was im zweiten Abſatze des Artikels 4219: hinfichts 
lich der Zehnten und Grundrenten beftimmt worden 

5) Die Bedingungen, welche, nad Anleitung des: voris 
gen Artifeld, fo wie des zweiten Abſatzes des Artikels 1223 
unb bed zweiten Abſatzes des Artifeld 4254, zwifchen. dem 
Gläubiger und dem — moͤchten verabredet worden 
ſeyn. 

1282. Der Hypothelenbewahrer behält. € eins der Bor 
bereaur an ſich, um felbiges, unter dem Datum der Eins 


532 


reihung, in fein Negifter einzutragen. Er gibt demjeni⸗ 
gen, welcher die Eintragung verlangt hat, unverzüglich 
das andere Borbereau zuruͤck, an deſſen Schlufe er ben 
Tag der Einreichung vermerkt. Endlich iſt er, wenn fol 
ches gefordert wird, verpflichtet, Tängftens innerhalb vier 
und zwanzig Stunden auf dieſes Bordereau fpäterhin die 
Nummer beizufegen, unter welcher die Eintragung in feine 
Regifter Statt gefunden bat. Diefe beiden Erklärungen 
muͤſſen von ihm unterzeichnet werden. 

41233. Bei Nachfuchung der Eintragung, wovon im 
Artikel 1154 die Rede ift, find die Gläubiger ober bie 
Legatarien verbunden, bem Hypothelenbewahrer zu übergeben: 

4) eine authentifche Adfchrift des Geſuchs um Trens 
nung der Güter; 

2) ben Zodtenfchein des Verjtorbenen, oder einen Ton 
fligen gültigen Beweis, baß bie gerichtliche Klage inners 
halb ſechs Monaten nad ber Erledigung bes Naqlaſſes 
begonnen hat; 

3) zwei Borbereaur, enthaltend, nach. der Vorſchrift 
Nre 4 des Artifeld 4231, die Angabe der Befchaffenheit 
und der Lage der Güter, binfichtlid derer bie Einfchrei- 
bung verlangt wird, und find die Beflimmungen bed Ars 


—  titeld A232 auf diefe Borderenur anwendbar. . 


4234, Demjenigen, welcher eine Eintragung hat bes 
wirfen laffen, fo wie feinen Stellvertretern, ober denen, 
welche Kraft einer authentifchen Urkunde das Recht befs 
felben erlangt haben, ift es geftattet, in dem Hypotheken⸗ 
regifter das von ihm gewählte Domizil zu verändern, uns 
ter dem Vorbehalte, daß er ein anderes in bemfelben Bes 
zirke erwähle und bezeichne. 

4235. Die Eintragung kann wegen Berabfäumung der 
bier oben vworgefchriebenen Formalitäten nicht vernichtet 
werden, ald blos in dem Kalle, daß fie. den Gläubiger 


533 


den Schuldner, die Schuld, oder das befchwerte Gut nicht 
auf eine befriedigende Weife kenntlich machen. 

1236, Die Eintragung erhält die Hypothek, ohne Er⸗ 
neuerung, aufrecht. 

4237. Die Koften der Eintragung find für Rechnung 
des Schuldners, wenn nicht das Gegentheil ausbebungen iſt. 

4138, : Die gerichtlichen Klagen gegen die Gläubiger, 
zu denen die Eintragungen Veranlaſſung geben Tönnen, 
müffen vor dem kompetenten Gerichte vermittelt Vorladun⸗ 
gen eingelegt werben, bie entweder an ihre Perjon oder 
"an ben legten Wohnfig, welcher, nad) Ausweis des Regi⸗ 
ſters, gewählt worden, zu richten find, und zwar ohne 
Ruͤckſicht auf das Ableben des Gläubigerd, oder berjenis 
gen, bei denen fie Domizil gewählt haben. 





Dritte Abtheilung. 
Bon der Löfhung der Eintragungen. 


4239. Die Eintragungen werben, auf Koften bed 
Schuldnerd, entweder mit Zuftimmung der dazu befugten 
intereffirten Partheien, oder in Folge eines entweder in letz⸗ 
ter Inſtanz ergangenen, oder eines in Nechtöfraft uͤberge⸗ 
gangenen Urtheils gelöfcht. 

4240. In beiden Fällen hinterlegen diejenigen, welche 
- die Loͤſchung nachfuchen, auf dem Bureau ded Hypotheken⸗ 
bewahrers eine authentifche Urkunde, wodurch die Ermäch⸗ 
tigung zur Loͤſchung ertheilt wird, oder eine beglaubigte 
Ausfertigung ‚einer folchen Urfunde oder des darauf Bezug 
habenden Urtheils. | 

1241. Wenn die Einwilligung in eine Löfhung nich 
ertheift wird, fo muß bdiefelbe bei demjenigen Gerichte, in 
deſſen Bezirke die Eintragung gefhehen üft, in Antrag ger 
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bracht werden; es fey denn, daß dieſer Antrag von einem 
Rechtöftreite abhängig wäre, welcher bei einem andern 
Gerichtshofe ſchwebt, in: welchem Falle das Loͤſchungsge⸗ 
ſuch vor dasjenige Gericht verwieſen werden ſoll, bei wel⸗ 
chem der Hauptprozeß anhaͤngig iſt. er 
Gelchwohl muß die Uebereinfunft, welche zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Schuldner zu dem Ziwede getroffen 
morden iſt, um im Kalle eines Streites, die Forderung 
vor . einen von ihnen beſtimmten Gerichtshof zu bringen, 
von beiden Seiten vollzogen werden. 


Bierte Abthetlung. 
Bon den Wirkungen der Hypothefen gegen 
dritte Befiger. 


41242. Der Gläubiger, welcher ‚eine eingelragene Hy⸗ 
pothek befigt, verfolgt jein Recht auf das verpfändete uns 
bewegliche Gut, in welchen Händen felbiges ſich auch bes 
finden ‚möge, um nad) der Reihenfolge der Eintragung 
Hlaffifizirt und befriedigt ;gu: werben. . 

-4243. Der: Gläubiger bat, nad. geſchehener Aufforde⸗ 
rung an den Schuldner, das. Recht, das verpfändete um“ 
bewegliche Gut gegen den dritten Befiter in Befchlag. zu 
nehmen und verkaufen zu laſſen. Hiebei, ſo wie bei der 
Beſtimmung der Reihenfolge hinſichtlich des daraus ſich 
ergebenden Ertrages, zwiſchen den verſchiedenen Glaͤubi⸗ 
gern, müſſen die in dem bürgerlichen Geſeßbuche in Bezug 
auf gerichtliche: Verkäufe und auf die Rangorbnung vorge 
fchriebenen Formalitäten beobachtet werben. 

4244. Der dritte Befiger kann fi) dem Verkaufe: wis 
derſetzen, wenn er darzuthun vermag, daß ſich in dem Be⸗ 
ſitze des urſpruͤnglichen Schuldners ein. oder ‚mehrere un⸗ 
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bewegliche Guͤter befinden, welche ebenfalls hypothekariſch für 
diefelde Schuld verpfänder find, und welche augenſcheinlich 
binreichen, um ſich wegen diefer Schuld daran zw erholen. 
In folhem Kalle Tann er, mit Suspenfion des gerichtli- 
chen Verkaufes feines Eigenthums, die vorhergehende Sub— 
haftation des mitverpfändeten Gutes gegen den urſpruͤng⸗ 
lichen Schuldner verlangen. 

1245. Im Falle eine Hypothek auf ein unbewegliches 
Gut eingetragen ift, und ein oder mehrere Theile deſſelben 
auf dritte Befiger uͤbergegangen feyn möchten, behält ber 
Glaͤubiger die Befugniß, fein Recht auf das verpfaͤndete 
Gut, oder auf einen ſolchen Theil deſſelben, als er fuͤr 
raͤthlich oder hinreichend erachtet, für das Ganze gültig 
erflären zu laffen, eben fo, als ob das Verpfändete fich 
noch ungetheilt im wel e des Schuldners befände, 

"4246. Der dritte Befiger, welcher, entweder durch 
Expropriation oder freiwillig, die Schuld abgetragen hat, 
iſt, weil er dadurch, Kraft des Geſetzes in die Rechte des 
- Gläubigers getreten ift, befugt, nad Abzug feines Antheils 
im VBerhältniffe zu dem ‚gefammten Werthe der verpfaͤnde⸗ 
ten Guͤter, die ferneren hypothelariſchen Rechte fuͤr dieſe 
Forderung auf die mitverpfaͤndeten Gůter oder auf Theile 
derſelben geltend zu machen. 

1247. In den in den beiden vorigen Artlleln bezeichneten 
Fällen, fol die Eintragung der Hypothet blos auf dasje⸗ 
nige Gut oder auf benjenigen Theil deſſelben n n gelöfcht iver- 
den, mit welchem die Schuldforderung getifgt worden ift, 
oder wovon der dritte Vefiger die Schuld abgetragen bat, 
und zwar auf das weiter Verpfändete nicht eher, als nach— 
dem ber bezahlt .habende oder zur Zahlung gezwungene 
dritte Befiger fein Recht, in Gemäßheit des zuleßt vorher⸗ 
gehenden Artikels, geltend gemacht, oder in die Loͤſchung 
eingewilligt haben wird; Zur Sicherung ſeines Rechtes. 
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ift der fubrogirte Gläubiger verpflichtet, dieſes in den öfs 
fentlihen Regiftern vormerken zu laffen. 

1248. Der. dritte Befiger hat.alle Zeit, bis zu dem 
Zeitpunkte der Ueberweifung, dad Recht, die Siftirung ber 
Erpropriation gegen dad von ihm befeffene verpfändete 
Gut, durch Entrichtung der eingetragenen Schuld und ber 
Zinfen, in Gemäßheit des Artifeld 1229, fo wie der Kos 
fien, zu bewirken. ° 

4249. Dasjenige, was das verpfändete Gut bei bem 
gerichtlichen Verkauf mehr aufbringt, als die hypothefaris 
fchen Laften und Koften betragen, wird bem dritten Befls 
ger erſtattet. | | 

41250. Die Erbdienftbarfeiten und andere bingliche 
Rechte, ſowohl zu Laften ald zum Nuten ded gerichtlich 
verkauften Gutes, welche durch den Uebergang auf den 
dritten Befiger erlofchen waren, leben wieder auf, nach⸗ 
dem daſſelbe einem andern zugefchlagen worden ift. 

4251. Die Verfchlimmerungen, welche durch die Schuld 
oder Nachlaͤßigkeit des dritten Beſitzers, zum Nachtheile 
der Hypothefargläubiger, an dem Grundftüde verurfacht 
worden find, begründen gegen denſelben eine rechtliche Ent⸗ 
fhäAdigungsforderung; er kann die durch ihn gemachten 
Koften .und Berbefferungen nur zu dem Betrage zurüdfors 
bern, bis zu welchem dad Grundftüd durch bie Verbeſſe⸗ 
sungen im Werth geftiegen ift. | 

1252. Dem dritten Befiger, welcher die bypothefarifche 
Schuld berichtigt oder dem desfallfigen gerichtlichen Zwungs» 
verfahren ſich unterworfen hat, fteht das Recht auf Schads 
Ioshaltung gegen den Schuldner zu. 


Fünfte Abtheilung 
Bon der Erlöfhung der DIDSEREIR 
4253. Die Hypotheken erloͤſchen: 
4) durch das Erlöfchen der Hauptſchuld; 
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2) durch Berzichtleiftung bed Glaͤubigers auf die Hypothek; 
3) durch gerichtliche Feltftellung der Rangorbnung. - 
41254. Derjenige, welcher das befchwerte Gut, fey es 

vermittelſt gerichtlichen Verkaufes oder in Folge eines freis 
willigen Berkaufes, für einen in Geld befiimmten Preis 
gekauft hat, kann verlangen, daß das angefaufte Grunds 
ftüd von allen bypothefarifchen Laften, welche den Kanfs 
preis überfteigen,, befreit werde, unter Beobachtung der 
durch die nachftehenden Artifel ertheilten Borfchriften. 

Die Entlaftung fol jedoch bei freiwilligem Verkaufe 
nicht Statt finden, wenn die Parteien bei Beftellung der 
Hypothek darüber ausdrüdlich Übereingefommen find, und 
diefe Bedingung in die öffentlichen Regiſter eingsiirichen 
worden ift. 

Eine ſolche Bedingung kann blos durch den erften % 
pothefargläubiger geftellt werben. 

1255. In dem Falle freiwilligen Verkaufes fol der 
Antrag auf Loͤſchung anders nicht geftellt werden koͤnnen, 
ald wenn der Berfauf öffentlih, nach den örtlichen Ges 
brauchen, auf Betreiben eined Öffentlichen Beamten und 
in Gegenwart des Richters desjenigen Kantong Statt ger 
funden hat, in welchem die fämmtlidhen Güter oder der 
größte Theil derfelben belegen find; und wenn ferner die 
eingetragenen Gläubiger wenigften® dreißig Tage vor dem 
Zufchlage durch eine Vorladung davon benachrichtigt wors 
ben find, die an den Wohnorten infinuirt werben muß, 
welche die Gläubiger bei der Eintragung gewählt haben. 

4256. Der Anfäufer, welcher das im Artifel 1254 bes 
‚zeichnete Vorrecht genießen will, ift verbunden, innerhalb 
eines Monats nach dem Zufchlage eine richterliche Klaſſi— 
fijirung Behufs Vertheilung des Kaufpreifes, in Gemäß« 
heit der durch das bürgerliche Geſetzbuch — 
Verordnungen, eroͤffnen zu laſſen. 


ri 
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- 4257. Bei der Rangordnung fol die Loͤſchung derje⸗ 
‚Eintragungen verordnet werden, welche air vor» 
theilhaft klaſſiſizirt worden find. 

Solhe Eintragungen, welche blos für einen gheir als 
vortheilhaft in Betracht kommen, follen blos für dieſen 
Theil aufrecht erhalten werden, und zwar bis zur erfolgs 
ten Zahlung, welche ber Gläubiger fogleich fordern fan, 
ohne Ruͤckſicht, ob die Forderungen auffündbar find oder nicht. 

In Hinficht folcher Forderungen, deren ganzer Betrag 
vortheilhaft Flaffifizirt worden, follen die Eintragungen ges 
bandhabt bleiben und der Anfäufer zu denfelben Berpflich- 
tungen verbunden ſeyn, und biefelden Zeitbeftimmiungen 
und Ausſtandsbewilligungen genießen, als der urfpräng® 
liche Schuldner. 

1258, Bei der Ermittelung der Menge ber hypothe⸗ 
farifchen Eintragungen fol die immerwährende Rente auf 
das in der Urfunde bezeichnete Kapital und, in Ermans 
gelung beffen, auf das Zwanzigfache der Nente berechitet, 
werden, und füllen Leibrenten oder Iebenslängliche Penflo: 
nen nach Maaßgabe des Alters des Beſitzers oder desje⸗ 
nigen, auf beffen Körper die Leibrente haftet, ober nad 
ber Zeit, während welcher ber Genuß dauern muß, be 
rechnet und zum Kapital gefchlagen werden; Alles in Ger 
mäßhelt des gewöhnlichen Werthes bes geibrente, nach der 
Abſchaͤtzung von Sachverfiändigen, 

1259. Eintragungen auf Güter von Bormündern, Kus 
ratoren und Ehemännern, zum Vortheil von Minderjähris 
gen, unter Kuratel Geftellten oder Ehefrauen, und über 
haupt alle Eintragungen für Schulden, welche aus Ber; 
bindlichkeiten berühren, die bedingungsmeife beftehen, oder 
deren Betrag unbeſtimmt ift, bleiben, in ſofern fie für das 
Ganze oder für einen: Theil vortheilhaft klaſſiſizirt worden, 
zu Laften bes verkauften Grundfiids gehandhabt, bis zu 


dem Zeitpunfte,) zu welchem, nach. der Aufhebiing der Vor⸗ 
mundfchaft ober der Kuratel, der. Auflöfung der Ehe oder 
dem Erlöfchen der bedingten ‚oder, unbeſtimmten Verbind⸗ 
lichkeit, fich, ergeben ‚wird, ‚ob und bis zu welchem Betrage 
den. Hypothefargläubigern. eim Recht: * — 
zuſteht. din Si 
1260. Der Ankäufer behält die Kaufgelder‘ anı fich, 
bis zum Betrage: der Summe, mit welder das Grund⸗ 
ſtuͤck, nach Anleitung des vorigen: Artikels, belaſtet bleibt; 
wenn in den Verfaufsbedingungen dieferhalb nichts Andes 
res beftimmt worden, ift en verpflichtet, dem Verfäufer ober 
fonftigen. Berechtigten die geſetzlichen Zinfen, jener Summe 
bis zum Zeitpunfte dersendlichen Abtragung des. en 
fes auszuzahlen. 
4261. Wenn jedoch. der Anfäufer ‚oder feine Nadır 
folger das Grundſtück dergeftalt, verſchlimmern oder 
verwahrlofen, daß dadurch die Sicherheit, der Berech⸗ 
tigten ſich ſollte vermindern oder verloren gehen koͤnnen, 


ſo haben dieſe die Befugniß, rechtlich zu verlangen, daß 
die unbezahlten Kaufgelder unverzuͤglich abgetragen und 
entweder in hypothekariſchen Eintragungen auf andere un⸗ 
bewegliche Guͤter, oder in Einſchreibungen in das Haupt⸗ 
buch der nationalen wirklichen Schuld verzinslich angelegt 
werden; ‚im beiden. ‚Fällen ‚unter derſelben Verbindlichkeit 
und unter den nämfichen Beftimmungen, als ob die Kauf⸗ 
gelder dem Ankaͤufer oder deſſen Nachfolgern verblieben 
waͤren: Alles unbeſchadet der Verguͤtung von Koſten, 
Ghaben und Zinfen, wenn Gruͤnde dafuͤr vorhanden: find. 
Im Falle die Aufforderung, zu fofortiger Zahlung, wos 
von im vorigen Abfage die Rede ift, bewilligt wird ‚bat 
der Richter zu gleicher Zeit eine qualifizirte Perfon * er⸗ 
nennen, welche mit dem Empfange der Kaufgelder und 
deren Ausleihung beauftragt ſeyn ſoll. 
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41262. Wenn in dem, im Art. 4259 bemerften Kalle, 
am Schluffe ſich herausftellt, daß derjenige, zu deſſen Guns 
ften die Eintragung gefchehen ift, nichts, oder weniger, 
als die urfprünglich eingetragene Summe, zu fordern hat, 
fo wird die DBerbindlichkeit aufgehoben, und werben 
die unberichtigten SKaufgelder verabfolgt, entweder zum 
Vortheil derjenigen Hypothefargläubiger, deren Eintraguns 
gen ganz oder theilweife nicht vortheilhaft Flaffifizirt waren, 
und zwar unter Beobachtung der Ordnung, in welche fie 
geftellt waren, oder aber zum Bortheil des urfprünglichen 
Beſitzers des Grundſtuͤcks oder fonftiger Berechtigten. 


41263. Wenn, in Bezug auf die in demfelben Art. 1259 
bezeichneten Eintragungen, fpätere ganz oder theilweife 
nicht vortheilhaft Klaffifizirt find, und deshalb geldfcht 
werden müffen, fo fol der Richter durch das Klaffıfifa- 
tionserfenntniß verordnen, daß Seitens des Hypthekenbe⸗ 
wahrers, von Amtswegen, neben der Löfchung in’ den 
Regiftern bemerkt werde, baß die Gläubiger ihr Recht auf 
dasjenige, behalten, was am Schluffe von den: ne 
ten Kaufgeldern überfchießen möchte. Zu 


1264. Im Kalle durch gerichtlichen Verkauf, ein 
Grundſtuͤck, welches‘ verfchiedene unbewegliche Güter in 
fih begreift, von denen Eined ober mehrere unbelaftet, 
und Andere mit Hypothek befchwert find, in ihrem gans 
zen Zufammenhange zu Einem Preife verfauft ift, ſoll 
der Preis eines jeden unbeweglichen Gutes, nach Verhaͤlt⸗ 
niß des ganzen Kanfpreifes, zum Bortheil der auf jedes 
Stud des Gutes eingetragenen Gläubiger, durch den 
Richter, nad) Anhörung von Sachverſtaͤndigen/ beſtimmt 
werden. 
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Sechste Abtheilung. 


Von der Oeffentlichkeit der Regiſter und der 
Verantwortlichkeit der Hypothekenbewahrer. 


1265. Die Hypothekenbewahrer ſind verpflichtet, allen 
Denen, welche ſolches verlangen, Einſicht in ihre Regiſter 
zu geſtatten, und eine Ausfertigung der Urkunden, welche 
in ihre Regiſter eingetragen ſind, ſo wie der beſtehenden 
Eintragungen und Bemerkungen, oder aber eine Befcheinis 
gung, daß deren feine vorhanden find, mitzutheilen. 

„In allen Fällen find fie, wenn früher Eintragungen 
auf das Gut beftanden haben, welche fpäterhin gelöfcht 
worden find, verpflichtet, von diefer Thatfache, ohne weis 
tered befonderes Anfuchen, auf der von ihnen zu ertheilens 
den Ausfertigung ober Befcheinigung Erwähnung zu thun. 

4266. Sie find verantwortlich — die Nachtheile, 
welche entſtehen: 

1) aus ihrer Nachlaͤßigkeit in — und genauer 
Transſcribirung, Eintragung, Erwähnung beſchraͤnkender 
Bedingungen und Bemerkungen, welche auf ihrer — 
ſtube verlangt worden ſind; 

2) daraus, daß fie unterlaſſen haben, in ihren Beſchei⸗ 
nigungen von einer oder mehreren beftehenden Eintragungen 


Erwähnung zu thun, es fey denn, daß, in letzterem Kalle, - 


ber Irrthum aus ungenügender Angabe herrühre, welcher 
ihnen nicht zur Laft gelegt werden könnte; 

3) aus Löfchungen, welche fie verrichtet haben, ohne 
daß die im Art. 1240 bezeichneten Schriftſtuͤcke ipnen vor⸗ 
gelegt worden ſind; 

4) aus Unterlaſſung der im zweiten Abſatze des vori⸗ 
gen Artifeld bezeichneten Andhbe. 

4267. Die unbewegliche Sache, in Anfehung welcher 
‚ ber Hypothefenbewahrer eine oder mehrere eingetragene 


“- 
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Laften in feiner Befcheinigung amzugeben verfäumt haben 
möchte, ift von biefen Laſten nicht. befreiet; - vorbehaltlich 
der Berantwortlichfeit des Bewahrers gegen Denjenigen, 
welcher die Befcheinigung, worin der Irrthum Statt ges 
funden, verlangt hat, und unbeſchadet der Schapdloshals 
tung des Hypothefenbemahrers durch die Gläubiger, wel 
he unverſchuldete Bezahlung genoffen haben. 

544268. In keinem Kalle dürfen) die: Bewahrer es vers 
weigern oder zögern, Urkunden, durch welche ein Eigenthum 
übertragen wird, einzufchreiben, hypothekariſche Rechte ein⸗ 
gutragen, Einficht ihrer Regiſter zw geben, oder verlangte 
Befcheinigungen zu ertheilen, bei Strafe des Koftens, 
Schaden⸗ und Zinfenerfaßes an die Partheien; zu welchem 
Ende, auf; Anftehen Derjenigen, welche folches begehren, 
durch einen Notar oder Gerichtövoltzieher unter Zuziehung 
zweier. Zeugen, ein Protokoll über die Weigerung oder 
.. bes —— aufgenommen werden ſoll. 


En die: rigen ‚ber Ueberfegung. bed worftehenben 
Geſetzes: 


Overman n, 
Sekretär der K. Provinzialftenervermaltung zu 
Kö, und ‚vereideter ueberſeher. 


11. 


| Auszuug | 

aus dem KR, niederländifchen Gefeße über dad Hypo: 

thefenwefen vom 28. April 1834.  (Kritifche Zeitz 

fhrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefeßgebung des Aus: 

landes, herausgegeben von Mittermaier und Zochatia. 
B. 7, Heft 1, S en) 


Sm Königreich der Niederlande galt das franzöfifche 
Givilgefegbuch, daher auch das franzofifche Hypothekenrecht 
mit allen feinen fühlbaren Gebrechen. Schon bei der 
von 4825 bis 1830 in den Generalftaaten berathenen 
Revifion des code civil wurbe auch bie Lehre von den 
Hypotheken umgearbeitet, und in bem 1830 erfchienenen 
Givilgefegbuch bildet das Hypothekenrecht das zwanzigſte 
Kapitel im Zen Buch (Art. 1239 — 94). Als Belgien 
von Holland getrennt wurde, wurde in Holland von den 
Generalftaaten eine neue Revifion des code eivil berathen; 
ald man aber an das Hypothekenrecht kam, wurde wer 
gen der Wichtigkeit der Sache die Berathung ausgeſetzt; 
neue Gommiffionsberichte wurden erfattet, neue Entwürfe 
vorgelegt, bis endlich 4834 aud der Theil, welcher von 
den Hypothefen handelt, rewibirt wurde. Wir wollen bier 
unfere Lefer mit den Hauptbeflimmungen befannt machen, 
die von dem franzäfifchen Geſetzbuche abweichen; die ges 
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genauere Prüfung fol einem befonderen Auffage im Civil⸗ 
archive vorbehalten bleiben. Die Artifel 2115, 2117, nach 
"weichen die Hypothek eine gefegliche oder gerichtliche oder 
fonventionelle ift, find weggelaffen, weil nach dem holläns 
difchen Gefege ed nur Konventionalbypothefen gibt. — Zu 
den Gegenftänden, an welchen nach Art. 2148 des code 
eivil Cim hollaͤndiſchen Gefegbuc Art. 1241) Hypotheken 


fonftituirt werden fönnen, gehören auch das Recht der 


Superficies und Emphyteuse während ber Zeit ihrer Dauer, 
ferner die Grundrenten, bie Zehenten und das Erbpadıts 
recht. — Die Hypothek kann nad Art. 4248 nur dur 
einen Notariatsakt beftellt werden, ausgenommen in den 
Fällen, wo das Gefeb anders verfügt. Die Vollmacht 
‚zur Beftelung einer Hypothek muß in einer Öffentlichen 
Urfunbe ertheilt werben. Der Bormund, Gurator, ber 
Ehemann und jeder Andere, welcher vermöge Geſetzes oder 
Vertrags: verpflichtet ift, eine Hypothek zu beftellen, kann 
dazu durch ein Urtheil genoͤthigt werden (welches die naͤm⸗ 
liche Kraft hat, ald wenn er die Hypothek bewilligt hätte), 
worin die Güter, in welche die Einfchreibung gefchehen 


fol, anzugeben find. Die Ehefrau, welche durch Ehevers - 


trag fih Hypothek bedungen hat, kann ohne Beiftandsleis 
ftung ihres Ehemannd oder Ermächtigung des Richters 
die bypothefarifche Ssnfeription fordern. — Art. 1250. 
Der Aft, durch welchen Hypothef beftellt wird, muß bie 
Güter, auf welche Hypothek beftellt ift, genau bezeichnen. — 
Art. 1254. Nur die gegenwärtigen Güter fönnen verhys 
pothezirt. werden; nur wenn die Ehefrau fich eine Hypothek 
bebungen oder überhaupt ein Schuldner ſich verpflichtet 
- hat, dem- Gläubiger Hypothek zu beſtellen, kann der Ehes 
mann oder der Schuldner genöthigt werden, auch Güter 
anzuweifen, welche er mach feiner Verpflichtung erwirbt, — 
Art. 1252. Die Hypothek ift nur in fo fern gültig, als 


! 
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die Summe, für die fe beftellt ift, beftimmt und. im Akt 
ausgedruͤckt iſt. — Art. 1255. Die Einfchreibung ber 
Hypotheken gefchieht in die dazu beftimmten öffentlichen 
Negifter. Beim Mangel diefer Einfchreibung bat die Hy⸗ 
pothef feine Wirkung, felbft nicht in Bezug auf die Chiros 
oraphargläubiger. — Art. 1257. Der Rang der inferis 
birten Gläubiger wird durch bas Datum ber Einfchreibung 
beftimmt. Diejenigen, welche am nämlichen Zage inferis 
birt find, erhalten gleichzeitlih eine Hypothef vom nämlis . 
hen Datum, ohne Nüdficht auf die Stunde der Einfchreis 
bung. (Befondere Beitimmung im Art. 42358 über Hypothef, 
die in Theilungsaften angeordnet find, und im Art. 4259 
über Einfchreibungen zum Vortheil der Gläubiger eines 
Erben auf eine zur Succeffion gehörige Liegenfchaft ). 
Um bie Infeription zw bewirken, fol ber Gläubiger nad) 
Art 1261 dem Hypothefenbewahrer des Bezirks, worin die 
Güter gelegen find, zwei von bem Schuldner unterzeichnete 
Bordereaux ;uftellen, wovon das eine auf die Expedition 
des titre gefegt werden fanıt. Die Bordereaux müffen die 
Bezeichnung des Glänbigerd und Schuldners, Datum und 
Natur des Nechtötiteld, Betrag der Summe, Bezeichnung 
und Lage der zu verhypothezirenden Güter und befondere 
verabredete Bedingungen enthalten. Nach Art. 4264 bes 
hält der Hypothefenbewahrer eines der Bordereaux, um ed 
mit der Bezeichnung des Tags ber Uebergabe im feine 
Regifter einzutragen, gibt dem, welcher die Einfchreibung 
nachgefucht hat, fogleich das andere Bordereaux, auf welchem 
der Tag der Uebergabe bemerkt wird, zuräd, und fügt 
- binnen 24 Stunden auf Verlangen die Nummer bei, unter 
welcher in feinem Regiſter die Inſcription erfolgte. — 
Art. 1265. Die Infeription ſichert die Hypothek ohne 
Ernenerung. Die Inſcriptionen werden nach Art. 4268 
gelöfcht, wie die Art, 2157 — 59 des code civil es vor 
35 - 
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fchreiben. — Statt Art. 2466 ff. des code civil über Wirs 
tung der Hypothek gegen Dritte fchreibt Art. 4271 vor: 
Der Gläubiger, der eine inferibirte- Hypothek hat, verfolgt 
fein Recht auf die ihm verpflichteten Güter, in welchen 
Händen fie ſich auch befinden mögen, um nad der Ord⸗ 
nung der Einfchreibung bezahlt zu werden. — Art, 1272, 
Der Gläubiger hat das Recht, nach erfolgter Aufforderung 

an den Schuldner das verhypothezirte Gut bei dem brite 
ten. Befiger in Befchlag zu nehmen und zu veräußern. — 
Art. 4273. Der dritte Beflger Fann fi dem Berfaufe 
widerfegen, wenn er zeigen kann, daß ſich in dem Befige 
des nrfpränglichen Schuldners noch mehr Immobilien bes 
finden, die für die nämliche Schuld dem Gläubiger vers 
hypothezirt find und zur Zahlung der Forderung hinreichen. 
In diefem Falle kann er die Suspenfion der Veräußerung 
feines Eigenthums und die vorgängige Veräußerung ber 
mit verhupothezirten Güter des Hauptſchuldners fordern. — 
Arh/ 1274. : Wenn eine Hypothek auf eine Liegenfchaft 
inferibirt ift und eim ober mehrere Theile davon in bie 
Hände dritter Beſitzer übergegangen find, fo hat der Glaͤu⸗ 
biger dennoch. die Befugniß, died Gut zur Tilgung feiner 
Korderung im Ganzen in Auſpruch zu nehmen, fo, ale 
wenn es ſich noch unvertheilt in den Händen bed ur- 
fprünglichen Schuldners befände. — Art. 1275. Der dritte 
Befiger, welcher die Schuld bezahlt hat, iſt befugt, kraft 
Geſetzes indie Nechte des Gläubiger zur Befriedigung 
feiner Anfprüche einzutreten. — Art. 1276. In den Fäl 
Ien bed vorigen Artikels fol die Einfchreibung der Hypo⸗ 
thek allein auf das: Gut oder den Theil beffelben, auf . 
welchen man fie gelten ließ, „der deren barauf ruhende 
Laft der dritte. Beſitzer tilgte, gelöfcht werden. Auf den ' 
übrigen verhypothezirten ‚Gütern wird fie nur gelöfcht, 
wenn der dritte Befiger, ber bejahlt oder gegen welden 
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Zwangsverfteigerung. ergangen äft, feine nach Art. 1975. 
ihm ertheilten Rechte geltend gemacht oder in die Loͤſchung 
ber Hypothek eingemilligt bat, — Art. 1977, Der dritte 
Befiger bat bis zum. Augenblid der Adjudication das 
Recht, ſich im Beſitze der Liegenfchaft zu erhalten, wenn 
er nachweist, daß die inferibirte Hypothef für die Haupt⸗ 
forberung, Zinfen und Koften getilgt if. — Art. 1278 
Wenn aus dem verbypothezirten Gute bei der Veräuße 
rung mehr erlöst wird, als die Hypothefarfchuld und Ko 
fien betragen, fo wird der Leberfhuß dem dritten Befiger 
bezahlt. — Art. 1279. Servituten und andere bingliche 
Rechte, die auf dem veräußerten Gute rubten, oder ibm 
zuftanden und durch den Uebergang auf ben dritten Bes 
ſitzer erlofchen find, leben wieder auf, nachdem das Gut 


„einem. andern zugefchlagen it, — Yırt, 1279, a, enthält 


die Beftimmung des Art. 2175 bes franzoͤſiſchen code ei- 
yil. — "Art. 1280. Der dritte Befißer, welcher die Hypo» 
thefarfchuld bezahlt hat, oder gegen den die Zwangsverfteiges 
rung ergangen ift, hat den Negreß gegen den Schuldner. — 
Art, 1281. Hypotheken erlöfhen durch Erlöfchung ber 
Hauptobligation, durch Verzichtleiftung des Gläubigers 
auf die Hypothek, durch gerichtliches Rangurtheil. — 
Art. 1282, Der Erwerber einer Liegenfchaft durch Zwangs— 
ober freiwillige Verfteigerung, wo .nur um baared Geld 
die Erwerbung geſchah, kann fordern, daß das erworbene 
Gut von allen Hypotbefarlaften befreit werde, welche ben 

Verkaufspreis überfteigen. Died gilt nur bei freiwilliger 
Veräußerung, wenn die Bebingung vorher von dem erften 
Hypothefargläubiger gemacht und in die Öffentlichen Res 
gifter eingetragen ift. — Art. 1233. Bei freiwilliger Vers 
fieigerung kann diefes Gefuh um Entlaflung nur Statt 
finden, wenn die Verfeigerung öffentlich vor einem Beams 
ten gefhah, und die inferibirten Glaͤubiger 30 Tage vor 
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der Adjudication gehörig im Kenniniß gefegt wurden. — 
Art. 4284. Der Erwerber, ber das Recht nach Art. 1284 
ausüben will, muß binnen 30 Tagen von der Adjudication 
an auf bas gerichtliche Rangurtheil antragen. — Art. 1285. 
Durch bied Urtheil wird die Loͤſchung der Hypotheken bes 
fohlen, welche nach dem Urtheil nicht mehr zur Zahlung 
gelangen: — Art. 1286, Zur Bollziehung biefer Beftims 
mungen fol eine ewige Rente nach ber Hauptſumme, die 
im Alte ausgebrüct ift, berechnet und inferibirt werben; 
wenn fein Kapital ausgebrücdt ift, fo wird die Rente in 
einer zwanzigfach berechneten Summe, und wenn ed um 
eine Leibrente fich handelt, in einer. Summe eingetragen, 
die nach dem Alter der Renten ber berechtigten Perfon 
berechnet wird. — Art. 4287. Inferiptionen auf die Guͤ⸗ 
ter der Bormünder oder Euratoren ober Ehemänner zum 
Bortheil ber Minderjährigen oder Interdicirten ober ber 
Ehefrauen werben, wie fie im gerichtlichen Urtheile locirt 
find, ‚aufrecht erhalten und ruhen auf dem verkauften Gute, 
bis bie Bormundfchaft aufgehoben ober die &he getrennt 
ift, bis zum Betrage ber Summe, für welche der Hypo⸗ 
thefargläubiger auf ben Kaufpreis collocirt wurde. — 
Art. 1288. Der Käufer behält den Kaufpreis. bis zum: 
Betrage der Summe, mit welcher fein Gut nach den bis⸗ 
herigen Artifeln belaftet bleibt, und iſt verpflichtet, wenn 
nichtd Anderes bebungen tft, an ben Berfäufer oder andere 
. Berechtigte die Zinfen der Summe. zu bezahlen bis zum 
Betrage der definitiven Bezahlung bes Kanfpreifes. — 
Art. 1289. Wenn der Käufer oder feine Nachfolger das 
Gut fo verfchlimmern oder verwahrlofen, daß dadurch der 
Sicherheit der Berechtigten Gefahr droht, fo. koͤnnen dieſe 
bei Gericht fordern, daß ber rüdftändige Kaufſchilling ab⸗ 
getragen, und entweder durch neue Suferiptionen auf Lies 
genfchaften oder. burch Einſchreibung in das große Buch 
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der Nationalſchuld gefichert werde. Das Urtheil bezeich⸗ 
net dann eine Perfon, welche mit bem Empfang des bes 
zahlten Kaufichillings und der Anlegung der Summe bes 
anftragt wird, — Art. 4290. Wenn im Falle deö Art. 1287 
ber Ausgang 'zeigt, baß der, zu deffen Beften die Inſcrip⸗ 
tion gemacht wurde, feine Korderung hatte, oder daß fie 
geringer ift, als die Summe, für welche fie inſcribirt ift, 
fo wird das Verhältniß aufgehoben, und der nichtbezahlte 
Preis wird ganz oder theilmeife bis zum Betrage der 
Summe, für welche die Infeription wirkungslos war, ver 
gütet. — Art. 1291. Wenn bei einer Berfteigerung eine 
Maffe, die aus Gütern befteht, von welchen -einige mit 
Hypotheken befchwert, andere frei find, im Ganzen ver 
kauft wird, fo wird ber. Preis einer jeden mit Hypotheken 
belafteten Liegenſchaft im Verhaͤltniß zum Gefammtpreis 
durch den Richter im Intereffe ber infcribirten Gläubiger 
nah Gutachten ber Sachverſtaͤndigen verhälmißmäßig bes 
ſtimmt. — Art. 4292. Die Hypothefenbewahrer: find fchuls 
big, jebem, ber. es verlangt, bie Einficht ihrer Regiſter zu 
‚geftatten, und ihnen Abfchrift ber Eintragungen oder Ger 
tififate, daß feine Infcriptionen eriftiren, zu geben. Wenn 
in. einer ‘früheren: Periode eine nachnjals wieder geldfchte 
Eintragung auf ben Gütern gemacht war, fo muß auch 
Dies auf der Abfchrift oder im Gertifitat bemerkt werben. — 
Art. 4293. Die Hypothekenbewahrer find verantwortlich: 
4) für ihre Nachlaͤßigkeit in Bezug auf die rechtzeitige und 
genaue Transfeription oder Eintragung ober Bemerkung 
ber befchränkenden Bedingungen oder Verhältniffe, die fie 
hätten eintragen follen; 2) wegen Verabfäumung der Er- 
wähnung ber in ihren Gertififaten vorhandenen Eintragun⸗ 
gen, wenn nicht im legten Falle der Irrtum aus unge 
nügenben Bezeichnungen fich ergibt, bie dem Beamten nicht 
zu imputiven find; 3) wegen Löſchungen, bie unberechtigt 


550 . 


gemacht wurden; 4) wegen Verfäumung ber im Art.41294 
. ertheilten Vorſchriften. — Art. 1294. Die Liegenfchaft, in 


Anfehung derer der Hypsthefenbewahrer eine oder mehrere 


eingetragene Laſten im Gertiftfat anzugeben unterlaffen hat, 
wird dadurch nicht befreit, vorbehaltlich der Berantworts 
Iichkeit, die der Beamte gegen denjenigen hat, welcher dad 
Gertififat forderte. — Art. 4295. In feinem Falle dürfen 


die Hypothefenbewahrer die Transfeription in Bezug auf 


Eigenthumserwerb, oder Eintragung der Hypotheken, ober 
Geftattung der Einficht der Negifter, oder Ausſtellung ber 
Gertififate bei Strafe ber Haftung für allen Schaden vers 
weigern. — Noch find wir fchuldig, drei andere zur Ers 
gänzung der Hppothefengefeßgebung . gehörige Vorfchriften 
der. hollaͤndiſchen Legislation hier anzugeben. . Da. bad 
Geſetz feine Legalhypotheken zuläßt, fo beſtimmt ber Artis 
tel 441 bed code, . daß der Vormund fchuldig ift, wegen 
feiner Gefchäftöführung bis zum Betrage einer dem Um⸗ 
fange feiner Verwaltung entfprechenden Summe Hypothek 
zu beftellen (gute Borfchriften über die Ausführung im 
Art. 442-450). Ferner erflärt Art. 280 bed code, daß 


Feine Verabredung in Eheverträgen, die von der. gefeglich 


f 


als Regel präfumirten Gütergemeinfchaft abweicht, gegen 
dritte Perfonen gelten fol, wenn fie nicht in das öffent 
liche Regiſter inferibirt ift. Vorzüglich fühlte der hollaͤn⸗ 
diſche Gefeßgeber, daß jebe Hypotbefengefeggebung auf der 


Baſis eines voltändigen Grundbuchs ruhen müffe, aus 


welchem alle Veränderungen, die das Grundeigenthum bes 
treffen, erfüchtlich find, und fo fehreibt Art. 740 vor, daß 
die Uebertragung des Befiges der Liegenfchaften nur durch 
die ‚Transfeription des Rechtstitels in den öffentlichen 
Büchern bewirkt werde. Eine genauere Prüfung biefer 
au einem andern Orte folgen. 
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